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Vorwort, 



Dem Jahrgang 1870 von Karl Schlossers Neuestem 
Geschichtskalender verleiht die grössere Ausführlichkeit in 
der Darstellung der wichtigsten Ereignisse einen weit be- 
deutenderen Umfang im Vergleich zu dem Jahrgang 1869. 

Dies sowohl, als vielfach geäusserte Wünsche, ver- 
anlassen mich den Jahrgang 1870 in zwei Abtheilungen 
zu trennen, und die erste jetzt schon erscheinen zu lassen. 
Auf diese Weise ist es möglich geworden unsere über- 
sichtliche Zusammenstellung der Begebenheiten, die diesem 
Jahr einen hervorragenden Platz in der Weltgeschichte an- 
weisen, frühzeitigst in die Hände des Publikums gelangen 
zu lassen. 

Die erste Abtheilung enthält die Monate Januar bis 
Juli; die zweite wird die Monate August bis Dezember 
nebst zwei ausführlichen Registern bringen, und zu Anfang 
Februars erscheinen. 

Der Verleger. 
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Nachträglich zu 1869. 

Grossbritannien und Irland. Im Jahre 1868 waren in Irland 
Pachtgüter von 1 Acre 49,789; von 1—5 Acres 77,108; von 
5—15 Acres 172,040; im Ganzen 594,341 (2777 weniger als 
1867.) 

In Irland wurden wegen Mordes 

angeklagt zum Tode verurtheilt hingerichtet 
1829—1833 1676 152 103 

1834—1838 1588 131 75 

1839—1843 851 85 28 

1844-1848 631 104 47 

1849—1853 543 81 83 

1854—1858 226 24 9 

1859-1863 175 18 11 

1864—1868 110 16 8 

Russland und Polen. Von Ende September an Aufstände 
unter der sibirischen Landbevölkerung, welche glaubt der 
Kaiser habe sie für die nächsten 0ahre von allen Abgaben 
und vom Kriegsdienste befreit. 

Januar 1870. 

%Fan**ftr 1. Samstag, 

Norddeutscher Bund. Das preussische Ministerium der aus- 
wärtigen Angelegenheiten hört als prenssisches auf und geht 
auf den Bund über. 
Schiffbrüche an den Küsten im Jahre 1869: 114. Im Jahre 
1868: 115. Im Jahr 1867: 128. Im Jahr 1866: 81. 

Baiern. Staatsschuld. Allgemeine Staatsschuld: fl. 166,345,804; 
weniger gegen das Vorjahr: 1,572,079. Eisenbahnschuld; 
163,428,800;mehr:15,063,700. Grundrentenschuld: 95,580,930; 
weniger: 534,350. 

Oesterreich -Ungarn. Finanzausweis für 1869 in der östlichen 
Reichshälfte. Wirkliche Ausgaben 324,968,000 Gulden, wirk- 
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liehe Einnahmen 325,251,000 Gulden. Seit langen Jahren 
zum ersten Mal ein Ueberschuss (283,000 Gulden). Das Er- 
gebniss im Ganzen stellt sich um 37,886,000 Gulden günstiger 
als der Voranschlag. 
GroBSbritarmien und Irland Der Postvertrag mit Nord- 
Amerika tritt ins Leben. (Briefporto 3 Pence = 9 Kreuz. 
= 2Va Sgr.) 

Ein neues Bankrottgesetz tritt in Kraft, welches die Bankrotte 
mehr erschwert, indem künftig nur dann wenn fünfzig Proc. 
für die Gläubiger herauskommen, der Fallirende für die Zu- 
kunft seiner Verpflichtungen ledig sein soll. 

In London waren im Jahr 1869: 1572 Feuersbrünste. 

Im Jahre 1867 Ausfuhr: für 180,961,923 Pfd. St., im Jahre 
1868 für 179,677,812, im Jahre 1869 für 190,045,230 Pfd. St. 
(2280 Millionen Gulden oder beinahe 1303 Millionen Thaler.) 
Schweden und Norwegen. Die Bevölkerung Schwedens hat 
sich im Jahre 1868 um 22,601 Personen, im Jahre 1869 
wieder um 14,343 vermindert, in Folge der Auswanderung. 

Prankreich. Bei der Neujahrs-Beglückwünschung sagt Napo- 
leon III.: „Die neuen Verhältnisse vermehren die Vorrechte 
des gesetzgebenden Körpers, ohne die dem Kaiser von der 
Nation verliehene Autorität zu vermindern. Der Reisende 
der nach langer Wanderung sich eines Theils seiner Last 
entledigt, schwächt sich nicht, sondern sammelt nur neue 
Kraft um seinen Weg fortzusetzen." 

Italien. Ein königlicher Erlass tritt in Kraft welcher bisher 
nur im ehemals sardinischen Gebiete Geltung hatte, und 
wonach viele Feiertage nicht mehr bürgerlich gefeiert werden. 
Der Ertrag der Zölle 1869 war 205,458,218 Livres, über 6 1 /» 
Millionen mehr als 1868. 

Kirchenstaat. Der Notar der römischen Inquisition erklärt 
dass in der päpstlichen Verurtheilung geheimer Gesellschaften 
auch die Fenier inbegriffen seien. 

Russland und Polen. Gesammtsumme des Defizits in den 
letzten acht Jahren: 149 Millionen Rubel. 
Nach der Zeitschrift der Invalide zählt die Reserve des Heeres 
518000 Mann. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Die Staatsschuld be- 
trägt 2658 Millionen Dollars, der Kassenvorrath 109 Millionen 
Gold und 127s Millionen Papier. 
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Im Jahre 1869 sind in Newyork 5,154,704 Briefe angekommen 

und 5,526,328 abgegangen. 
In Newyork zählte man 850 Feuersbrünste im Jahre 1869. 

2, Sonntag. 

Baiern. Der König genehmigt den Vertrag zwischen der Schweiz 
und Baiern, W'tirtemberg und Hessen über den Schutz 
der Urheberrechte an geistigen Werken. 

Oesterreich-Ungarn. Die Ministerkrisis zu Wien soll erst dann 
zum Austrag kommen wenn der Reichsrath sich ausge- 
sprochen habe ; bis dahin ist ein Provisorium vereinbart. 
Die Majorität des Ministeriums (Giskra, Herbst, Brestl, 
Plener, Hasner) empfängt häufige Vertrauensadressen. 

Frankreich. Neues (parlamentarisches) Ministerium: Emil Olli- 
vier, Justiz und Kultus; vom linken Centrum : Dam, Aeusse- 
res, Büffet , Finanzen ; Segris , Unterricht ; vom rechten 
Centrum: Chevandier de Valdrome Inneres, Talhouet 
öffentliche Arbeiten, Louvet Handel; der vertraute Freund 
Ollivier's Maurice Richard das Ministerium der schönen 
Künste, welches von dem Ministerium des kaiserlichen Hauses 
getrennt wird. Letzteres behält der Marschall Vaillant. 
Iieboeuf bleibt Kriegsminister. Rigault de Genouilly be- 
hält die Marine. Parieu wird Präsident des Staatsraths. — 
(Graf Daru ist derselbe der als Volksvertreter am 2. De- 
zember 1851 in seiner Wohnung eine Anzahl seiner Kollegen 
versammelt hatte, um Schritte gegen den Präsidenten Lud- 
wig Napoleon zu thun.) 

Cuba. Die Aufständischen stellen zum Theil den Kampf ein 
und unterwerfen sich. 

3. Montag. 

Preussen. Versuch einer Verständigung in der Waldenburger 
Sache, zwischen einem Vertreter der Arbeitgeber (Justizrath 
Karsten) und der Arbeiter (Dr. Max Hirsch), unter Ver- 
mittlung von Lasker. (Vgl. 9. Januar.) 

Baiern. Kammer der Abgeordneten. Zur patriotischen Partei 
gehören 80 Abgeordnete, zur Fortschrittspartei 63, ohne An- 
schluss an eine Partei sind 11. 

Würtemberg. Verlesung des ersten Hirtenbriefes des Bischofs 
von Rottenburg Dr. von Hefele: „Wir haben seit einer 
Reihe von Jahren die Früchte des Friedens zwischen Staat 
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und Kirche genossen, und ich fühle mich ebenso im Ge- 
wissen verpflichtet, wie durch innere Neigung dazu getrieben, 
diesen Frieden zu wahren und zu festigen." 
Oesterreich-Ungarn. Zu Prag abermalige Bürgermeisterwahl 
(Der Gewählte Hanke wird, als einer der Deklarantenpartei, 
nicht bestätigt) 

Frankreich. Die Maassregeln gegen die fremden Blätter (Er- 
laubniss zur Austheilung erst nach Prüfung jedes einzelnen 
Blattes) werden von dem neuen Minister des Innern Che- 
vandier de Valdrome aufgehoben. 

Spanien. Nachdem König Viktor Emanuel amtlich erklärte 
„er wolle die Herzogin von Genua nicht zwingen ihre ent- 
schieden versagte Einwilligung zur Annahme des spanischen 
Throns für ihren Sohn zu ertheilen," erfolgt Abdankung des 
ganzen spanischen Ministeriums. 

Portugal. Wiedereröffnung der Kammern. 

Türkei. Aegypten. Der Ausschuss der internationalen Kom- 
mission, (die Vertreter von Oesterreich, Frankreich, Eng- 
land, Italien, unter dem Vorsitz von Nubar Pascha) erklärt 
sich gegen die Gerichtsbarkeit der Konsuln, und für Errich- 
tung von Gerichtshöfen in Alexandria, Eahira und Za- 
gazig, ein Appellhof soll in Alexandria, der oberste Gerichts- 
hof in Eahira errichtet werden. Die Richter sollen euro- 
päische Juristen sein, und auf sechs Jahre ernannt werden. 

■M. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Depesche des chinesischen Gesandten 
Burlingame an den Bundeskanzler : Die Verhandlungen der 
Europäer mit den lokalen Behörden schwächen die Centrai- 
regierung von China und veranlassen Kriege ohne Grund. 
Der Vertrag China's mit den Vereinigten Staaten erkenne 
das Jurisdiktionsrecht China's in seinen eigenen Angelegen- 
heiten, und verbessere die Lage der Chinesen in Kalifornien, 
England, Frankreich, Holland, Dänemark, Schweden wollen 
in ähnlicher Richtung handeln. Die chinesische Regierung 
ihrerseits mache den Enropäern neue Konzessionen: Aende- 
rung des Transitzolles, Eröffnung zweier neuer Häfen, das 
Recht Kohlengruben anzulegen, Herabsetzung der Zölle, das 
Recht der Schiffahrt auf inländischen Gewässern, das Recht 
der Ausländer zu zeitweiligem Aufenthalt in jedem Theil des 
Landes. 
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Grosabritannien und Irland. Arbeitseinstellung (Strike) einer 
Anzahl Telegraphenbeamten. 

Portugal. Die Thronrede verspricht die Herstellung des Gleich- 
gewichts im Budget und innere Reformen. 

S. Mittwoch. 

Preussen. Tod des Präsidenten des Justizsenats zu Ehrenbreit- 
stein von Schwarzkoppen durch Selbstmord. 

OesterrQich-Ungara. Der Kaiser spricht den Wunsch aus dass 
die Minister die Geschäfte einstweilen noch fortführen. 

Frankreich. Der Präfekt des Seine- Departements Haussmann 
wird seiner Stelle enthoben ; für ihn wird der bisherige Präfekt 
des Rhone-Departements Chevreau ernannt. 

Spanien. Die Cortes vertagen sich (bis zur Neubildung eines 
Ministeriums.) 

H. Donnerstag. 

Preussen. Graf Bismarck tibernimmt wieder den Vorsitz im 
Ministerrathe. 

Mecklenburg. Landtag. Zustimmung dass der Betrieb des 
Pressgewerbes in gewissen Fällen vom Richter entzogen wer- 
den kann. — Pogge-Poelitz behauptet dass grosse Summen 
aus der landesherrlichen Kasse zur Unterstützung verschuldeter 
Rittergutsbesitzer verwendet würden, ohne dass der Landtag 
darüber einen Nachweis erhalte, obschon zu jener Kasse die 
arbeitenden Klassen beizusteuern hätten; diese hätten seit 
dem Eintritt in den Nordbund das Zwei- bis Achtfache der 
früheren Steuern zu zahlen. Er beantragt daher die Ab- 
lehnung der Steuererhöhung. — Sein Antrag wird als unge- 
eignet zurückgewiesen. 

Würtemberg. In Stuttgart Landesversammlung der deutschen 
Volkspartei in Würtemberg ; sie beschliesst einen Adressen- 
sturm an die Kammer gegen das Kriegsdienstgesetz. 

Kirchenstaat. Zweite allgemeine Sitzung des Konzils. 
Auf den Bischof von Syrmien Strossmayer sollen zwei Un- 
bekannte Nachts einen Mordversuch verübt haben; die Polizei, 
wird berichtet, suche die Sache zu vertuschen. Nach ande- 
ren Mittheilungen sei die Sache nur ein zudringlicher Bettelei- 
versuch gewesen. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Staat Newyork. 
Die Legislatur widerruft die früher geschehene Genehmigung 
des Abänderungssatzes zur Verfassung, betreffend die Ver- 
leihung des Stimmrechts an die Neger. 

7. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Herr von Thile, bisher Unterstaats- 
sekretär im preussischen Ministerium des Auswärtigen, wird 
zum Staatssekretär des auswärtigen Amtes des Norddeutschen 
Bundes (d. h. zu des Bundeskanzlers erstem Beamten für 
das Aeussere) ernannt. (Vgl. Januar 1.) 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Beginn der Berathungen über 
die Kreisordnung. 

Sachsen. Kammer der Abgeordneten. Annahme des Dissidenten- 
gesetzes (mit der Noth - Civilehe). Der Antrag auf völlige 
Freigebung der Bildung neuer Religionsgesellschaften wird 
mit 33 gegen 31 Stimmen abgelehnt. Eben so der Antrag 
auf Einführung der obligatorischen Civilehe. 

Erste Kammer. Einstimmige Annahme der Anträge gegen die 
Beibehaltung der Todesstrafe und gegen die Einmischung der 
Polizei in Strafsachen (d. h. die bezüglichen Bestimmungen 
im Entwurf des Bundes-Strafgesetzes). 

Frankreich. Senat. Der Minister des Auswärtigen Graf Daru 
erklärt: „Es hat sich vielleicht kein Kabinet in Frankreich 
gebildet das so offen und bestimmt wie wir, seine Ansichten, 
seine Plane und seine Grundsätze im voraus und in öffent- 
lichen Schriften angezeigt hätte. Wir sind ehrliche Leute, 
wir werden alles thun was wir gesagt haben, und alle Ver- 
sprechungen halten die wir gegeben haben." 

Eine Versammlung von Freihändlern in Montpellier beschließt 
dass Aenderungen in den Handelsverträgen nur nach parla- 
mentarischer Untersuchung stattfinden dürfen. 

8. Samstag. 

Oesterreich-Ungarn. Reichsrath. In der Sitzung des Adress- 
Ausschusses des Abgeordnetenhauses erklärt der Minister- 
präsident Graf Taaffe : alle Minister haben ihre Abdankung 
dem Kaiser eingereicht; der Kaiser habe sich die Entschei- 
dung vorbehalten, und angeordnet dass die Minister die Ge- 
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Schäfte einstweilen fortführen. Ueber Ursachen und Stand 
der Ministerkrisis könnten vor Entscheidung des Kaisers keine 
Mittheilungen gemacht werden. 
Die amtliche Wiener Abendpost erklärt dass die Reise des 
Erzherzogs Albrecht nach Frankreich lediglich den Zweck 
der Erholung habe. 
Der Adress-Ausschuss verwirft den vom Grafen Spiegel ver- 
fassten Entwurf einer Adresse, und beauftragt den Baron 
Tinti mit der Abfassung eines neuen Entwurfs in welchem 
das Festhalten an der Verfassung stärker betont sein soll. 

Frankreich. Ein kaiserlicher Erlass hebt die Oberintendanz 
der schönen Künste auf. 

Kirchenstaat. Die Londoner Zeitung Morning Post theilt die 
Schrift mit welche eine Anzahl französischer Bischöfe dem 
Papst, namentlich über die von ihm oktroyirte Geschäftsord- 
nung des Konzils und die Ernennungen in den Ausschuss 
für Anträge, übergeben hat: man möge einige Bestimmungen 
der Geschäftsordnung stillschweigend ausser Kraft lassen; 
auch könnten gewisse unbeliebte (minus gratae) Personen in 
aller Stille abdanken. — Die Schrift sei dem Papst von dem 
französischen Botschafter Marquis de Banneville zugestellt 
worden. 

9, Sonntag. 

Preussen. Die (vom Ministerium ausgehende) Provinzialkorre* 
spondenz bemerkt dass das preussische Ministerium des Aus- 
wärtigen jetzt als eine besondere Abtheilung unter der Leitung 
des» Bundeskanzlers in die Bundesverwaltung eingefügt sei. 
Berliner Zeitungen theilen mit dass der von dem Gruben- 
besitzer Karsten mit dem Generalanwalt der Gewerkvereine 
Dr. Max Hirsch gemachte Versuch einer Einigung zwischen 
den Waldenburger Arbeitern und Grubenbesitzern, an dem 
Widerstand der letztern gescheitert ist. Der Vergleich sollte 
darauf beruhen dass die Grubenbesitzer von ihrem Verlangen 
dass die Arbeiter sich schriftlich zum Austritt aus dem 
Gewerkverein verpflichten müssten, Abstand nähmen. Allein 
es verlangen die Arbeitgeber bedingungslose Unterwerfung 
der Arbeiter. 

Baden. Zu Karlsruhe Versammlung nationalliberaler Abgeord- 
neten aus Baden, Würtemberg und Hessen, unter Theil- 
nahme badischer Minister. Erwählung eines Ausschusses von 
neun Mitgliedern, Karlsruhe zum Vorort bestimmt. 
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Oesterreich-Ungarn. Reichsrath. In einer Zusammenkunft 
der deutschen Mitglieder des Adress- Aasschusses des Abge- 
ordnetenhauses, gibt auf deren dringende Aufforderung die 
Mehrheit des Ministeriums Erklärungen; sie bezeichnet die 
von der Minderheit des Ministeriums (Taaffe, Potocki, 
Berger) beabsichtigte Einberufung eines Reichsrathes ad 
hoc d. h. lediglich zu Verfassungsänderungen, als eine einst- 
weilige Einstellung der Verfassung, und erklärt sie wolle 
allenfallsige Verfassungsänderungen nur auf verfassungsmäs- 
sigem Wege. 

Grossbritannien und Irland. Sir de Lacy Evans, General- 
lieutenant, ausgezeichnet in den Kriegen in Indien 1807 bis 
1810, in Spanien, in Nordamerika 1814, in Belgien 1815, 
Befehlshaber der englischen Fremdenlegion in Spanien 1835 
bis 1837, in der Krim 1854, Parlamentsmitglied 1832 bis 
1865, f 82 Jahre alt. 

Belgien. Kongress des internationalen Arbeitervereins zu Lilt- 
tich. Die Mehrheit spricht sich gegen das allgemeine Stimm- 
recht aus. 

Frankreich. Den Zeitungen wird ohne Ausnahme der Verkauf 
auf öffentlicher Strasse freigegeben. 
Die verurtheilten Bergarbeiter von Aubin und Saint-Etienne 

werden amnestirt. 
Kaiserliche Erlasse verfügen das nach vier Monaten in Kraft 
tretende Verbot der Einfuhr von reinen und gemischten 
Wollenwaaren und von Roheisen , zugleich die fernere Ge- 
stattung der Einfuhr von Gusseisen-Waaren. 
Versammlung von Freihändlern in Bordeaux. Dabei spricht 
Pouyer-Quertier (von Könen) für Zollschutz. 
Italien. Gegenadmiral Acton wird Marineminister. 
Kirchenstaat. Der Papst ertheilt mehren hundert Fremden 
Audienz, und deutet dabei seine Neigung für die Unfehlbar- 
keitslehre an. 

Spanien. Bildung des neuen Ministeriums: Bivero Inneres, 
Topete das Seewesen, Montero Bios die Rechtspflege, 
Sagasta wird Staatsminister (d. h. Minister des Auswärti- 
gen). Die übrigen Minister mit Prim bleiben. 

•Januar MO. Montag. 

Preussen. Das Abgeordnetenhaus nimmt bei der Berathung der 
Kreisordnung den Antrag von Hennig's mit 134 gegen 127 
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Stimmen an: Den gewählten Gemeindevorstehern und Schöffen 
kann der Kreisausschuss die Bestätigung versagen, doch nur 
aus drei bestimmten Gründen ; die Gründe müssen schriftlich 
mitgetheiÜ werden. 

Graf Bismarck bringt einen Vertrag ein wonach Preussen der 
Stadt Bremen 140 Morgen Landes zur Erweiterung der 
Hafenanlagen von liremerhafen verkauft. 
Baiern. Die Kammer der Abgeordneten beschliesst die Wahlen 
in Günzburg (3 fortschrittliche Abgeordnete) zu beanstanden 
und die Gewählten nicht eintreten zu lassen ; ferner dass die 
Münchener Wahlen (7 fortschrittliche Abgeordnete) zu bean- 
standen seien, und die Gewählten nicht eintreten können. 

Dr. Otto Titan von Hefher, Alterthumskenner, Heraldiker, f 
42 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. In einer Berathung mit dem Reichskanzler 
Beust bezeichneten die Minister Taaffe und Berger die Mit- 
theilungen ihrer Kollegen (9. Januar) an die Adressausschuss- 
Mitglieder für einen unloyalen Bruch der Uebereinkunft des 
Schweigens, (vgl. 8. Januar) und erbitten vom Kaiser die Er- 
laubniss zur Veröffentlichung ihrer Denkschrift (1869 Dez. 26.) 
Das Letztere geschieht hierauf auch von der Mehrheit, 
Giskra und Genossen. (Vgl. 1869 Dez. 18.) 
Die Landschaft Crivoscia unterwirft sich, (wie es heisst gegen 
empfangnes Geld), so dass nunmehr der Aufstand beinahe in 
ganz Dalmatien beschwichtigt ist. 

Prankreich. Prinz Peter Bonaparte (einer der Söhne Lu- 
zian's) erschiesst in seinem Hause zu Auteuil (Vorstadt von 
Paris) Viktor Noir (eigentlich Salmon) einen der Redakteure 
der von Rochefort herausgegebenen Zeitung La Marseil- 
laise, (Der Prinz hatte gegen die republikanische Partei ge- 
schrieben, dafür die Marseillaise ihn heftig angegriffen. Der 
Prinz schrieb am 9. Januar an Rochefort : derselbe habe 
ihn durch seine Handlanger {manoeuvres) beleidigen lassen, 
er fordere Rochefort zum Zweikampf. Jetzt trat Grousset, 
Redakteur am erwähnten Blatte, in die Sache ein, da er vor- 
zugsweise' vom Prinzen angegriffen worden, und schickte diesem 
zwei Zeugen zu, Viktor Noir und Ponvielle, beide gleich- 
falls Redakteure an der Marseillaise. Bei ihrem Besuch 
des Prinzen geschah die That. Auch Rochefort hatte zwei 
Zeugen für sich geschickt, sie kamen aber erst nach dem 
Mord an. Prinz Peter soll schon 1836 in Rom einen 
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Beamten der ihn wegen Verdachts eines Meuchelmordes ver- 
haften wollte, erstochen haben. Nach dem Bericht von 
Fonvielle hat der Prinz gesagt: er wolle sich wohl mit 
Rochefort schlagen, aber nicht mit dessen Handlangern, nicht 
mit dem gemeinen Pack {crapule) das er unter seinen Be- 
fehlen habe, und als auf des Prinzen Frage: ob die Zeugen 
mit diesen Kanaillen solidarisch verbunden seien, Viktor 
Noir geantwortet: „Wir sind mit unsern Freunden solida- 
risch verbunden," habe der Prinz demselben mit der linken 
Hand eine Ohrfeige gegeben, und mit der Rechten einen 
Revolver gezogen und ihn erschossen. Fonvielle habe sich 
hinter einen Sessel geflüchtet um audi einen Revolver zu 
ziehen ; der Prinz habe zweimal auf ihn geschossen und nur 
den Paletot getroffen, während Fonvielle davoneilte. Der 
Prinz hingegen behauptet Viktor Noir habe ihn geschlagen 
und Fonvielle zugleich eine Pistole gezogen; er habe sich 
nur vertheidigt.) 

Der Justizminister Ollivier befiehlt die Verhaftung des Prinzen 
Peter Bonaparte. Ein kaiserlicher Erlass befiehlt die Ein- 
berufung der Anklagekammer des Staatsgerichtshofes (Haute 
Cour de justice) um über die Anklage auf Todtschlag gegen 
den Prinzen zu beschliessen. 

Rochefort's Zeitung La Marseillaise sagt: „Ich habe die 
Schwäche gehabt zu glauben dass ein Bonaparte etwas Anderes 
seia könnte als ein Mörder. Es ist nun achtzehen Jahre her 
dass Frankreich sich in den Händen dieser Gurgelabschneider 
befindet. Französisches Volk, findest du nicht dass es nun 
genug und dass das Maass voll ist?" Dann behauptet Roche- 
fort: es sei ein angelegter Hinterhalt gewesen um ihn zu 
morden; Viktor Noir werde gerächt werden. Das Blatt ent- 
hält auch eine Zuschrift („mit zahllosen Unterschriften be- 
deckt"): Jeder müsse der Beerdigung des Opficrs beiwohnen, 
um Zeugniss dafür abzulegen dass es der letzte Mord sei den 
das Kaiserthum begehen werde. 

Gesetzgebender Körper. Der Justizminister Ollivier erklärt: 
„Es handelt sich darum eine volksthümliche Regierung her- 
zustellen welche die Bahnen des Fortschritts betritt, damit 
die Demokratie sehe wie sich der Fortschritt ohne Gewalt- 
tätigkeit, die Freiheit ohne Revolution verwirklicht. 14 — 
Picard beantragt die Wiederherstellung der Schwurgerichte 
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für politische Vergehen, Baspail will die Abschaffung des 
Eides im politischen Leben und im Gerichtsverfahren, ferner 
die Ernennung einer Kommission zur Prüfung der Rechnun- 
gen der Stadt Paris und zur Untersuchung des Vermögens 
des ehemaligen Präfekten Haussmann. — Guyot-Mont- 
payrou* bringt einen Gesetzentwurf ein: die Glieder der 
Familie Bonaparte unter das gemeine Recht zu stellen, 
d. h. sie durch die gewöhnlichen Gerichte (anstatt der Haute 
Cour de justice) beurtheilen zu lassen. — Rochefort richtet 
an den Justizminister die Anfrage: ob der Mörder von Viktor 
Noir vor Gericht kommen werde; „nach dem was schon 
lange geschieht, fragt man sich wirklich ob wir unter den 
Bonaparte oder unter den Borgia leben." Der Präsident 
Schneider entzieht ihm das Wort. — Olli vier: „Das be- 
stehende Gesetz verlangt dass in diesem Fall der Staatsge- 
richtshof entscheiden soll, d. h. sechszig Geschworene aus den 
Departementalräthen (Conseüs generaux) entnommen. Später 
werden wir das Bedürfniss einer Abänderung dieses Gesetzes 
prüfen, und vielleicht Ihrer Meinung sein. Wir sind die 
Gerechtigkeit, wir sind die Ruhe und Mässigung; nur wenn 
man uns dazu zwingt, werden wir auch die Stärke sein. M — 
Verlesung eiues Antrags des Geueralprokurators den Abge- 
ordneten Bochefort wegen seines Artikels in der Mar- 
seillaise vor Gericht stellen zu dürfen; die Anklage lautet 
auf Beleidigung des Kaisers und Aufreizung zum Aufruhr und 
Bürgerkrieg, „ein Verbrechen das auch bei allen freien 
Völkern strafbar sei." — Auf die Anfrage von Gambetta 
wegen zweier nach Algier geschickten Soldaten erklärt der 
Kriegsminister Leboeuf: es hätten etwa zwölf Soldaten die 
öffentlichen Versammlungen besucht, was verboten sei; die-- 
selben hätten sich auf ergangene Aufforderung gestellt, und 
seien straflos geblieben, bis auf zwei die man habe ermitteln 
müssen ; diese seien unter die Truppen in Algier eingestellt . 
worden. Dagegen Gambetta: Der passive Gehorsam des 
Heeres sei der Gedanke derjenigen die das Bewusstsein haben 
nur eine Faktion zu sein, die das Staatsruder nur durch Ge- 
walt zu halten vermöge. — Justizminister Ollivier verweist 
auf das allgemeine Stimmrecht aus dem das Kaiserthum her- 
vorgegangen sei, und erklärt die Regierung sei von den 
Männern der Linken nur durch Fragen des Maasses und der 
Zweckmässigkeit geschieden. Gambötta erwidert: sie seien 
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vielmehr durch Grundsätze getrennt; die Aussprüche des 
allgemeinen Stimmrechts seien nicht auf ewig unabänderlich. 
Odilon Barrot wird zum Präsidenten einer Kommission ernannt 

welche über die Dezentralisation berathen soll. 
Auf einen Bericht des Justizministers Ollivier genehmigt der 
Kaiser dass Ledru-Rollin, und Tibaldi, bisher in Caycnne, 
nach Frankreich zurückkehren können. 

Griechenland. Aenderuugen im Ministerium: Delyannis Fi- 
nanzen, Valaoritis Auswärtiges, Tombasis Seewesen, Abie- 
rinos Kultus, Sutzos Krieg, Zaimis Inneres (und Präsident- 
schaft wie bisher), Satabas Justiz. 

Türkei. Die Pforte erhält von dem Khedive von Aegypten die 
Anzeige dass die von ihr verlangte Auslieferung der von ihm 
bestellten und noch in Marseille befindlichen Panzerschiffe 
und Geicehre stattfinden solle, wogegen die Pforte dieselben 
zu bezahlen hat. 

Mi, Dienstag. 

Baiern. Kammer der Abgeordneten. Zum ersten Präsidenten 
gewählt Ministerialrat Weis mit 78 gegen 55 Stimmen, 
zum zweiten Graf Seinsheim mit 78 gegen 50. 

Baden. Kammer der Abgeordneten. Einstimmige Annahme der 
neuen Wahlordnung: allgemeines Stimmrecht, mit indirekten 
Wahlen d. h. durch erwählte Wahlmänncr. 

Oesterreich-Ungarn. Die Minderheit des Ministeriums erneuert 
ihr Entlassungsgesuch. 

Grossbritannien und Irland. Rede des Ministers Bright 
bei einer Versammlung in Birmingham: Die Regierung 
werde Vorschläge zur Besserung des Verhältnisses zwischen 
Grundeigentümern und Pächtern in Irland machen. Es 
müssen nicht-konfessionelle Schulen errichtet werden. Jeder 
Schritt zum Freihandel ist ein Schritt zur Gründung eines 
allgemeinen Friedensbundes. Die geheime Abstimmung wird 
demnächst eingeführt sein. In England müssen die Gesetze 
über das Grundeigenthum geändert werden, um der Ver- 
armung Einhalt zu thun. Dass die Arbeiter aus ihrer Mitte 
Parlamentskandidaten aufstellen, missbilligt er. 

Frankreich. Gesetzgebeuder Körper. Wahl der Vizepräsiden- 
ten: Mege mit 175 Stimmen, Busson-Billault mit 156, 
Le Roux (früherhin Minister) mit 122 Stimmen, sämmtlieh 
von dem rechten Centrum. 
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Senat. Der Minister des Auswärtigen Graf Daru beantwortet 
auf Anfrage von Rouland : das Ministerium habe dem Bot- 
schafter in Rom Marquis von Banne ville mitgetheilt dass 
es die Weisungen des Fürsten Latour öVAuvergne vom 
24. OJttober 1869 billige; wenn das Koiftil zu einem guten 
Ende geführt werden solle, so sei ein aufgeklärtes Verständ- 
niss der Bedürfnisse der Zeit nothwendig; zwar könnten die 
nationalen Grundsätze in Glaubenssachen, die Unabhängigkeit 
der bürgerlichen Gewalt und die Gewissensfreiheit nicht be- 
droht sein, da sie durch die Verfassung, die Gesetze und die 
Anhänglichkeit aller Franzosen geschützt seien; allein es 
liege der Regierung daran die guten Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche zu erhalten ; man möge nicht Berathungen 
halten die die Einigkeit in Frage stellen könnten ; die fran- 
zösischen Bischöfe würden gewiss nicht zu Handlungen mit- 
wirken die geeignet wären die Vortheile des Konkordates in 
Frage zu stellen. 
Der Staatsgerichtshof wird einberufen um den Prinzen Murat 
wegen Misshandlung und Verwundung des Bauunternehmers 
Comte abzuurtheilen. (Die Aburtheilung unterbleibt nachher 



Vereftigte Staaten von Nordamerika. Antrag im Senat: 
den Staatssekretär einzuladen den Vorschlag der Abtretung 
von Britisch Columbia (welche angeblich von den Einwohnern 
gewünscht wird) als Bedingung eines Vertrags zur Aus- 
gleichung der MisshelligJceiten mit England, zu prüfen. 
Haiti. Der bisherige Präsident Salnave wird auf der Flucht 
an der Grenze von Santo-Domingo gefangen genommen. 



Braunschweig. Prof. Otto, Chemiker, f 61 Jahre alt. 

Baiern. Kammer der Abgeordneten. Jörg mit 79 Stimmen* 
erster Schriftführer, zweiter von Ow mit 78 Stimmen. 

Oesterreich-Ungarn. Die amtliche Wiener Zeitung veröffent- 
licht die beiden Denkschriften der Mehrheit und der Minder- 
heit des Ministeriums. (Vgl. 1870 Januar 10.) 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Minister Daru erklärt 
auf eine Anfrage von Jules Simon: Die Mitglieder des Con- 
seü prive (kaiserlichen geheimen Rathes) würden nicht mehr 
zu den Ministersitzungen zugelassen. — Ferry stellt eine 
Anfrage wegen des Staatsgerichtshofs, und erklärt ihn für 
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verfassungswidrig. Minister Ollivier erklärt dass der Staats- 
gerichtshof einmal gesetzlich eingeführt sei, wiewohl es den 
Ministern sehr lieh wäre wenn dies Gesetz nicht bestünde. 
Begräbniss Viktor Noir's zu Neuilly bei Paris, unter unge- 
heurem Volksantlrang. Ein Theil des Volkes will die Leiche 
nach Paris bringen, um einen Aufstand hervorzurufen; 
Rochefort und Delescluze aber halten davon ab, d h. sie 
scheuen gegenwärtig vor einem Aufstande zurück. Am Abend 
einzelne Ruhestörungen in Paris. 
Türkei. Rumänien. Verhandlung im Senat über die Zalilungs- 
unfähigkeü des Pensionsfonds. In Folge der darüber gefassten 
Beschlüsse bricht eine 3Iinisterknsis aus. 

£3. Donnerstag. 

Braunschweig. Der Landtag weist sämmtliche Anträge bezüg- 
lich des Verkaufs der Eisenbahnen an den Ausschuss zurück. 

Baiern. Der ehemalige Justizminister von Ringelmann f. 
Regierungspräsident Freiherr von Zu-Rhein zu München f 
am Schlagfluss. 

Baden. Die Kammer der Abgeordneten nimmt mit allen gegen 
eine Stimme das Gesetz an wonach an Gelehrtenschulen 
Lehrer jedes Glaubens angestellt werden können m 

Frankreich. Senat. Der Handelsminister Louvet erklärt: der 
Handelsvertrag mit England werde nicht gekündigt, seine 
weitere Geltung aber der Beurtheilung einer parlamentarischen 
Untersuchung anheimgestellt werden. 

MS, Freitag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Annahme des Gesetzes über die 
Handelskammern . 

Berlin. Eine Generalversammlung des (unter Schweitzer 
stehenden) all lemeinen deutschen Arbeitervereins erklärt sich 
für das KoUektiveigenthum. 
Oesterreich-Ungarn. Graf Beust antwortet auf eine Adresse 
der Handelskammer in Reichenberg (deren Vertreter im 
Abgeordnetenhaus er ist): er wünsche die Versöhnung aller 
Völker im Kaiserstaat, glaube aber nicht dieses Ziel durch 
Preisgebung der Verfassung und des deutschen Elements er- 
reichen zu können. 

Der zurückgetretene Minister Berger legt auch seine Stelle 
als Abgeordneter nieder. 
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Niederland. Die erste Kammer lehnt das Eisenbalm-Budget 
mit 19 gegen 17 Stimmen ab, wegen der darin mit ent- 
haltenen Bewilligung für den Harlinger Hafen. 

Schweden und Norwegen. Freiherr von Leijonhurwud wird 
schwedischer Marineminister, an Stelle Thulstrup's. 

Frankreich. Senat. Bewegte Verhandlung über die Erlasse Be- 
treffs der Einfuhr von Wolle und Gusseisen. Rouher und 
Baroche erklären diese Erlasse für unheilvoll; Baroche 
verlangt sogar deren einstweilige Ausserkraftsetzung, weil sie 
übereilt seien. Zuletzt geht der Senat zur Tagesordnung 
über. 

Gesetzgebender Körper. Guyot-Montpayroux fragt an ob 
die Regierung nicht die Beamten entferne die Missbrauch 
bei den letzten Wahlen getrieben. Der Minister des Innern 
Chevandier de Valdrome antwortet: es seien strenge 
Befehle gegen solche Missbräuche ertheilt worden. Justiz- 
minister Ollivier erklärt: ein Friedensrichter der zu Wahl- 
zwecken Gelage gehalten, sei abgesetzt worden. 
Kirchenstaat. Konzil. Erlass: dass niemand Dritten mittheilen 
dürfe was im Konzil berathen werde, ohne in schwere Strafe 
zu fallen. Dieser Erlass wird einige Tage später im Konzil 
verlesen. 

Mejico. Die Regierungstruppen werden von den Aufständischen 
bei Sau Luis de Potosi geschlagen. 

MS, Samstag. 

Preussen. Tod des Geh. Kabinetsraths von Mühler, Chefs des 

Civilkabinets des Königs. 
Baiern. Ratifikation des neuen Auslieferungsvertrags mit 

Belgien. 

Der berühmte Maler und Direktor der Münchener Kunstschule, 
Wilhelm von Kaulbaoh welcher sein Bild, Darstellung der 
Inquisition, zu München ausgestellt hatte, muss in Folge 
zahlreicher Drohbriefe die Ausstellung schliessen. 
Oesterreich-Ungarn. Das Herrenhaus nimmt mit 57 gegen 27 
Stimmen eine Adresse an welche das Festhalten an der Ver- 
fassung und die Einführung direkter Reichsrathswahlen 
betont. 

Der Kaiser nimmt das Entlassungsge&uch der Minderheit des 
Ministeriums an. 
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Freiherr Franz Karl von Becke, geb. 31. Oktober 1818, 
Reichsfinanzminister, t 51 3 * Jahre alt. 

Frankreich. Senat. Auf die Anfrage von Maupas wegen der 
inneren Politik des Ministeriums erwiedert Ollivier; n Seit 12 
Jahren haben wir dem Kaiserthum gerathen die vollkom- 
menste Ausdehnung der Freiheiten zu gewähren. Die Frei- 
heit besteht; jetzt treten aber revolutionäre Bestrebungen 
auf. Diesen gegenüber werden wir der Widerstand, nicht aber 
die Reaktion sein. Das Ministerium wird die beiden Pro- 
gramme (des rechten und des linken Centrums) zur Aus- 
führung bringen die seine Mitglieder unterzeichnet haben, 
und zwischen denen nur geringe Verschiedenheit ist. 4 * 
Gesetzgebender Körper: Der Antrag von Jeröme David: dass 
Anträge welche verfassungswidrig, ohne Verweisung an einen 
Ausschuss, durch den Uebergang zur Vorfrage beseitigt wer- 
den können, wird mit 119 gegen 116 Stimmen verworfen. 

Kirchenstaat. Konzil. Der älteste der päpstlichen Legaten be- 
schwert sich dass manche der Prälaten die Geheimhältung 
der Verhandlungen nicht gewissenhaft genug beobachten.^ 

Spanien. Cortes. Castelar bringt, nebst den andern Republi- 
kanern, den Vorschlag sämmtliche Mitglieder des Hauses 
Bourbon vom spanischen Thron auszuschliessen. — Der 
abgetretene Minister Zorrilla (Progressist) zum Präsidenten 
erwählt mit 109 Stimmen gegen 100. (Rios Rosas, Unionist, 
61 Stimmen; Figueras, Republik, 39.) 

Vereinigte Staaten von Nordamerika* Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Die Wiederzulassung des St.utes Virglnien zur 
Vertretung im Kongress mit 149 gegen 49 Stimmen beschlossen. 

Haiti. Der bisherige Präsident Salnave wird in Port-au-Prince 
zum Tode verurtheilt und erschossen. 

Mitte <¥an%*ar'8. 

Niederland. Der Kolonialminister de Waal legt den General- 
staaten einen Bericht vor wonach in den ostindischen Ko- 
lonien die Kaffee- und Zwcfter-Erzeugung sehr zunimmt. 

Italien. Der Kassationshof verfügt dass die Akten des Prozesses 
Lobbia der Kammer (in Folge ihres Verlangers) vorgelegt 
werden, nachdem die unteren Instanzen die Vorlage abgelehnt 
hatten. (Vgl. 1869 Nov. 26.) 

Russland und Polen. Zahlreiche Verhaftungen (in Folge der 
entdeckten Verschwörung des Studenten Netschajeö), zu 
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Moskau, Elisahethg-orod, u. a.; Einsetzung einer Unter- 
suchungskommission in Cherson. Netschajeff flüchtet nach 
der Schweiz. 

MB. Sonntag. % 

Norddeutscher Bund. Antwortsnote des Grafen Bismarck 
auf die Note Burhngame's vom 4. Januar: Zustimmung zu 
den dargelegten Ansichten; eine starke Centrairegierung in 
China entspreche am besten den Interessen Deutschlands. 

Frankreich. Aus einem Erlass des Marquis de la La Jonquiere, 
Präfekten des Departements Aude, (ebenso aus einem Erlass 
des Hrn. Callac, Präfekten des Departements Ille-et-Vi- 
laine vom 15. Januar,) ersieht man dass das neue Ministerium 
keine offiziellen Kandidaturen mehr will. 
Grosse Versammlung zu Paris im Cirque de Vlmperatrice zu 
Gunsten der Handelsfreiheit, über welche Leon Say eine:: 
Vortrag hält, nach ihm Jules Simon. 

Kirchenstaat. Konzil. Nach Zeitungsberichten haben bis jetzt 
zahlreiche Prälaten die Unterzeichnung des Schriftstücks für 
Erklärung der päpstlichen Unfehlbarkeit abgelehnt. (Die 
Unterschriften steigen später auf 400, meist romanische Bi- 
schöfe, sowie Bischöfe in partibus infidelium, d. h. solche 
die nur den Titel Bischof, entlehnt von irgend einem jetzt 
von „Heiden" bewohnten Ort, vom Papste verliehen erhielten, 
und in der Regel von ihm besoldet werden. Die Adresse wird 
jedoch dem Papste nicht übergeben. 

Persien. Nach Zeitungsberichten hat der Schah den russischen 
Handelsschiffen den freien Eingang in die persischen Häfen 
des Kaspischen Meeres gestattet. 

M7. Montag, 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Verhandlung über die Anfrage 
von Duncker über die Handhabung des Vereinsrechtes bei 
der Arbeitseinstellung zu Waldenburg. Der Minister Graf 
Eulenburg erklärt: Den Arbeitern seien Pässe zur Aus- 
wanderung immer ertheilt, nur einigen Minderjährigen seien 
sie verweigert worden. Die Versammlungen seien untersagt 
worden, weil zur Nachtzeit (Abends sechs Uhr) anberaumt; 
andre seien irrthümlich untersagt worden, die Behörde habe 
dies aber abgestellt. Die Regierung widerstrebe keinesweges 
dem Koalitionsrecht, wahre jedoch den Standpunkt des Gesetzes. 
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Baiern. Thronrede des Königs bei Eröffnung der Kammern. 
Der König bedauert die in letzter Zeit zu Tage getretene 
Leidenschaftlichkeit, und hofft dass ein versöhnendes Vor- 
gehen Seitens der Kammer das Meiste zur Besänftigung bei- 
tragen werde. Es liege nicht im entferntesten ein Grund zur 
Besorgniss für die Selbständigkeit Baierng vor; alle mit 
Preussen geschlossenen Verträge kenne das Land ; treu den- 
selben werde Baiern in der Stunde der Gefahr seine Pflicht 
erfüllen, doch nie einer Neugestaltung zustimmen welche 
seine Selbständigkeit gefährde. Das direkte Wahlrecht und 
eine neue Einrichtung der Bürgerwehr wird in Aussicht 
gestellt. 

Baden« Abgeordnetenkammer. Die fünf klerikalen Abgeordneten 
beantragen dass das vorgelegte Stiftungsgesetz nicht in Be- 
rathung gezogen werde; da dieser Antrag nicht zugelassen 
wird, verlassen sie protestirend das Haus. 

Oesterreich-Ungarn. Reichsrath. Mittheilung des kaiserlichen 
Handschreibens vom 15. Januar welches die Minister Graf 
Taaflfe, Graf Potoeki und Berger ihrer Aemter enthebt, 
und Plener mit dem einstweiligen Vorsitz im Ministerrath, 
sowie mit der Neubildung des Ministeriums beauftragt. 
In Dalmatien unterwirft sich der einzige noch aufständische 
Bezirk Pobori. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Verhandlung über das Er- 
suchen des Generalprokurators den Abgeordneten Bochefort 
in Anklagestand versetzen zu dürfen. Cremieux bringt 
einen Antrag auf Wiedereinführung des Gesetzes von 1848 
über Geschwornengerichte. Eatancelin und andre Mitglieder 
des linken Centrums beantragen über das Ersuchen zu einer 
motivirten Tagesordnung überzugehen. Justizminister Ollivier 
erklärt die Genehmigung des Ersuchens für eine Kabinets- 
frage. Die Genehmigung wird mit 226 gegen 34 Stimmen 
ertheilt. 

Abends mehrfache unbedeutende Unruhen auf den Strassen. 
Arbeitseinstellung in Creuzot, 10,000 Arbeiter feiern. Der 
Kammerpräsident Schneider der an der Spitze der Creuzotr 
Gesellschafi (Kohlengruben, Eisenfabrikation) steht, reist dahin. 
Kirchenstaat. Die Kaiserin von Oesterreich reist von Rom ab. 
Türkei. Aegypten. Schluss der Sitzungen der internationalen 
Kommission für Herstellung von Justizreformen zu Kahira. 
Ostindien. Prinz Alfred Herzog von Edinburgh in Bonares. 
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18. Dienstag. 

Sachsen. Abgeordnetenkammer. Der Antrag einstimmig geneh- 
migt: die Verfassungsbeatimmung aufzuheben welche die 
Redefreiheit beeinträchtigt, und dafür die Bestimmungen der 
Bundesverfassung einzuführen. 

Oesterreich -Ungarn. Graf Beust mit der einstweiligen Ver- 
waltung des Reichs-Finanzministerinms beauftragt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Heftiger Redestreit zwi- 
schen Ollivier und Gambetta der dem ersteren seinen Ge- 
sinnungswechsel mit den heftigsten Worten vorwirft, und 
zur Ordnung gerufen wird. 
Drei Verwaltungsräthe der Suez-Kanal-Gesellschaft danken ab, 
und treten in Opposition gegen den Vorsitzenden Ferdinand 
von Lesseps (den Gründer des Kanals), da sie zur Tiefer- 
legung des Kanalbettes ein Anlehen für unvermeidlich er- 
klären, Lesaeps gegen dasselbe ist. 
Brief des Ministers des Aeusseren Grafen Daru an einen in 
Rom befindlichen Bischof, von der Times mitgetheilt : „Man 
kann in Rom unmöglich so verblendet sein zu verkennen 
dass mit dem Tage wo die Glaubenslehre von der Unfehl- 
barkeit ausgesprochen würde, die Fortdauer der französischen 
Besatzung unmöglich wäre. Es wird sich in Frankreich eine 
unwiderstehliche Bewegung der öffentlichen Meinung kund 
thun der man nicht wird entgegentreten können." 

Türkei. Aegypten. Schlussbericht der internationalen Kom- 
mission in Kahira, wegen Verbesserung der Rechtspflege. 

19, Mittwoch. 

Preussen. Dr. Joh. Gg. Müller, Bischof zu Münster, f 71 J. alt. 

Sachsen. Dr Theodor Tauchnitz, ausgezeichneter Rechts- 
forscher, Oberappellationsrath, f zu Berlin. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Vorlegung des Budgets. Ein- 
nahmen fl. 93,075,955, wovon 33,046,255 für Erhebung 
u. s. w. abgehen. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Das Stiftlingsgesetz mit allen gegen 
drei Stimmen angenommen. 

Oesterreich- Ungarn. Zu Reichenberg (Böhmen) wegen Ver- 
haftung eines Arbeiters lärmende Zusammenrottungen. 

Schweden und Norwegen. Eröffnung des schwedischen Reichs- 
tags. Die Thronrede verlangt 4 Millionen Reichstbaler für 
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neue Eisenbahnen. Die Einnahmen des Staates sind zu 
42,880,000 Reichsthalern , die Ausgaben zu 45,693,000 ver- 
anschlagt. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Eröffnung der Verhand- 
lungen über Handelsfreüieit. 

Das Journal officiel veröffentlicht die Auslieferungsverträge 
mit der Schweiz und mit Schweden und Norwegen, 

Hinrichtung Traupmann's, der die ganze Familie Kinck er- 
mordet hatte. 

Spanien. Der Finanzminister Figuerola verlangt eine An- 
leihe von 720 Millionen Realen (130 Millionen Franken) in 
Schatzscheinen, beantragt den Verkauf der berühmten Queck- 
silbergruben zu Almuden und andrer Güter, und besteht auf 
dem Abzug von 10 Prozent von den Schuldzinsen, (nur die 
nächsten vier Zinszahlungen sollen bloss 5 Prozent verlieren,) 
sowie einem Abzug von Gehalten und Ruhegehalten. 

Mejico. Präsident Juarez erklärt den Staat Jalisco in Be- 
lagerungsstand; mit derselben Massregel bedachte er einige 
Tage vorher die Staaten Zacatecas, San Luis und Qnere- 
taro. (Diese Staaten sind im Aufstand gegen die Regierung 
zu Slejico; General Negrete leitet die Empörung.) 

Santo-Domingo. Eine Volksabstimmung entscheidet sich mit 
grosser Mehrheit für Einverleibung in die Vereinigten 
Staaten. 

SO. Donnerstag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Der Antrag Duncker-Eberty 
über Pressfreiheit wird in der Vorberathung angenommen: 
es soll die Hinterlegung des Pflichtexemplars aufhören, eben 
so die der Zeitungskautionen, das Recht der vorläufigen Be- 
schlagnahme und der Entziehung des Pressgewerbe-Betriebs. 

Oesterreich-Ungarn. Erzherzog Karl Ludwig, Bruder des 
Kaisers, reist über Dresden nach Berlin, um den Besuch 
des Kronprinzen von Preussen zu erwiedern. 
Eine Verordnung über Aufhebung des Ausfuhrverbots von 

Waffen wird veröffentlicht. 
Die Kaiserin, von Rom zurückkehrend, kommt in Ofen an. 

Kirchenstaat. Konzil. Mehre Prälaten haben eine Petition 
überreicht gegen die Ausschreitungen von Laien welche kle- 
rikale Blätter redigiren (d. h. gegen das römische Jesniten- 
blatt Civilta cattolica). 
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Portugal. Auflösung der Kammer. — (Gegen diese Massregel 
erlässt die Opposition einen Protest.) 

Türkei. Der Sultan genehmigt dass Sulina (an der Donaumün- 
dung) zum Freihafen erklärt werde. 
Ein Gesetz gestattet den gerichtlichen Verkauf auch der unbe- 
weglichen Güter bei Fallimenten. 

21. Freitag. 

Preussen. Schluss der hessischen Synode in Kassel, nach 
Organisation einer Presbyterialordnung mit Landessynode 
und Kreissynoden. 

Braun schweig. Die Landes versammlung entscheidet sich mit 
33 gegen 12 Stimmen für den Verkauf der Staatsbahnen, 
lehnt aber den vorgelegten Kaufvertrag mit 34 gegen 12 
Stimmen ab, und verlangt neue Bedingungen. 

Baiern. Die Augsburger Allgemeine Zeitung bringt einen Auf- 
satz des berühmtesten der katholischen Theologen in Deutsch- 
land, Stiftspropstes Dr. J. von Döllinger, zu München, 
worin alle Konzilienbeschlüsse und früheren Vorgänge auf 
welche sich die Unterzeichner der Unfehlbarkeitsadresse in 
Rom berufen haben, als gefälscht, entstellt oder erfunden 
nachgewiesen werden. 

Grossbritannien und Irland. Arbeiter - Unruhen zu Thorn- 
cliffe bei Sheffield, Kohlenarbeiter von den Gewerkvereinen 
zerstören und plünderet dreissig Häuser von Arbeitern die 
den Vereinen nicht angehört und die Arbeit nicht eingestellt 
haben. Herstellung der Ruhe mittelst der Waffen. 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Berathung über die Verwaltung 
der geistlichen Güter. Die Regierung begnügt sich mit einer 
Kontrole derselben; diejenigen geistlichen Verwaltungen 
(fabriques d'eglise) welche sich weigern ihre Budgets und 
Rechnungen der Staatsbehörde vorzulegen, haben keinen An- 
spruch mehr auf Staatsunterstützungeu ; die vollständige Tren- 
nung zwischen Staat und Kirche will die Regierung der Zu- 
kunft überlassen. Das Gesetz wird mit 86 gegen 8 Stimmen 
angenommen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Auf das in der Sitzung 
vom 20. geäusserte (durch die unwürdigen Pöbelauftritte bei 
Traupmann's Hinrichtung veranlasste) Verlangen mehrer 
Abgeordneten: die Hinrichtung künftig im Innern der Ge- 
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fängnisse vollziehen zu lassen, erwiedert der Minister des 
Innern Chevandier de Valdrome: der Antrag werde 
reiflich in Erwägung gezogen werden. 

Heinrich Rochefort erklärt in seiner Zeitung La Marseil- 
laise: er werde sich nicht vor Gericht stellen; er würde dies 
nur thun wenn die Richter durch allgemeine Abstimmung 
ernannt würden, wenn Geschwornengerichte, wenn mindestens 
die Öffentlichkeit (für den Abdruck der Verhandlungen) 
bestünde. 

Der russische Publizist Alexander Hertzen, Agitator für Auf- 
hebung der Leibeigenschaft und freiheitliche Entwicklung 
in Russland, f in Paris, 58 Jahre alt. 

Italien. Die Kammern werden auf den 7. Mai vertagt. 

Kirchenstaat. Konzil. Vorlage eines Dekrets: die ketzerische 
Lehre zu verdammen welche die Verbindung der geistlichen 
und weltlichen Macht im Papste für einen Widerspruch mit 
dem göttlichen Recht erklärt; eben so die falsche Lehre 
dass die Kirche hierüber keine Entscheidung treffen könne, 
und dass die Katholiken, wenn eine solche Entscheidung er- 
folge, eine andre Meinung haben könnten. In derselben 
Sitzung wird die Adresse für die Unfehlbarkeit dem Konzil 
vorgelegt. 

Türkei. Ein Gesetz verfügt die Einführung des Dezimalsystems 
bei Maassen und Gewichten. 

Mejico. Der Kongress schliesst seine Sitzungen, nachdem er 
einige Tage vorher dem Präsidenten Juarez auf sechs Mo- 
nate die Diktatur verliehen hatte. 

Ostindien. Prinz Alfred in Agra. 

99, Samstag. 

Preussen. Abgeordnetenhans. Bei der (fortgesetzten) Berathung 
der Kreisordnung wird zu § 41 ein Abänderungsantrag von 
Miquel mit 189 gegen 177 Stimmen angenommen: dass das 
Amt (mit dem Amtshauptmann an der Spitze) einen Kom- 
munalverband mit Korporationsrechten bilden solle. 

Sachsen. Die erste Kammer nimmt den (von der zweiten bereits 
genehmigten) Abrüstungsantrag an, mit 24 gegen 21 Stim- 
men. Die Minister Priesen und Fabrice hatten sich nach- 
drücklich dagegen erklärt. 
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Ein königlicher Erlass vom 20. Januar wird in den Kammern 
verlesen; er drückt den Wunsch nach Beschleunigung der 
Verhandlungen aus, damit der Landtag nicht gleichzeitig mit 
dem Reichstag versammelt sei. 
Baiern. Ein offiziöser Artikel in der Augsburger Allgemeinen 
Zeitung: erklärt dass, nachdem das ministerielle Pressbureau 
zu München, das Journalisten aller Parteien zur Einholung 
von Nachrichten und Berichtigungen offen stand, aufgehoben 
worden, es keinen offiziösen Korrespondenten mehr zu Mün- 
chen gebe. 

Ein Arbeiterkonaress in Augsburg» sagt sich von der Partei 
Schweitzer los. 
Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Graf 
Beust, mehrfach im Hause, insbesondere von Kaiserfeld, 
angegriffen, erklärt : „er werde für den Adressentwurf stim- 
men, weil dieser eine loyale und auch versöhnliche Kundgebung 
sei. Als Minister des Aeussern stehe er, wegen der dualisti- 
schen Gestaltung des Reiches, nicht in der Mitte der Minister, 
sondern seitwärts; als solcher könne er sich nicht im Reichs- 
rath vertheidigen , sondern sei nur den Delegationen ver- 
antwortlich. Seine persönlichen Ansichten seien einer Politik 
der Versöhnung zugeneigt. Gesetz- und verfassungswidrige 
Mittel seien ihm fern gewesen. Den Austritt des ersten par- 
lamentarischen Ministerpräsidenten (Fürsten Karlos Aners- 
perg) habe er tief beklagt; er könne nicht zugeben dass 
seine in Gegenwart dieses Ministers erfolgte Besprechung 
mit Tschechenführern in Prag in Anwesenheit des Prager 
Bürgermeisters den wirklichen Anlass dazu gegeben. Er 
habe damals gesagt: er sei kein Slawenfresser, allein er 
könne nicht aus der Verfassung heraustreten, die Tschechen 
müssten in sie eintreten. Er habe seitdem nie den Besuch 
eines Tschechenführers empfangen. Nachher habe er einen 
seiner Beamten veranlasst die tschechische Frage gründlich 
zu studireu und ihn darüber aufzuklären. Verhandlungen 
oder Anerbietungen haben nie stattgefunden. Er habe 
sich nie in Dinge gemischt die nicht seines Amtes waren. 
Den täglichen Konferenzen mit den Vertretern der Presse 
habe, in Folge Uebereinkommens, immer ein Mitglied des 
Ministeriums beigewohnt. Er habe für die Verfassung die 
kaiserliche Genehmigung erwirkt, und die Einsetzung des 
parlamentarischen Ministeriums herbeigeführt; er habe dieses 
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in entscheidenden Augenblicken treu unterstützt. Es sei nicht 
denkbar dass er einreissen wolle was er eben erst mühsam 
gebaut. Er werde für die Verfassung und für die deutschen 
Elemente einstehen. Dem deutschen Element sei aber damit 
nicht gedient beständig mit den anderen Nationalitäten im 
Kampfe zu liegen, und diese haben nichts dabei zu gewinnen 
wenn sie den Kampf der Annäherung vorziehen. Zum Schluss 
erklärt er dass es nicht Eine Regierung in Europa gebe mit 
welcher Oesterreich nicht in guten Beziehungen stehe. 
Die ungarische Magnatentafel (Oberhaus) genehmigt endlich 
die Aufhebung der Prügelstrafe, unter Bedingungen. 

Grossbritannien und Irland. Georg Franz Seymour. „Ad- 
miral der Flotte", (dieser Titel bezeichnet den höchsten 
Rang unter den Admiralen,) tüchtiger Seeheld in den Revo- 
lutionskriegen, f 84 Jahre alt. 

Frankreich. Das Zuchtpolizeigericht verurtheüt Kochefort, bei 
dessen Nichterscheinen, zu sechs Monaten Gefängniss und 
3000 Fr. Geldbusse wegen eines Artikels in der Marseillaise. 

Kirchenstaat. Konzil. Die Augsburger Allgemeine Zeitung 
veröffentlicht das von 26 deutschen und ungarischen Prä- 
laten unterzeichnete Schriftstück, worin sie sich gegen 
Punkt 2 des päpstlichen Erlasses „über die Norm und innere 
Ordnung" beschweren, d. h. über die Berechtigung und die 
Art und Weise der Anträge beim Konzil. Dieser Punkt 2 
werde „von einigen" so ausgelegt als ob das Recht der 
Kirchenväter zu Anträgen, nur ausnahmsweise und wie eine 
Gnadensache verliehen werde. Die Rechte des Papstes müssten 
vor allem gewahrt bleiben, aber eben so hätten die übrigen 
Glieder ihre eigene Gewalt, und die Bischöfe die aus ihrem 
Amt dauernd fliessenden Rechte. So wie der Papst alles in 
Betreff der Ordnung der Verhandlungen und der Reihen- 
folge der zu behandelnden Gegenstände verfügt hahe, so sei 
es auch geltend dass die Väter des Konzils kraft ihres 
Rechtes und Amtes Anträge zum Nutzen der Kirche vor- 
bringen können. Es sei also zweifellos dass der Punkt 2 dem 
Recht der Bischöfe nicht schaden könne. Daher sei zu wün- 
schen dass der Papst in den Ausschuss zur Prüfung von 
Anträgen der Bischöfe noch mehr bischöfliche Mitglieder 
abordne die vom Konzü selbst zu erwählen seien, und dass 
es den Antragstellern gestattet sei bei der Prüfung ihrer 
Anträge durch den Ausschuss anwesend zu sein und an der 
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Besprechung Theil zu nehmen. — Zu den Unterzeichnern 
gehören Kardinal Schwarzenberg (Prag), Fürstbischof 
Förster (Breslau), Erzbischof Scherr (München), Bischof 
Eberhard (Trier), Ketteier (Mainz). Kardinal Bauscher 
Erzbischof von Wien war aus persönlichen Gründen verhin- 
dert sie zu unterzeichnen. (Der Papst gibt auf die Adresse 
keine Antwort.) 

Russland und Polen. Einsetzung eines Oberkriminalgerichts- 
Iwfs unter Vorsitz des Senators Tschemaduroff, um die 
Verbreitung revolutionärer Aufrufe, und die Frage ob der 
Student Iwanoff aus politischen Gründen ermordet worden 
sei, zu untersuchen. (Vgl. Mitte Januars.) 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Senat genehmigt 
die Zulassung Virginiens zum Kongress, unter der Bedingung 
der Rechtsgleichheit der Neger. 

2&. Sonntag. 

Preussen. Eintreffen des Erzherzogs Karl Ludwig zu Berlin. 
Er bleibt dort bis zum 25. Abends. 
Eine Anzahl katholischer Professoren an der Hochschule Bres- 
lau erlässt eine Zustimmungsadresse an Döllinger in München. 
Friedrich Wilhelm Schlöffel, Fabrikant, 1847 wegen einer 
durch den damaligen Referendar Stieber als Polizeigehilfen 
angegebenen Verschwörung im Hirschberger Thal (Schlesien) 
angeklagt und freigesprochen, Mitglied der äussersten Linken 
der Frankfurter Nationalversammlung, Theilnehmer am süd- 
deutschen Kampfe für die Reichsverfassung, hierauf in 
Amerika, später zurückgekehrt, f in Goldberg 70 Jahre alt. 

Braunschweig. Eine Volksversammlung verlangt vom Herzog : 
den Verkauf der Eisenbahnen nicht zu genehmigen; neue 
Minister zu ernennen ; das allgemeine direkte geheime Stimm- 
recht einzuführen. 

Grossbritannien und Irland. Erneuerung der Angriffe der 
zu den Gewerkvereinen gehörigen Kohlengruben-Arbeiter auf 
die nicht zu den Vereinen gehörigen, in Thorncliffe» 

Prankreich. Ledru-Rollin lehnt ab die Familie Noir in dem 
Prozesse gegen Peter Bonaparte zu vertreten: „weil er 
damit die kaiserlichen Richter anerkennen würde." 
Paul Pabre, bisher Generaladvokat am Kassationshof, wird 
zum Generalprokurator an demselben ernannt. (Er ist Schwa- 
ger von Odilon Barrot.) 
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Kirchenstaat. Konzil. Die Augsburger Allgemeine Zeitung 
theilt die Adresse einer Zahl deutscher und ungarischer 
Bischöfe mit, gerichtet an den Papst und gegen die Verkün- 
digung der päpstlichen Unfehlbarkeit, und als Entgegnung 
auf das Verlangen anderer Prälaten zu Gunsten einer solchen 
Verkündigung: Es sei verwunderlich dass, bevor eine Sache 
zur Verhandlung gekommen, eine Einladung ergehe sich 
durch Unterzeichnung zu einer bestimmten Abstimmung zu 
verpflichten. Das Tridentinische wie das Florent iiiische 
Konzil haben sich über die Autorität des Papstes aus- 
gesprochen. In jetziger Zeit sei es nicht angemessen den von 
allen Seiten in Versuchung geführten katholischen Völkern 
mehr aufzubürden als das Konzil von Trient gethan. Alle 
Christen schulden den Beschlüssen des Papstes Gehorsam; 
dazu lehren unterrichtete und fromme Männer: was der Papst 
über Glauben und Sitten ex cathedra (vom Lehrstuhl herab, 
d. h. als Glaubenslehre) feststelle, sei auch ohne Zustimmung 
der Kirche unumstösslich ; allein es bleiben noch „gewichtige 
aus den Schriften und Handlungen der Väter der Kirche, 
aus ächten geschichtlichen Urkunden und ans der katholischen 
Lehre hervorgegangene Schwierigkeiten übrig, vor deren 
Lösung es ein vergebliches Unternehmen bleiben könnte die 
erwähnte Lehre dem christlichen Volk ah eine von Gott 
geoffenbarte vorzulegen." Diese Lehre würde den Feinden 
der Religion neue Waffen liefern, auch bei den Besseren 
Feindschaft gegen die katholische Sache erregen, uud An- 
lass geben die Rechte der Kirche anzugreifen. Diese Lehre 
möge also dem Konzil nicht als Berathungsgegenstand vor- 
gelegt werden. — Verfasser der Adresse ist Kardinal 
Rauscher. 

Spanien. Bei den Ergänzungswahlen zu den Cortes fällt der 
Herzog von Montpensier durch: in Oviedo mit 14,870 
Stimmen gegen 17,108, in Aviles mit 15,086 gegen 18,543: 
seine Gegner waren gleichfalls Monarchisten. 

2-ä. Montag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Der Antrag der Regierung: in 
28 (kleineren) Städten die Mahl- und Schlachtsteuer mit dem 
1. Juli aufzuheben und die Klassensteuer an deren Stelle 
zu setzen, wird angenommen, unter Zufügung von noch drei 
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Städten; eben so der Antrag des Finanzausschusses: bei der 
Vorlage des Staatshaushaltsgesetzes für 1871 solle die Regie- 
rung einen Gesetzentwurf wegen vollständiger Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtsteuer und Ersatzes derselben durch 
die KlasBensteuer, beziehungsweise durch die klassifizirte Ein- 
kommensteuer vorlegen. 

Beendigung der Arbeitseinstellung in Waldenburg* , nachdem 
die Arbeiter nachgegeben und aus dem Gewerkverein aus- 
getreten. Indessen werden fiOO ausdrücklich von der Wieder- 
zulassung ausgeschlossen. In Folge dessen wandern über 1200 
aus, nachdem schon vorher zahlreiche Auswanderungen er- 
folgt sind. 

Braunschweig. Landtag. Der Verkauf der Staatseisenbahnen 
mit 23 gegen 12 Stimmen genehmigt, der Kaufvertrag hin- 
gegen verworfen. 

Schweiz. Bern. Versammlung der Gotthard Konferenz : Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Tessin, Schaff hausen, Solo- 
thuru, Aargau, Basel-Stadt; die Centraibahn, die Nord- 
ostbahn ; eine Abordnung des Bundesraths. (Thurgau, Basel- 
Land, und die beiden Hälften von Unterwaiden d. h. Obwalden 
und Nidwaiden, — fehlen, aus verschiedenen Gründen.) 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Jules Simon beantragt 
Abschaffung der Todesstrafe; Cremieux ein Gesetz über 
die Erwähl ung der Gemeindebehörden von Paris und Lyon, 
Beendigung der Arbeitseinstellung in Creuzot. 

Spanien. Cortes. Der Antrag Castelar's und der Republikaner, 
alle Bourbons für immer vom Thron auszuschliessen , wird 
mit 150 Stimmen gegen 37 verworfen. 

Hussland und Polen. Der Voranschlag für 1870 weist ein 
Defizit von 9 Mill. Rubel aus. 

Gervais, an Keyserlingk's Stelle zum Kurator des Lehr- 
bezirkes Dorpat ernannt, trifft in Riga ein, und sucht die 
Ostseeprovinzen mit List und Gewalt zu russifiziren. 

Die Moskauer Zeitung, von KatkofF redigirt, erhält eine Ver- 
warnung wegen eines ultrarussischen und zugleich preussen- 
feindlichen Artikels. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der englische Prinz 
Arthur (der Kanada und die Vereinigten Staaten be- 
reiste), erscheint bei dem Präsidenten Grant 
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\2&. Dienstag. 

Baiern. Der Magistrat von München ertheilt mit 22 gegen 6 
Stimmen dem Stiftspropst von Döllinger das Ehrenbürger- 
recht der Stadt. (Die 6 Gegner sind Juristen, welche erklären 
der Magistrat habe nicht das Recht* in politischen und reli- 
giösen Fragen Partei zu ergreifen.) 

Baden. Austausch der Ratifikationen der Telegraphenverträge 
vom 25. Oktober 1869 zwischen dem Norddeutschen Bund, 
Baiern, Baden, WUrtemberg, Luxemburg, Oesterreich. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Been- 
digung der Generaldebatte über die Adresse. Diese betont den 
Geist der Freiheit und absoluten Gleichberechtigung, das 
unabweisliche Bedürfniss innern Friedens, den Rechtsbestand 
der Verfassungsgrundlagen, welche nur auf verfassungs- 
mässigem Wege abgeändert werden können. Dem Reichsrath 
liege das Streben fern die verfassungsmässigen Befugnisse der 
Landtage zu schmälern, aber die des Reichsraths seien keines- 
weges zu weit gegriffen. Der Werth einer allseitigen Ver- 
ständigung werde indessen nicht verkannt; im Geist auf- 
richtigster Versöhnlichkeit sei der Reichsrath bereit die auf 
gesetzlichem Weg an ihn gelangenden Wünsche der Bevölke- 
rungen nach Abänderungen in Erwägung zu ziehen ; er werde 
einer Erweiterung der Autonomie nicht widerstreben, sobald 
sie ohne Gefahr für das Reichsinteresse möglich sei und 
zugleich die allseitige Mitwirkung an der Reichsvertretung 
bewirke; er werde aber einer Umgestaltung in eine Föde- 
ration nachdrücklichst entgegentreten. Zunächst müssen die 
Staatsgrundgesetze zur vollen Durchführung gebracht werden, 
die Wahlreform müsse die Kraft der Reichsvertretung ver- 
mehren. Die Erhaltung des Friedens sei unerlässlich, damit 
die drückenden Kosten für die Heere vermieden werden. Das 
Ziel einer festen Regelung der Staatsfinanzen sei noch lange 
nicht erreicht, daher ein gerechtes Steuersystem und Spar- 
samkeit nothwendig. 
Nachdem durch vertrauliche Besprechungen das Verhältniss des 
Wiener Ministeriums zum Reichskanzler geordnet ist, wird 
der Kultusminister Hasner zum Präsidenten des Minister- 
raths ernannt. 

Schweiz. In der Gotthardkonferenz zu Bern (vgl. 24. Januar) 
werden die Vorschläge des Bundesraths wegen Vertheilung 



Digitized by Google 



Januar 187 0. 



33 



der Unterstützungssumme von 20 Mill. Fr. welche die 
Schweiz für die Gotthardbahn zu zahlen hat, angenommen. 
Die abwesenden Kantone (ein Kanton und drei Halbkantone) 
werden zur Genehmigung durch den Bundesrath eingeladen. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Graf Keratry befragt das 
Ministerium über das Versehwinden von Akten, namentlich 
über die Boulogner Angelegenheit des Prinzen Ludwig 
Napoleon, aus dem Archiv des Ministeriums. Der Minister 
Maurice Bichard meint: die Aktenstücke seien auf regel- 
mässige Weise mitgetheilt worden, verschwunden könnten sie 
nicht sein; er wolle eine Untersuchung veranstalten. 

Kirchenstaat. Das Giornale di Roma, das Blatt des Kardinals 
Antonelli erklärt: wenn das Baierische Ministerium nach 
dem Mißtrauensvotum der Kammer noch im Amte bliebe, 
würden die Kammern es durch Verweigerung der Steuern zum 
Rücktritt zwingen. 
Bischof Strossmayer erläast an den Pater Gratry ein Schrei- 
ben um ihn über seine Schrift zur Vertheidigung des Bischofs 
Dupanloup zu beglückwünschen. 

China. Zu Hongkong* unterzeichnet eine Anzahl englischer 
Kaufleute eine Petition an die englische Regierung : sie möge 
den vom Gesandten Sir Rutherford Alcock abgeschlossenen 
chinesischen Handelsvertrag nicht ratifiziren. 

2B. Mittwoch. 

Oesterreich -Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths zu 
Wien. Im ferneren Verlauf der Adressdebatte erklärt Minister 
Giskra: es sei unrichtig wenn (vom Grafen Beust) gesagt 
worden sei, die Politik der Mehrheit sei eine Politik der „Ab- 
wehr,'' und nicht der „Verständigung. u Graf Beust bemerkt: 
seine persönliche Anschauung sei mehr für das Entgegenkom- 
men; er habe nicht von einer Politik der Abwehr gesprochen, 
sondern von einer Politik die sich „mehr" der Abwehr zuwende ; 
er werde für die Adresse in allen ihren Theilen stimmen. 
An Stelle des Herrn Hanke welcher abgelehnt hat, wird 
Dr. Brauner, gleichfalls einer der BeUaranten^ zum Bürger- 
meister gewählt. 

Frankreich. Achille Charles L6once Victor Herzog von Broglie 
geb. 28. November 1785, Schwiegersohn der Frau von Stael, 
ehem. Pair, Minister unter Ludwig Philipp, Volksvertreter 
unter der zweiten Republik, f 84 Jahre alt. 

3 
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97. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Zusammentritt des 'Bundesratha. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Der Antrag Duncker-Eberty 
über Aufhebung der Beschränkungen der Pressfreiheit wird 
in der Schlussberathung angenommen. 

Eine Petition der Stadtverordneten zu Berlin gegen die Ein- 
griffe des Ministers des Innern in das Wahlrecht der Stadt, 
wird der Regierung zur Berücksichtigung überwiesen. — 
Der Antrag von Diest die Minister zu berechtigen die vor- 
tragenden Bäthe in den Ministerien in den einstweiligen 
Ruhestand zu versetzen, wird abgelehnt; nur eilf Stimmen 
sind dafür. 

Baiern. Die Gemeindebevollmächtigten von München bestätigen 
mit 43 gegen 12 Stimmen die Verleihung des Ehrenbürger- 
rechts an Döllinger. — Dieser erklärt öffentlich dass er 
ablehne, weil er nicht die Hand dazu bieten dürfe dass eine 
innerkirchliche Frage in ein fremdes Gebiet hinübergezogen 
werde. 

Baden. Die Abgeordnetenkammer genehmigt mit allen Stimmen 
gegen eine, die Errichtung der Bndischen Bank so wie die 
Verleihung des Rechts der Bankn ot en-Ausgabe an dieselbe. 

Frankreich. Das Journal offlciel veröffentlicht ein Rundschrei- 
ben des Justizministers Ollivier: dass Friedensrichter in 
ihrem eigenen Amtsbezirk nicht als Kandidaten für den 
Departemental-, Bezirks- oder Gemeinderath auftreten dürfen. 

Kirchenstaat. Konzil. Bischof Strossmayer hält eine Rede 
(die für die beste lateinische gilt welche seit Jahren gehalten 
worden). Es müsse nicht L 4 oss von den Pflichten, auch von 
den Bechten der Bischöfe gesprochen werden. Das Papstthum 
müsse auch Nicht-Italienern zugänglich werden, jetzt sei es eine 
rein italienische Institution. Die Kongregationen (der Kardi- 
näle) sollten sich nur mit den grossen Angelegenheiten der 
Kirche beschäftigen, nicht in alle Einzelheiten einmischen. 
Im Kardiualskollegium müssten alle Länder je nach ihrer 
Bedeutung vertreten sein. Das Decretum perpetuum des Kon- 
zils von Konstanz befehle die Abhaltung von Konzilien alle 
zehn Jahre. Provinzialsynoden müssten abgehalten, und 
ihnen ein Einfluss auf die Bischöfe gegeben werden. Die 
Kirche habe die äusseren Bürgschaften ihrer Freiheit in den 
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öffentlichen Freiheiten der Nation zu suchen. Die CentraU- 
sation ersticke das Leben der Kirche. Wenn dieses Konzil 
eine wirkliche Freiheit der Meinungen besitze, so verdanke 
man es dem Bischof Dupanloup. 

28. Freitag. 

Baiern. Der Reichsrath (erste Kammer) nimmt die dem Mini- 
sterium feindliche Adresse mit allen Stimmen gegen 12 an: „In 
der Mehrheit des Volkes hat sich ein durch die Parteinahme 
des Ministeriums noch gesteigertes Misstrauen gebildet. Ein 
wirkliches Vertrauen wird nur dann zurückkehren, wenn es 
dem Könige gelingt Männer als Räthe der Krone zu finden 
die in gleicher Weise das Vertrauen des Königs wie des 
Landes besitzen." Die Adresse erwähnt das, „was zur För- 
derung des Volkswohls im Geiste der neueren Gesetzgebung 
wahrhaft dient, " die Erleichterung der Volkslasten, das „Be- 
denkliche einer Steuererhöhung, den in den politischen Ver- 
hältnissen wurzelnden Mangel an Vertrauen," die Vorlage 
eines neuen Wahlgesetzes „das geeignet sein möge eben so 
sehr wider Partei-Terrorismus als wider willkürliche Beamten- 
einflussung heilsame Schranken aufzurichten," den weiteren 
Ausbau der Strafrechtspflege, die Advokatenordnung, die neue 
Regelung der Tax- und Stempelordnung. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. An- 
nahme der Adresse mit 114 gegen 47 Stimmen. 

Der Abgeordnete Rechbauer beantragt: die in voriger Session 
ausgearbeiteten Gesetzentwürfe über das Verhältniss der 
Kirchen und Religionsgenossenschaften zum Staate, und über 
die Civilehe, abzuändern; ferner das Konkordat zu beseitigen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Nach mehrtägigen Ver- 
handlungen, bei denen besonders der Streit zwischen dem 
früheren Minister Forcade und Thiers interessant ist, geht 
das Haus in Betreff der Frage von der Handelsfreiheit zur 
Tagesordnung über, mit 211 gegen 32 Stimmen. Es soll 
eine Kommission zur Untersuchung (enquete) über Handels- 
freiheit und Zollschutz eingesetzt werden. 

Senat. Verhandlung über die Münzfrage. Eine internationale 
Münze von 25 Franken wird für wünschenswerth erklärt. 
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Kirchenstaat. Leopold II. ehemaliger Grossherzog von Tos- 
kana (1824—1859), geb. 3. Oktober 1797, dankte am 21. Juli 
1859 zu Gunsten seines Sohnes Ferdinand IV. ab, f zu 
Rom 72 1 /* Jahre alt. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Repräsentanten- 
haus schafft die Portofreiheit der Kongressmitglieder ab. 



2B. Samstag. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Beginn der Verhandlungen über 
die Adresse. Diese besagt: „Wir leben in einer Zeit wo von 
Rechtszuständen kaum mehr die Rede sein kann. Die Ver- 
träge mit Preussen sind erfahrungsgemäss der Deutung 
fähig, und die möglichen Deutungen verbreiten Beängstigung 
im Volke. Daraus entspringt unwillkürlich das Verlangen 
nach einem Leiter der auswärtigen Angelegenheiten dem das 
Vertrauen des Landes entgegen getragen werde." Sodann: 
Hoffnung einer nationalen Verbindung auf der Grundlage des 
gleichen Rechtes aller deutschen Stämme; Entlastung der 
Staatsausgaben; neue Gesetze dürfen der Volksstimmung nicht 
entgegen sein, hieran sei das Schulgesetz gescheitert, das 
Volk wolle keine Parteiregierung ; ein neues Wahlgesetz mit 
direkten Wahlen werde Missbräuche abschneiden. — Bei der 
Verhandlung über die Adresse erklärt der Minister Fürst 
Hohenlohe: sein Streben sei auf Erhaltung des Zusammen- 
hangs der süddeutschen Staaten mit dorn Norden und auf 
Erhaltung der Selbständigkeit Baierns gerichtet. Die Steige- 
rung der Militärlasten sei eine Folge der bestehenden Ver- 
träge. Er habe die Sprengung des Zollvereins verhindert. 
Der süddeutsche Bund sei nicht ausführbar, da in Würtem- 
berg niemand auf einen Theil der Selbständigkeit verzichten 
wolle. Er wolle nicht äusserlich mit Preussen freundlich thun, 
um bei Gelegenheit Verrath zu üben. — Der Abgeordnete 
Sepp (zur „ Patriotenpartei " gehörig): Vor zwanzig Jahren 
würde man die Reichsverfassung sammt dem Erbkaiser ange- 
nommen haben; wenn der König von Preussen sich als 
deutscher Kaiser gerirte, würde die patriotische mit der Fort- 
schrittspartei gehen. Der Abg. Schleich (von der nämlichen 
Partei) : seine Partei wolle die Verträge halten, sowohl gegen 
den Pontifex in Rom als gegen den an der Spree. 
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Baden. Erste Kammer. Genehmigung des Gesetzes über die 
privatrechtliche Stellung der Wirthschafts- und Erwerbs- 
genossenschaften, sowie des Gesetzes über Außtebung der per- 
sönlichen Haft im bürgerlichen Recht. 
Die lange Zeit verbotenen Aufführungen der Stücke Viktor 
Hugo's werden erlaubt. 

SO. Sonntag, 

Preussen. Zustimmungs-Adresse aus Braunsberg an Döllinger. 

Baiern. Der König zieht die Minister und die zwölf Reichs- 
räthe die gegen die Adresse gestimmt, zur Hoftafel. 

Kirchenstaat. Konzil. Der Papst hat sich geweigert die von 
137 Bischöfen unterzeichneten Adressen gegen die Verkün- 
digung seiner Unfehlbarkeit als Glaubenssatz, in Empfang zu 
nehmen, und dieselbe an die betreffende Kommission ge- 
wiesen. (Zu den Unterzeichnern gehören auch sämmtliche 
portugiesische Prälaten, einige brasilische und etwa zwanzig 
italienische). 

Türkei. Rumänien. Fürst Karl erklärt sich gegen den von 
Sturdza eingebrachten Antrag der Fürstin eine jährliche 
Summe von 300,000 Fr. zu bewilligen, weil die Finanzen 
nicht geordnet seien. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Repräsentanten- 
haus fies Kongresses geht in Betreff des Antrags von Neely 
die „Fünf Zwanziger Bonds" (Staatsobligationen gewisser 
Art) in Papiergeld zurückzuzahlen, mit 120 gegen 41 Stim- 
men zur Tagesordnuug über. 

3M. Montag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Annahme des Gesetzentwurfs über 
Eigenthumserwerb und dingliche Belastung von Grundstücken, 
so wie desjenigen über der Form die GrundstücJczeriheüungs- 
Verträge. Bei dem ersteren wird der Antrag von Thomsen 
nicht bloss die Beamten, sondern auch den Staat für die 
Versehen bei Einträgen ins Grundbuch haftbar zu erklären, 
mit allen gegen 10 Stimmen angenommen. 

Braunschweig. Der Landtag wird vertagt, nachdem er die 
Kosten für die Vollendung des Herzogsschlosses bewilligt hat. 

Baiern. Adress Verhandlung im Abgeordnetenhaus. Professor Qreil 
(patriotische Partei) sagt: „Es gibt Gesetze die man nicht befol- 
gen darf, denn der göttliche Wille steht über dem menschlichen.'' 
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Oesterreich-Ungarn. Der ungarische Ministerrath beschliesst 
dass der Minister der Kommunikationen Graf Miko eine 
Untersuchung gegen seinen Unterstaatssekretär Hollan ein- 
leite, gegen welchen im Abgeordnetenhaus mehrfach Beschul- 
digungen unredlichen Handelns laut geworden, und der eine 
Untersuchung selbst verlangt hatte. 

Schweiz. Zusammentritt der Bundesversammlung (d. h. de3 
Nationalraths und des Ständeraths). 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Finanzminister Büffet 
erklärt dass die Erlasse vom 9. Januar den Zweck gehabt 
Missbräuchen und Betrügereien ein Ende zu machen. Das 
Haus geht mit 181 gegen 6 Stimmen zur Tagesordnung über. 

Kirchenstaat. Konzil. Eine Petition an den Papst: Die 
körperliche Himmelfahrt Mariae zum Glaubenssatz erklären 
zu lassen, trägt bereits 300 Unterschriften. 

Türkei. Die P/orte will dem Vizekönig von Aegypten die Rech- 
nung für die (in Frankreich hergestellten) unbrauchbaren 
Panzerschiffe und Gewehre nicht zahlen; deshalb verweigert 
er die Auslieferung und rüstet stärker. Hierauf kommen 
beide Theile übereiu dass der Vizekönig berechtigt sein solle 
15,000 Mann zu halten. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Im Staat Alabama 
wurde eine Bill zur Bestrafung der Betrunkenen eingebracht, 
welche jedoch die Mitglieder der Legislatur ausnimmt 

M #ii J&atf/fe de* •Januar. 

Preussen. Adresse strenggläubiger Katholiken zu Kreuznach an 
den Bischof von Trier, Eberhard, gegen dieUnfehlbarkeitslehre. 
Der jOdische Historiker Dr. Graetz wird auf Antrag der 
philosophischen Fakultät der Hochschule Breslau zum ausser- 
ordentlichen Professor daselbst ernannt. 

Oesterreich-Ungarn. Graf Paar neuernannter Gesandter Oester- 
reichs in Dresden« 

Grossbritannien und Irland. Die Regierung beschliesst den 
grösseren Theil ihrer Truppen aus Kanada zurückzuziehen. 

Frankreich. Verhaftung von polnischen Sozialisten in Paris 
und in Montpellier. Es heisst dass dieselben falsche rus- 
sische Banknoten in Umlauf setzen wollten. 
Pater Gratry Superior (Oberer) der Väter des Oratoriums 
spricht sich in einem veröffentlichten Briefe gegen die Ver- 
kündigung der päpstlichen Unfehlbarkeit aus. Der eifrige 
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Katholikenführer de Falloux, früherhin Unterrichtsminister, 
erklärt sich für ihn in einem ebenfalls veröffentlichten 
Schreiben. 

Italien. Wegen der hohen Mahlsteuer schliessen viele Müller 
ihre Mühlen. 

Kirchenstaat. Konzil. Nachdem zahlreiche Bischöfe aus Deutsch- 
land, Ungarn und Frankreich sich gegen die Erklärung 
der päpstlichen Unfehlbarkeit ausgesprochen, entwerfen die 
Anhänger dieser Lehre ein neues Schriftstück welches die- 
selbe in gemilderter Ausdrucksweise mundgerecht machen 
soll. Das Schriftstück enthält eine Verurtheilung derer die 
von den Aussprüchen des Papstes an ein Konzil Berufung 
einlegen wollen; derer die sagen es sei den Aussprüchen des 
Papstes ein äusserlicher, nicht aber auch ein innerlicher Ge- 
horsam zu leisten ; derer die darüber streiten ob das Konzil 
höher stehe als der Papst, da die Bischöfe vom Papst Be- 
lehrung empfangen, nicht aber ihn belehren können; derer 
die in Betreff der vom Papste verurtheilten Irrthümer sagen 
der Papst habe die Bücher in denen er die Irrthümer ge- 
funden, nicht richtig verstanden. Das Schriftstück trägt den 
Titel: Schema für die, aus den von der Kirche bereits ange- 
nommenen Grundsätzen logisch und klar zu folgernde Un- 
fehlbarkeit des Papstes, und der Schluss gibt als Zweck an 
die Unfehlbarkeit des Papstes mit der Unfehlbarkeit der 
Kirche zu verbinden. 

Die Censur gestattet dem Bischof Dupanloup von Orleans nicht 
seine Antwort auf den Angriff des Erzbischofs Dechamps 
von Mecheln, zum Behuf der Vertheilung an die anderen 
Bischöfe drucken zu lassen. 

Nachdem der chaldäische Patriarch (78 Jahre alt) eine Rede 
hatte vortragen lassen, worin er begehrte die alten Rechte 
seiner Kirche in einer neuen Sammlung vorzulegen, und von 
den Neuerungen (Unfehlbarkeitslehre) sagte : sie könnten die 
orientalische Kirche verderben, lässt ihn der Papst rufen, 
und befiehlt ihm auf der Stelle auf alle Privilegien seiner 
Kirche zu verzichten und das Gesagte zurückzunehmen. 
Der Greis fügt sich; (um nicht eingekerkert zu werden, 
heisst es). 

Pater Augustin Theiner, welcher die Akten des Konzils von 
Trient herausgibt, muss dieses einstweilen einstellen, und 
darf das bereits Gedruckte Keinem mittheilen. (Nämlich zu 
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Trient herrschte eine weit grössere Freiheit der Rede und 
Berathungen als der Papst sie jetzt erlauben will.) 
Kussland und Polen. Ein kaiserlicher Ukas befiehlt dass die 
Juden bis zum 31. Lebensjahre zum Kriegsdienst gezogen 
werden können; die Christen nur bis zum 23. Wenn die 
Juden sich taufen lassen, sollen sie inilitärfrei sein. 

Der Landtag von Livland erlässt eine Beschwerde an den 
Kaiser wegen Unterdrückung der lutherischen Kirche, Ein- 
führung der russischen Sprache in die Verwaltung, Vernich- 
tung des Rechts provinzialer Gesetzgebung. 

Veröffentlichung eines mit China, vorläufig auf fünf Jahre, ab- 
geschlossenen Handelsvertrags. 

Nach der Zeitung der russische Invalide beträgt das Heer 
726,000 Mann. Die gesetzliche Dienstzeit von 20 Jahren ist 
durch Urlaub auf unbestimmte Zeit, bis auf 7 — 8 herabge- 
setzt worden. Der Loskauf und das Eintreten von Frei- 
willigen (mit Aussicht auf Beförderung zum Offizier) ist ge- 
stattet. — Die Reformen im Heer sind das Werk des Kriegs- 
ministers Miljutin. 
Türkei. Der Aufstand der Beduinen in der Gegend von Bag- 
dad soll unterdrückt sein. 

Fortwährende Verstärkungen der Truppen an der Grenze der 
Tschernagora (Montenegro.) 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Nach einer Entschei- 
dung des Vereinigten-Staaten-Gerichtshofs können die Bundes- 
schuldsclieine nicht besteuert werden. 

Es verlautet dass die Pacht der Bai von Samana (Santo-Do- 
mingo) durch die Vereinigten Staaten nur der Vorläufer 
eines bereits abgeschlossenen Vertrags über die Annexion 
dieser Mulatten- und Negerrepublik sei. 

Grosser Mangel an Arbeit in allen Fabriken und Noth in Folge 
dessen. 

Haiti. Die Aufständischen ernennen, nach ihrem Sieg, Saget 

zum provisorischen Präsidenten. 
China. Auf Betreiben des französischen Geschäftsträgers Roche- 

chouart befiehlt die Regierung die Verfolgungen der Christen 

einzustellen. 

Japan. Die Anlegung der (ersten japanischen) Eisenbahn zwischen 
Jeddo und Oasaka englischen Unternehmern übertragen. 

Afghanistan. Ein Vertrag mit dem Emir von Bochara setzt 
den Fluss Oxus als Grenze zwischen beiden Ländern fest. 
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Vehrwar i. Dienstag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Interpellation wegen der Nicht- 
bestätigung (aus politischen Gründen) des zum zweitenmal und 
einstimmig gewählten Bürgermeisters Tripp zu Solingen. 
Der Abgeordnete Richter (Königsberg) gibt eine Darstellung 
des eigenmächtigen Verfahrens des Regierungspräsidenten 
Kühlwetter zu Düsseldorf. Der Minister Graf Eulen- 
burg erklärt dass die Staatsregierung es mit ihrer gesetz- 
lichen Befugnis8 für unvereinbar halte die Gründe der Nicht- 
bestätigung anzugeben. — Bei Berathung des Kostentarifs 
zur neuen Grundbuchordnung erklärt Finanzminister Camp- 
hausen: die Regierung könne in die beantragte Kosten- 
ermässigung nicht eingehen, und betrachte die Annahme des 
Antrags als eine Verwerfung des Gesetzes. Dessenungeachtet 
erfolgt die Annahme, so wie des ganzen Gesetzes, mit grosser 
Mehrheit. — Genehmigung des Vertrags mit Sachsen zur 
Beseitigung der Doppelbesteuerung. 
Die Mitglieder des Domkapitels zu Paderborn erklären ihrem 
Bischof Martin, dem eifrigen Anhänger der Unfehlbarkeits- 
lehre, dass sie nicht mit ihm übereinstimmen. 

Baiern. Schreiben des Königs an den Vorsitzenden der Reichs- 
rathskammer: die Adresse derselben habe durch prinzipielle 
Angriffe auf das Ministerium ohne jede thatsächliche oder 
gesetzliche Begründung, dem Geiste der Versöhnung in der 
Thronrede nicht entsprochen; dadurch sei für den König dte 
Möglichkeit der Annahme der Adresse ausgeschlossen; er 
werde übrigens nicht ermüden dem Lande die durch das 
Uebermaass der Parteibewegung gestörte Ruhe wiederzu- 
geben. 

Der König ertheilt den fünf Prinzen des Hauses die für die 
Reichsrathsadresse gestimmt, einen Verweis. 
Oesterreich-Ungarn. Neubildung des Ministeriums: Hasner 
für den Vorsitz und die Pressleitung; Oiskra erhält zu dem 
Inneren noch die Polizei ; Stremayr Unterricht und Kultus 
(bisher Hasner) ; Bauhans Ackerbau; Wagner Landes- 
verteidigung; ferner wie bisher Brestl (Finanzen), Herbst 
(Rechtspflege), Plener (Handel). 
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Schweiz. Bundesversammlung. An Stelle des verstorbenen Rufly 
wird Ceresole (Waadt) mit 83 Stimmen zum Mitglied des 
Bundesrates erwählt. Der Vizepräsident des Bundesraths 
Dubs wird Präsident, Schenk Vizepräsident. 

Oros8britannien und Irland. In Manchester grosse Ver- 
sammlung des Reformvereins. Vertrauensvotum für das 
Ministerium. 

Belgien. Eine Deputation von etwa 130 Abgeordneten der eng- 
lischen Gemeindebehörden übergibt dem König die schrift- 
liche Ausfertigung der ihm, bei dessen Anwesenheit in London, 
von diesen Behörden übergebenen Ergebenheitsadresse. 

Frankreich. Das Journal officiel zeigt die Neubesetzung von 
27 Präfekturen und 67 Unterpräfekturen an. 

Kirchenstaat. Graf Lavradio portugiesischer Gesandter in 
Rom f daselbst, 70 Jahre alt. (Er hatte 1835 in Deutsch- 
land die Vermählung des Prinzen Ferdinand von Koburg- 
Kohary mit der portugiesischen Königin Maria da Gloria 
unterhandelt.) tß ' 

Türkei. Aegypten. Der Khedive (Vizekönig) eröffnet eine 
angeblich parlamentarische Versammlung. 
Rumänien. Der Senat verwirft mit 22 gegen 20 Stimmen die 
Unabsetzbarkeit der richterlichen Beamten. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Die Legislatur des 
Staats New-Jersey verwirft die Verfassungsänderung zu 
Gunsten des Neger Stimmrechts. 

*. Mittwoch. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Antrag von Grevy: 
der Kammer das Recht zu ertheilen zu ihrem Schutze die 
bewaffnete Macht in Anspruch zu nehmen, wird mit 217 
gegen 43 Stimmen verworfen. — Annahme der neuen Ge- 
schäftsordnung der Kammer, mit allen gegen 11 Stimmen. 
Aug. Mich. Maria Stephan Graf Regnaud de Saint- Angely, 
geb. 29. Juli 1794, diente 1812—1815 in dem Heer, 1825 
und 1829 in Griechenland, seit 1829 wieder im französischen 
Heer, war im Januar 1851 vierzehn Tage lang Kriegsminister, 
ward bei der Gründung des Senats 25. Januar 1852 in den- 
selben berufen, 1854 Befehlshaber der Garde, diente in der 
Krim, und in Italien 1859, — ward Marschall, f 75 Va 
Jahre alt. 
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Bericht des Justizministers Ollivier an den Kaiser wegen Auf- 
hebung der Sicherheitsgesetze. 

Ernennung eines Ausschusses wegen der Handels- und Kriegs- 
marine. 

Russland und Polen. Petersburg. Ankunft der chinesischen 
Gesandtschaft unter Burlingame. 

Türkei. Rumänien. Verwendung der Generalkonsuln von Oester- 
reich und Grossbritannien dass die Massregeln gegen die 
Juden zurückzunehmen seien ; Bezugnahme auf das Protokoll 
vom 19. August 1858. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Resolution des Re- 
präsentantenhauses : Cuba führe Krieg seit fünfzehn Monaten, 
habe eine Regierung de facto ; der Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten soll prüfen ob Gründe bestehen Cuba nicht 
als kriegführende Macht anzuerkennen. 

3. Donnerstag. 

Preussen. An Döllinger erlassen fünf Professoren der katho- 
lischen Theologie und zwanzig andere katholische Professoren 
und Dozenten der Hochschule Bonn eine Zustimmungsadresse 
(wegen der Unfehlbarkeitsfrage). 

Sachsen. - Abgeordnetenkammer. Annahme des Antrags : die 
Regierung möge dahin wirken dass die Staaten des Nord- 
deutschen Bundes ihre Gesandtschaften aufgeben. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Der Minister Fürst Hohenlohe 
erklärt: Preussen habe nicht den Eintritt der süddeutschen 
Staaten in den Nordbund verlangt, sondern es diesen über- 
lassen Vorschläge zu machen ; dieselben könnten, gemäss den 
NikoUburger Friedenspräliminarien, nur zusammen, nicht ver- 
einzelt, in den Bund treten. — Mehre Abgeordnete greifen 
den Fürsten wegen seiner Depesche über das Konzil an. — 
Huttier (patriotische Partei) sagt: „Wenn der König von 
Preussen, statt des schwarzweissen , das schwarzrothgoldene 
Banner aufpflanzt, und in Frankfurt a. M. ein deutsches 
Parlament beruft, dann ist der Frühling Deutschlands ge- 
kommen." 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Der 
Ministerpräsident Hasner erklärt dass das neue Ministerium 
seinen Ausgangspunkt von der Verfassung nehme, bestrebt 
sei den Frieden durch die Gewährung „berechtigter Wünsche" 
nach Aenderungen in der Verfassung zu bewahren; die 
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Lücken der 




e seien auszufüllen, die Gewissens- 



freiheit und die Rechte des Staates zu wahren ; das Ministe- 
rium werde stets daran denken dass es aus dem Parlament 
hervorgegangen. 
Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Annahme des Rekrutirungs- 
gesetzes für 1870, der Gesetze über die Durchführung der 
Umwandlung der Staatsschuld und über die Einführung neuer 
Geldmünzen. 

Das ungarische Unterhaus bewilligt 23 Millionen für neue 
Eisenbahnen. 

Der Bürgeraus8chuss von Innsbruck erklärt den Austritt der 
Tiroler Abgeordneten aus dem Reichsrath, für eine Preis- 
gebung der Ehre und der Interessen Tirols. 
Adresse von fünf geistlichen uud acht anderen Professoren der 
Hochschule Prag, sämmtlich streng katholisch, an Döllinger 
wegen seines Aufsatzes gegen die Unfehlbarkeits-Lehre. 

Schweiz. Zürich. Der ehemalige Kassier der Züricher Filiale 
der Eidgenössischen Bank Emil Scharr zu eilf Jahren Zucht- 
haus verurtheilt. 

Kirchenstaat Achill Stocchi ausgezeichneter Bildhauer f. 

Russland und Polen. Das offiziöse Journal de Saint-Peters- 
bourg sagt, bezüglich der Konzentrirung türkischer Truppen 
an der Grenze der Tschernagora (Montenegro) : alle Gross- 
mächte hegen den Wunsch nach Frieden; diesem einstimmigen, 
mit dem nöthigen Nachdruck geäusserten Wunsche gegenüber, 
könne die türkische Regierung nicht muthwillig eine Krisis 
hervorrufen. 

Türkei. Rumänien. Der Justizminister Boeresco dankt ab. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Beschluss: den Staat Mississippi , unter 
denselben Bedingungen wie Virginien, in den Kongress zu- 
zulassen. 

Senat. Ermächtigung der Regierung zur Ausgabe von noch 
45 Milliouen Dollars Papiergeld. 



Sachsen. Abgeordnetenkammer. Erklärung des Ministers von 
Friesen über Sachsens Stellung zum Norddeutschen Band: 
gegen Kompetenz -Erweiterung des letzteren. — Bewilligung 
von 400,000 Thlr. für den Neubau des Hoftheaters. 



S. Freitag. 
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Baiern. Abgeordnetenkammer. Pfarrer Westermayer (pa- 
triotische Partei) hofft eine Versöhnung der Parteien ; er kann 
aber „nicht einsehen wie die Äb/m'Jdepesche durch die 
neuesten Verhandlungen irgendwie gerechtfertigt werde." 
Fürst Hohenlohe beruft sich hiergegen auf die neuesten 
Nachrichten über die Sätze welche verkündigt werden sollen. 

Grossbritannien und Irland. Zu Manchester Volksversamm- 
lung für Völksunterricht 

Frankreich. Rundschreiben des Justizministers Ollivier: Sobald 
eine Zeitung einen offiziellen K&mmersitzungsbericht aufge- 
nommen hat, darf sie denselben citiren und besprechen wie 
sie will. (Bisher galt Letzteres als ein nicht-offizieller, dem- 
nach als verbotener Bericht). 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Senat verwirft 
mit 33 gegen 24 Stimmen die vom Präsidenten Grant be- 
schlossene Ernennung von Hoare zum Richter am Bundes- 
gerichtshof. 

Nach Genehmigung des Neger- Amendements zur Verfassung durch 
die Legislatur des Staates Georgia ist dasselbe von 28 Staaten 
unter 36 angenommen, bildet also einen Theil der Verfassung. 

Der Senat weist das Komitee für auswärtige Angelegenheiten 
an über die Zweckmässigkeit einer Vermittlung zwischen 
Kauada und den Aufständischen am Red-River zu berichten. 

S, Samstag. 

Freussen. Abgeordnetenhaus. Petition des Presbyteriums der 
Hofkirche zu Breslau, als Patrons des Friedrichs- Gymna- 
siums, gegen die Verordnung des Ministers Mühler vom 
16. April 1869, welche dasselbe zu einem Progymnasium 
heruntersetzen will; Verhandlung 3. und 4. Febr. Das Haus 
entscheidet fast einstimmig gegen den Minister. 
Zu Berlin Versammlung der nationalliberalen Partei. Ein 
Landesausschuss und ein Vorstand gewählt. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Bei der Adressdebatte erklärt 
Dr. Sepp (patriotische Partei) : demnächst erscheine von ihm 
gegen die Dogmatisirung des Syllabus und für die Freiheit 
der deutschen Wissenschaft, eine Schrift welche dem Konzil 
vorgelegt werde. 

Baden. Erste Kammer. Annahme des neuen Wahlgesetzes. 

Oesterreich-Ungarn. Der Handelsvertrag mit ,der Schweiz 
tritt in Kraft. 
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Frankreich. Brief des Ministers des Aeusseren Grafen Daru 
an einen in Rom befindlichen Bischof, (von der Times mit- 
getheilt): „Ich habe durch Herrn von Banneville" (fran- 
zösischen Botschafter in Rom,) „den Kardinal Antonelli die 
Wahrheit wissen lassen. Durch das Verhalten der italienischen, 
der spanischen , der Missionsbischöfe und der apostolischen 
Vikare kann alles in Frage gestellt werden. Man kann uns 
die Forterhaltung unserer Besatzung in Rom eben so gut 
unmöglich machen als die Regelung der Mnanzangelegen- 
heitert des heiligen Stuhls, die Bestimmungen des Konkordats 
schwer beeinträchtigen, und den uns verpflichtenden Vertrag* 
(die Septemberkonvention mit Italien) „brechen. Man über- 
lässt sich der Leidenschaft des Augenblicks. Kann die Min- 
derheit Zeit gewinnen, so ist dies das Beste was sie thun 
kann. Die Religion durch den Syllabus koropromittiren, 
heisst den Feinden der Religion in die Hände arbeiten." 

Eine ausserparlamentarische Kommission wird zur Begutach- 
tung einer Gemeindeverfassung für Paris berufen. Unter 
den Mitgliedern sind Oirardin und Laboulaye. 

Der berühmte Astronom und Senator Leverrier wird seines 
Amtes als Direktor der Pariser Sternwarte enthoben. (Er 
war von den Beamten und den an der Sternwarte angestellten 
Astronomen vielfach der Willkür und des Missbrauchs der 
Thätigkeit der Letzteren beschuldigt worden.) 

Kirchenstaat. Die Civilta Cattolica, Zeitung der Jesuiten, 
erklärt: wenn „ gewisse Staatsmänner/ für den Fall dass das 
Konzil Glaubenslehren oder Vorschriften verkündige die dem 
Geiste der Zeit entgegen seien, Drohungen erlassen hätten, 
so würden die Bischöfe diese Drohungen „verachten" ; die 
Maassnahmen der Regierungen würden „durchaus nichtig 
sein und das Gewissen ihrer Ünterthanen nicht verpflichten." 

Türkei. Rumänien. Der Minister des Innern Cogolnitscheano 
dankt ab, ersetzt durch Demeter Ghika. Zum Justizminister 
Kantakuzenos ernannt. 

B. Sonntag. 

Preussen. Die Regierungsblätter, entgegen den in der Baierischen 
Adressdebatte vorgekommenen Behauptungen, erklären dass 
das Schutz- und Trutzbündniss „alle" Kriegsfälle in sich be- 
greife. 
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Baiern. Nachdem Prinz Luitpold, Oheim des Königs, und seine 
beiden Söhne (vgl. Febr. 1.) ihre militärischen Stellen nieder- 
gelegt, der König jedoch dies nicht genehmigt hat, reicht 
der Prinz dem König eine Denkschrift ein : die Opposition 
im Reichsrath sei keineswegs gegen den König, sondern nur 
gegen die Minister gerichtet. 

Oesterreich-Ungarn. Der zu Hietzing bei Wien wohnende 
Exkönig von Hannover lässt den Resten der hannöverischen 
Legion in Frankreich ankündigen dass mit dem 15. April 
die Unterstützung derselben aufhöre. 

Schweiz. Genf. Joseph Hornung, ausgezeichneter Maler, f 
79 Jahre alt. 

Orossbritannien und Irland. Förmliche Uebernahme der 
Telegraphen durch die Staatsbeamten. 

9. Montag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Das Wildschon-Gesetz und der 
Rheinfischereivertrag vom 27. November 1869 angenommen. 
Annahme des Antrags von Miquel zur Kreisordnung: gegen 
Strafverfügungen des Amtshauptmanns ist Berufung an den 
Richter zulässig, mit 179 gegen 140 Stimmen. Eben soder 
Antrag von Bockum-Dolffs : Bei Klagen gegen den Land- 
rath, den Amtshauptmann, die Gemeindevorsteher und deren 
Stellvertreter, wegen einer bei Ausübung des Amtes geschehe- 
nen gesetzwidrigen Handlung, kann von der vorgesetzten Be- 
hörde der Kompetenz-Konflikt (d. h. Anrufung des Kompe- 
tenzkonflikts-Gerichts, zur Entscheidung darüber ob die ge- 
richtliche Beurtheilung des Falles statthaft ist,) nicht erhoben 
werden. 

Herrenhaus. Die von der Regierung beantragte, vom Grafen 
Bismarck befürwortete Genehmigung zur Vertagung der 
Kammern, wird mit grosser Mehrheit abgelehnt. — Die Auf- 
hebung der Mahl- und Schlachtsteuer in einer Anzahl Städte, 
vom Abgeordnetenhaus genehmigt, wird abgelehnt, nur für 
Bromberg bewilligt. 
Oesterreich-TJngarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths zu 
Wien. Die Anträge von Rechbauer betreffend das Religions- 
gesetz, Civilehe und Aufhebung des Konkordats, an einen 
Ausschuss verwiesen. 

Das Abgeordnetenhaus des Reichsraths erhöht die Civilliste des 
Kaisers um fl. 300,000, und bewilligt sie auf 10 Jahre statt 
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wie bisher jährlich. (Ungarn ist hierbei mit dem Beispiel 
vorangegangen. Die beiden Civillisten, für Oesterreich und 
Ungarn, betragen zusammen fl. 7,300,000 jährlich.) 

Ankündigung der Arbeitseinstellung von Seiten fast sämratlicher 
Setzer in Wien und Pest. 
Prankreich. Gesetzgebender Körper. Cremieux, Arago u. a. 
behaupten : Zur Verhaftung Rochefort's (vgl. Januar 22.) 
bedürfe es einer neuen Ermächtigung der Kammer. Justiz- 
minister Ollivier behauptet das Gegentheil nach früheren 
Vorgängen. Die Kammer geht mit 191 gegen 45 Stimmen 
zur Tagesordnung über, d. h. sie erklärt eine Ermächtigung 
für nicht erforderlich. 

Bochefort erklärt in seiner Zeitung La Marseillaise: er 
weigere sich der Aufforderung des Gerichts nachzukommen 
zur Verbüssung der gegen ihn erkannten Haft sich zu stellen, 
und werde es auf Gewalt ankommen lassen. 

Rochefort in der Pariser VorstadJ La Villette Abends ver- 
haftet. — Versuch zur Errichtung von Barrikaden. Diese 
werden von den Truppen genommen. Zahlreiche Verhaf- 
tungen. 

Das Journal offlciel veröffentlicht die Genehmigung eines Ver- 
trages mit dem Hause Brianger über Legung eines Kabels 
nach Algier und Malta. 

Kirchenstaat. Der Bischof von Laval schreibt von Koni einen 
Brief an Descars , kirchlichen Publizisten: er wolle lieber 
sterben als dem Bischof Dupanloup (von Orleans) auf den 
Wegen folgen die er wandle. 

Türkei. Rumänien. In der Abgeordnetenkammer wird ein 
Misstrauensvotum gegen das neue Ministerium beantragt. 
Im Kreise Mehedintz wird der abgesetzte Fürst von Rumänien 
Cusa zum Abgeordneten gewählt. (Derselbe lehnt ab.) 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Der Antrag: es sei verfassungswidrig zu 
andern als zu Fiskalzwecken und zur Steigerung der Bundes- 
einnahmen, Zölle zu erheben, wird mit 89 gegen 77 Stimmen 
abgelehnt. 

Das Bundesgericht entscheidet mit 4 gegen 3 Stimmen: Der 
Kongress war nicht berechtigt durch die Legal Tender Act 
(Gesetz über gesetzliches Zahlungsmittel) Papiergeld zum ge- 
setzlichen Zahlungsmittel zu erklären für Privatschulden die 
vor Erlass dieser Akte (25. Februar 1862) entstanden sind. 
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Die Legislatur des Gebietes Utah ertheilt den Frauen das 
Stimmrecht 

Mejico. Niederlage und Rückzug der Regierungstruppen unter 
Escobedo. 

8. Dienstag. 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Annahme der Eheinschiffahrta- 
Akte. 

Sachsen. Abgeordnetenkammer. Ablehnung der Novelle (des 
Nachtrags) zum Schulgesetze. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Bei der Adressverhandlung sagt 
der Berichterstatter Dr. Jorg: „Ich erachte es als ein ent- 
setzliches Unglück dass Döllinger sich so weit vergibt." 
(D. h. dass er seine Erklärung über die Irrthümer in der 
Unfehlbarkeitsadresse, vgl. Januar 21., veröffentlicht hat.) 
„Seitdem er in eine maasslose Leidenschaftlichkeit verfallen ist, 
die ihm die Ruhe der Beurtheilung so weit geraubt hat dass 
er nicht mehr im Stande ist eine theologische Grundlehre zu 
formuliren, erlaubt es mir der Schmerz nicht mehr etwas von 
ihm zu lesen." 

Grossbritannien und Irland. Eröffnung des Parlaments. Die 
Thronrede kündigt an: Verminderung der Steuern, Ver- 
besserung des Wahlsystems, eine irische Landbill, Bill über 
das Volksschulwesen, über Erbschaften u. a. 
Generalmajor Sir Charles Ashe Windham, ausgezeichnet in 
Ostindien und im Krimkriege, f 60 Jahre alt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Justizminister Ollivier 
erklärt: eine Versammlung in der Flandres-Strasse habe den 
Ausbruch eines Aufstandes beschlossen, und dazu Roche- 
fort's Ankunft erwartet; darum habe die Regierung ihn zu- 
vor verhaften lassen. Acht Barrikaden seien ohne Blutver- 
lust genommen worden. 

Die Redakteure von Rochefort's Zeitung La Marseillaise 
werden sämmtlich verhaftet 

Erzherzog Albrecht in Paris. 

Italien. Erdbeben in Ancona und an anderen Orten. 

Türkei. Rumänien. Der neue Ministerpräsident D. Ghika 
zeigt in der Abgeordnetenkammer den Rücktritt des Mini- 
steriums an. 

4 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Die Leiche Georg 
Peabody's wird in der Stadt Peabody (Massachusetts) zur 
Erde bestattet, in Gegenwart des britischen Prinzen Arthur, 
des britischen Gesandten Thornton, des amerikanischen Ad- 
miralsFarragut und zahlreicher Volksmassen. (S. 1869. Nov. 4.) 

9, Mittwoch, 

Freussen. Abgeordnetenhaus. Für den Antrag Diest (s. Jan. 27.) 
sind in der Schlussberathung nur vier Stimmen. 
Die Mehrzahl der Professoren an der theologisch-philosophischen 
Akademie zu Münster (W estfalen) erlässt eine Zustimmungs- 
adresse an Döllinger. 
Der Erzbischof von Köln Paul Melchers erlässt aus Rom ein 
Schreiben gegen die Zustimmungsadressen an Döllinger: die 
Unterzeichner handeln keinesweges im Einverständnisse mit 
den Ansichten der Bischöfe welche sich an dem Antrag für 
die päpstliche Unfehlbarkeit nicht betheiligt haben; solche 
Agitationen leisten keinesweges Vorschub den Absichten jener 
Bischöfe welche eine Entscheidung über die Unfehlbarkeit 
jetzt weder für nothwendig noch auch für zuträglich erachten. 

Oesterreich -Ungarn. Der ungarische Minister des Innern 
Rajner lässt die Beamtenwahlen in Siebenbürgen auf Grund 
des oktroyirten Statuts einstellen. 

Grossbritannien und Irland. Generalmajor Sir William 
Gordon, ausgezeichnet im Krimkriege, tödtet sich in einem 
Anfall von Schwermuth. 

Frankreich. Abermals Unruhen in Paris. 

Kussland und Polen. An der Hochschule zu Charkow haben 
wegen der Ernennung des Deutschen Hottenberger zum 
Professor der Rechte, die Studirenden des Rechtes, gegen 230, 
zuerst einen Protest erhoben, dann sämmtlich ihre Abgangs- 
zeugnisse verlangt. 

MO, Donnerstag, 

Preussen. Abgeordnetenhaus. Durch Gesetz vom 9. März 1867 
war eine Eisenbahn- Anleihe genehmigt worden, welche in 
mehren Zeitpunkten nach einander aufgenommen werden 
sollte; der damalige Finanzminister von der Heydt gab 
sie aber im Jahre 1868 auf einmal aus. Dadurch entstand 
für den Staat eine Zinsen-Mehrausgabe von Thlr. 720,000. 
Verhandlung hierüber. 
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Verhandlung über Ausgebung der noch nicht begebenen 20 
'Millionen von der Vierzig-Millionen-^nfeiÄe von 1868. Die 
Ermächtigung wird ertheilt, jedoch nur für eine Ausgabe von 
Bentenbriefen (konsolidirte Anleihe). 

Herrenhaus. Ablehnung des Duncker-Eberty'schen Antrags 
(s. Januar 20.) auf Beseitigung der Beschränkungen der 
Pressfreiheit. 

. Zustimmungsadresse aus Köln an Stiftspropst von Dollinger. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. An- 
nahme des Arbeiterkoalitions-Gesetzes. 
Depesche des Grafen Beust an den Botschafter Grafen Traut- 
mannsdorff in Rom: In den höchsten Kreisen zu Rom be- 
stehe die Absicht die Freiheit in Sachen die der bürgerlichen 
Gesetzgebung angehören, nicht zu dulden, und die 21 Canones 
zu Kirchengesetzen zu erheben. Die Regierung sei aber 
fest entschlossen die Grenze zwischen Staat und Kirche auf- 
recht zu halten. Die Annahme der Canones durch das Konzil 
werde ernste Folgen nach sich ziehen. Wenn ein Konflikt 
zwischen Staat und Kirche entstünde, werde die Regierung 
vor der Erfüllung ihrer Pflichten nicht zurückweichen. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Die Wahl des in 
der irländischen Grafschaft Tipperary gewählten O'Donnovan 
Rossa wird mit 301 gegen 8 Stimmen für nichtig erklärt, 
weil ein wegen schweren Verbrechens Verurtheilter nicht 
wahlfähig sei. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Minister der schönen 
Künste Bichard erklärt: die Staatsarchive enthielten 129 
Millionen Stücke oder Pakete; früher herausgenommene 
Stücke der Korrespondenz Napoleon's I. seien zurückgebracht ; 
Familien papiere der Orleans seien an diese, solche von Na- 
poleon I. der kaiserlichen Regierung ausgeliefert worden. Die 
Akten der Angelegenheit von Boulogne seien mitgetheilt, aber 
zurückgeliefert worden; eine Brieftasche sei dem Kaiser aus- 
geliefert worden und in dessen Besitz geblieben. (Vgl. 
Januar 25.) 

Im gesetzgebenden Körper täglich heftige Auftritte zwischen 
Ministerium und Opposition. 

Griechenland. Die Durchstechung der Landenge von Korinth 
wird an die französische Gesellschaft Chollet vergeben. Drö 
Arbeit soll in achtzehn Monaten vollendet sein. 
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Türkei. Serbien Die offiziösen Blätter erklären sich heftig 

gegen die Ansammlung türkischer Truppen an der Grenze 

der Tsch ernagor a (Montenegro). 
Vereinigte Staaten von Nordamerika» General Sherman 

stellt im Senat den Antrag: die Aufstandischen auf Cuba als 

kriegführende Macht anzuerkennen. 

IM. Freitag. 

Frenssen. Abgeordnetenhaus. In Fortsetzung der gestrigen 
Verhandlung beschliesst das Haus, mit grosser Mehrheit, den 
Posten von 720,000 Thlr. nicht zu genehmigen; sodann, mit 
166 gegen 155 Stimmen, die Staatsschulden-Kommission zu 
beauftragen aus den Akten der Staatsschulden - Verwaltung 
deren Stellung zu dieser Sache zu erheben. 

Oesterreich -Ungarn. Herrenhaus des Reichsraths. Annahme 
des Gesetzes über Eheschliessung und Matrikel (CiviUtands- 
register) von Personen die keiner gesetzlich anerkannten 
Religionsgenossenschaft angehören. 

Schweiz. Kanton Tessin. Die Bevölkerung spricht sich für 
Verfassungs-Revision aus: der Kanton soll nur Einen Regie- 
rungssitz haben, während dieser bisher alle sechs Jahre zwischen 
Loearno. Bellinzona und Lugano wechselte. 

Grossbritannien und Irland. Der Bischof von Exet er Dr. 
Fred. Temple erklärt in der Convocation (Parlament der 
Geistlichkeit) dass sein Aufsatz in den Essays and Reviews 
(Aufsätzen und Uebersichten) aus den folgenden Auflagen 
derselben wegbleiben solle. (Dieser Aufsatz hatte seiner Er- 
nennung zum Bischöfe viele Gegner zugezogen.) Dennoch 
fügt er bei : eine freisinnige Auslegung der Bibel sei die 
stärkste Schutzmauer gpgen Unglauben. (Vgl. 1869 im Lauf 
Octobers und November 11.) 

Italien. Die Verordnung vom 14. November 1869 betreffend die 
Umwandlung der Schuldpapiere welche einen Theil der 
römischen auf Italien übergegangenen Staatsschuld bilden, 
wird durch Verordnung suspendirt. 

M2. Samstag. 

Freussen. Schluss des Landtags. Ankündigung einer ausser- 
ordentlichen Session. 

Sachsen. Erste Kammer. Der von der Abgeordnetenkammer 
mit 37 gegen 34 Stimmen angenommene Jordan'sche An« 
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trag: die Regierung möge darauf hinwirken dass sämmtliche 
Staaten des Norddeutschen Bundes ihre besondre diploma- 
tische Vertretung aufgeben, wird einstimmig abgelehnt. 
Baiern. Abgeordnetenkammer. Die Adresse mit dem Misstrauens- 
votum gegen den Ministerpräsidenten wird mit 76 gegen 62 
Stimmen angenommen. 7 liberale Wahlen (zu München) für 
ungiltig erklärt. (Später ebenso 3 liberale Wahlen zu Ghünz- 
burg.) 

GroBsbritannien und Irland. Nach einem Parlamentsbericht 
haben sich die gesetzlich zulässigen Ausgaben bei den letzten 
Parlamentswahlen auf etwa 1,400,000 bis 1,500,000 Pfd. St. 
belaufen. (Die gesetzlich unzulässigen sind dabei nicht mit- 
gerechnet.) 

Frankreich. Zahlreiche Verhaftungen in Paris seit dem 7. 
Februar. 

Italien. Das Appellationsgericht zu Florenz verurtheilt Eller 
und Burei welche die Papiere bei Fambri gestohlen hatten, 
(mit denen nachher Lobbia seine Beschuldigung wegen Be- 
stechungen beim Tabaksgeschäft beweisen wollte,) zu acht 
Monaten Gefängniss. (Vgl. 1869 Juni 5. 25.) 

Kirchenstaat. Dr. Krementz Bischof von Ermland verbietet 
von Rom aus dem Professor Michelis zu Braunsberg ferner- 
hin in Sachen des Konzils das Mindeste zu schreiben. 

Spanien. Abschluss eines Handels- und Schiffahrtsvertrages mit 
Belgien. 

MS. Sonntag, 

Würtemberg. Ferdinand Thrän, Dombaumeister zu Ulm, f 
58 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Hofrath Franz Unger, berühmter Bota- 
niker und Naturforscher f zu Graz 70 Jahre alt, ungewiss 
ob durch Zufall oder Mord. 

Niederland. Johann Wilhelm Holtrop, früherhin Ober- 
bibliothekar im Haag, ausgezeichneter Bibliograph, f 
Haag 63 Jahre alt. 

Kirchenstaat. Konzil. Zwei rheinische Bischöfe (Ketteier 
und Melchers) haben in einer Versammlung der deutschen 
Bischöfe beantragt eine gemeinsame Erklärung gegen D81- 
linger's Aufsatz über die Unfehlbarkeit des Papstes zu er- 
lassen ; dieser Antrag ward verworfen , und erklärt dass 
Döllinger die Ansichten der meisten deutschen Bischöfe 
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vertrete. Auch wird erklärt die von den Bischöfen unter- 
zeichneten Adressen seien nicht nur gegen die Opportuni- 
tät der Unfehlbarkeitslehre, sondern im Grunde gegen diese 
selbst gerichtet. Die zwei rheinischen Bischöfe erklären sich 
von den Unterzeichnern der Adressen keinesfalls trennen 
zu wollen. 

MS. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Eröffnung des Reichstags durch eine 
Thronrede welche ankündigt : ein Strafgesetzbuch, Gesetz zum 
Schutz der Autorrechte , Gesetze über das Indigenat, über 
Bundes- und Staatsangehörigkeit, über den Unterstützungs- 
wohnsitz, u. a. m. Sodann: „Das Gefühl nationaler Zusammen- 
gehörigkeit dem die bestehenden Verträge ihr Dasein ver- 
danken, das gegenseitig verpfändete Wort deutscher Fürsten, 
die Gemeinsamkeit der höchsten vaterländischen Interessen, 
verleihen unsern Beziehungen zu Süddeutschland eine von 
den wechselnden Wogen politischer Leidenschaften unab- 
hängige Festigkeit. — Unter den Regierungen wie unter den 
Völkern der heutigen Welt ist die Ueberzeugung in sieg- 
reichem Fortschritt begriffen dass einem jeden politischen 
Gemeinwesen die unabhängige Pflege der Wohlfahrt, der 
Freiheit und der Gerechtigkeit im eigenen Hause zustehe und 
obliege, und dass die Wehrkraft eines jeden Landes nur zum 
Schutze eigner, nicht zur Beeinträchtigung fremder Unab- 
hängigkeit berufen sei." 

Preussen. Der Kultusminister genehmigt den Entwurf einer 
Verfassung für die hessische Kirche. 

Sachsen. Abgeordnetenkammer. Die Novelle (Zusatz) zum Ver- 
einsgesetz von 1850 einstimmig abgelehnt; der Antrag auf 
Revision dieses Gesetzes einstimmig angenommen. — Ge- 
nehmigung der Gesetze über direkte Wahl der Stadtverord- 
neten, über Gehaltsverbesserung der Volksschullehrer. 

Baiern. Fürst Hohenlohe erneuert sein früheres Gesuch um 
Entlassung. 

Der König lässt dem Präsidenten der Abgeordnetenkammer 
mittheilen dass er deren Adresse, aber keine Deputation die 
sie überbringe, annehmen wolle. 
Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Das 
Gesetz über den Schutz des Brief- und Schriftengeheimnisses 
wird angenommen. 
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Schweiz. Vom Bundesrath fordert Bussland die Auslieferung 
des entflohenen Netachajeff als Verschwörers und Verbrechers. 
(Vgl. Mitte Januars.) 

Groasbritannien und Irland. Unterhaus. Leatham bringt 
eine Bill zur Einführung des Bailot # (der geheimen Ab- 
stimmung) ein. 

Frankreich. Untersuchung gegen den Astronomen, Direktor der 
Pariser Sternwarte und Senator Leverrier wegen Entfrem- 
dung von Akten aus dem Archiv der Sternwarte. 
Das Komplott gegen die Regierung das deren Blätter viel be- 
sprochen hatten, soll sich jetzt als blosse Erfindung heraus- 
stellen. 

Die Blätter der äussersten Opposition berichten häufig von 
Unzufriedenheit und Ungehorsam im Heere. 

Spanien. Eintreffen des Herzogs von Montpensier in Madrid, 
wo er Besprechungen mit Prim und Topete hat. (Er reist 
ins Bad Alhama.) 

Türkei. Rumänien. Versuche ein neues Ministerium zu bil- 
den; Ränke des früheren Ministers Oogolnitscheano , um 
dies zu verhindern. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Staatssekretär 
Fish hat die Repräsentanten Haiti's amtlich in Kenntniss 
gesetzt: dass der Vertrag über die Samanä-Bai den Ver- 
einigten Staaten das Protektorat über die Republik Santo- 
Domingo verleihe. 

MS. Dienstag. 

Brannschweig. Ein neuer Vertrag wegen Verkaufs der Staats- 
eisenbahnen ist abgeschlossen mit dem Konsortium der (Darm- 
städter) Bank für Handel und Industrie, wobei die Berlin- 
Potsdam - Magdeburger und Bergisch -Märkische Eisenbahn- 
gesellschaft betheiligt. 

Baiern. Reichsrathsknmmer. Der Gesetzentwurf über einst- 
weilige Forterhebung der Steuern einstimmig angenommen. 
Der König nimmt das Entlassungsgesuch des Ministerpräsiden- 
ten Fürsten Hohenlohe an. 
Der Bildhauer Francesco Banguinetti aus Carrara f 70 Jahre 
alt zu München. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der erste Lord des 
Schatzes (Premierminister) Gladstone bringt eine irische 
Landbül ein: es soll der Gebrauch bei Pachtverträgen in 
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der irischen Provinz Ulster künftig allgemeine Geltung haben, 
d. h. der Pächter welcher das Gut verlässt, soll die Kosten 
für Besserung des Gutes vergütet erhalten ;) Staatsvorschüsse 
sollen die Pächter beim Ankauf von Land und Urbarmachung 
unterstützen. — Gladstone erklärt dass ein Handelsvertrag 
mit Oesterreich abgeschlossen und der Ratifikation gewärtig 
sei. — Der Unterstaatssekretär des Auswärtigen Otway 
theilt mit dass Nordamerika die Nicht- Wiederaufnahme der 
Verhandlungen über die Xlahama- Frage beantragt. 

Frankreich. Gesetzgebeuder Körper. Die Regierung beantragt 
die Aufhebung der Bestimmungen welche von dem Sicher- 
heitsgesetze (loi de sürete generale) vom 27. Februar 1858 
noch in Kraft sind. 

Italien. Zu Salerno Meutereien gegen die Gründer einer Schwin- 
del- und Wucherbank nach neapolitanischem Muster; die- 
selben flüchten. 
Zu Neapel werden mehre Bankiers derselben Art verhaftet. 

Türkei. Rumänien. Ein neues Ministerium kommt zu Stande. 
A. Golesco Präsident und Inneres, Vioriano Justiz, Kan- 
takuzenos Finanzen, Manu Krieg, Cozadini öffentliche 
Arbeiten, Marzesco Kultus. (Golesco, Manu und Marzeaco 
gehörten bereits dem früheren Ministerium an.) 

JfMiUe jF<06ntMi«'0. 

Oesterreich-Ungarn. Reichsrath. Ausschussverhandlungen mit 
den galizischen Abgeordneten wegen Annahme eines Theils 
der galizischen Landtags-Resolutionen. Es handelt sich um 
eine besondre galizische Landesregierung welche der Minister 
Giskra bewilligen will; und um Einführung direkter Meichs- 
rathswahlen (statt der Wahlen durch und aus dem Landtag) 
welche die Polen nicht bewilligen wollen. 
Dr. Bieger der Führer der alt-tschechischen Partei, und Slad- 
kowsky der Führer der jung -tschechischen, werden nach 
Wien zu Giskra Behufs Besprechungen über einen Ausgleich 
eingeladen. 

Zahlreiche Schijßtiiche in Folge von Stürmen. 

MS, Mittwoch. 

Preussen. Adresse aus Neuss an den Erzbischof von Köln 
gegen die päpstliche Unfehlbarkeit 



Digitized by Google 



Februar 187 0, 



57 



Sachsen. Abgeordnetenhaus. Die Anträge Biedermannes auf 
Reorganisation der Verwaltung sind nebst den Gegenanträgen 
einstimmig der Regierung zur Erwägung überwiesen worden ; 
diese verspricht auf eine Verminderung der Instanzen, auf 
eine Erweiterung der Gemeindefreiheit, auf Einführung von 
Bezirksvertretungen hinzuwirken. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Das Gesetz über Aufhebung der 
Schulpatronate angenommen. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Innsbruck, Versammlung katholischer 
Vereine welche erklärt: Wir erkennen im Papste den Statt- 
halter Christi, bleiben aber gute Tiroler, gute Oesterreicher 
und treu dem Kaiser. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill welche die Ehe mit der Schwester einer verstorbenen 
Gattin erlaubt. James Bright (Bruder des Ministers John 
Bright) bringt eine Bill ein zur Ausdehnung des Wahlrechts 
auf das weibliche Geschlecht. 

Schweden und Norwegen. Schwedischer Reichstag. Das 
Gesetz welches den Dissidenten und Juden die Wählbarkeit 
und das Recht zur Bekleidung von Aemtern, mit Ausnahme 
der Ministerstellen ertheilt, wird im Oberhaus mit 93 gegen 
IS, im Unterhaus mit 116 gegen 58 Stimmen angenommen. 

Dänemark. Dritte Lesung des Gesetzes über die bei Besoldung 
der Beamten einzuführenden Grundsätze, im Landsthing (Ober- 
haus) mit 46 gegen 4 Stimmen. Dieses Gesetz ist bereits 
vom Folkething (Unterhaus) angenommen. 

Frankreich. Der Kaiser genehmigt auf Bericht des Ministers 
Ollivier die Aufhebung des Dekrets vom 8. und 12 Dezbr. 
1851, welches der Regierung gestattete die wegen Tbeilnahme 
an geheimen Gesellschaften Verurtheilten nach Cayenne oder 
Algier zu verbannen. 

Spanien. Das neue den Gories vorgelegte Aushebungsgesetz be- 
stimmt: das Heer besteht aus der Linie, der ersten und der 
zweiten Reserve, jeder Waffenfähige ist vom zwanzigsten Jahr 
an dienstpflichtig, und muss loosen ; die vom Loose Betroffenen 
bilden, in einer jährlich durch Gesetz bestimmten Anzahl, 
die Linie und die erste Reserve; die Linie dient vier, die 
erste Reserve zwei Jähre; die vom Loose nicht Betroffenen 
bilden die zweite Reserve, welche ein Jahr dient. Stellver- 
tretung, freiwilliger Eintritt und Wiederanwerbung sind ge- 
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t7, Donnerstag 9 

Sachsen. Der ehemalige Advokat S. G. Tzschirner, Mitglied 
der provisorischen Regierung beim Aufstand im Mai 1849, 
f am Schlagfluss im Spital zu Leipzig-, 56 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. In Prag trifft die Nachricht ein dass 
der daselbst zum Bürgermeister gewählte Tschechenführer 
Dr. Brauner nicht bestätigt worden. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Unterstaats- 
sekretär Otway erklärt: die Pforte habe die angeblichen 
Truppensendungen gegen die Grenze von Serbien in Abrede 
gestellt. Ferner : Spanien und Portugal haben einen Han- 
delsvertrag angeboten, über denselben werde unterhandelt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Girault beantragt: ein 
verurtheilter Abgeordneter soll seine Haft im Gebäude des 
Gesetzgebenden Körpers absitzen. — Keratry legt drei An- 
träge vor: Abschaffung der mobilen Nationalgarde und neue 
Einrichtung des Heeres; Errichtung eines besondern Heers 
für Algier-, Regelung der Beförderungen im Heer. 

Spanien. Insgeheim erfolgt das erste Anerbieten der Thron- 
Kandidatur durch den Marschall Prim an den Erbprinzen 
Leopold von Hohenzollern. 

Kirchenstaat. Eröffnung der katholischen Kunstausstellung. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Kongressaus- 
schii88 für das Auswärtige hat dem Kongresse die Einhaltung 
der strengsten Unparteilichkeit in Sachen Cuba's empfohlen. 
Die Regierung hat bereits am 4. Februar erklärt dass sie 
die Aufständischen nicht als Kriegführende anerkenne. 

Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Simson erster Präsident 
mit 144 Stimmen, zweiter der Herzog von Ujest mit 143, 
dritter R. von Bennigsen mit 101 Stimme. 

Sachsen. Abgeordnetenkammer. Der Wegfall der bisherigen 
Zuschläge zur Grund-, Gewerbe- und Personalsteuer be- 
schlossen. 

Mecklenburg. Das Direktorium des Landtags zu Sternberg 
weist den Antrag von Maneke-Duggenkoppel auf Wieder- 
einführung der Verfassung von 1849 als „ungeeignet" zurück. 

Oesterreich-Ungarn. Die Arbeiter in Pest drohen mit einer 
Kundgebung, weil der Arbeiterführer Raspe verhaftet worden. 
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Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Vizepräsident 
des Erziehungskomitees Forster bringt ein Unterrichtsgesetz 
ein: Die Ortsbehörden müssen für hinreichende Elementar- 
schulen sorgen , im Nothfaü erfolgen Staatszuschüsse ; das 
Schulgeld muss sehr niedrig sein; die Eegierung ernennt 
Schulinspektoren; der Religionsunterricht ist nicht obligato- 
risch ; die Ortsbehörden können den Schulbesuch erzwingen. — 
Zweite Lesung der Bill über bessere Verwaltung gewisser un- 
civilisirter Theile von Ostindien, so wie über erleichterte 
Verwendung eingeborener Beamten daselbst. — Minister 
Göschen bringt eine Bill ein über gleichmassige Vertheilung 
der Armensteuer über ganz London. (Die Jahressumme der 
Armensteuer in London beträgt 1,300,000 Pfd. St.) — An- 
trag von Plimsoll auf Erwärmung der zweiten und dritten 
Wagenklasse auf Eisenbahnen. 
Oberhaus. Erste Lesung der JurisdiktionsbiU. 

Prankreich. Senat. Vorlage eines Senatuskonsults zur Auf- 
Hebung des Artikels 57 der Verfassung welcher die Ernennung 
der Bürgermeister durch die Regierung vorschreibt. 
"Wilhelm Delamarre, Publizist, lange Zeit Leiter des Regie- 
rungsblattes la Patrie, f 71 Jahre alt. 

Kirchenstaat. Da der Abfall der katholischen Armenier von 
Rom droht, so entsendet zur Gegenwirkung der Papst den 
Prälaten Pluym nach Konstantinopel. 

Vereinigte Staaten von Nordamerkia. Senat Die Zulassung 
des Staates Mississippi in den Kongress beschlossen. In 
dessen Folge soll Revels als der erste Schwarze in den 
Senat treten, seine Zulassung wird jedoch bestritten. 

19. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Das Pensionsgesetz für die 
unteren Klassen der ehemaligen Schleswig - Holsteinischen 
Armee in erster Lesung angenommen. Ebenso der Juris- 
diktionsvertrag mit Baden. Der Gesetzentwurf über die 
Trauung durch die Konsuln an einen Ausschuss verwiesen. 

Sachsen. Erste Kammer. Der Bau des Hoftheaters nach den 
Beschlüssen der Abgeordneten genehmigt. 
Rudolf Freiherr von Könneritz, Gesandter in Wien f daselbst. 

Baden. Erste Kammer. Einstimmige Annahme des Bank' 
gesetzes. 
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Oesterreich-Ungarn. Zu Wien, Arbeitseinstellung fast säinmt- 
licher Setzer. Die Zeitungen haben sich verbündet um 
gemeinsam die sachlichen Nachrichten setzen und drucken 
zu lassen. 

Zu Prag werden Kerber und Genossen wegen Hochverraths 
und Münzfälschung zu längerem schwerem Kerker ver- 
urtheilt. 

Reichstag zu Pest. Spaltung in der ausser sten Linken des 
Abgeordnetenhauses. 

Belgien. Senat. Annahme des Militär- Aushebungs- Gesetzes, 
mit 31 gegen 5 Stimmen und 5 Enthaltungen. Annahme 
des Gesetzes über Einzelhaft, welche nicht über 10 Jahre 
dauern soll für lebenslänglich Verurtheilte. 

Prankreich. Die Anklagekammer des Staatsgerichtshofes be- 
schliesst: die Anklage gegen den Prinzen Peter Bonaparte 
vor die Urtheilskammer des ersteren, wegen Todtschlags 
und wegen Versuches dazu, zu verweisen. Der Gerichtshof 
wird nach Tours einberufen. 
Nathaniel von Rothschild f zu Paris. 

Italien. Zustimmungsadresse von Geistlichen und Bürgern zu 
Mailand an ihren Erzbischof, weil derselbe sich gegen die 
Unfehlbarkeit erklärt hat. 

B^rchenstaat. Ausweisungen von Personen denen man Korrespon- 
denzen über das Konzil in die Augsburger Allgemeine Zei- 
tung zuschreibt. (Diese Ausweisungen werden zurückge- 
nommen, weil sich die betreffenden Personen als unbetheifigt 
erweisen). 

20. Sonntag. 

Oesterreich - Ungarn. Prag. Die Alt- Tschechen (Rieger) 
beschliessen die Einladung Qiskra s zu einer Besprechung 
wegen eines Ausgleichs nicht anzunehmen ; die Jung-Tschechen 
(Sladkowsky) sind entgegengesetzter Meinung, treten aber 
zuletzt den ersteren bei. 
Johann Anton Freiherr von Brentano, Geheimrath, früherhin 
hoher Beamter im Finanzministerium, f 67 Jahre alt zu 
Wien. 

Schweiz. Kanton Zürich. Volksabstimmung: das Banknoten- 
gesetz mit 39976 gegen 11098 Stimmen, das Vermögens- und 
Einkommensteuergesetz mit 31600 gegen 19900 Stimmen, die 
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ErbscJwftssteuer mit 28600 gegen 21451 Stimmen ange- 
nommen, die Aufnahme eines Inventars nach jedem Todesfall 
mit einer Mehrheit von 500 Stimmen verworfen. 
Prankreich. Depesche des Ministers Daru an Kardinal Anto- 
nelli. Die Regierung habe sich neutral verhalten wollen, 
unter der Voraussetzung dass beim Konzil nur theologische 
und dogmatische Fragen erörtert würden. Die Veröffentlichung 
der 21 Canones (Lehrsätze) in der Augsburger Allgemeinen 
Zeitung (vgl. im Laufe Februars) habe die Sachlage geän- 
dert, da in denselben gemischte Materien behandelt würden. 
Graf Daru beantragt also ihm die Canones amtlich mitzu- 
teilen, damit die Regierung ihre Einwendungen unmittelbar 
beim Konzil vorbringen lasse. 

9t, Montag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme der Gesetze über 
den Schutz der Autorrechte und über den Schutz der Photo- 
graphien in erster Lesung. Annahme des Vertrags mit Baden 
über gegenseitige Rechtshilfe, und des Schleswig-Holsteini- 
schen Pensionsgesetzes, in zweiter Lesung. 

Preussen. Karl Gropius, berühmter Dekorationsmaler f zu 
Berlin 76 Jahre alt. 

Sachsen. Genehmigung des Pressgesetzes durch beide Kammern. 

Mecklenburg. Der Landtag zu Steruberg" lehnt die Steuer- 
Vorlage der Regierung ab und bewilligt dafür eine Grund- 
steuer (Hafensteuer). 

Hessen. Eine Protestantische Landesversammlung in Darmstadt 
erklärt sich gegen die Kmsistorialverfassung und für freie 
Selbstverwaltung der Gemeinden mittelst Synoden. 

Oesterreich-Ungarn. Triest. Das Gesuch des Stadtraths um 
Amnestie für die politischen Verurtheilten ist abgeschlagen 
worden. 

Zustimmungs - Adresse der Slowenen zu Triest an Bischof 
Strossmayer (Konzil betr.) 

Reichstag zu Pest. Seit dem 17. Verhandlungen über kirch- 
liche Fragen: Autonomie der Kirche, rechtliche Natur des 
Religionsfonds und des Studienfonds. 
Qrossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill von Bruce über Beaufsichtigung der Bergwerke und 
Regelung der Grubenarbeit. 
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Der Voranschlag für das Heer ist um 1,136,900 Pfd. St., der 
für die Flotte um 746,190 für 1870 niedriger als für 1869. 
Im Ganzen für bewaffnete Macht 1,883,000 Pfd. St. (oder 
über 22 1 /» Mill. Gulden, beinahe 12,900,000 Thlr.) Ersparniss. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Interpellation von Jules 
Favre über die innere Politik. Er spricht für die Souveränetät 
der Nation, billigt die friedliche Revolution welche mit dem 
Zustandekommen des Ministeriums vor sich gegangen, tadelt 
dass Blut geflossen und dass so zahlreiche Verhaftungen 
geschehen seien, verlangt Revision des Militärgesetzes, Reor- 
ganisation der Nationalgarde, Auflösung der Kammer. 
Das französische Ministerium beschliesst die Absendung eines 
Botschafters zum Konzil« Eine Depesche hierüber geht noch 
am nämlichen Abend nach Rom an den Gesandten Banne ville. 
Zur Deckung der durch den früheren Seine-Präfekten Hauss- 
mann eingegangenen Verbindlichkeiten schliesst die Stadt 
Paris ein Anlehen von 250 Millionen Franken. 

Türkei. Die Zurückziehung der Truppen von der Grenze der 
Tschernagora (Montenegro) angeordnet. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Annahme der Resolution: Mit Rücksicht 
auf die geschäftlichen Interessen sei eine Vermehrung des 
Papiergelds um mindestens 50 Millionen Dollars erforderlich. 

92. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Eröffnung der Berathung 
über das Strafgesetzbuch. — Beschluss: den zweiten Theil 
des Strafgesetzbuchs von Abschnitt 8 an einem Ausschuss zu 
überweisen, für die übrigen Abtheilungen in die zweite Lesung 
einz u treten 

hundes-Hausj^äU für 1871: Thlr. 77,446,287 d. h. 1,487,792 
mehr als 1870. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Auf Anfrage von 
Matthews erklärt der Generalpostmeister Marquis von Har- 
tington: dem Norddeutschen Bunde sei gestattet worden 
ein Kabel von Norddeutschland nach Lowesto t (England) 
zu legen; ob es ohne Verletzung der bestehenden ander- 
weitigen Verbindlichkeiten thunlich sei das Gesuch um Ver- 
bindung dieses Kabels mit den Drähten der Anglo- American 
Company zu genehmigen, werde jetzt von den Rechtsbei- 
ständen der Post geprüft. 
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Oberhaus. Zweite Lesung einer Bill über die bessere Ein- 
haltung der Sonntagsfeier. 

Auf den Wunsch von Lord Cairns, bisherigem Führer der 
Tortes im Oberhause, haben diese dem Grafen Derby die 
Führerschaft angetragen. Derby lehnt ab. (Darauf wird 
der Herzog von Richmond erwählt.) 

Belgien. Senat. Annahme des Gesetzes über das Kirchengut, 
mit 33 gegen 1 Stimme und 6 Enthaltungen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Auf die Interpellation 
von J. Favre antwortet der Minister Daru : das Ministerium 
wolle die Ordnung mit der Freiheit verbinden; dasselbe sei 
unter sich vollkommen einig; es wolle nach aussen und innen 
den Frieden und die wahre Freiheit. Das rechte und linke 
Centrum beantragt, im Vertrauen auf die Erklärung des 
Ministeriums, den Uebergang zur Tagesordnung; dieser wird 
mit 236 gegen 18 Stimmen angenommen. 

Ein kaiserlicher Erlass schafft den Erlass vom 22. August 1859 
ab welcher die Zusammensetzung der Gerichtsabiheilungen 
in die Hände des Präsidenten eines jeden Gerichts legte, 
und führt die frühere Ordnung wieder ein nach welcher 
der Präsident, die Abtheilungspräsidenten (presidents de 
chambre), und der älteste Rath einer jeden Abtheilung 
(chambre), gemeinschaftlich auf je ein Jahr die Mitglieder 
für jede Abtheilung bestimmen. Die Friedensrichter sollen 
künftig nicht mehr politische, sondern nur Justizberichte 
einreichen. 

Ein kaiserlicher Erlass ernennt die ausserordentliche Dezen- 
tralisations - Kommission : Vorsitzender Odilon Barrot ; 48 
Mitglieder, unter ihnen die Senatoren Bonjean und Drouyn 
de Lhuys, die Abgeordneten d'Andelarre, Brame, Jos- 
seau, Latour du Moulin, ferner die Schriftsteller Maxime 
du Camp, Dupont- White, Guizot Sohn, L6once de 
Lavergne, Louis Beybaud, Prevost-Paradol. 

Don Carlos wird auf dem Wege nach Spanien, zu Lyon an- 
gehalten. Er begibt sich hierauf nach der Schweiz. 

Italien. Mitglieder des höheren Adels, namentlich auch von der 
bourbonistischen Partei, werden verhaftet wegen Betheiligung 
an den Schwindelbanken bei denen zahllose Leute grosse 
Verluste erlitten haben. (Vgl. 15. Febr.) 
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Kirchenstaat. Konzil. Beendigung der Berathung in der 
Generalkongregation über den Katechismus. Ein Dekret 
verordnet dass alle zehn Tage eine Generalkongregation 
stattfinden soll. 

Portugal. Dem drohenden Ausbruch von Unruhen, namentlich 
in Porto (Oporto), wird durch die Regierung vorgebeugt. 
(Der Herzog von Saldanha ist die Triebfeder, um dadurch 
an die Regierung zu gelangen.) 

23. Mittwoch. 

Preussen. Karl Philipp Prancke, geb. 17. Januar 1805 in 
Schleswig, 1835—1848 in Kopenhagen an der Spitze der 
Handels- und Zollsachen der Herzogtümer Schleswig-Hol- 
stein , dann Präsident der provisorischen Regierung der 
Herzogthümer, Mitglied des Frankfurter Parlaments, Novem- 
ber 1848 Bevollmächtigter bei der Centralgewalt in Frankfurt, 
1849— 1851 wieder Mitglied der Statthalterschaft, dann 
Regierungspräsident und hierauf Minister in Kobnrg, 1868 
Berather des Herzogs Friedrich von Augustenbnrg, hierauf 
Mitglied des preussischen Abgeordnetenhauses und des Nord- 
deutschen Reichstags, f 65 Jahre alt. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Angenommen: das Armengesetz 
mit 41 Stimmen gegen 14, das Verehelichungsgesetz mit 49 
gegen 2, und das Aufenthaltsgesetz mit 42 gegen 6. 

Oesterreich-Ungarn. Die Tschechenführer Bieger und Slad- 
kowsky erklären dass sie die Einladung des Ministers 
Giskra zu einer Besprechung besonders deshalb ablehnen, 
weil „das Ministerium noch starr festhält an den ohne 
Zuthun der gesammten böhmischen Nation geschaffenen 
Verfassungsnormen," und weil dasselbe, da es „die Kluft 
zwischen dieser und unserer Deklaration so eben erst für 
absolut unausfüllbar erklärt hat, unmöglich heute schon von 
dem aufrichtigen Wunsche beseelt sein kann dieselbe zu 
überbrücken." Sie deuten dann an dass dies nur durch andere 
Minister geschehen könne; sie missbilligen namentlich dass 
kein Vertrauensmann der slawischen Mehrheit des Kron- 
landes Mähren beigezogen werden solle. (Vgl. 20. Febr.) 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Verhandlung über Ernest 
Picard's Anfrage an das Ministerium: ob es gedenke das 
System der offiziellen Kandidaturen aufzugeben. Der Minister 
des Innern Chevandier de Valdröme antwortet bejahend, 
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doch verzichte die Regierung nicht auf das Recht den 
Wählern zu erkennen zu geben welches ihre Freunde und 
ihre Gegner seien. 
Eine Regierungskommission für Verbesserung des höheren Unter- 
richts wird unter Vorsitz von Guizot bestellt. 

Italien. Nach einer an die Budgetkommission des Abgeordneten- 
hauses ergangenen Mittheilung des Ministeriums betragen für 
1870 die Ausgaben 1,111,871,000 Franken, die Einnahmen 
950,538,000, das Defizit also 161,330,000 Thlr. 

Kirchenstaat. Konzil. Verkündigung der oktroyirten neuen 
Geschäftsordnung vom 20. Februar welche das Recht der 
Bischöfe Reden zu halten und Anträge einzubringen, auf das 
Aeusserste beschränkt, und es gänzlich vom Willen der vom 
Papst ernannten Vorsitzenden und der Kommissionen abhängig 
macht. 

RuBsland und Polen. Der chinesische Gesandte Anson Bur- 
lingame, geb. 14. November 1822 zu Neu-Berlin im Staate 
Newyork, f zu Petersburg 57 1 /* Jahre alt. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Botschaft des Präsi- 
denten an den Kongress über den Verfall der amerikanischen 
Schiffahrt: Amerika zahle jährlich 20 bis 30 Millionen für 
Fracht an das Ausland; es solle den amerikanischen Schiff- 
bauern indirekte Unterstützung zu Theil werden; der Kon- 
gress solle die deshalb vom Komitee eingebrachten Gesetze 
berücksichtigen. 
Staat Texas. Grosse Feuersbrunst zu Ualveston. 

2S, Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Vertrags 
mit Baden über die gegenseitige Rechtshilfe. Lasker be- 
antragt: „ Der Reichstag erkennt die nationalen Bestrebungen 
des badischen Volkes und der badischen Regierung an, und 
betrachtet als Ziel dieses Strebens den möglichst ungesäumten 
Anschluss an den bestehenden Bund."" Graf Bismarck billigt 
die erwähnte Anerkennung ; zum Anschluss sei jedoch gegen- 
seitige Freiwilligkeit ohne Druck nöthig; der Anschluss 
Badens sei jetzt nicht lüünschenswerth, da er den Fortschritt 
der nationalen Sache in den süddeutschen Staaten hemmen, 
die Einigung Deutschlands verzögern, und den baierischen 
Bewegungen Vorschub leisten würde; einen etwaigen Antrag 
Badens auf Eintritt würde der Bund jetzt ablehnen müssen. 

5 
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Man habe schon sehr viel in Bezug auf die Einheit erreicht ; 
das Bundespräsidiura übe in Süddeutschland ein Stück kaiser- 
licher Geivalt, den unbestrittenen Oberbefehl im Kriege; dazu 
sei die volksicirthschaftliche Einheit (Zollverein) vorhanden. 
Der badische Minister Mathy habe seiner Zeit ihm nicht 
eine amtliche Denkschrift über den Eintritt Badens, sondern 
nur einen Privatbrief gesendet, und darin ihn aufgefordert 
eine bestimmte Frist für den Anschluss Badens anzusetzen; 
er aber habe es abgelehnt solche „provisorische Politik* 4 zu 
treiben Er habe nicht gesagt: er wolle den Eintritt von 
ganz Süddeutschland oder gar nichts. Vielmehr würde er 
den Fall ganz anders beurtheilen, wenn Baiern den Antrag 
auf Eintritt stelle; auch ein Antrag für Südhessen würde 
in Verhandlung genommen werden, dafür aber seien noch 
keine Aussichten. Der Nordbund sei „der konkrete Ausdruck 
eines vorübergehenden Stadiums." Bismarck fordert schliesslich 
Ablehnung des Antrags als Vertrauensbeweis. Lasker zieht 
seinen Antrag zurück, „weil der beabsichtigte Zweck einer 
allseitigen Anerkennung der nationalen Bestrebungen des 
badischen Volkes erreicht sei." 

Preussen. Arbeitseinstellung bei der Maschinenfabrik zu Essen« 

Sachsen. Schluss des Landtags durch eine Thronrede. 

Oesterreich-Ungarn. Reichsrath. Bei Berathung des Erwerb- 
steuergesetzes wird genehmigt: dass Arbeits- und Dienstlohn 
der jährlich 300 Gulden beträgt, besteuert werden soll. Der 
Antrag von Rechbauer und Roser auch die Offiziersgehalte 
zu besteuern, wird abgelehnt. 
In der Sitzung des konfessionellen Ausschusses des Abgeordneten- 
hauses erklärt der Kultusminister Stremayr: der Weg der 
Spezialgesetzgebung werde am besten zur Regelung der kon- 
fessionellen Verhältnisse und zur Durchführung der Staats- 
grundgesetze führen. 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Guillery bringt zur Sprache: 
verschiedene Blätter veröffentlichten Mittheilungen über Ver- 
brechen welche die Gerichtsbehörde nicht entdeckt oder 
nicht verfolgt hatte; die Redakteure welche sich weigerten 
die Quellen ihrer Mittheilungen zu nennen, würden bestraft. 
Der Justizminister Bora erklärt dies Verfahren für gesetzlich, 
da der Zweck der Bestrafung keineswegs gewesen etwa einen 
Bruch des Amtsgeheimnisses zu erkunden. — Vorlegung eines 
Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit. 
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Frankreich. Gesetzgebender Körper. Fortsetzung der gestrigen 
Verhandlung. Der Justizminister Ollivier erklärt: die 
Regierung werde bei den Wahlen die strengste Neutralität 
einhalten. Piliard, früherhin Minister des Innern, erklärt: 
hiernach sei es (der Rechten) unmöglich das Kabinet zu 
unterstützen, und beantragt die Erklärung dass die Dazwischen- 
kunft der Regierung bei den Wahlen manchmal eine Not- 
wendigkeit sei. Ollivier erklärt: das Ministerium nehme 
nur den Uebergang zur einfachen Tagesordnung an. Jules 
Favre und Ernest Picard erklären: die Linke werde für 
das Ministerium stimmen. Der Uebergang zur einfachen 
Tagesordnung wird mit 188 gegen 56 Stimmen angenommen. 

Ernest Picard bringt einen Gesetzvorschlag ein: Jeder An- 
schlagszettel der den Ausdruck Regierungskandidat enthält, 
ist bei Strafe von 50 Franken für jedes Exemplar verboten; 
die Ausgabe der Stimmzettel darf durch keinen Beauftragten 
der Gemeinde besorgt werden; jeder Stimmzettel muss unter 
Umschlag abgegeben werden. 

Einbringung des Butgcts für 1871 : ordentliche Einnahmen 
1,768,437,000 Frcs., ausserordentliche 127,598,000, ordentliche 
Ausgaben 1,670,256,000 Frcs., ausserordentliche 126,435,000. 
Ueberschu8S der Einnahmen 99,344,000 Frcs. 

Feier des Jahrestags der Revolution von 1848 in vielen Städten, 
namentlich im Süden. 
Türkei. Serbien. Die Juden werden zum Kriegsdienst heran- 
gezogen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Senat. Die Ver- 
mehrung des Papiergeldes (vgl. 21. Febr.) wird für unzu- 
lässig erklärt. 

Repräsentantenhaus. Whittimore, Mitglied für Südkarolina, 
ohschon der (republikanischen) Mehrheit zugehörig , wird 
ausgestossen, weil er für Geld eine Kadettenstelle an der 
Kriegsschule zu Westpoint verschafft hatte 

2S. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Gesetzes 
über Pensionen für die Unterklassen der vormaligen Schles- 
wi?-Holsteiuischen Armee. — Erste Berathung des Gesetzes 
über die Bundesangehörigkeit , und das Gesetz über den 
Unterstützungwohnsitz; dasselbe wird einem Ausschuss über- 
wiesen. 
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Baiern. Der Finanzminister von Pfretzsehner reist nach Wien 
um mit dem bairischen Gesandten daselbst Grafen Bray über 
dessen Eintritt ins Ministerium zu unterhandeln. 

Würtemberg. Dr. Karl Mayer, geb. 22. März 1786 zu 
Neckarbischofsheim, Oberjustizrath zu Tübingen, f da- 
selbst 84 Jahre alt, der letzte aus dem schwäbischen Dichter- 
kreis (Unland, Kerner, Gustav Schwab u. a.) 

Grossbritannien und Irland. Beendigung des Mordaunt- 
Prozesses. Sir Charles Mordaunt hatte seine Frau des 
Ehebruchs angeklagt; sie hatte ihm nach ihrer Niederkunft, 
unveranlasst, ein Geständniss gemacht, und unter mehren 
Mitschuldigen auch den Prinzen von Wales genannt. Die 
Geschwornen urtheilten Lady Mordaunt sei gestörten Geistes. 
(Der Prinz war als Zeuge vernommen worden, und hatte seine 
Schuldlosigkeit beschworen ; seine Briefe an die Lady zeigten 
sich von ganz unschuldiger Art. Obschon die öffentliche 
Meinung ihn für schuldlos hielt, ward er dennoch im Theater 
ausgezischt.) 

Dänemark. Henrik Hertz, geb. 25. August 1798 zu Kopenhagen, 
ausgezeichneter dramatischer Dichter, f daselbst 71 V» Jahre alt. 
Prankreich. Gesetzgebender Körper. Der Minister Büffet 
erklärt : die päpstlichen Münzen könnten an den öffentlichen 
Kassen nicht angenommen werden ; jeder Frank sei nur 91 
Centimes werth. 

Die Kammer vertagt sich bis zum 7. März. 

Senat. Es wird ein Schreiben des Bankiers Mires verlesen: 
„Der Senator Chaix d'Est-Ange habe, als Generalprokurator 
am Pariser Appellhofe, gegen ihn eine Verbrechens- Anklage 
betrieben, um eine durch dessen Sohn als Advokaten und den 
Baron Fontalba gegen ihn verübte Geld-Ausschmndelung 
zu begünstigen." (Pontalba, betheiligt bei den Unter- 
nehmungen von Mires, hatte gegen diesen die erwähnte 
Anklage veranlasst, und Mires behauptet der genannte 
Advokat habe als Anwalt Pontalba's 50,000 Franken er- 
halten.) Der Senat ernennt sofort einen Ausschuss um das 
Schreiben zu prüfen. 

L. J. M. von Bonald, geb. 30. October 1787, Kardinal, Erz- 
bischof von Lyon und Primas von Gallien, Senator, f 83V4 
Jahr alt. 

P. L. Dumon, 1831 Abgeordneter, 1843—1848 Minister, f 
73 Jahre alt. 
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Türkei. Die jüngsten Streitigkeiten mit der Tschernagora 
welche das Weiderecht in der türkischen Landschaft Brda 
betrafen , sollen auf den Vorschlag von Oesterreich und 
Frankreich durch eine gemischte Kommission entschieden 
werden. 

Rumänien. Die Abgeordnetenkammer bewilligt dem Ministerium 
einen Dispositionsfonds (geheime Gelder) von 200,000 Franken, 
und verwirft die Unterstützung für katholische Schulen. 

2S. Samstag. 

Baden. Aus Freiburg im Breisgau ergeht eine Zustimmungs- 
adresse an Döllinger, von katholischen Professoren und 
Lehrern aus dem ganzen Lande unterschrieben. 

Prankreich. Das Journal offleiel berichtet dass der Staats- 
rath eine Verminderung der Aushebung für 1870 um 12,000 
Mann beschlossen hat. 

Spanien. Cortes. Der Finanzminister Figuerola erklärt: wenn 
kein karlistischer Aufstand ausbricht, wird das Defizit 613 
Millionen Realen (153 Millionen Franken) betragen, da 300 
Millionen Steuern rückständig sind. 

Türkei. Nachdem der Papst sieben armenisch-katholische Geist- 
liche exkommunizirt hat (vgl. unten im Laufe Februars), lässt 
ihnen die Pforte eine grosse Kirche in Pera (Vorstadt von 
Konstantinopel) einräumen. Die Armenier erklären die 
Exkommunikation für ungiltig. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Im Senate wird der 
erste Neger, Hovels aus dem Staate Mississippi, mit 45 
gegen 8 Stimmen zugelassen. (Vgl. 18. Febr.) 

27. Sonntag. 

Freussen. Aus dem Kreise Schleiden, eine Zustimmungsadresse 
an Döllinger. 

Kirchenstaat. Lecourtior Bischof von Montpellier erlässt 
einen Brief worin er die briefliche Erklärung des alten 
Bischofs von Laval gegen den Bischof Dupanloup miss- 
billigt. (Vgl. 7. Febr.) 

Bussland und Polen. Ein kaiserlicher Ukas (Erlass) bestimmt, 
für welche Vergehen und in welcher Weise die körperliche 
Züchtigung gegen untere Beamte zu vollstrecken ist. 

Türkei. Rumänien. Die Sitzungsdauer der Kammern wird 
durch fürstlichen Erlass bis zum 26. März verlängert. 
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28. Montag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Zweite Berathung der ersten 
Abschnitte des Strafgesetzbuchs ; Verhandlung über die Todes- 
strafe. Reichensperger für dieselbe in Fällen des Mordes. 
Klemm, Bevollmächtigter für Sachsen, gejren dieselbe; ebenso 
der sächsische Generalstaatsanwalt Schwartze; (Sachsen 
hat die Todesstrafe abgeschafft ;) ebenso Brauchitsch mit 
biblischen Gründen, Kirchmann und Lasker. Der Justiz- 
minister Leonhardt für die Beibehaltung. 

Baiern. Der König richtet an den Stiftspropst von Döllinger 
aus Anlass von dessen Geburtsfest ein Schreiben worin er 
die Hoffnung ausspricht derselbe werde im Kavipfe aus- 
harren. 

Oesterreich-Ungarn. Prag. Um zu verhindern dass die Stadt- 
verwaltung einem Regierungskommissär anheimfalle, wählt 
der Gemeinderath Franz Dittrieh der nicht zu den „De- 
klaranten 1 * gehört, zum Bürgermeister. 

Pest. Die Arbeitseinstellung der Setzer und Drucker hört zum 
grösseren Theile wieder auf. 

Der Kaiser hat das ungarische Ehegesetz genehmigt welches 
die obligatorische Civüehe einführt und die Ehe zwischen 
Christen und Juden erlaubt. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Annahme der Bill 
für die Sonntagsfeier und der Jurisdiktions-Bill im Komitee 
(d. h. bei der Einzelberathung). 

Prankreich. Graf Montalembert, früherhin Pair, dann Abge- 
ordneter, eifriger Katholik, erklärt sich in einem veröffent- 
lichten Schreiben gegen den heutigen Ultramontanismm und 
gegen die Unfehlbarkeitslehre. 
Ein kaiserlicher Erlass genehmigt die Legnng eines Kabels von 
Frankreich über Algier nach Aegypten, welche das Haus 
Breittmayer unternehmen wird. 

Mn% Laufe Februars. 

Sachsen. Grosse Noth im Erzgebirg und im Yoigtland. 
Hungertyphus zu Klingenthal und Umgegend wo die Fabri- 
kation musikalischer Instrumente betrieben wird. 

Hessen. Abermals vielfache Erderschütterungen zu Gross-Gerau, 
Mainz u. a. a. 0., nach vierwöchentlicher Ruhe. 
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Baiern. Versammlungen und Bittschriften gegen das bestehende 
Heersystem, namentlich in der Pfalz und Franken. 
In den ersten Tagen des Monats: Versammlungen von Protes- 
tanten , um sich gegen die Kirchenleitung des Hrn. von 
Harless , Präsidenten des Oberkonsistoriums, zu erklären. 
(Harless war der Reichsrathskammer-Berichterstatter für die 
ministerfeindliche Adresse gewesen.) 
Internationale Eisenbahn-Konferenz zu München. 
Der Bischof von Regensburg-, Senestrey, befiehlt von Rom 
aus den Studirenden aus seinem Sprengel die Hochschule 
München zu verlassen, weil er den Besuch der Vorlesungen 
Döllinger's habe verbieten müssen, „der eine arrogante und 
skandalöse Haltung dem heiligen Stuhl und dem Konzil 
gegenüber eingenommen, und irrige verderbliche Lehren ver- 
öffentlicht habe." 

Würtemberg. Versammlungen und Bittschriften gegen das 
bestehende Heersystem. 

Oesterreich -Ungarn. In Tirol nehmen Lauernweiber, auf 
Anreizung der Geistlichkeit, den Kindern die neuen Schul- 
bücher weg, und vertreiben durch Thätlichkeiten die Schul- 
inspektoren. 

Zu Thorda in Siebenbürgen, Versammlung rumänischer 
Führer welche beschliessen : Einsetzung einer General- 
deputation der Rumänen Siebenbürgens, welche sich ins Ein- 
vernehmen mit den Rumänen in der Bukowina, ferner mit 
den österreichischen Serben, Slowenen, Kroaten und 
Tschechen setzen soll, um die nationalen Zwecke zu erreichen, 
auch die Magyaren selber für eine Äenderung des herrschen- 
den Systems gewinnen soll. 
Italien. Der Kaufmann Cirio in Tnrin schliesst Verträge mit 
verschiedenen Eisenbahnen um Südfrüchte und andere Lecker- 
speisen unmittelbar nach Wien, Berlin und anderen deutschen 
Städten, auch nach Petersburg, Moskau, durch Extrazüge 
zu liefern; jeder Zug kostet mit Rückfahrt 210,000 Franken. 

Ernennung einer Anzahl neuer Mitglieder des Senats. 
Kirchenstaat. Konzil. Antrag die gesammte katholische Presse 
dem Papst zu unterstellen. 

Durch verschiedene deutsche Blätter wird das Schema Constitu- 
tionis Dogmaticae de Ecclesia Chnsti (Aufstellung der zu 
lehrenden Verfassung der Kirche Christi) veröffentlicht. Es ent- 
hält 21 Kapitel über verschiedene Gegenstände; am wichtigsten 
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sind 21 Canones (Lehrsätze) welche einen Theil der sogenannten 
Dogmatisirung des Syllabus enthalten. (Der Papst hatte vor 
einigen Jahren einen Syllabus erronim, d. h. Zusammenstellung 
von Meinungen die er als Irrthümer bezeichnet, veröffentlicht. 
Das Konzil soll nun die Verdammung dieser Irrthümer, unter 
der Form von Dogmen d. i. Glaubenssätzen verkündigen.) 
Jeder dieser Canones endigt mit einer Verfluchung derer 
die gegen das in ihm Enthaltene Widerspruch erheben. 
Kanon V verflucht diejenigen welche sagen : man könne in jeder 
Religion selig werden. Kanon VI verflucht diejenigen welche 
sagen : die Aechtung und Verdammung aller nichtkatholischen 
Sekten sei nicht von Gott vorgeschrieben, und es seien alle 
Sekten von der Kirche zu dulden. Kanon X verflucht die- 
jenigen welche sagen : die Kirche sei im Staate der weltlichen 
Herrschaft unterworfen. Kanon XII verflucht diejenigen 
welche leugnen dass Christus der Kirche die Gewalt gegeben 
habe durch Gesetze zu befehlen, und die Verirrten durch 
Strafen zu züchtigen und zu zwingen. Kanon XVI verflucht 
diejenigen welche sagen: der Papst habe nicht die volle, 
höchste, unmittelbare Gewalt über alle Kirchen. Kanon XIX 
verflucht diejenigen welche alle zwischen den Menschen 
bestehenden Rechte vom Staat ableiten. Kanon XX verflucht 
diejenigen welche die Staatsgesetze als die oberste Gewissens- 
regel für öffentliche und soziale Handlungen erklären. 
Kanon XXI verflucht diejenigen welche sagen: die Gesetze der 
Kirche haben keine bindende Kraft ausser sofern sie durch 
den Staat bestätigt werden. — Im zehnten der vorerwähnten 
21 Kapitel heisst es: dass die Kirche auch eine äusserliche 
und öffentliche Gerichtsbarkeit habe, eine gesetzgebende, 
richtende und strafende. Das zwölfte Kapitel erkennt dem 
Papste weltliche Gewalt zu. Das dreizehnte verlangt dass 
Staat und Kirche nicht getrennt werden, und dass der Staat 
verpflichtet sei diejenigen zu bestrafen welche die katholische 
Religion verletzen. Das vierzehnte Kapitel verdammt die- 
jenigen welche die Gleichberechtigung der Menschen be- 
haupten, oder welche glauben dass in den Staatsgesetzen oder 
in den Beschlüssen der Volksmehrheit die höchste Richt- 
schnur des Gewissens liege, oder welche dem Erfolg eine 
rechtliche Kraft beilegen. Das fünfzehnte verflucht diejenigen 
welche behaupten dass das Recht der Kirche Besitzthum 
zu haben, von der Zustimmung des Staates abhänge. 
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Bischof Ketteier von Mainz erlässt aus Rom eine Erklärung 
gegen Döllinger : er müsse jetzt annehmen dass im Wesen 
der obschwebenden Frage ein tiefer Gegensatz zwischen ihm 
und Döllinger bestehe. Döllinger sei als Gesinnungsgenosse 
der Verfasser des Buches Janus bezeichnet worden, und habe 
hiergegen sich noch nicht verwahrt 

Nach dem Blatt Osservatore Romano sind beim Konzil an- 
wesend 764 Prälaten; aus Europa 541, davon allein aus 
Italien 276; aus Amerika 118: aus Asien 83; aus Afrika 
14; aus Australien und Manila 13. Es sind darunter 49 
Kardinäle, 10 Patriarchen, 4 Primaten, 105 Erzbischöfe, 
424 Bischöfe, 22 Erzbischöfe und 98 Bischöfe in partibus 
(d. h. die nur den Titel haben), 6 Aebte, 46 Ordensvor- 
steher. 

Spanien. Weitverzweigte karlistische Bewegungen in den Pro- 
vinzen. 

Portukal. An Stelle von Saldanha wird Cazal Riveiro zum 

Gesandten in Paris ernannt. 
Russland und Polen. Bauernaufstand in der Gegend von 
Kiew. Zu dessen Bewältigung werden Truppen beordert. 

Die Aufhebung des Ministeriums der Staatsgüter und die Ein- 
richtung eines Handelsministeriums beschlossen. 

Eine Expedition wird zur „ethnographischen Erforschung" der 
Mandschurei und Mongolei ausgerüstet. 

Der russische General Fadiejew veröffentlicht eine Schrift 
Über die slawische Bestimmung Russlands und ihr Hinderniss 
Oesterreich. 

Während der Soldatenaushebung in Polen Hess die rassische 
Regierung der preussischen mittheilen dass die Binderpest 
ausgebrochen sei; in Folge dessen verhängt die preussische 
Regierung die Grenzsperre. Nachdem die Rekruten ausge- 
hoben waren, theilte die russische Regierung mit dass dio 
Rinderpest aufgehört habe. 

Die sibirische Pest verbreitet sich in Moskau. 
Türkei. Unter den katholischen Armeniern in Konstantinopel 
bricht eine Bewegung gegen den Patriarchen Hassun aus, 
weil derselbe die alten Vorrechte und Bräuche ihrer Kirche, 
namentlich das Recht der Wahlen dem Papste preisgegeben 
hat. Es entsteht ein förmliches Schisma. (Vgl. 26. Febr.) 

Rumänien. Heftige Bewegungen und Ränke der Parteien; 
eine Krisis wird befürchtet. 
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Die Regierung unterhandelt mit dem griechischen Patriarchen 
zu Konstantinopel über einen Vertrag wonach er die in 
Rumänien erwählten Bischöfe zu bestätigen haben soll. Der 
Patriarch stellt erschwerende Bedingungen. 

Persien. Ernennung Nazare's zum Gesandten in Paris, des 
ersten Christen der ein Amt erhalten hat. 

Japan. Verfolgung der eingeborenen Christen und Missstimmung 
gegen die Ausländer. 

Chile. Ein Franzose der schon in früheren Jahren als Orelio I. 
König von Arauco eine Rolle gespielt, dann gefangen 
genommen und als angeblich Irrsinniger nach Frankreich 
gebracht wurde, erscheint wieder bei den Araucanern, wird 
von ihneA als König anerkannt, und beginnt aufs neue den 
Krieg gegen Chile. 

März 1870. 

i. JHiirz. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Fortsetzung der Verhand- 
lung über die Todesstrafe. Von Thadden aus christlichen 
Gründen für die Todesstrafe, der Geistliche Künzer aus 
denselben Gründen dagegen. Wagener dafür, Staatsan- 
walt Genast (Weimar) dagegen, u. a. m. Graf Bismarck 
erklärt dass Preussen im Bundesrathe für die Bäbehaltung 
der Todesstrafe stimmen werde, und dass eine entgegen- 
gesetzte Abstimmung im Reichstag das Zurückziehen des 
Gesetzes zur Folge habe. Trotzdem ist Graf Bethusy-Huc 
(konservativ-liberal) für die Aufhebung. Diese wird mit 118 
gegen 81 Stimmen beschlossen. 
Der Bundeshaushalt für 1871 schliesst mit einem Defizit von 
230,604 Thlr. Die Bundesschuld wächst 1870 auf 11,571,624 
Thlr , 1871 auf 13,592,548 Thlr. 

Preussen. Staatsschuld 479 7« Millionen Thaler, oder nach 
Abzug der Eisenbahnschuld 42272 Millionen Thaler. 

Schwarzburg- Rudolstadt. Der Landtag nimmt eine Miss- 
trauensadresse gegen den Minister von Bertrab an. 

Hessen. Sämmtliche höhere Befehlshaber bei den Truppen sind 
jetzt preussisclie Militärs. 
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Baiern. Betrag der Staatsschuld 425 1 /s Millionen Gulden, oder 
nach Abzug der Eisenbahn- und Grundrentenschuld, 177 4 /5 
Millionen Gulden. 

Würtemberg. Staatsschuld 111 Millionen Gulden, oder nach 
Abzug der Eisenbahnschuld 69V2 Millionen. 

Oesterreich-Ungarn. Das Rcichsgesetzblatt veröffentlicht den 
Nachtrag zum englischen Handelsvertrag. 
Erderschütterungen in dem Gebirge von Istrien. (In den folgen- 
den Tagen wiederholen sie sich.) 

Ungarn. Graf Ziehy zum Gouverneur von Fiunie ernannt. 
Das ungarische Unterhaus beschliesst: der Staat soll keine 
konfessionelle Schulanstalt unterstützen. 

GroBsbritannien und Irland. Unterhaus. Der Antrag von 
Torrens auf Staatshilfe für arme Auswanderer mit 253 
gegen 48 Stimmen verworfen. 

Belgien. Bei der Volkszählung von 1866 haben die Familienväter 
angegeben dass 2,041,784 Bewohner französisch, 2,406,491 
flämisch sprechen. Die übrigen 372,634 sprechen meisten- 
theils mehrere Sprachen zugleich. 

Kirchenstaat. Konzil. Der von den Jesuiten ausgearbeitete 
Entwurf über die päpstliche Unfehlbarkeit lautet: „dass der 
Pnpst nicht irren könne, wenn er als höchster Lehrer aller 
Christen auftretend, mit seiner Autorität definirt was in 
Sachen des Glaubens und der Moral von der ganzen Kirche zu 
halten sei, und dass diese Prärogative der Irrthumslosig- 
keit oder Unfehlbarkeit des Papstes sich auf denselben 
Bereich erstrecke welchen die Unfehlbarkeit der Kirche 
umfasst." Wer dem widerspreche, falle von der Wahrheit 
des Glaubens ab. 

Der beim Konzil anwesende Abt des Stiftes Strahow (Prag), 
Zeidler, f zu Rom am Schlagfluss, 79 l A Jahre alt. Er 
war freisinniges Mitglied des österreichischen Abgeordneten- 
hauses. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Mit 107 gegen 48 Stimmen die Resolution 
angenommen: die Interessen des Landes erfordern einen 
solchen Einfuhrtarif dass er die heimische Industrie schütze, 
ohne die Bundeseinkünfte zu beschädigen. — Die Bundesschuld 
hat im Februar um 6,484,811 Dollars abgenommen. 
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Paraguay. Durch den brasilischen General Camara erfolgt 
am linken Ufer des Flusses Aquidaban die Niederlage und 
der Tod des ehemaligen Diktators von Paraguay, Francisco 
Solano Lopez. (Geboren 1831, folgte 1862 als Diktator 
seinem Vater Carios Antonio Lopez, dem Nachfolger des 
Diktators Dr. Francia, erklärte 1864 Brasilien den Krieg 
der durch das Bündniss zwischen Brasilien, der Republik 
de la Plata [Buenos Ayres] und der Repüblica oriental 
del Uruguay [Montevideo] seinen Untergang herbeiführte.) 

9, Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag von Schulze 
auf Gewährung von Tagegeldern an die Abgeordneten, wird 
vom Staatsminister Delbrück bekämpft und abgelehnt. 

Preussen. In dem Prozess über die Zerstörung des Denkmals 
zu Celle (Vergl. 1869 Okt. 16.) hebt das Erkenntniss der 
zweiten Instanz die Geldstrafe (100 Thlr.) gegen das Garnisons- 
kommando auf, und bestätigt dieselbe gegen das General- 
kommando zu Hannover (General von Schwarzkoppen). 

Sachsen-Weimar. Freiherr Apollonius von Maltitz, Dichter, 
von 1841 bis 1865 russischer Gesandter in Weimar, f 
daselbst, 75 Jahre alt. 

Hamburg. Erste Verhandlung vor dem Schwurgericht (Die 
Schwurgerichte sind durch Gesetz vom 30. April 1869 ein- 
geführt worden.) 

Baiern. Der Landtag wird bis zum 12. April verlängert. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Wien, Verhaftung der Arbeiterführer 
Oberwinder, Scheu, Papst, Most und Perin, als des 
Hochverraths verdächtig. 
Abgeordnetenhaus zu Pest, Bei der Verhandlung über das 
Unterrichts-Budget erhält der Minister Eötvös unbeschränkte 
Vollmacht zu Schulzwecken. 

Grossbritannien und Irland. Privilegien-Komitee des Ober- 
hauses. Ellen Howard, Wittwe des Kapitäns William George 
Howard, nächtsberechtigten Bruders des verstorbenen Peers 
Grafen von Wicklow, forderte für ihren sechsjährigen Sohn 
die Einsetzung in die Peerswürde. Ein anderer Bruder des Grafen, 
Franz Howard, hatte einen Sohn William George Howard 
hinterlassen. Dieser beweist dass Ellen Howard ihr an- 
gebliches Söhnchen aus dem Armenhause zu Liverpool ge- 
holt und seiner Mutter Mary Best abgekauft hatte. 
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Unterhaus. PlimsolTs „Wärmeflaschen-Biir (vgl. Febr. 18.) 
wird in zweiter Lesung mit 108 gegen 76 Stimmen verworfen. 

Arbeitseinstellung von 1400 Tischlern in Glasgow. 
Prankreich. Das Journal offlciel theilt mit dass der Astronom 
Delaunay an Stelle von Leverrier zum Direktor der 
Pariser Sternwarte (Bureau des Longitudes) ernannt worden. 

Ginouilhac, Bischof von Grenoble, wird zum Erzbischof von 
Lyon ernannt. (Er ist einer der entschiedensten Gegner der 
U nfehlbarkeitslehre.) 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Ein Abgeordneter aus Nordkarolina und 
ein anderer aus Kentucky treten aus, um nicht aus gleichen 
Gründen wie Whittimore (vgl. Febr. 26.), ausgestossen zu 
werden. Drei andere Mitglieder stehen unter gleicher Anklage. 

3, Donnerstag. 

Mecklenburg. Landtag zu Sternberg. Beschluss: die beiden 
Landesherren zu ersuchen sich gegen die Einführung eines 
obersten Bundesgerichts zu erklären. 

Oldenburg. Landtag. Die Regierung schlägt vor dass zu den 
Gesammtausgaben des Grossherzogthums , das Herzogthum 
Oldenburg 77 */« Prozent, das Fürstenthum Lübeck (Eutin) 
15 Prozent, das Fürstenthum Birkenfeld 7 3 /s Prozent bei- 
tragen solle. Die Abgeordneten des Fürstenthums Lübeck 
verlangen eine günstigere Stellung für ihren Landestheil, 
und da alle anderen sich gegen sie erklären, so treten sie aus. 

Baiern. Neuwahlen zur Abgeordnetenkammer in GUnzburg. 
(Die Kammer hatte diese Wahlen nebst den Urwahlen in 
Jettingen, für ungültig erklärt.) Es werden drei „ Patrioten M 
statt der früheren drei Liberalen erwählt. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Das Gesetz über die Wählbezirke 
wird mit allen gegen 4 Stimmen angenommen. 

Oesterreich-Ungarn« Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Piguly, 
Berichterstatter des konfessionellen Ausschusses, legt dem- 
selben den Entwurf eines Religionsediktes vor welches auch 
das Patent vom 5. November 1855, welches das Konkordat 
vom 18. August 1855 als Gesetz kundmachte, aufhebt. 
Der Minister Giskra legt die Landtagsabstimmungen über die 

direkten Reichsrathswahlen vor. 
Verhaftung von noch fünf Arbeiterführern, unter Beschuldigung 
des Hochverraths. 
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Pest. In einer Konferenz der Deak- Partei legt Minister 
Eötvös den Entwurf eines Religionsgesetzes vor: Die 
Bildung einer jeden Religionsgenossenschaft ist gestattet; 
die Ehe ist ein bürgerlicher Vertrag; über Erziehung der 
Kinder haben die Eltern ausschliesslich zu bestimmen. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Zweite Lesung der 
Naturalisation8bül. Der in einem andern Staat Naturalisirte 
hört auf Bürger seines bisherigen Staates zu sein. Naturalisirte 
können Parlamentsglieder und Minister werden. Zur Natura- 
lisation ist ein fünfjähriger Aufenthalt in England erforder- 
lich. Der britische Schutz wird dem Naturalisirten nicht in 
dem Staate dem er früher angehörte, gewährt, ausgenommen 
wenn er von dem letzteren regelrecht entlassen worden. Die 
„gemischte Jury" für Ausländer wird abgeschafft. 

Prankreich. Senat. Die Senatoren Boinvilliers und Segur 
d'Aguesseau ziehen ihre Anfragen wegen <!er jüngsten 
Strassenunrühen zu Paris zurück. 

Türkei. Rumänien. Ein Gesetzentwurf über Wiedereinführung 
des Tabakmonopols wird den Kammern vorgelegt. 

&. Freitag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Fortsetzung der ersten 
Berathung über das Strafgesetzbuch. Die Dauer der Einzelhaft 
wird auf drei Jahre beschränkt. (Antrag von Miquel.) 
Zugleich wird eine Vorlage des Bundesraths verlangt zur 
gesetzlichen Regelung der Freiheitsstrafen, und zur Einsetzung 
einer Bundesbehörde welche die Straf- und Besserungs- 
anstalten beaufsichtigen soll. 

Mecklenburg. Schluss des Landtags. 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Der Antrag von Dumont und 
Edinger: Die Kammer wolle Verwahrung einlegen gegen 
die Aeusserung des Kriegsministers „dass die Pensionirung 
von Offizieren nicht in seiner Hand liege," wurde mit 18 
gegen 17 Stimmen abgelehnt. 

Oesterreich -Ungarn. Wien. Der Gemeinderath genehmigt 
einstimmig dass die Gemeinde Wien ein Drittel der Anleihe 
von 24 Millionen Gulden Behufs Regulirung der Donau 
übernimmt. (Ein Drittel soll der Staat, ein Drittel die Provinz 
Niederösterreich übernehmen.) 

Türkei. Abschluss eines Handelsvertrags mit Persien. 
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&. Samstag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme des Gesetzes über 
die Ausdehnung der Maass- und Gewichtsordnung auf die 
deutschen SUdstaaten. Staatsminister Delbrück erklärt: 
dem nächsten Reichstag werde ein Gesetz über die Münzein- 
heit vorgelegt werden. 
Beschluss in die zweite Lesung des Gesetzes einzutreten das 
die preussische Oberrechnungskammer zum Rechnungshof 
des Norddeutschen Bundes bestellt. 

Schwarzburg-Budolstadt. Landtag. Mittheilung der Antwort 
des Fürsten Georg auf die Adresse vom 1. März: Das 
Ministerium besitze sein Vertrauen ; durch gegenseitiges 
Entgegenkommen und Berücksichtigung berechtigter Wünsche 
des Landtags würden Meinungsverschiedenheiten ausgeglichen 
werden; er wiederhole was er bei Antritt seiner Regierung 
(26. November 1869) versprochen habe. Hierauf verspricht der 
Minister von Bertrab Vorlage einer Geschäftsordnung, eines 
Wahlgesetzes, neuer Gesetze über die Presse und das Vereins- 
wesen, Gemeindewesen, Forstwesen, 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Der Vertrag über militärische 
Freizügigkeit mit Baden und dem Norddeutschen Bunde 
genehmigt. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Die Verträge mit dem Nord- 
deutschen Bunde über gegenseitige militärische Freizügig- 
heit und über Rechtshilfe werden genehmigt. 
Auf den Antrag von Kusel wird die Abschaffung der Todes- 
strafe (jedoch nicht in Fällen des StanHrechts und nicht bei 
Militärverbrechen) mit 40 gegen 9 Stimmi n beschlossen. 
Ebenso die Beseitigung der geistlichen Vorbereitung zur 
gerichtlichen Eidesleistung, mit allen gegen 4 Stimmen. 

Oesterreich -Ungarn. Herrenhaus des Reichsraths. Auf eine 
Anfrage des Fürsten Colloredo, wegen der zunehmenden 
Unsicherheit auf dem Lande, erklärt der Ministerpräsident 
von Hasner: dass eine Vermehrung der Gendarmerie im 
Werke, und in Böhmen schon ausgeführt sei. 
Abgeordnetenhaus. Annahme des Erwerb- und Lohnsteuer- 
gesetzes in dritter Lesung. Das Gesetz bleibt nachher liegen. 
Besprechung von Abgeordneten beim Minister des Innern über 
die Wahlreform. Dieselben erklären sich für direkte Wahlen 
nach dem System der Gruppen: 1 11 Abgeordnete des Gross- 
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grundbesitzes , 152 der ländlichen Bevölkerung, 115 der 

Städte, 28 der Handelskammern: sonach das Doppelte der 

bisherigen Zahl. 
Das Reichs -Kriegsministerium zieht den Obersten Schröder 

zur Verantwortung, weil er in der Militärzeitung Artikel 

veröffentlicht hat über Dalmatien und die Kriegführung 

gegen die Aufständischen dort. 
Joseph Redtenbacher ,. geb. 12. März 1810, Chemiker, f 

60 Jahre alt. 

Fürst Friedrich von Schwarzenberg, genannt der Lands- 
knecht (Titel eines Buches von ihm), kämpfte 1821 gegen die 
liberale Verfassung von Neapel, 1838 für Don Carlos, 1846 
gegen den polnischen Aufstand von Krakau, 1847 für den 
schweizerischen Sonderbund, 1848 gegen die österreichi- 
schen Aufständischen, 1 849 gegen die Ungarn, f in Wien, 
71 Jahre alt. 

Ungarn. Die Regierung verweist den Arbeiterführer Raspe 
aus dem Lande. 

Frankreich. Paris. Don Francisco de Assis der sich von 
seiner Gemahlin der Exkönigin Isabelle getrennt und gegen 
sie eine Klage wegen Vermögensverhältnisse angestellt, und 
hierauf, nachdem ihm ein hohes persönliches Einkommen 
durch Vertrag zugesichert worden, die Klage zurückgezogen 
hatte, kehrt wieder zu seiner Gemahlin zurück. 

Spanien. Cortes. Auf eine Anfrage von Ochoa erklärt Prim: 
die Regierung habe vor einem Monat dem Generalkapitän der 
Armee (d. h. Feldmarschall) Don Antonio de Orleans (Herzog 
von Montpensier) die Erlaubniss gegeben das Bad Alhama 
zu besuchen und auf der Reise Madrid zu berühren ; es gebe 
niemanden der daran denke einen Monarchen zu nehmen 
der nicht der Erwählte der Nationalsouveränetät sei. Das 
Ministerium mit Ausnahme Topete's, begünstige nicht die 
Kandidatur des Herzogs von Montpensier. 

H. Sonntag. 

Oesterreich-Ungarn. Pest. Ende der Arbeitseinstellung der 
Setzer. 

Grossbritannien und Irland. Henry Unwin Addington, 
1828 Gesandter beim deutschen Bundestag, 1829 in Madrid, 
1842—1854 Unterstaatssekretär, f 80 Jahre alt. 
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Prankreich. Ernst Renan, ausgezeichneter Orientalist, Ver- 
fasser des „Lebens Jesu" und deshalb seines Lehrstuhls des 
Hebräischen am College de France entsetzt, wird vom 
Professoren-Kollegium dieser Lehranstalt wieder für diesen 
Lehrstuhl als erster Kandidat vorgeschlagen. (Indessen ver- 
hindert der Minister des Auswärtigen Graf Daru einstweilen 
noch die Ernennung, um den Papst im jetzigen Augenblick 
nicht zu reizen). 

7. Montag. 

Preussen. In der Sache des Friedrichgymnasiums zu Breslau 
(vgl. 5. Februar) fügt sich der Kultusminister von Mühler 
im wesentlichen den Ansichten der Kammer, indem er das 
Gymnasium als solches bestehen lässt, und einen jährlichen 
Staatszuschuss bewilligt, wogegen ein Regierungskommissär 
Sitz und Stimmrecht im Schulpatronat erhält. 

Sachsen. Freiherr von Böse ist zum Gesandten in Wien 
ernannt worden. 

Baiern. Graf Bray übernimmt das Ministerium des Auswärtigen. 

Oesterreich-Ungarn. Reichsrath zu Wien. Im Besolutions- 
ausschuss hat Rechbauer folgende Verwüligungen an den 
Landtag von Oalizien vorgeschlagen: es soll ihm gewährt 
werden die Gesetzgebung über die Handelskammern, Spar- 
kassen, Kredit- und Versicherungsanstalten, Banken mit Aus- 
nahme der Zettelbanken, Unterrichtswesen, Polizei, Organi- 
sation der Verwaltung und der Gemeinden, die Art und Weise 
der Wahl der Landtagsabgeordneten ; der Statthalter sei dem 
Landtag verantwortlich; ein Minister für Galizien zu er- 
nennen; jedes Jahr mindestens drei Monate Landtagsver- 
sammlung. 

Die Ausnahmsverfügungen im Bezirke von Cattaro werden 
aufgehoben. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Im Gegensatz zu 
einer Aufforderung von Lord Carnarvon erklärt der Minister 
Lord Granvüle: die Regierung werde an ihrem Beschlüsse 
festhalten die britischen Truppen aus Neuseeland abzurufen. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Wiederbeginn der Sitzungen. 
Iiehon verlangt freiheitliche Einrichtungen für Algier. Der 
Kriegsminister Leboeuf erklärt: das sei eine Verfassungs- 
frage, darüber habe nur der Senat zu entscheiden. 

Italien. Zusammentritt der Kammern. 

6 
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Kirchenstaat. Konzil. Auf Befehl des Papstes wird der Entwurf 
des Glaubenssatzes von der Unfehlbarkeit (vgl. 1. März) an 
die Bischöfe vertheilt; sie können Einwendungen bis zum 
17. März erheben. 

Spanien. Die Cortes genehmigen mit 79 gegen 28 Stimmen 
eine Anklage gegen den Kardinal Erzbischof von Santiago* 
Die Republikaner und Unionisten enthalten sich der Ab- 
stimmung. 

8. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Bei der Berathung des 
Strafgesetzbuchs wird der Antrag von Twesten angenommen : 
dass die Abgeordneten eines Landtags für ihre in Ausübung 
ihres Berufs gethanen Aeusserungen nicht verantwortlich 
sein sollen. 

Preussen. August Koberstein, gel). 10. Januar 1797 zu 
Riigeimalde in Pommern, ausgezeichneter Literatur- 
historiker, f zu Kosen bei Naumburg:. 73 Jahre alt. 

Braunschweig. Der neue Kaufvertrag über die Staatseisenbahnen, 
geschlossen mit der Darmstädter Bank, der Berlin-Potsdam- 
Magdeburger und der Bergisch-Märkischen Eisenbahngesell- 
schaft, bestimmt: 875,000 Thlr. während 64 Jahre jährlich zu 
zahlen, ausserdem einen Kaufpreis von 11 Millionen Thaler 
und Ueberweisung von 1 Million Thaler an die zu gründende 
Aktiengesellschaft. Die Kaufgelder sollen zu festen Fonds 
für öffentliche Zwecke verwendet werden. 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Der Antrag von Dernburg 
auf Freigebung der Advokatur wird gegen 12 Stimmen ver- 
worfen. 

Baiern. Zu Würzbnrg, Arbeitseinstellung der meisten Bäcker- 
gesellen. (Am 10. nehmen sie die Arbeit wieder auf.) 

Würtemberg. Wiederzusammentritt der Ständeversammlung. 
Der Abgeordnete Schott richtet an den Minister des Aus- 
wärtigen Freiherrn von Varnbüler eine Anfrage: Der 
Minister habe am 30. Oktober 1867 in Betreff des preussi- 
schen Bündnissvertrages gesagt: bei Anlass des Luxemburger 
Handels, habe die preussische Regierung bei der wttrtem- 
bergischen angefragt ob diese den casus foederis (Fall wo der 
Vertrag in Wirksamkeit tritt) für eingetreten halten würde. Die 
Norddeutsche iiigemeine Zeitung, das Blatt Bismarck's, 
habe diese Anfrage geleugnet, Varnbüler's Aeusserungen 
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auf dessen „parlamentarisches Bedürfniss" zurückgeführt, und 
die Unmöglichkeit dass die würtembergisehc Regierung 
über den casus foederis entscheide, darzuthun gesucht. Wie 
es sich nun mit der Sache verhalte? 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Der 
Antrag: die Frage ob die Autonomie auf alle Länder aus- 
gedehnt werden solle, einem Ausschuss zu überweisen, wird 
abgelehnt. Gegen den Antrag waren auch die Abgeordneten 
aus Galizien. 

Der Kaiser bestätigt das vom Landtage von Krain beschlossene 
Schulgesetz. 

Der Grossherzog und die Grossherzogin von Mecklenburg- 
Schwerin treffen zum besuch bei dem Kaiser ein. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der ultra-bonapartistische 
Baron Jeröme David (unehelicher Sohn von Jerome 
Bonaparte), erklärt sich für bekehrt von seiner früheren 
Ansicht dass in Algier eine Militärregierung bestehen 
müsse: „in der Politik wie in vielem Andern sind Freiheit 
und das allgemeine Recht die besten Bundesgenossen." 

Italien. Der Kriegsminister hat die Altersklasse von 1845 
(30,000 Mann) auf unbegrenzten Urlaub entlassen. 

Türkei. Der Grosswessir sendet ein versöhnliches Schreiben 
an den Fürsten der Tschernagora. 
Tunis. Unruhen aus Anlass eines Mauren der fanatisch viele 
Europäer verwundete und tödtete. (Er soll das Werkzeug 
Anderer gewesen sein.) 

9. Mittwoch, 

Norddeutscher Sund. Reichstag. Fortsetzung der Verhand- 
lung über das Strafgesetzbuch. Laaker, Schleiden, Kirch- 
mann bekämpfen die Anwendung der Zuchthausstrafe auf 
politische Vergehen- 

Preussen. Da die Militärbehörde den Platz in Celle wo das 
Langensalza-DeftfonaZ gestanden, in Besitz genommen hat, 
während die Gerichte die Eigenthumsfrage für zweifelhaft 
erklärten, so verlangt eine Bürgerversammlung in Celle dass 
hiergegen Schritte geschehen. (Vgl. 2. März.) 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Bericht über die Verkehrs- 
anstalten vom 1. Oktober 1866 bis 31. Dezember 1867: 
Zahlende Briefe 36,225,000 jährlich. (1861: 27,137,393), 
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portofreie 6,219,000; beförderte Zeitungen jährlich 52,919,126, 
(1851: 20,612,202). 
Erklärung des Stiftspropstes Joseph von Döllinger über die 
neue Geschäftsordnung des Konzils: Die Konzilien hätten 
sich ehemals ihre Geschäftsordnung selbst gemacht; die 
Geschäftsordnung des jetzigen vatikanischen Konzils, (vom 
Papst vorgeschrieben,) habe sich unpraktisch gezeigt , das 
Ersuchen von Bischöfen um Abänderung und Gestattung 
freier Bewegung sei vergeblich geblieben; nach dritthalb 
Monaten hätten die Vorsitzenden Legaten des Papstes eine neue 
gemacht, aber nicht im Sinn der Bitte der Bischöfe. Vielmehr 
sei alle Macht in Hände der Legaten und der Deputation ge- 
geben. Einundfünfzig Schemata seien in den zwei Jahren vor 
dem Konzil ausgearbeitet worden, welche als Glaubensregeln 
„durch den Papst mit Genehmigung des Konzils" verkündigt 
werden sollen. Die Mehrheit könne jederzeit die Berathung ab- 
schneiden, sie entscheide über die Annahme der Schemata. Dies 
sei früher nie der Fall gewesen, da über Glauben und Lehren 
nur „mit einer wenigstens moralischen Stimmeneinhelligkeit 
abgestimmt werden sollte. 4 * Die Bischöfe auf einem Konzil 
seien Zeugen über den allgemeinen Glauben ihrer Sprengel; 
das Konzil könne Glaubenslehren nicht schaffen, sondern nur 
aussprechen was „aller Orten, immer, von Allen" geglaubt 
worden. Sobald eine einigermassen beträchtliche Anzahl von 
Bischöfen einem Dekret widersprach, sei dasselbe stets bei 
Seite gelegt worden. So sei es zu Trient auf Anordnung 
des Papstes Pius IV. gehalten worden. Nach allen Theologen 
sei Freiheit des Redens und Abstimmens die Bedingung der 
Oekumenicität (Allgemeinheit) eines Konzils; ebenso vollste 
Oeffentlichlceit. Bei dem Konzil zu Trient habe man nur 
eine Mahnung gegeben die Entwürfe nicht bekannt zu 
machen, damit sie nicht mit Dekreten verwechselt würden. 
Wenn auf einem Konzil Mehrheitsbeschlüsse gefasst werden 
die mit dem Glauben eines beträchtlichen Theils der Kirche 
in Widerspruch stehen, so würden Fragen erhoben werden 
wieso eine solche Majorisirung gekommen sei, und von den 
Antworten auf diese Fragen würden die ferneren Ereignisse 
in der Kirche bedingt sein. Ob ein Konzil das der Berufung 
nach ökumenisch sei, es auch dem Verlauf und Ausgang 
nach sei, darüber könne nicht das Konzil selbst, Bondern 
nur die ganze Kirche entscheiden. 
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Oesterreich-Ungarn. Reichstag. Ausschusssitzung in Betreff 
des Aufstandes in Dalmatien. Es wird ein Tadelsvotum 
in Aussicht genommen, worauf der Minister Giskra andeutet 
dass dies zu einer Kabinett/rage führen werde. 

In Prag: trifft die Nachricht von der Bestätigung des neu- 
gewählten Bürgermeisters Dittrich ein. 

Ankunft des russischen Gesandten Orloff in Wien. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Nachdem das Ministerium 
die Annahme der bisher geduldeten päpstlichen Münzen bei 
den öffentlichen Kassen untersagt hat, stellt Girault den 
Antrag dieselben noch zwei Monate zum Nennwerthe anzu- 
nehmen, und die Minister für den Verlust der Staatskasse hier- 
bei verantwortlich zu erklären. — Der Justizminister Ollivier 
erklärt: der Artikel 27 der Verfassung welcher die Ver- 
fassung der Kolonien von Senatuskonsulten abhängig macht, 
werde wahrscheinlich demnächst verschwinden. — Die Kammer 
geht in Anbetracht der versprochenen Einführung der Civil- 
regierung in Algier, über die Frage in Betreff dieser Kolonie 
einstimmig zur Tagesordnung über. 

Türkei. Rumänien. Die Abgeordnetenkammer verwirft den 
Antrag die Juden von der Pacht von Gütern in Bessarabieti 
auszuschliessen ; darauf verlassen die 17 anders wollenden 
Abgeordneten den Saal. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Repräsentanten- 
haus des Kongresses bcschliesst mit 114 gegen 71 Stimmen 
die Wiederaufnahme des Staates Georgia in die Union. 

MO. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag des Grafen 
Lehndorf: zunächst über die einleitenden Bestimmungen 
und den ersten Theil des Strafgesetzbuchs die dritte Lesung 
vorzunehmen, ehe man mit der Berathung fortfahre, wird 
abgelehnt, nachdem Graf Bismarck erklärt hat: der Bundes- 
rath werde wegen der bisher gefassten Beschlüsse des Reichs- 
tags den Entwurf nicht zurückzielien und nicht auf die 
Hoffnung einer Vereinbarung verzichten. — Bei der Ver- 
handlung des Gesetzes über die Staatsangehörigkeit wird auf 
den Antrag von Braun (Wiesbaden) die Bestimmung ge- 
strichen dass dieselbe durch zehnjährigen Aufenthalt im 
Auslande verloren gehe. 
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Preussen. Die Norddeutsche Allgemeine Zeitung, das Blatt 
des Grafen Bismarck, erklärt über den Unfehlbarkeits- 
Antrag in Rom: „Es gibt wenige Zeugnisse welche so 
augenfällig beweisen bis wohin der menschliche Geist sich 
verirren kann." 

Sachsen. Ignaz Moscheies, geboren zu Prag am 30. Mai 1794, 
berühmter Pianist, Leiter des Leipziger Konservatoriums, 
f zu Leipzig, 76 Jahre alt. 

Baiern. Von Vogel, früherhin Minister des Innern, f zu 
Ansbach. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Das Gesetz über die Abschaffung 
der Todesstrafe in zweiter Lesung angenommen. 

Schweiz. Dr. Thomas Scherr, geb. 15. Dezember 1801 zu 
Hohenrechberg (WUrtemberg), ausgezeichneter Schulmann, 
f in Emmishofen (Kanton Thurgau), 69 Jahre alt 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Der Finanzminister Frere- 
Orban beantragt die Abschaffung der Salzsteuer \ der Ein- 
fuhrzölle für Fische, und die Herabsetzung des Brief- 
portos innerhalb des Landes auf 10 Centimes für den Brief 
von 15 Grammen; hingegen eine höliere Steuer auf Fabrikation 
und Einführung geistiger Getränke. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Laroche-Joubert be- 
antragt alle Steuern abzuschaffen, und sie durch eine einzige 
zu ersetzen die auf das Vermögen zu legen sei. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Der Finanzminister Sella erklärt 
dass für 1870 noch 110 Millionen Defizit zu decken bleiben, 
wofür 25 Millionen Ersparnisse, 25 Millionen Mehrerträg- 
nisse der Mahlsteuer und 45 Millionen mittelst Steuei'erhöhung 
in Aussicht genommen. Für 1871 soll das Defizit ver- 
schwinden. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Senat verwirft 
den Antrag Zahlungsstellen in Europa für die Zahlung der 
Bundesschuldzinsen einzurichten. 

IM. Freitag. 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Auf Antrag von Dumont wird 
gegen 5 Stimmen beschlossen die Regierung um Vorlage 
einer Städteordnung zu ersuchen. 

Würtemberg. Abgeordnetenkammer. 47 Abgeordnete (d. i. 
die Mehrheit) beantragen die Herabsetzung des Präsenz- 
standes im Heere. 
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Oesterreich-Ungarn. Der langjährige Polizeidirektor von Wien 
Hofrath von Strobach ist in Ruhestand versetzt, und seine 
Stelle dem Vizepolizeidirektor Lemonnier übertragen worden. 

Schweiz. Der Bundesrath zeigt den betheiligten Staaten an : die 
Summe von 20 Millionen Franken welche die Schweiz als 
Beitrag zur Gotthard-Bahn aufzubringen habe, sei nunmehr 
gesichert. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Vertagung der Sitzungen 
auf den 21. März. 
Ein Dekret ertheilt den Advokaten das alte Recht wieder den 
Vorsitzenden ihres Ebrenrathes (den bätonnier y Stabträger) 
zu erwählen. Seit 1852 war dieses Recht dem Ehrenrathe 
selbst übertragen. 

Türkei. Rumänien. Fürst Kusa lehnt die Wahl zum Abge- 
ordneten ab. 

Der Budget-Ausschuss der Abgeordnetenkammer beantragt eine 
starke Truppenverminderung. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Annahme der Bill Logans welche die 
Anzahl der Offiziere im Heer um ein Drittel herabsetzt 

M2. Samstag. 

Hessen. Die Kammer der Abgeordneten ersucht die Regierung 
um Vorlage eines umfassenden Volksschulgesetzes. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Die Mehrheit des Finanzaus- 
schusses beschliesst die Berathung über die ausserordentlichen 
Bewilligungen für das Militär bis zur Erledigung des ordent- 
lichen Budgets zu vertagen. (In einer späteren Sitzung 
nimmt derselbe diesen Beschluss zurück, und spricht sich für 
die reformatorischen Anträge seines Berichterstatters Kolb 
aus.) 

Baden. Erste Kammer. Die Gesetze über Aufhebung der 
Schulpatronate und über Erleichterung der Eheschliessungen 
werden angenommen. 

Oesterreich- Ungarn. Der Ausschuss des Reichsraths weist alle 
Tadelsanträge zurück welche wegen der dalmatinischen 
Angelegenheiten gegen das Ministerium eingebracht waren. 
(Vgl. 9. März.) 

Nach ungarischen Berichten will das Ministerium in Wien in 
die Abtretung der Militärgrenze an Ungarn willigen, wenn 
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dasselbe ein Prozent mehr zu den gemeinsamen Ausgaben 
jährlich leistet, und auf Ansprüche an Dal matten ver- 
zichtet. 

Frankreich. Der Senat weist die Beschwerde von Mires gegen 
Chaix-d'Est-Ange mit allen Stimmen gegen eine zurück. 
(Vgl. 25. Febr.) 

Italien. Abgeordnetenkammer. Bianchere wird Präsident mit 
144 Stimmen. Der Kandidat der Opposition Cairoli erhält 
117 Stimmen. 

Kirchenstaat. An den Benediktiner Dom Gueranger, Abt 
von Solesmes, welcher sich in zwei Schriften für die päpst- 
liche Unfehlbarkeit ausgesprochen, erlässt der Papst ein Breve 
(Schreiben) worin er sich in starken Ausdrücken über die- 
jenigen äussert welche „ nicht mehr ihren Verstand dem 
Urtheil des heiligen Stuhls unterwerfen." Diese werden 
mit den Ausdrücken bezeichnet: „toll, unverschämt, voll 
Unverstand und Verwegenheit, voll feindseligen, gewaltthätigen 
und trugvollen Geistes." (Hierbei ist Bischof Dupanloup 
nebst den andern Gegnern der Unfehlbarkeit gemeint.) 
Konzil. 72 Bischöfe reichen einen vom Bischof Ketteier von 
Mainz verfassten Protest ein gegen die willkürliche Aenderung 
in der Beihenfolge der zur Verhandlung vorgelegten Gegen- 
stände. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
irischen LandbüL 

Spanien. Der Herzog von Montpensier crschiesst den Infanten 
Don Enrique (Bruder des Titularkönigs Don Francisco) 
im Zweikampf. (Anlass war ein Blatt das Don Enrique 
mit seiner Unterschrift in Madrid verbreiten Hess, und worin 
er erklärte dass er Montpensier aufs tiefste verachte, dass 
derselbe „politische Gaunerei" treibe, u. dgl. mehr. 

Türkei. Die offiziöse Zeitung La Turquie veröffentlicht das Rund- 
schreiben der Pforte an ihre Gesandten über den Stroit mit 
der Tschernag'ora. Die Bewohner der Letzteren verlangen 
den Besitz von Veli und Male Brdo, zweier für den Krieg 
wichtigen Hügel. Die Tschern agorzen (Montenegriner) 
hätten bisher alle Friedensbedingungen nicht gehalten; die 
Abtretung dieser Hügel würde die Bewohner der türkischen 
Festung Sputz ihres einzigen Weidegrundes berauben. 
Der Grosswessir Aali Pascha ertheilt dem vom Papst gesendeten 
Prälaten de Pluym auf dessen Verlangen die Autorität 
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des armenischen Patriarchen Hassun wieder herzustellen, 
eine ablehnende Antwort. 
Der französische Botschafter Bouree beruft die Führer der 
beiden Parteien der armenischen Katholiken zu einer Ver- 
sammlung, und erklärt ihnen dass Frankreich fortan seinen 
Schutz auch den Nichtkatholiken angedeihen lasse. 
Vereinigte Staaten von Kordamerika. Senat des Kongresses. 
Sherman's Konsolidirungs-Bill (d. h. Bill zur Umwandlung 
der Bundesschuld) wird mit 32 gegen 10 Stimmen ange- 
nommen: es sollen 1200 Millionen Dollars ausgegeben, in 
drei verschiedenen Klassen (5, 4 l /a und 4 Procentige) deren 
jede gegen eine oder mehre Arten bestehender Bundes- 
schuldverschreibungen umgetauscht werden sollen. Die nicht 
zum Umtausch an die Bundeskasse abgegebenen Schuldver- 
schreibungen sollen zu Pari eingelöst werden. Kapital und 
Zinsen sind in Gold zahlbar. 

t&. Sonntag. 

Frankreich. Graf Karl von Montalembert, geb. 29. Mai 1810, 
vormals Pair, späterhin Abgeordneter, einer der Führer der 
katholischen Partei, bedeutender Redner, f 60 Jahre alt. 

Kirchenstaat. Der Geistliche Antonio Coppi, geb. 22. August 
1783 zu Audezeno bei Turin, ausgezeichneter Alterthums- 
und Geschichtsforscher, f zu Rom 86 V-' Jahre alt. 

Portugal. Sieg der Regierung bei den ÄbgeordnetenwahUn ; 
die Opposition setzt etwa 12 unter 92 durch. (Indessen ist 
das Ministerium selbst in zwei Parteien gespalten: die des 
Herzogs von Loule, und die der Minister Jose Luciano de 
Castro und Lobo d* Avila ) 

MS. Montag. 

Würtemberg. Kammer der Abgeordneten. Beschluss : das me- 
trische Maasß und Gewicht soll am 1. Januar 1872 eingeführt 
werden. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der erste Lord des 
Schatzes (Premierminister) Gladstone kündigt die Vorlage 
einer Bill an welche die Gesetzlichkeit in Irland wieder 
herstellen soll: im Nothfall soll statt der Schwurgerichte 
ein summarisclies Verfahren eintreten, nächtliche Wände- 
rungen verboten, Beschädigte entschädigt, Zeugenaussagen 
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erleichtert, das Pressgesetz verschärft werden. Der Besitz 
von Pistolen ist verboten , der Besitz von Waffen und der 
Verkauf von Pulver beschränkt; verdächtige Fremde können 
verhaftet, Wirthshäuser bei Sonnenuntergang gesperrt, Jour- 
nale suspendirt werden ; letztere können jedoch appelliren. — 
Da die Regierung den Ober-Sheriff der irischen Grafschaft 
Monaghan, welcher bei der Aufstellung der Geschwornen- 
listen sich parteiisch gegen die Katholiken benommen, abge- 
setzt hat, so beantragt Lord Crichts ein Tadelsvotum gegen 
die irische Regierung; dasselbe wird mit 183 gegen 118 
Stimmen verworfen. 
Belgien. Senat. Vorlage des Wahlreformgesetzes, welches die 
Berechtigung zum Wählen weiter als bisher ausdehnt. Jeder 
der eine gewisse Steuer zahlt, ist Wähler; die erforderliche 
Steuer ist geringer bei denen die eine gewisse Schulbildung 
genossen haben. 

Dänemark. Das Folkething (Unterhaus) genehmigt in zweiter 
Lesung das Einnahme-Budget mit 19,776,050 Reichsthalern. 

Schweden und Norwegen. Im Abgeordnetenhaus des schwe- 
dischen Reichstags wird der Antrag von Hedin: bei dem 
Könige anzufrngen ob er in eine allmälige Verminderung 
der CivilUste willigen wolle, mit 96 gegen 87 Stimmen abge- 
lehnt. — Die Aufbesserung der Löhne des Heeres wird ge- 
nehmigt, ebenso mit 117 gegen 60 Stimmen die Kosten für 
die Waffenübungen des Heeres. 

Türkei. In der armenisch-katholischen Kirche zu Konstanti- 
nopel wird die vom Papst dem Prälaten Pluym ertheilte 
Vollmacht verlesen. Es heisst darin: der Papst sei nicht 
verpflichtet die von seinen Vorgängern anerkannten Privi- 
legien der orientalischen Kirche aufrecht zu halten. 
Zu Smyrna empören sich die 223 Sträflinge im Gefangniss; 
die Meuterei wird durch die Truppen unterdrückt. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Nachdem die Wieder- 
aufnahme des Staates Georgia beschlossen worden, erklärt 
der Präsident Grant dass er den fünfzehenten Verfassungs- 
zusatz erst dann verkündigen werde, wenn alle Staaten 
wieder eingetreten sind. 

MS, Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Auslieferungsvertrag mit 
Belgien in erster und zweiter Lesung angenommen. — Fort- 
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Setzung der Berathung über das Strafgesetzbuch. Beschlossen: 
bei politischen Verbrechen wird auf Festungsstrafe erkannt, 
auf Zuchthausstrafe nur wenn das Verbrechen aus ehrloser 
Gesinnung entsprang. 

Würtemberg. Kammer der Abgeordneten. Das Gesetz über 
die Dissidenten-Vereine (Religionsgenossenschaften) wird an- 
genommen, ebenso das Ersuchen an das Ministerium ein Ge- 
setz für die Ehen zwischen Juden und Christen vorzulegen. — 
Schott begründet seinen Antrag auf neue Durchsicht des 
Militärstrafgesetzes; der Druck der Gründe wird beschlossen. 

Baden. Abgeordnetenhaus. Bewilligung von drei Millionen 
Franken für die Gotthard-Bahn mit allen gegen sechs 
Stimmen. 

Erste Kammer. Einstimmige Annahme des Vertrages über die 
Rechtshilfe, Annahme der Gesetze über das Schulpatronat 
und die Erleichterung der Eheschliessungen. 
Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Be- 
ginn der Verhandlungen über den Civilprozess. 

Reichstag zu Pest. Der Antrag die Honved's von 1848—49 
mit Ruhegehalten zu bedenken, wird im Unterhaus mit 196 
gegen 126 Stimmen abgewiesen. (Dagegen wird eine Sub- 
skription für die Honvedfs eröffnet.) 

Der italienische Gesandte Marchese Pepoli überreicht dem 
Kaiser sein Abberufungsschreiben. 
Frankreich. Der Senat spricht sich gegen verschiedene (in 
Petitionen verlangte) Beschränkungen des allgemeinen Stimm- 
rechtes aus. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Salvatore Morelli bringt den 
schlechten Zustand der Rechtspflege zur Sprache: Gefangene 
erwarten sehr lange Zeit ein Unheil ; solche die nicht ge- 
stehen wollen, werden mit Zwangsjacke und Foltern miss- 
handelt. 

Türkei. Ein Ferman (Verordnung) des Sultans gewährt den 
Bulgaren die Einsetzung eines Exarchen (obersten Bischofs) 
der von dem Patriarchen zu Konstantinopel unabhängig ist; 
jedoch sollen die Bulgaren unter der kanonischen Aufsicht 
des letzteren bleiben. Das Exarchat umfasst 16 Bisthümer. 
Der französische Botschafter Bouree fordert den Grosswessir 
Aali Pascha auf, die dissidentischen katholischen Armenier 
als Gemeinde anzuerkennen. Italien schliesst sich diesem 
Schritte an. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Der Staat Texas wird unter denselben Be- 
dingungen wie Yirginien wieder in den Bund zugelassen. 
Senat. Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ent- 
scheidet sich gegen die Annexion von Santo-Domingo. 

MH. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Fortsetzung der zweiten Be- 
rathung des Strafgesetzbuches. Beschlossen: Hochverrath 
gegen einen Bundesfürsten wird mit lebenslänglicher Zucht- 
haus- oder Festungsstrafe bedroht (mit 104 Stimmen gegen 
99), mildernde Umstände sind zulässig. (Ueberhaupt bestimmt 
der Reichstag für politische Verbrechen die Zuchthaus- oder 
Festungsstrafe/) — Eine Petition für Aufhebung der Kau- 
tionen der Zeitungen (welche in Oldenburg: und Mecklen- 
burg- bereits aufgehoben sind), wird dem Bundeskanzler zur 
Kenntnissnahme und weiteren Veranlassung überwiessen. — 
Der Antrag von Kryger aus Nordsehl es» ig: die Gesetzes- 
bestimmung über Landesverrat bis dahin zu suspendiren 
dass in Nordschleswig: die im Prager Frieden vorgesehene 
Abstimmung stattgefunden habe, wird abgelehnt. 

Oesterreich-Ungarn. Wien. Der konfessionelle Ausschuss des 
Abgeordnetenhauses hat den Entwurf über die Civilehe ange- 
nommen. 

Nachdem auf Anordnung des Bischofs Rudigier ein Religions- 
lehrer an der Realschule zu Linz den Verfassungseid ver- 
weigerte, hat ein Erlass des Unterrichtsministers von Stremayr 
verfügt: wenn sich ein anderer Religionslehrer der den Eid 
leiste, nicht finde, so solle der Religionsunterricht für's erste 
fortfallen , und dem Bischof bekannt gemacht werden dass 
ihn dafür die Verantwortung treffe. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Verhandlung über 
den Antrag auf Einführung des Bailot (der geheimen Ab- 
stimmung). Die zweite Lesung wird auf den 3. Mai vertagt. 

Spanien. Cortes. Der Finanzminister Figuerola bringt einen 
Gesetzentwurf ein: mit dem Erlös aus den Schatzscheinen 
von 1868 die Defizits von 1868 bis 1870 zu decken. Die 
Bergwerke von Riotuerto und Almuden und das Salzwerk 
von Terravieja sollen verkauft werden. 

Türkei. Der frühere Gouverneur von Jerusalem Izzet Pascha 
ist wegen rechtswidriger Verwaltung zu dreijähriger Verban- 
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nung nach Kjutahija und zu 6000 Dukaten Schadensersatz, 
sein Adjunkt Mustapha zu sechsjähriger Verbannung und 
10,000 Dukaten verurtheilt worden. 
Tunis. Die gemischte Finanzkommission hat den Vertrag 
wegen Regelung der Staatsschuld unterzeichnet. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Die Legislatur des 
Staates Ohio verwirft den Antrag auf weibliches Stimm- 
recht. 

13. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Auslieferungsvertrag 
mit Bei grien in dritter Lesung genehmigt. 

Preussen. Karl Friedrich Neumann, geboren 22. Dezember 
1798 zu Reiclmiaimsdorf bei Hamberg, Sohn armer Juden, 
Sprachforscher, besonders im Armenischen und Chinesischen, 
Geschichtschreiber, f zu Berlin 71 1 4 Jahre alt. 

Sachsen. H. A. von Zeschau. 1831 bis 1848 Finanzminister, 
1851 bis 1869 Minister des königlichen Hauses, f in Dresden 
81 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Auf Grund einer neuen Vereinbarung 
über den Arbeitslohn beendigen die Zeitungssetzer ihre Ar- 
beitseinstellung. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Komiteeberathung 

der NaturalisationS'Bül. 
Prankreich. J. V. Schnetz, ausgezeichneter Maler, f 82 Jahre 

alt. 

Türkei. Aegypten. Die Wahl des Patriarchen Nilos wird 
von der ägyptischen Regierung bestätigt, vom Patriarchen 
in Konstantinopel für nichtig erklärt. Es entsteht eine 
Meuterei die durch bewaffnetes Einschreiten beruhigt wird. 

. IS. Freitag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Bei der Berathung des 
Strafgesetzbuches wird ein Antrag von Levetzow angenom- 
men, wonach Thätlichkeiten gegen das Bundes-Oberhaupt 
bestraft werden. (Dieser Ausdruck wird hier zum ersten 
Mal amtlich angewendet.) 

Mecklenburg. Zu Berlin erfolgt Abschluss eines Vertrags mit 
Belgien über den Beitritt zum Vertrage von 1863 wegen 
Ablösung des Scheldezolls. (Mecklenburg war der einzige 



)igitized by Google 



94 



März 18 70. 



Küstenstaat der bisher nicht beigetreten.) Mecklenburg zahlt 
40 Jahre lang 28,000 Franken jährlich. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Die Anträge auf ein neues Wahl- 
gesetz werden abgelehnt, nachdem der Minister des Innern 
von Braun die Vorlage eines solchen versprochen. 

Würtemberg. Abgeordnetenkammer. Annahme des Genossen- 
schaftsgesetzes , nach den Bestimmungen des norddeutschen 
Gesetzes von 1868. 

Baden. Erste Kammer. Die Aufhebung der Todesstrafe wird 
mit allen gegen 2 Stimmen abgelehnt, um die Beschlüsse des 
norddeutschen Reichstags über die Frage abzuwarten. 
Karl Heinrich Bau, geb. 23. November 1792 zu Erlangen, 
Professor an der Hochschule Heidelberg, ausgezeichneter 
Lehrer der Volkswirthschaft, f 77 1 /« Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. An- 
nahme des neuen Civilprozesses. 
Erlass des Unterrichtsministers von Stremayr an den Bischof 
von Linz, Rudigier: Der Bischof sei, im Gegensatze zu den 
meisten seiner Kollegen, gesonnen den Eintritt von Geist- 
lichen in die neuen Schulbehörden zu hindern. Dadurch 
würde aber nicht die Ausführung des Schulauf Sichtsgesetzes f 
sondern nur das Wirken der Geistlichkeit in den Schulen ge- 
hindert werden welches durchzusetzen der Regierung so viele 
Mühe gemacht. Der Bischof möge überlegen wen die Ver- 
antwortung für die Folgen treffe, und „ob diejenigen wohl 
thun welche dem Bischof dies Verfahren lediglich als Mittel 
der Kriegführung gegen die Regierung und die Gesetze em- 
pfehlen. ■ 

Abgeordnetenhaus zu Pest. Da der Kultusminister Eotvös 
die orthodoxen Beschlüsse des vorjährigen israelitischen Kon- 
gresses durch staatliche Zwangsmittel durchzuführen verfügt 
hatte, so greift Deak dies heftig an, und das Haus verbietet 
dem Minister ein solches Verfahren einstimmig. — In Folge 
einer Petition der Stadt Pest ertheilt die Kammer dem Fi- 
nanzminister Lonyay die Weisung das Steuergesetz das er 
falsch ausgelegt habe, künftig genau zu beobachten. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung des 

Unterrichtsgesetzes. 
Belgien. Senat. Annahme des (bereits vom Abgeordnetenhause 

genehmigten) Wahlreformgesetzes, mit 28 gegen 23 Stimmen. 
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Italien. Der Präfekt von Ravcima General Escoffier, welcher 
die Versetzung eines dortigen Polizeibeamten Cattaneo be- 
wirkt hatte, wird von demselben ermordet. (Der General hat 
seit zwei Jahren mit Erfolg für die Herstellung der öffent- 
lichen Sicherheit gewirkt.) 
Der französische Botschafter Marquis von Banneville reist 
von Rom nach Hause. 

Kirchenstaat. Konzil. 30ste Generalkongregation. Berathung 
über das erste Schema De fide (über den Glauben). 

#»• Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Efste Lesung des Gesetzes 
über Ausgabe von Banknoten. — Bei der fortgesetzten Be- 
rathung über das Strafgesetzbuch wird der Antrag Planck 
mit 110 Stimmen gegen 86 angenommen: dass (nicht der 
Ungehorsam gegen Anordnungen der Obrigkeit, sondern nur) 
Ungehorsam gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
Zuständigkeit getroffenen Anordnungen strafbar sein solle. 

Bachsen-Koburg-Gotha. Der Sonderlandtag des Herzogthums 
Gotha lehnt eine Domänen-Anleihe von 160,000 Thlr. zum 
Ausbau des Museums zu Gotha ab. 

Schwarzburg-Rudolstadt. Der Landtag verwirft mit 15 Stim- 
men gegen eine, jede Steuererhöhung. — Schluss des Land- 
tags. (Die Regierung zeigt hierauf beim Bundesrathe an 
dass sie ausser Stande sei die Matrikularbeiträge an den 
Norddeutschen Band zu zahlen.) 

Oesterreich-Ungarn. Unterhaus des ungarischen Reichstags. 
Erhöhung der CiviUiste um 400,000 Gulden jährlich auf 
zehn Jahre. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Genehmigung des Gesetzes über 
die provisorische Fwans-Gebabrung. 

Kirchenstaat. Konzil. Note des Kardinals Antonelli als Ant- 
wort auf die Depesche des Grafen Daru vom 20. Februar: 

Das Schema de Ecclesia (über die Kirche) und die 21 Canones 
enthalten nur die schon früher wiederholt bestätigten Grund- 
sätze der Kirche, wie sie immer gelehrt wurden. Die Kirche 
übe keineswegs eine direkte und absolute Macht über den 
politischen Staat; sie habe aber die Macht und Pflicht über 
die Maralität und Gerechtigkeit aller Handlungen zu richten, 
also indirekt erstrecke sich ihr Urtheil auf alle. Die Unter- 
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Ordnung der bürgerlichen Gewalt unter die kirchliche ent- 
springe aus dem Vorrang des Priesterthums über den Staat 
Die Autorität des Staots sei von der des Priesterthums eben 
so abhängend wie die menschlichen Dinge von den gött- 
lichen. Die Kirche sei durch Chris! us mit gesetzgebender, 
richtender und vollstreckender Autorität bekleidet worden. 
Keine Gesellschaft könne ohne oberstes Prinzip bestehen das 
die Moralität ihrer Gesetze und Haudlungeu regelt; dies sei 
die Aufgabe der Kirche. Die Kirche verpflichte ihre Söhne 
der Autorität der Fürsten zu gehorchen ; aber wenn irgendwo 
Gesetze gegeben werden die den Grundsätzen der ewigen 
Gerechtigkeit zuwiderlaufen, so haben diese Gesetze nicht 
mehr den Sinn dass man dem Kaiser gibt was des Kaisers 
ist, sondern Gott raubt was Gottes ist. — Die Bischöfe würden 
keineswegs in Folge der Feststellung der päpstlichen Unfehl- 
barkeit ihrer bischöflichen Autorität entsagen müssen; dieses 
Vorrecht sei stets thatsächlich in der Kirche ausgeübt worden, 
ohne dass die Befugniss der Bischöfe darunter gelitten. Die 
Fürsten würden durch diese Feststellung nur eine noch festere 
Stütze gewinnen. Die Fürsten könnten nicht verkennen dass 
die königliche Gewalt ihnen auch zur Vertheidigung und 
zum Schutze der christliche)} Gesellschaß verliehen worden. 
Die Verstärkung des Autoritätsprinzips in der Kirche würde 
die fürstliche Gewalt um so mehr stärken. Wenn die Ver- 
kehrtheit der Zeiten die beiden Gewalten geschieden hat, 
würden engere Beziehungen sie unlöslich verbinden. Dem- 
nach werde die französische Regierung nicht auf der Bitte 
um Mittheilung der dem Konzil vorzulegenden Dekrete be- 
stehen. Dass die weltlichen Regierungen nicht zum Konzil ge- 
laden worden, beruhe auf den veränderten Zeitverhältnissen. 
Spanien. Cortes. Ein Abänderungsantrag Silvela's (Unionist) 
zu dem Gesetzentwurf des Finanzministers Figuerola über 
eine Anleihe durch Verkauf von Schatzscheinen, wird mit 
nur 123 Stimmen gegen 117 verworfen. — Vollständiger 
Bruch der Unionisten mit den Progressisten. 
Die Gaccta de Madrid veröffentlicht einen Erlass der der 
Geistlichkeit befiehlt binnen eines Monates den Verfassungs- 
eid zu leisten. 

Türkei. Rumänien. Die Abgeordneten genehmigen das Budget, 
nach Streichung von 12 l /a Millionen Lei (Franken), mit 69 
gegen 26 Stimmen. 
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90. Sonntag. 

Würtemberg. Versammlung von Delegirien des Volkes welche 
etwa 150,000 Würtemberger vertreten die die Petition vom 
6. Januar unterschrieben haben. Die Versammlung dankt 
den Abgeordneten welche den Antrag vom 11. März einge- 
bracht haben, erklärt sich für wahrhaft allgemeine Wehr- 
pflicht, erkennt das ähnliche Vorgehen in Baiern an, und 
mahnt das ganze deutsche Volk zu gleichem Thun. 

Oesterreich -Ungarn. Der Minister des Innern Giskra dankt 
ab, weil die übrigen Minister beschliessen dass die Wahl- 
reform in der jetzigen Session des Reichsraths nicht mehr 
zur Verhandlung kommen soll. (Die Anregung dazu soll der 
Justizminister Herbst gegeben haben ; der angegebene Grund 
war: dass die Session des Reichsraths nicht über Ostern 
ausgedehnt werden dürfe. Der eigentliche Grund soll theils 
auf persönlichen Eifersüchteleien, theils darauf beruhen dass 
der Kaiser gegen die Wahlreform sei. 

Haiti. General Nissage Saget wird zum Präsidenten der Repu- 
blik auf vier Jahre erwählt. 

9M. Montag. 

Preussen. An Stelle des verstorbenen Hrn. von Mühler wird 
Hr. von Wilmowski zum geheimen Kabinetsrath des Königs 
ernannt. 

Würtemberg. In Folge der Ansichten der Abgeordnetenkammer 
bezüglich des Heerwesens reichen die Minister ihre Ab- 
dankung ein. 

Oesterreich-Ungarn. .Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Er- 
öffnung der Berathung über das Budget. 

Schweiz. Nach angestellter Untersuchung ergibt sich dass 
Anwendung von körperlichem Zwang zur Erpressung von 
Geständnissen oder Antworten jetzt, nachdem sie in Zog 
abgeschafft worden, noch in den drei Kantonen Uri, Appenzell- 
Innerrhoden und Sehaffhausen besteht. Der Bundesrath 
erlasst eine Weisung an dieselben dieses Verfahren abzu- 
schaffen. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Die Bill über die 
Aufrechthaltung der Rühe in Irland wird in zweiter Lesung 
mit 245 gegen 13 Stimmen angenommen. 

7 
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Lord Napier of Magdala geht nach Ostindien um den 

Oberbefehl über das indobri tische Heer zu übernehmen. 
Frankreich. Der Kaiser erlässt einen Brief an den Justiz- 
minister Ollivier: Es sei an der Zeit alle Reformen zu 
gewähren welche die konstitutionelle Regierung erheischt, „um 
dem zügellosen Drange nach Aenderung ein Ende zu machen. 14 
Die Verfassung von 1852 sollte die Ordnung wieiler herstellen, 
jetzt sei alles was vorzugsweise der Gesetzgebung ange- 
hört, dem Gebiete des Gesetzes zurückzugehen. Es solle 
also ein Senatuskonsult entworfen werden um die gesetz- 
gebende Gewalt den beiden Kammern zuzutheilen, und der 
Nation den Theil der konstituirenden Gewalt zurückzuer- 
statten dessen sie sich entäussert hatte. 
Gesetzgebender Körper. Vorlage des Gesetzes welches die 
jährliche Aushebung von 100,000 Mann auf 90,000 herab- 
setzt. 

Der Botschafter zu Rom, Marquis von Banneville, trifft in 
Paris ein. 

Zu Tours, Eröffnung des Prozesses gegen den Prinzen Peter 
Bonaparte vor dem Staatsgerichtshof. 

99. Dienstag. 

Baiern. Anton Muttenthaler, geb. 10. Mai 1820, Maler und 
Zeichner, y 49"/* Jahre alt. 

Würtemberg. Abgeordnetenkammer. Einstimmige Annahme des 
Genossenschaftsgesetzes in endgiltiger Abstimmung; ebenso 
des Uterarischen Vertrags mit der Schweiz. Die Regierung 
kündigt eine Vorlage wegen Verfassungsrevision an. 
Auf die Anfrage von Schott am 8. März: ob Würtemberg nach 
dem preussischen Schutz- und Trutzbündniss vom 13. August 
1866 berechtigt sei in jedem Falle seinerseits zu prüfen ob 
die im Bündniss vorgesehene Verpflichtung zur Kriegshilfe 
(der casus foederis) vorliege, antwortet Minister Varnbüler : 

Im April 1867 habe ihm der preussische Gesandte eine ver- 
trauliche Depesche vorgelesen welche gleichlautend nach 
München und Karlsruhe, wie auch an norddeutsche Re- 
gierungen ergangen sei. In derselben sei gefragt worden: ob 
Würtemberg: aus eigener freier Ueberzeugung entschlossen 
sei die Verantwortlichkeit für die Folgen welche der Schutz 
der Unabhängigkeit Luxemburgs haben könne, mit Preussen 
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zu theilen; ferner: wie weit die Regierung vorbereitet sei 
der Gefahr entgegenzutreten, und wenn sie Anstand nehme 
mitzugehen, „ob sie bereit sei diese Ablehnung vor der Oeffent- 
lichkeit zu vertreten." Er (Varnbüler) habe am 20. April 1867 
geantwortet: „Würtemberg wird seiue Verpflichtungen loyal 
erfüllen, und auch abgesehen von ihnen, für die Ehre und 
das Interesse Deutschlands einstehen; Würtemberg kann da- 
her für jetzt dahin gestellt sein lassen, ob der casus foederis 
für den Augenblick vorliege oder nicht/' Preussen sprach 
seiue Befriedigung hierüber aus. Hiernach sei er berechtigt 
gewesen der Kammer am 30. Oktober 1807 zu erklären dass 
Würtemberg unzweifelhaft das Recht halte zu prüfen ob 
der casus foederis vorliege. Haid hierauf habe Preussen ihm 
erklären lassen dass sie im April 1867 den casus foederis 
nicht prüfen lassen wollte, sondern nur darauf habe aufmerk- 
sam machen wollen dass der casus foederis bald eintreten 
könne. Varnbüler schliesst: so lang er Minister sei, werde 
er an dem Vertrage nicht rütteln lassen; Würtemberg werde 
mit seinem Heere immer für die Vertheidigung deutschen 
Gebietes einstehen. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Einstimmige Annahme des Gesetzes 
welches die Dauer des Abgeordneten- Amtes von acht auf 
vier Jahre herabsetzt. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. An- 
nahme des Civilprozess- Gesetzes iu dritter Lesung. — Be- 
willigung eines „Dispositionsfonds" (<i. h. geheimer Gelder) 
von 50,000 Gulden an das Ministerium. 

Das Wiener Blatt Vaterland veröffentlicht einen Erlass des 
Kardinal Panebianco vom 13. August 1869, wonach es 
nicht erlaubt ist den Eid auf die österreichische Verfassung 
zu leisten ; ferner einen Erlass des Erzbischofs Marinus von 
Orvieto vom 1. September 1869, wonach es erlaubt ist diesen 
Eid zu leisten unter Beifügung der W r orte: „unbeschadet der 
Gesetze Gottes und der Kirche." 

Frankreich. Der gesetzgebende Körper beschliesst: die Frage 
von der Auf liebung der Todesstrafe soll von einem Aus- 
schusse geprüft werden. Derselbe Beschluss wird über die 
Frage wegen der Steuern gefasst, mit 113 gegen 99 Stimmen. 
(Die Mehrheit ist von der Rechten und Linken gebildet, 
gegen beide Centren.) 
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Wiederholte Lärmauftritte im ärztlichen Hörsaal der Pariser 
Hochschule, gerichtet gegen den ausgezeichneten Professor 
Tardieu welcher in dem Prozesse gegen Peter Bonaparte 
ein Gutachten zu dessen Gunsten abgegeben hatte. Die Vor- 
lesungen werden bis zum 1. Mai geschlossen. 

Abermalige, theilweise Arbeitseinstellung in den Bergwerken von 
Creuzot. 

Kirchenstaat. Konzil. Nachdem die Verhandlung über die 
Unfehlbarkeit vertagt, und das Schema vom Glauben durch 
die Deputation (Ausschuss) gemildert worden, hält Ginouil- 
hiac, Bischof von Grenoble und ernannter Erzbis.chof von 
Lyon, eine nachgiebige Rede bezüglich der Geschäftsordnung 
(welche alles in das Belieben der Mehrheit setzt.) Kardinal 
Schwarzenberg erklärt sich offener gegen dieselbe, und 
wird dashalb zur Ordnung gerufen. Kenrick, Erzbischof 
von Saint-Louis (Nordamerika) spricht entschieden gegen 
dieselbe. Strossmayer Bischof von Diakovar spricht gegen 
die Stelle der Einleitung zum Schema vom Glauben wo der 
Protestantismus beschuldigt wird die Mystik, den Rationalismus 
und Indifferentismus erzeugt zu haben, und erklärt dann: 
„nur das könne den Gläubigen als Dogma auferlegt werden 
worüber eine moralische Einstimmigkeit unter den Bischöfen 
herrsche." Es entsteht grosser Lärm, Strossmayer wird mit 
geballten Fäusten bedroht, der Vorsitzende Kardinal De Angelis 
ruft ihn zur Ordnung; Strossmayer muss die Rednerbühne 
verlassen, jedoch erst nachdem er gegen diese Gewaltthätig- 
keit protestirt hat. Die Unterbrecher werden nicht zur 
•Ordnung gerufen. 

Spanien. Die Cortes genehmigen das Gesetz über Verausgabung 
der Schatzscheine, mit 129 gegen 71 Stimmen; die Unionisten 
enthalten sich der Abstimmung. 

Der Marineminister Topete dankt ab. (Dies wird so ausgelegt 
als sei die Thronbewerbung des Herzogs von Montpensier 
nunmehr aussichtslos.) An seine Stelle tritt Beranger y 
Ruiz de Apodaca. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Senat des Kongresses. 
Der Finanzausschuss beantragt Verwerfung des Vorschlags 
die Baar Zahlung im Januar 1871 wieder aufzunehmen. — 
Der Ausschuss für das Auswärtige erklärt sich gegen den 
Ankauf der dänisch-westindischen Insel St. Thomas. 
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2a. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Satz des Strafgesetz- 
buchs welcher die „Erregung von Hass und Verachtung* 
gegen die Obrigkeit bestraft, wird folgend ermassen verändert: 
Wer erdichtete oder entstellte Thatsachen, wissend dass sie 
erdichtet oder entstellt sind, öffentlich behauptet oder ver- 
breitet um dadurch Sbnatseinrichtungen oder Anordnungen 
der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit .... bestraft. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Rejchsraths. Ver- 
handlung über das Budget. Der Antrag von Mayrhofen 
die Regierung solle auf ausgiebige Frsparungen im Militär- 
budget und auf europäische Entwaffnung hinwirken, wird 
mit 64 gegen 53 Stimmen verworfen. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Die Bill 0. Morgan's 
über die Gemeinschaftlichkeit der Friedhöfe für alle Religions- 
genossen wird nach der zweiten Lesung an einen Sonder- 
ausschuss verwiesen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Kriegsminister Leboeuf 
erklärt: die mobile Garde werde bestehen bleiben. Der 
Antrag von Keratry das Bekrutirungssystem zu ändern und 
die jährliche Aushebung zu vermindern , wird ^ verworfen. 

Kirchenstaat. Konzil. Kardinal Haynald und ' der nord- 
amerikanische Bischof Whelan sprechen kräftig im Sinn 
Strossmayer's. (Vgl. 22. März.) 

Türkei. Der Pascha von Tripolis (Afrika), Ali Riza Pascha, 
wird vom Sultan wegen seines feindseligen Benehmens gegen 
die deutsche Expedition nach Borau, auf Betreiben der 
norddeutschen Gesandtschaft abgesetzt. 

Rumänien. Abgeordnetenkammer. In Betreff der Eisenbahn- 
Konzessionen an Dr. Strousberg wird beschlossen : die 
Regierung soll die bereits ausgeführten Bauten und das 
Material abschätzen lassen, und den Werth mit der Summe 
der von Strousberg ausgegebenen Obligationen vergleichen. 

Tunis. Der Bei von Tonis genehmigt den Vertrag der europäi- 
schen Finanzkommissionen über die Regelung der Landes- 
finanzen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Präsident Grant 
erlässt eine Botschaft über den Verfall des amerikanischen 
Handels. Er will Unterstützungen bewilligen um bestimmte 
Linien von Dampfbooten und anderen Schiffen zu errichten. 
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Ostindien. Vollendung des unterseeischen Telegraphen von 
Bombay über Aden nach Suez. 

2S. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Berathung des Bank- 
notenqesetzcs. Die Regierung des Fürstenthums Ueuss älterer 
Linie (Reuss-Greiz) hatte, während dies Gesetz im Bundes- 
rath berathon wurde, eine Bank zu Greiz konzessionirt welche 
mit dem 1.. Juli 1870 Banknoten ausgeben sollte. Deshalb 
beantragt von Sybel: „Wenn eine Bank bis zum Tage der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes von ihrer Befugniss zur Noten- 
ausgabe keinen Gebrauch gemacht hat, so kann sie dies 
künftig mir wenn sie dazu die Ermächtigung durch ein 
Bundesgesetz erhält. * Nachdem Graf Bismarck sich für 
den Antrag erklärt hat, wird er angenommen. — Zweite 
Berathung des Gesetzes über das Urheberrecht. 

Würtemberg. Durch königlichen Erlass werdon die Kammern auf 
unbestimmte Zeit vertagt und das Budgetgesetz zurückge- 
zogen, um es im Sinne möglichster Ersparungen, namentlich 
im Kriegswesen, einer nochmaligen Prüfung zu unterwerfen. 
Die Minister des Innern Gessler, des Kultus Golther, 
(beide sollen der grossdeutschen Partei zugethan sein) und 
des Kriegs Wagner, werden ihrer Stellen enthoben. Minister 
des Krieges wird von Suckow, des Innern Scheurlen. Die 
Minister Varnbüler (Aeusseres) und Mittnacht (Justiz) 
bleiben. (Suckow soll der entschiedenst preußischen Rich- 
tung angehören.) 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Der 
Abgeordnete Schindler verliest eine Zuschrift aus Tirol: 
ob es dort so weit kommen solle dass die Staatsbehörden 
erst bei der Geistlichkeit anfragen müssen ob die Gesetze 
über das Schulwesen ausgeführt werden dürfen. Der Kultus- 
minister von Stremayr antwortet: in Tirol habe man es mit 
einer irregeleiteten Bevölkerung zu thnn, da sei schonendes 
Verfahren angezeigt. — Annahme des Budgets: Einnahmen 
317,195,000 Gulden, Ausgaben 320,739,000. 

Das ungarische Unterhaus bewilligt die Civilliste auf zehn 
Jahre mit jährlich 3,650,000 Gulden, ebenso die Buhegehalte 
der bis 1870 in Ungarn angestellt gewesenen österreichischen 
Beamten, mit Ausnahme der Präsidenten und Vizepräsidenten 
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der Verwaltungsbehörden, der Obergespane, ihrer Stellver- 
treter und der königlichen Kommissäre. 
Frankreich. Gesetzgebender Körper. Einstimmige Genehmigung 
der Abschaffung der noch bestehenden Artikel des Sicher- 
heitsgesetzes. 

Der Kriegsminister Leboeuf zum Marschall ernannt. 
Italien. Kleine Aufstandsversuche in Pavia, Piacenza, Bologna, 
republikanischer Art. 

2&, Freitag. 

Oesterreich-Ungarn. Bekanntmachung eines Erlasses des Kriegs- 
ministers der es den Soldaten freistellt ob sie einem Gottes- 
dienst beiwohnen wollen oder nicht. 
Abschluss eines neuen Handels- und Schiffahrtsvertrags mit 
Spanien. 

Nach offiziösen Berichten hat die ungarische Regierung an 
den Primas von Ungarn, Simor Erzbischof von Gran, ein 
vertrauliches Schreiben gesendet: die Nachricht dass er sich 
zur Lehre von der päpstlichen Unfehlbarkeit bekehrt, sei 
hoffentlich unwahr, und er werde, wie von jeher die Bischöfe 
Ungarns, eine treue Stütze der Staatseinrichtungen bleiben. 
Zugleich stellt die Regierung den Bischöfen zur Erwägung 
ob sie nicht zur Betheiligung am Reichstage heimkehren 
wollen. 

GroBsbritannien und Irland. Annahme des Gesetzes über die 
Herstellung des Landfriedens in Irland im Komitee (d. h. 
bei der Einzelberathung, die stets vor der dritten Lesung 
stattfindet.) 

Prankreich. Es verlautet dass Frankreich die katholischen 
Machte zum gemeinsamen Einschreiten in Rom eingeladen, 
und der Papst in eine Vertagung der Berathung der Glaubens- 
sätze bis zum Mai gewilligt habe. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Im Repräsentanten- 
haus des Kongresses ward die Bill wegen Unterdrückung der 
Vielweiberei im Gebiete Utah mit vielen abschwächenden 
Nebenbestimmungen angenommen. 

2B* Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme des Banknoten- 
gesttzes in dritter Lesung, mit dem Zusätze: dass Banken 
die von ihrem Rechte der Notenausgabe noch keinen Gebrauch 
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gemacht haben, dasselbe ohne Zustimmung des Reichstags 
nicht üben dürfen. (Vgl. 24. März.) — Die §§ 1, 3 und 8 
des Gesetzes zum Schutz dn- Urheberrechte an geistigen 
Werken werden genehmigt: Das Recht ein Schriftwerk auf 
mechanischem Wege zu vervielfältigen, steht dem Urheber 
und dessen Erben ausschliesslich zu, und kann durch Vertrag 
oder letztwillige Verfügung übertragen werden. Dies Recht 
dauert noch dreissig Jahre nach dem Tode des Urhebers. — 
Die übrigen Paragraphen werden an eine Kommission ver- 
wiesen. 

Braunschweig. Die Landesversammlung genehmigt den abge- 
änderten Vertrag über den Verkauf der Staatseisenbahnen. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Der Antrag von Freytag: die 
Zusammenlegung mehrer Gemeinden zu einer Bürgermeistern, 
so wie die Auflösung einer solchen, von der Zustimmung 
der Gemeinden abhängig zu machen, wird angenommen. — 
Auf Antrag des Freiherrn von Hafenbrädl wird der Ge- 
nehmigung einer provisorischen Steuererhebung der Wunsch 
angefügt: die Staatsregierung möge Neubeförderungen im 
Heer unterlassen, bis das Budget festgestellt sei. 

Würtemberg. Veröffentlichung einer Ansprache des Landes- 
komitees der Volkspartei, worin dasselbe sich über die 
preussische Schwenkung des Ministeriums ausspricht, and 
die Erwartung verkündet dass die Volksvertreter dem Willen 
des Volkes Geltung verschaffen werden. 

Baden. Erste Kammer. Annahme des Gesetzes über die Armen- 
pflege. 

Mannheim. Der grosse Bürgerausschuss beschliesst mit 58 gegen 
41 Stimmen die Einführung der einheitlichen Volksschule für 
alle Konfessionen. (Der Bescbluss ist aber ungenügend, da 
zu dessen Giltigkeit 62 Stimmen erforderlich waren.) 
Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Auf 
Antrag von Waidele wird beschlossen: an die Regierung 
das Ersuchen um baldige Einführung der Einzelhaft zu 
richten. — Beschlossen: die Regierung zu ersuchen die Auf- 
hebung des Lottos allmälig anzubahnen. — Annahme des 
Finanzgesetzes für 1870 in zweiter und dritter Lesung Die Ein- 
nahmen für 1870 werden auf 317,105,040, die Ausgaben auf 
820,739,254 festgestellt. 

Der Ausschuss des Abgeordnetenhauses lehnt die Forderung ab 
dass für Ualizien ein besonderer Minister und eine dem 
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galizischen Landtag verantwortliche Landesregierung ein- 
gesetzt werde. 

Türkei. Die Pforte gestattet den armenisch-katholischen Dissi- 
denten eine selbständige Verwaltung, und räumt ihnen zwei 
Kirchen ein. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Dritte Lesung der 
irischen Landfriedensbill. 
Charles Green, berühmter Luftschiffer, f zu London , 84 
Jahre alt. 

Italien. Senat. Annahme des promsorisclien Budgets, mit 77 
gegen 7 Stimmen. 

Kirchenstaat. Konzil. Die Gegner der Unfehlbarkeit verlangen 
eine; Disputation über dieselbe mit zehn Verfechtern der 
Unfehlbarkeit in Gegenwart ihrer Kollegen. — In der General- 
kongregation (allgemeinen Sitzung) wird die Einleitung des 
Schemas De fide mit Weglassuug der von ßtrossmayer 
angefochtenen Stelle (vgl. 22. März) vorgelegt. 

27, Sonntag. 

Frankreich. Tonrs. Von den Geachwornen des Staatsgerichts- 
hofs wird Prinz Peter Bonaparte freigesprochen, aber zur 
Zahlung von 25,000 Franken Schadensersatz an die Familie 
Viktor Noir's verurtheilt. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Heftiger Sturm in 
Newyork, der Häuser zerstört und Menschen tödtet. 

99. Montag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Erste Berathung über die 
Umwandlung der Marine- Anleihe in eine („ konsolid irte") 
Bentenschuld. — Bei der Berathung über den Bundeshaushalt 
wird beschlossen dass die Bewilligung für einen einzelnen 
Posten auf einen andern nicht übertragen werden dürfe. 

Würtemberg. Der Staatsanzeiger enthält eine Kundmachung 
des Ministeriums in welcher folgende Maassregelu angekündigt 
werden: Beschränkung des Formationsstandes der Linie, Ver- 
minderung des Bedarfs an Rekruten, das niedrigste zulässigste 
Maass der Präsenzzeit, und Erleichterungen in den Kontröl- 
vorschriften. Die beschränkte Wiedereinführung der Stell- 
wrtretung sei noch Gegenstand der Erwägung. Die Regierung 
nehme es als ihr konstitutionelles Recht in Anspruch dass 
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ihre Vorlagen in verfassungsmässiger Weise geprüft werden, 
ßie werde alsdann jeder Erörterung Rede stehen. Die 
Regierung verwahrt sich gegen den unbegründeten Verdacht 
dass Einflüsse von Seiten der preußischen Begierung statt- 
gehabt hätten. Die Regierung sei ebenso entschlossen die 
Selbständigkeit TVlirtemberg'S zu wahren, als Willens den 
Aufreizungen zum Vertragsbruch entgegenzutreten. 
Frankreich. Senat. Der Justizminister Ollivier legt den Ent- 
wurf eines Senatuskonsults vor: der Senat theilt die gesetz- 
gebende Gewalt mit dem Kaiser und dem gesetzgebenden 
Körper. Die Zahl der Senatoren kann zwei Drittel der Mit- 
glieder des gesetzgebenden Körpers betragen; der Kaiser 
kann in einem Jahre nur zwanzig Senatoren ernennen; die 
konstituirende Gewalt des Senates hört auf; die Verfassung 
kann nur durch das Volk auf Antrag des Kaisers verändert 
werden. Eine Anzahl Sätze der Verfassung wird abgeschafft, 
namentlich Artikel 33, welcher dem Senat das Recht verlieh 
in Fällen wo der gesetzgebende Körper vertagt ist, Gesetze 
zu erlassen. 

Gesetzgebender Körper. Perry beantragt Abschaffung des 
Staatsgerichtshofs. Haentjens beantragt Einführung der 
Einkommensteuer, Favre die Aufhebung des Artikels 75 der 
Verfassung vom Jahre VIII (wonach es zur Klage gegen 
Beamte wegen Amtshandlungen der Zustimmung des Staats- 
raths bedarf). Der Antrag von Martel: die Hichter durch 
die Richterkollegien ernennen zu lassen, wird als verfassungs- 
widrig mit 166 gegen 75 Stimmen beseitigt. 

Herstellung der Ruhe in Oenzot. 
Italien. Abgeordnetenkammer. Der Minister des Aeussern Vis- 
conti- Venosta erklärt: die Regierung lasse dem Konzil 
seine Freiheit, ihr Grundsatz sei Trennung der Kirche vom 
Staat. 

99. Dienstag. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Eröffnung der Verhandlung über 
die ausserordentlichen Militärbedürfnisse. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Einstimmige Annahme der Militär- 
gerichtsordnung, mit Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des 
Verfahrens. 

Oesterreich-Ungarn. Oiskra erhält die Gewährung seines 
Entlassungsgesuches. 
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Der Resolutionsausschuss lehnt mit 9 gegen 6 Stimmen die 
galizischen Forderungen im Ganzen ab, als „gegenwärtig 
nicht zulässig," weil vorher die Wahlreform stattfinden müsse. 
Die galizischen Abgeordneten geben zu Protokoll : „dass 
mit einem Ergebniss welches, nach ausdrücklicher Zustim- 
mung zu einem Theile der Resolution, den gesammten Inhalt 
derselben ablehnt, über das gegenwärtige Regierungssystem 
der Stab gebrochen sei." 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Zweite Lesung der 
irischen Landfriedensbill. 
Unterhaus. Ein Antrag von Newdegate: einen Sonderaus- 
schuss über den Charakter und die Zunahme der Klöster 
einzusetzen, wird gegen die Ansicht der Regierung, mit 131 
gegen 129 Stimmen genehmigt. 
Hierauf versammeln sich noch am nämlichen Abend unter dem 
Vorsitz des Herzogs von Norfolk katholische Mitglieder des 
Ober- und Unterhauses um Petitionen der Katholiken gegen 
den Beschlus8 zu veranlassen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Ferry's Antrag auf 
Wahlreform wird mit 164 gegen 64 Stimmen verworfen, 
nachdem Justizminister Ollivier erklärte dass die Regierung 
die Auflösung der Kammer als unzeitgemäss betrachte. Picard 
verlangt dass die Verhandlung über die Anfrage wegen der 
Iconstituirenden Gewalt auf die nächste Tagesordnung gesetzt 
werde-, Ollivier fordert Vertagung, andernfalls würden die 
Minister abdanken. Die Vertagung wird mit 147 gegen 75 
Stimmen beschlossen. 

Kirchenstaat. Konzil. Die Generalkongregation nimmt das 
Schema De fide (vom Glauben) an. 

Türkei. Die Pforte beschliesst die von der internationalen Kon- 
ferenz zu Kahira empfohlene Justizreform für Aegypten zu 
verwerfen, und dem Vizekönig keine Unterhandlungen mit 
den europäischen Mächten über dieselben zu gestatten. 

30, Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag von Iiasker, 
Bernuth und Hoverbeck auf eine baldige Revision der 
Militärstrafgesetze und Reform der Militärgerichtsbarkeit, 
wobei die wesentlichen Formen des ordentlichen Strafpro- 
zesses eingeführt, und die Zuständigkeit der Militärgerichte 
im Frieden auf Dienstvergehen beschränkt werden soll, wird 
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mit 117 gegen 73 Stimmen angenommen. — Der Antrag von 
Miquel: dass die Ausgabe von Staatspapiergeld oder die 
Ertheilung von Konzessionen zur Ausgabe von Papiergeld 
nur kraft eines Bundesgesetzes erfolgen könue, wird in zwei- 
ter Lesung angenommen 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Der Kriegsminister von Prankh 
erklärt sich gegen die Herabsetzung der Präsenzzeit im Heere. 
Das baierische Heer müsse an Stärke den übrigen Bundes- 
heeren gleichkommen. Mit der Einführung des Milizsystems 
könne Baiern nicht vorangehen. — Erklärung des Ministers 
Grafen Bray: 

„Der Zweck der inneren Politik Baierns ist die Versöhnung, 
nicht blos ein Kompromiss zur Beseitigung unbegründeter 
Besorgnisse: die Regierung ist keine Parteiregierung, für 
die äussere Politik ist uns ein enger Weg vorgezeichnet 
von dem wir weder nach rechts noch nach links uns weit 
entfernen dürfen. Wir wollen uns unsere freie Selbstbestim- 
mung unversehrt erhalten. Ich theile nicht die Ansicht über 
die Unnahbarkeit der jetzigen Lage. Die Lage Baierns ist 
unangreifbar, jeder Angriff, jede ernste Drohung würde Kom- 
plikationen hervorrufen, denen sich auch die grösste Macht 
nicht aussetzen wird. Ich verspreche Ihnen eine offene ehr- 
liche, loyale Politik; es existiren keine geheimen Verträge, 
keine geheimen Verpflichtungen, keine politischen Geheim- 
nisse. Wir wollen Deutsche, aber auch Baiern bleiben. Die 
Verträge vom Jahre 1866 sind der einzige Ersatz für die 
durch den Krieg zerrissenen Bande, sie haben keine offensive 
Bedeutung, sondern nur die Abwehr, nur die Wahrung des 
Gebietes zum Zweck. Die politische Offensive ist unbedingt 
ausgeschlossen." 

Baden. Abgeordnetenkammer. Annahme des Gemeindegesetzes 
und des Armengesetzes. 
Erste Kammer. Annahme der Finanzgesetze für 1870 und 
1871, des Militärstrafgesetzbuches, des Gesetzes über die Be- 
schäftigung der Kinder in den Fabriken, gemäss den Be- 
schlüssen der Abgeordnetenkammer. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Vor- 
lage des Gesetzentwurfs über Einführung direkter Reichs- 
rathswahlen für Fälle der Nichtannahme oder Niederlegung 
der Abgeordnetenstellen. [Nothwahlgesetz.) Rechbauer und 
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Genossen beantragen allgemeine Einführung direkter Wahlen, 
ferner Errichtung eines Volkshauses durch direkte Wahlen 
gebildet, und eines Länderhauses, aus Abgeordneten der Land- 
tage bestehend. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill welche die Konfiskation des Eigenthums von Verbrechern 
aufhebt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Antrag von Keratry: 
dass vom Jahre 1880 an niemand Wähler sein könne der 
nicht lesen und schreiben könne, wird verworfen. — Der 
Antrag von Jules Simon über unentgeltlichen Volksunterricht 
wird an die Abtheilungen (d. i. zur Ernennung eines bericht- 
erstattenden Ausschusses) verwiesen. 

31. Donnerstag. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Bei der Verhandlung über die 
ausserordentlichen Militärbedürfnisse werden sämmtliche Aus- 
schussanträge angenommen, indem für verschiedene Posten 
nur Minderbewilligungen genehmigt werden. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Die 
Abgeordneten aus Galizien erklären dass sie, nach dem Er- 
gebniss der Ausschussberathungen über die galizische Reso- 
lution und nach der Vorlage des Nothwahlgesetzes ihre Stellen 
niederlegen. Der Abgeordnete Petrino (aus der Bukowina) 
und die slowenischen und istrischen Abgeordneten erklären 
dasselbe, weil der Antrag auf Ausdehnung der Autonomie 
abgelehnt und das Nothwahlgesetz eingebracht worden sei. 
Die Zahl der Ausgetretenen ist 41. 
Unterhaus zu Pest. Der Antrag Simonyi's auf parlamen- 
tarische Untersuchung über die Ertheilung von Eisenbahn- 
Konzessionen und die Vorgänge beim Bau der Siaatseisen- 
bahnen wird verworfen. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Annahme der irischen 
LandfriedensbiU. 

Spanien. Cortes. Annahme des Gesetzes zur Erhaltung der 
öffentlichen Ordnung. 
Der Minister de Ultramar (Kolonienminister) Becerra dankt 
ab. Moret wird sein Nachfolger. (Der Grund der Ab- 
dankung war dass Becerra in einer Cortessitzung den unio- 
nistischen Abgeordneten Romero Bobledo der Bestechung 
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beschuldigt hatte; diese Beschuldigung war in einem Briefe 
ausgesprochen; dessen Aechtheit konnte aber der Minister 
nicht widerlegen.) 
Portugal. Eröffnung der Kammern. 

Türkei. Die Pforte beschliesst am rechten Ufer der Donau eine 
Hafenstadt zu errichten welche den Namen Gicet führen 
solle. Alle Volksstämme und Religionsgenossen sind zuge- 
lassen, mit Ausnahme der Griechen. 
Die Pforte ertheilt dem ägyptischen Unterhändler Nubar 
Pascha Erlaubniss mit den europäischen Mächten zu unter- 
handeln Betreffs Aufhebung der Kapitulationen (der Ver- 
träge welche die Rechtspflege bezüglich der im Lande ver- 
weilenden Europäer den Konsuln übertragen). 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Präsident ver- 
kündigt den fünfzehnten Verfassungszusatz, über die Zulassung 
der Neger zum Stimmrecht, als rechtsgiltigen Theil der Ver- 
fassung, nachdem auch noch Texas, als der letzte noch 
seit dem Aufstand ausgeschlossene Staat, in die Union wieder 
zugelassen worden. 

In* E**%*fe rtes NMUr*. 

Sachsen. Wegen häufiger Selbstmorde der Soldaten, strenges 
Einschreiten gegen Misshandlungen von Seiten der Unter- 
offiziere. 

Baiern. Fortwährende Bewegungen gegen das bestehende Heer- 
system, so wie gegen das vorgelegte Bürgerwehrgesetz. 

Württemberg. Versammlungen gegen das bestehende Heer- 
system. 

Oesterreich-Ungarn. Zwischen Arbeitern und Soldaten, in 
Folge von Arbeitseinstellung, erfolgt in Swarow (Böhmen) 
ein blutiger Zusammenstoss. 
Die mährisch-schlesischen Studenten verlangen die Gründung 
einer deutschen Hochschule, nicht in Olmütz, sondern in 
Brünn. 

Zerwürfnisse zwischen den Reichsministern und dem cisleitha- 
.nischen (Wiener) Ministerium, unter Anderm deshalb weil 
jene die Zulassung der türkischen Eisenbahnloose wünschen, 
dieses sie ablehnt. (Auch in Ungarn werden diese Loose 
nicht zugelassen.) 
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Neuerdings Unruhen im südlichen Dal niatien; heftige Zerwürf- 
nisse zwischen den Italienern und Slawen im Kreise Zara. 
Grossbritannien und Irland. Die katholischen Bischöfe Ir- 
lantl's erklären die irische Landbill für ungenügend , 

Fortwährende Mordthaten in Irland gegen Gutsbesitzer, Land- 
aufseher u. dgl 

Frankreich. Auflösung der aus geflüchteten Hannoveranern 
bestehenden Welfenlegion , da der König Georg sie nicht 
mehr besoldet. 

Russland und Polen. Die russische Sprache wird zum Ge- 
brauch beim Gottesdienst aller Konfessionen anbefohlen. 
Eine Bittschrift aus Warschau für Amnestie, vom Statthalter 

Grafen Berg unterstützt, wird abschläglich beschieden. 
Feindselige Aeusserungen der russischen Blätter gegen Preussen, 
aus Anlass der Bismarck'schen Rede vom 24. Februar im 
Reichstag. 

Eine wiederholte Vorstellung der Livlämli sehen Ritterschaft 
über die bedrängte Lage der Provinz wird vom Kaiser zurück- 
gewiesen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Präsident Grant 
spricht sich in einer Botschaft an das Abgeordnetenhaus des 
Kongresses gegen die Kriege mit den Indianern aus. 
Es werden Truppen nach den Staaten Tennessee und Nord- 
karolina geschickt, um die Bedingungen aufrecht zu halten 
unter denen sie in die Union wieder aufgenommen wurden. 

Mejico. Die Aufständischen werden durch die Truppen des Präsi- 
denten Juarez geschlagen, und unterwerfen sich aller- 
orten. 

Venezuela. Aufstände. 

Japan. Eröffnung der Telegraphenlinie zwischen Jokohama und 
Jeddo. — Unrulien und Aufstände im Lande. 



April 1870. 

Aprii 1. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Es wird genehmigt dass 
Preussen für Besorgung preussischer Angelegenheiten durch 
den Bundeskanzler, an den Bund jährlich 30,000 Thaler 
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zahle, mit 112 gegen 74 Stimmen, nachdem Graf Bismarek 
sich heftig gegen die Widersacher des Antrags ausgesprochen 
hat. — Bei Gelegenheit der Verhandlung über die Flotten- 
verwaltung verlangt Wachler die Abschaffung der Prügel- 
strafe die für Seeleute die in die zweite Klasse versetzt sind, 
noch besteht. — Der Bundeshaushalt wird hierauf in zweiter 
Lesung bewilligt. 

Baden. Erste Kammer. Annahme der Militär - Strafgerichts- 
Ordnung. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Endgiltige Ge- 
nehmigung des Landfriedensgesetzes (Ausnahmegesetzes) für 
Irland. 

Nach amtlichen Quellen bestehen im Lande 146 Religions- 
genossenschaften. 

Im heut abgelaufenen Finanzjahr betrugen die Einnahmen 
75,434,252 Pfd. St. (905 Mill. Gulden = 517 Mill. Thlr.); 
2,842,261 Pfd. St mehr als im Vorjahr, oder 1,919,252 Pf. St. 
mehr als der Voranschlag. Die Staatsschuld wurde um 7,884,000 
Pfd. St. verringert, obschon 6,750,000 Pfd. St. für den Ankauf 
der Telegraphenlinien verwendet wurden. Trotz grosser Kriegs- 
ausgaben ist die Staatsschuld seit 1857 um 38 Mill. Pfd. St. 
verringert worden. 

Belgien. Nach amtlichen Ausweisen können nur 49 Prozent der 

Bevölkerung lesen und schreiben. 
Frankreich. Der Ausschuss zur Berathung der Dezentralisation 

spricht sich mit 26 gegen 25 Stimmen für Erwählung der 

Bürgermeister aus. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Stand der Staats- 
schuld 2650 V« Millionen Dollars, 5 8 /* Millionen weniger als 
nach dem letzten Ausweis. 
Der Bundesgerichtshof beschliesst : seine Entscheidung wonach 
Verpflichtungen die vor dem Jahre 1862 abgeschlossen sind, 
in baarem Gelde zu befriedigen sind (vgl. 7. Februar), noch- 
mals in Erwägung zu ziehen. 

Ostindien. Das Indobritische Budget vom 1. April 1870 bis 
dahin 1871 stellt 52,327,756 Pfd. St Einnahmen gegen 
53,568,076 Ausgaben in Aussicht. Das Vorjahr hatte ein 
Defizit von 625,594, das vorvorige Jahr von 2,774,030 Pfd. St. 

Mejico. Wiedereröffnung des Kongresses : Der Präsident Juarez 
legt, nach Besiegung der Aufständischen, die Diktatur nieder. 
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9. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Zweite Lesung des Gesetzes 
über Konsolidirung der Bundesschuld (d. h. Umwandlung der 
letzteren in eine Rentenschuld). 

Preussen. Dr. phil. und med. Philipp Jaflfe, ausgezeichneter 
Geschichtsforscher, Professor an der Hochschule zu Berlin, 
erschiesst sich in Geisteszerrüttung zu Wittenberg. 

Baden. Erste Kammer. Annahme des Gemeindegesetzes in der 
Fassung der zweiten Kammer, und des Stiftungsgesetzes. 

Spanien. Cortes. Der unionistische Abgeordnete Bugallal be- 
fragt den Kultusminister Echegaray : ob es wahr sei dass 
er den katholischen Religionsunterricht aus den Schulen 
entfernen wolle. Der Minister erklärt: als Abgeordneter 
wünsche er die Trennung der Kirche vom Staate, so wie 
dass in keiner Schule eine bestimmte Religion gelehrt werde ; 
als Minister müsse er jedoch den günstigen Zeitpunkt dafür 
abwarten. Bugallal beantragt: die Kammer solle erklären 
sie habe mit Bedauern diese Aeusserungen gehört; andere: 
die Kammer habe sie mit grosser Genugthuung angehört. 
Der letztere Antrag wird mit 78 gegen 75 Stimmen ange- 
nommen. Die Minister und viele Progressisten enthalten sich 
der Abstimmung. 

Türkei. Die Pforte hat die armenisch -katholische Kirchen- 
trennung genehmigt. 

3, Sonntag. 

Schweiz. Der Kanton Freihurg liefert nach langem Wider- 
streben die Frau Tourangin aus, zur Verbringung nach 
Frankreich. (Frau Tourangin war in Frankreich ange- 
klagt wegen Verletzung des Briefgeheimnisses, die sie als 
Postdirektorin begangen habe. In der Schweiz heirathete 
sie einen Franzosen, dessen einflussreiehc Familie nun die 
Forderung der Auslieferung erwirkte. Der Bundesrath ver- 
fügte die letztere, und gab dadurch dem Auslieferungsvertrag 
eine rückwirkende Kraft). 
Kanton Thnrgan. Durch Volksabstimmung wird das Bank- 
gesetz mit 7086 gegen 6420, das Gesetz über ein Kranken- 
asyl in dem aufgehobenen Kloster Katharinenthal mit 11,880 
gegen 1460, das Gesetz über das Verfahren bei öffentlichen 
Abstimmungen und Wahlen mit 10,065 gegen 3119 Stimmen 
angenommen. 
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Zu Langenthal, Volksversammlung welche eine Adresse gegen 
die Beschlüsse des vatikanischen Konzils und gegen den 
Jesuitismus erlässt. 
Spanien. Der Kultusminister Echegaray reicht seine Abdankung 
ein (vgl. 2. April), wird aber von seinen Kollegen zum Bleiben 
bewogen. 

Türkei. Tunis. Europäische Vertrauensmänner nehmen die 
Verwaltung in die Hand, um die Finanzen zu regeln. (Es 
zeigt sich später dass sie nichts regeln.) 

S, Montag. 

Deutschland. Der Bundesrath des Zollvereins tritt in Berlin 
zusammen. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Konsular- 
Vertrags mit Spanien. 

Würtemberg. Justizminister Mittnacht erlässt ein Rund- 
schreiben an die richterlichen Beamten : Einige "Wenige hätten 
eine Bewegung gegen das Kriegsdienstgesetz mit Hilfe der 
Volksvereine verbreitet; eine Fortsetzung sei wahrscheinlich; 
man müsse diesem Treiben durch Abmahnung und Belehrung 
engegentreten ; die richterlichen Beamten sollen dies unter- 
stützen und in diesem Sinne auf die untergebenen Beamten 
einwirken ; er werde dankbar sein für briefliche Mittheilungen 
über die öffentliche Meinung, und über die Mittel auf diese 
einzuwirken. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Annahme des Vertrags mit Hessen 
über gegenseitige Rechtshilfe. 

Oesterreich-Ungarn. Herrenhaus des Reichsraths. Annahme 
des Erwerbsteuer-Gesetzea. Die Steuer soll erst bei einem 
Jahreserwerb von 600 Gulden anfangen. 
Da der Kaiser es abgelehnt hat die Landtage aufzulösen deren 
Abgeordnete aus dem Reichsrath ausgetreten sind, so gibt das 
gesammte Ministerium, (Hasner, Herbst, Plener, Brestl, 
Stremayr, Banhans, General "Wagner) seine Entlassung. 
Der Kaiser beauftragt den früheren Ackerbauminister Grafen 
Potocki aus Galizien mit der Neubildung des Ministeriums. 
Der angarische Kommunikationsminister (Minister der öffent- 
lichen Arbeiten) Graf Miko und sein Unterstaatssekretär 
Hollan danken ab. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Kriegsminister Mar- 
schall Leboeuf erklärt dass die Regierung in die Herab- 
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Setzung der jährlichen Truppenaushebung auf 90,000 Mann 
willige. — Der Justizminister Ollivier erklärt die Regierung 
wolle die Anfrage von Grevy bezüglich der konstituirenden 
Gewalt beantworten. Grevy erklärt sich gegen das von der 
Regierung beabsichtigte Plebiscit (Volksabstimmung) über die 
Verfassungsänderungen, da dem Volk die Berathung über diese 
unmöglich gemacht werde. Justizminister Ollivier vertheidigt 
das Plebiscit. 

Spanien. Zu Barcelona, aus Anlass der Rekrutenaushebung, 
werden Barrikaden errichtet, diese jedoch von den Truppen 
genommen. Ebeu so in einzelnen Nachbarorten. Die Provinz 
Barcelona wird in Belagerungszustand erklärt. 

5. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Konso- 
lidationsgesetzes für die Bundesschuld. 

Würtemberg. Der Chef des Ministeriums des Innern Scheurlen 
erlässt an die Beamten ein Rundschreiben worin er möglichste 
Sparsamkeit empfiehlt; im Heerwesen würden Herabmin- 
derungen vorgeschlagen werden, die Regierung handle hierbei 
unbeeinflusst] an dem preussischen Bündnissvertrag halte 
sie fest; der Geheime Rath werde durch ein Staatsministerium 
ersetzt werden. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Antrag von 
Taylor auf Geldentschädigung für die Parlamentsglieder wird 
mit 211 gegen 24 Stimmen verworfen. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Der Antrag von Choiseul: 
dass nur eine auch vom gesetzgebenden Körper berathene 
Vorlage zur Volksäbstimmung gelangen soll, wird mit 171 
gegen 48 Stimmen auf zwei Monate vertagt. — Nachdem Garn* 
betta die Volksabstimmung für unvereinbar mit der Monarchie 
erklärt hat, wird mit 225 gegen 43 Stimmen zur motivirteti 
Tagesordnung über die Anfrage Grevy^s (vgl. 4. April) über- 
gegangen: „Der Gesetzgebende Körper geht, nachdem er die 
Erklärungen des Ministeriums gehört, im Vertrauen auf die 
Hingebung desselben für die kaiserliche und parlamentarische 
Regierung zur Tagesordnung über." 
Das Journal offleiel veröffentlicht ein Rundschreiben des 
Ministers Segris welches darlegt dass 300,000 Kinder am 
Volksunterricht gar nicht, 150,000 in mangelhafter Weise 
Theil nehmen. 



Digitized by Google 



116 



April 1 870. 



Italien. Abgeordnetenkammer. Da man zur Prüfung der Vor- 
lagen des Finanzministers Bella Ausschüsse ernennen will, 
beantragt Nicotera: die Ernennung auszusetzen bis der 
Kammer die Liste der Aktionäre und Advokaten der National- 
bank mitgetheilt sei. Der Antrag wird mit 148 gegen 123 
Stimmen verworfen. 

Spanien. Cortcs. Figueras beantragt vom Ministerium Er- 
klärungen wegen der Krisis zu verlangen. Der Minister 
des Innern Rivero stellt das Vorhandensein einer Krisis in 
Abrede. Der Antrag wird mit 162 gegen 41 Stimmen ver- 
worfen. 

G. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme des Gesetzes wegen 
verzinslichen und unverzinslichen Staatspapiergeldes. 

Preussen. Der General vikar Brinkmann wird Bischof von 
Münster. 

Oesterreich-Ungarn. Herrenhaus des Reichsraths. Annahme 
des Gesetzentwurfs über das Schulwesen, 
Ungarisches Unterhaus. Dritte Lesung des Budget-Gesetzes. 

Grossbritannien und Irland. Vollständige Herstellung der 
Telcgraphenlinie nach Ostindien. Eine Depesche ist von 
Bombay in vier Stunden zu London angekommen. 

Italien. Der zum Nachfolger des Polizeibeamten Cattaneo in 
Ravenna (vgl. 18. März) ernannte Campidelli wird zu 
Lugro am hellen Tage auf dem Markt ermordet, der Thäter 
kann nicht verhaftet werden. 

Spanien. Cortes. Der Kolonienminister Moret verliest eine 
Depesche des Generalkapitäns (Gouverneurs) von Cuba Cabal- 
lero de Rodas: der Aufstand auf Cuba könne als beendigt 
betrachtet werden. 

Griechenland, Der englische Gesandte protestirt gegen das 
Anlehen von 9 Millionen Drachmen, weil vertragsmässig 
vorher die von den drei Schutzmächten (Frankreich, Gross- 
britannien, Russland) verbürgten Anleihen zurückgezahlt 
werden müssten. 

Türkei. Die Zerwürfnisse mit Aegypten völlig beigelegt. 
Rumänien. Der Senat verwirft das Gesetz über die Erhöhung 
der Grundsteuer von 4 auf 6 Prozent. (In dessen Folge 
gibt das Ministerium sein Entlassungsgesuch ein.) 
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7. Donnerstag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Additional- 

Postvertrags mit Schweden. 
Baiern. Abgeordnetenkammer. Der Antrag von Frankenburger 

auf Befreiung der Presse von verschiedenen Hemmnissen wird 

fast einstimmig angenommen. 
Charles Boner, geb 29. April 1815 zu Bath in der Grafschaft 

Somerset, Schriftsteller und Dichter, f zu München, 55 

Jahre alt. 

Baden. Schliessung des Landtags durch eine Thronrede. 

Oesterreich -Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichstags. Auf 
den Antrag von Dr. Gross wird eine Adresse an den Kaiser 
angenommen: „In der parlamentarischen Einheit der im Reichs- 
rath vertretenen Völker erkennen wir die einzige verlässliche 
Bürgschaft des Machtbestandes von Oesterreich und der 
Freiheit seiner Burger. Soll Oesterreich ein monarchischer 
Staat und eine europäische Macht bleiben, so dürfen seine 
Bestandtheile nicht blos 'durch das Band einer Konföderation 
lose zusammengehalten werden. Der Schwerpunkt der Gesetz- 
gebung dürfe nicht in die Landtage verlegt, die Kultur- 
interessen eines Volksstammes nicht der Vergewaltigung durch 
andere Nationalitäten preisgegeben werden." — Annahme der 
Gesetze über den Verkauf von Staatsgütern, über die Ge- 
bahrung und Kontrole der Staatsschuld. Wahl der Delegation 
für die im Reichsrath noch vertretenen Länder. 
Herrenhaus des Reichstags. Auf den Antrag des ehemaligen 
Staatsministers Schmerling wird eine Resolution ange- 
nommen: es sei allen gegen den Bestand der Verfassung 
sowie gegen die centrale Reichsgewalt gerichteten Sonder- 
bestrebungen entgegenzutreten. 

Italien. Palermo. Der Herzog von Alencon (Enkel Ludwig 
Philipp's, Sohn des Herzogs von Nemours) mit seiner 
Gemahlin Sophie von Baiern muss das Land verlassen; 
er geht nach Rom. Es wird amtlich in Abrede gestellt 
dass eine geradewegs die Entfernung verlangende Verfugung 
ergangen sei. 

Spanien. Einleitung gerichtlicher Verfolgung gegen den Herzog 

von Montpensier. (Vgl. 12. März). 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Präsident zeigt 

dem Kongre88 an : er habe einen Dampfer abgesandt um die 
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amerikanischen Fischer an den Küsten von Kanada, Neu- 
fundland und Neuschottland zu schützen, anderseits sie 
von Ueber8chreitung der Verträge abzuhalten. 

8. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Dritte Lesung des Vertrags 
mit Hessen über gegenseitige Rechtshilfe. Zweite Lesung 
des Gesetzes wegen Authebung der Doppelbesteuerung. — 
Bei der fortgesetzten Berathung des Strafgesetzbuches wird 
auf Antrag von Lasker der Staatsgerichtshof mit geringer 
Mehrheit aufgehoben; an seine Stelle sollen die gewöhnlichen 
Gerichte treten. 

Würtemberg. Nach einer offiziösen Mittheilung beträgt die 
Staatsschuld 154 8 /5 Millionen Gulden, davon wurden 122 l /io 
Millionen für Eisenbahnen verwendet. 

Oesterreich-Ungarn. Vertagung beider Häuser des Reichsraths, 
nachdem das Herrenhaus die am vorigen Tage vom Abge- 
ordnetenhaus genehmigten Gesetze angenommen hat. 

Grossbritannien und Irland. Eine zweite Versammlung von 
Katholiken erklärt sich gegen den Beschluss des Unterhauses 
vom 29. März: eine gerichtliche Untersuchung wolle man 
sich gefallen lassen. 

Schweden und Norwegen. Der König genehmigt die Reichs- 
tagsbeschlüsse über die Religionsfreiheit. (Vgl. 16. Febr.) 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Lere vre -Pontalis be- 
antragt Versammlungsfreiheit nach dem Gesetze vom 6. Juni 
1868 für die Zeit vor der Volksabstimmung. — Das Gesetz 
welches die Aushebung für das laufende Jahr von 100,000 
auf 90,000 Mann herabsetzt, wird angenommen. 

9. Samstag. 

Baiern. Zu München, Arbeitseinstellung der Schneiderfresellen. 

Belgien. Karl de Beriot, geb. 1802 zu Löwen, ausgezeichneter 
Geigenspieler, f 68 Jahre alt. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Der Justizminister Ollivier 
erklärt dass für die Zeit vor dem Plebiscit Versammlungs- 
freiheit bestehen solle. (Vgl. 8. April.) 

Spanien. Die Aufständischen in der Stadt Gracia (Katalonien) 
werden geschlagen, die Stadt von den Regierungstruppen 
besetzt. 
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MO. Sonntag. 

Preussen. Zu Bochum werden in dem DieckhofFschen Prozess 
(wegen Befreiung vieler junger Leute von der Militärdienst- 
pflicht, mittelst Bestechung,) vierzehn Personen verurtheilt, 
und sieben freigesprochen. 

Frankreich. Der Botschafter zu Rom, Marquis von Banneville 
reist nach Rom zurück. 

Die Antwortnote auf Antonelli's letzte Note (vgl. 19. März) 
geht nach Rom ab : Das Recht Frankreichs und aller katho- 
lischen Herrscher zu einer Vertretung beim Konzil sei nie 
bestritten worden; es seien zudem jetzt Fragen welche die 
staatliche und bürgerliche Ordnung und die Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche betreffen, vor das Konzil gebracht. 
Also habe die Regierung das Recht Vorstellungen zu erheben, 
und auf die Beunruhigung hinzuweisen die durch die Annahme 
von Grundsätzen entstehen könnte welche wider die Landes- 
gesetze Verstössen; sie verlauge dass die Hechte und Frei- 
heiten der bürgerlichen Gesellschaft geachtet würden. Die 
Sätze des Schemas de ecclesia (über die Kirche) schlössen 
in sich eine Unterordnung der bürgerlichen Gesellschaft unter 
die kirchliche, die Regierung verlange dass dies beseitigt 
werde. Die kirchliche Unfehlbarkeit habe keine andere 
Grenzen als welche sie selbst sich ziehe, und somit würde 
die Kirche das Recht erlangen die Gläubigen zum Wider- 
stand gegen die bürgerlichen Gesetze zu verpflichten. Den 
Regierungen bliebe alsdann nur so viel Macht und der bürger- 
lichen Gesellschaft so viele Freiheit als ihnen die Kirche 
noch einräumen wollte. Und all diese Gewalt solle in den 
Händen des Papstes vereinigt werden. Zwar werde der 
französischen Regierung gesagt: es handle sich nur um eine 
Theorie, in Wirklichkeit werde sich die Kirche allen Forde- 
rungen der Regierung und Gesetzgebung anbequemen. Allein 
w?nn in Frankreich in 40,000 Pfarreien die fraglichen Lehren 
verkündet würden, so müssten die Gewissen in Qual gerathen. 
Auch werde der Papst nicht eitle Beschlüsse fassen lassen 
woden. Es werde sonach ein Widerstreit zwischen Kirche 
und Staat entstehen. 

(An die französische Depesche schliessen sich in ähnlichem 
Sinn eine von Oesterreich, eine von Preussen, von Portugal, 
von Baiern.) 



Digitized by LjOOQle 



120 



April 187 0. 



MM. Montag. 

Baden. Fast einmüthige Abstimmung der Bürger zu Pforzheim 
für gemischte Schulen. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Nach dem vom Schatz- 
kanzler (Finanzminister) Lowe vorgelegten Budget für das 
Finanzjahr 1. April 1870/71 werden die Einnahmen auf 
71,450,000 Pfd. St., die Ausgaben auf 67,113,000 Pf. St. ver- 
anschlagt. Der üeberschuss soll zur Herabsetzung des Portos 
für Zeitungen und Drucksachen und verschiedener Steuern 
verwendet werden. Die Herabsetzung der Zuckerzölle um die 
Hälfte wird sofort genehmigt. 

Dänemark. Das Folkething (Unterhaus) erklärt sich mit ±8 
gegen 30 Stimmen, gegen den Bau grosser Kriegsschiffe. 

Prankreich. Gesetzgebeuder Körper. Da der Finanzministar 
Büffet seine Abdankung eingereicht hat, so verlangt Jules 
Favre die Gründe zu wissen. (Diese bestanden darin dsss 
Büffet gewollt habe : dass keine Volksabstimmung stattfinde 
ohne dass zuvor die dem Volk vorzulegenden Fragen wn 
der Kammer berathen würden.) Büffet erklärt: seine Ab- 
dankung sei angenommen worden ; deren Gründe seien bekamt. 

Bussland und Polen. Die Bank von Polen wird durch kaiser- 
lichen Ukas aufgehoben; an ihre Stelle tritt ein Comptoir 
der Petersburger Staatsbank. 

Türkei. Im theilweisen Widerspruch mit ihrem früheren Beschlüsse 
(vgl. 29. März) genehmigt die Pforte den Entwurf der Jwtiz- 
reform für Aegypten, jedoch mit der Abänderung dass die 
gemischten Gerichte nicht über Hypothekarforderungen und 
Immobilien entscheiden dürfen. 
Rumänien. In der Abgeordnetenkammer zeigt der Miiister- 
präsident Golesco an dass der Fürst die Abdankung des 
Ministeriums angenommen habe. 

Griechenland. Die Engländer Lord Muncaster, Lloyd, Vyner, 
der britische Gesandtschaftssekretär Herbert und der italie- 
nische, Graf Boyl, nebst drei Damen, werden bei einem Ausflug 
von Athen nach Marathon von einer Räuberbande gefangen 
genommen. (Die Räuber entlassen die Damen die ihnen 
auf ihrem Rückzug nicht folgen können. Sie forden 25,000 
Pfd. St. Lösegeld und Amnestie. Zur Unterhandlung darüber 
entlassen sie den Lord Muncaster auf Ehrenwort ) 

Tibet. Zerstörung der Stadt Batang durch Erdbeben. 
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Dienstag. 

Oesterreich-Ungarn. Acht kaiserliche Handschreiben nehmen 
die Abdankung der Minister an, und ernennen Giskra, Herbst 
und Brestl zu Geheimräthen (d. h. ertheilen ihnen den 
Titel Excellenz). Nachdem die Verhandlungen Potozki's 
mit Rechbauer zum Eintritt des letzteren ins Ministerium 
pescheitert, wird Graf Potozki Ministerpräsident und Minister 
des Ackerhaus, Graf Taaffe Minister des Innern und der 
Landesverteidigung. Tschabuschnigg Justizminister und 
Leiter des Kultus und Unterrichts; der Sektionschef Distler 
Leiter des Finanzministeriums, der Sektionschef vonPretis- 
Cagnodo Leiter des Handelsministeriums. (Tschabuschnigg 
gehörte bisher zur äussersten Linken des Abgeordnetenhauses 
und hatte Rechbauer's Antrag [vgl. 7. März] mit unter- 
schrieben.) 

Der Kaiser hat die Aufstellung des Standbildes Wallenstein's 
in der Ruhmes-Halle des Wiener Zeughauses angeordnet. 

Grossbritannien und Irland. Zu London Versammlung zu 
Ehren des Keschab-Tschander (nach englischer Schreib- 
weise Keshub Chunder), der in Ostindien unter den Brah- 
manen eine freie Beligionsgemeinde gegründet hat. 

Spanien. Der Herzog von Montpensier wird (vgl. 7. April) zu 
einem Monat Verbannung aus Madrid und 30,000 Franken 
Geldentschädigung verurtheilt. 

13. Mittwoch. 

Hamburg. Therese Robinson, geborne von Jakob, geb. zu 

Halle 26. Januar 1797, bekannt unter dem Schriftstellernamen 

Talvj, f zu Hamburg, 63 7* Jahre alt 
Oesterreich-Ungarn. Heinrich Hermann Joseph Freiherr von 

Hess, geb. 17. März 1788 zu Wien, Feldmarschall, f zu 

Wien, 82 Jahre alt. 
Auch Graf Potozki und der frühere Minister Berger sind, 

wie früher schon Graf TaarFe, zu Geheimräthen ernannt 

worden. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Auf den Antrag des Justiz- 
ministers Ollivier wird mit 193 gegen 63 Stimmen, Ver- 
tagung bis nach der Volksabstimmung beschlossen. 

Italien. Der Senat verweigert die Bestätigung zweier zu Sena- 
toren ernannten Hofbeamten. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der vom Senat und 
dem Abgeordnetenhaus gemeinschaftlich ernannte Sonderaus- 
schuss beschliesst in günstigem Sinne für den Antrag von 
Washburne: die Telegraphenlinien unter die Aufsicht der 
Postbehörde zu stellen. 
Rudolf Dulon, 1851 wegen seiner freisinnigen Ansichten von 
seiner Pfarrstelle in Bremen abgesetzt, f als Schullehrer zu 
Rochester bei Newyork, 73 Jahre alt. 

MS. Donnerstag, 

Hessen. Der Gemeinderath zu Mainz beschliesst die Festungs- 
werke der Stadt von Preussen für vier Millionen Gulden zu 
kaufen; die Stadt soll erweitert, die Festungswerke weiter 
hinaus verlegt werden. 

Oesterreich - Ungarn. Der neuernannte sächsische Gesandte 
vonBose überreicht dem Kaiser sein Beglaubigungsschreiben. 

Frankreich. Senat. Annahme des Senatuskonsults in erster 
Lesung. 

Ein kaiserlicher Erlass nimmt die Abdankung der Minister 
Büffet und Daru an; an Stelle des ersten wird Segris 
Finanzminister ; dessen Ministerium (Unterricht) wird von 
dem Minister der schönen Künste Maurice Richard, das 
des Grafen Daru (Aeusseres) von Ollivier vorläufig ver- 
waltet. 

Bei dem Abgeordneten Cremieux findet zur Besprechung des 
Verfahrens gegenüber der Volksabstimmung, eine Versamm- 
lung von Abgeordneten und Zeitungsleitern statt; dieselbe 
» endet mit einem Zerwürfniss, da ein Theil für verneinende 
Abstimmung, ein anderer für NichtStimmen ist. 
Bepüblica de la Flata. (Buenos-Ayres). Im Staate Entre- 
Rios bricht unter dem General Lopez Jordan ein Aufstand 
aus ; eine von diesem goführte Bande ermordet dessen 
Schwiegervater den General Don Juste Jose Urquiza (f 70 
Jahre alt.) 

MS. Freitag. 

Österreich-Ungarn. Die amtliche Wiener Zeitung veröffent- 
licht ein Programm des neuen Ministeriums: es wolle die 
Einigung aller Völker auf dem Boden gemeinsamer Uebung 
der Verfassungs- und Freiheitsrechte; es werde streng ver- 
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fassungsmässig vorgehen; es erwarte von seinen Thaten das 
Heranwachsen des gesunkenen Vertrauens. 
Britisch-Nordamerika. Das Parlament des kanadischen Bundes 
zu Ottawa beschliesst dass die Habeas-corpus-Akte (Gesetz 
zum Schutz der persönlichen Freiheit) suspendirt werden soll. 

IB. Samstag. 

Grossbritannien und Irland. Der spanische General Cabrera 
erklärt öffentlich dass er vom 19. März an die Leitung der 
k artistischen Unternehmungen aufgegeben habe. 

Dänemark. Der Kriegsminister Raaslöff dankt ab, angeblich 
weil Amerika den von ihm unterhandelten Verkauf der dänisch- 
westindischen Inseln nicht ratifiziren will. 

19. Sonntag. 

Preussen. Karl Friedrich Neumann, geb. 28. Dezember 1793 
zu Reichmannsdorf bei Bamberg, ausgezeichneter Orientalist 
und Geschichtsforscher, f zu Berlin, 77 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Karoline verwittwete Herzogin von Berri, 
geb. 5. November 1798 zu Neapel, f in Steiermark an 
einem Gehirnschlag, 72 V2 Jahre alt. 

IS. Montag. 

Würtemberg. Eine Landesversammlung der Deutschen Partei 
zu Stuttgart beschliesst: die Militäreinrichtungen sind so 
zu treffen dass die Truppen des Landes einen ebenbürtigen 
Bestandtheil des deutschen Heeres bilden, Militärersparnisse 
sind nur so weit zulässig als sie diesem Zweck nicht Abbruch 
thun, der Eintritt in den Nordbund soll stattfinden, der gegen- 
wärtige provisorische Zustand muss dahin ausgebildet werden. 

Frankreich. Paul E. Botta, Alterthumsforscher, Reisender und 
Schriftsteller, Entdecker der Trümmer von Ninive, 1836—1857 
Generalkonsul zu Tunis, f zu Acheres bei Poissy, 65 
Jahre alt. 

Türkei. Der Patriarch zu Konstantinopel erklärt den Ferman 
über die bulgarische Kirche für unzulässig. (Vgl. 15. März.) 

19. Dienstag. 

Italien. Pietro Bigazzi, ausgezeichneter Gelehrter, Sekretär 
der Akademie della Crusca zu Florenz, f daselbst. 



Digitized by LjOOQle 



124 



April 1870 



Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Repräsentanten- 
haus nimmt eine Bill an welche neue Bestimmungen über 
die Anzahl der Abgeordneten enthält. 
Der Senat, mit 27 gegen 25 Stimmen, will den Staat Georgia 
nur unter erschwerenden Bedingungen wieder in die Union 
aufnehmen. 

20, Mittwoch, 

Oesterreich-Ungarn. Der Wiener Gemeinderath ernennt den 
früheren Minister Giskra zum Ehrenbürger von Wien. 

Frankreich. Senat. Einstimmige Annahme der neuen Ver- 
fassung. 

Italien. Dem Staatsanwalt zu llavenna wird seine Versetzung 
bewilligt; er hatte sie beantragt: „weil sein Leben bedroht 
sei und die Polizei ihn nicht schützen könne." 

Kirchenstaat. Antwort des päpstlichen Staatssekretärs Kar- 
dinals Antonelli auf die österreichische Note vom 10. April: 
Die 21 Canones entsprechen der göttlichen Offenbarung, sie 
seien immer in der Kirche gelehrt worden; die Kirche wolle 
nicht in den Kreis der weltlichen Macht übergreifen, sie 
könne sich aber nicht in der Ausübung ihres Amtes behindern 
lassen; der Zweck der neuen Aufstellung der alten Lehre 
sei den Frieden zu befestigen, nicht aber die Konkordate zu 
ändern. 

Spanien. Cortes. Annahme des Gesetzes über das Heereskon- 
tingent mit 148 gegen 37, und des Gesetzes über die öffent- 
liche Ordnung mit 156 gegen 27 Stimmen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Bundesgericht 
bestätigt endgiltig seinen früheren Spruch: dass das Gesetz 
welches bestimmt dass alle Zahlungen in Papiergeld geschehen 
sollen, keine rückwirkende Kraft habe. (Vgl. 1. April.) 

Donnerstag. 

Deutschland. Das Zollparlament wird durch Staatsminister 
Delbrück an Stelle des erkrankten Grafen Bismarck er- 
öffnet. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Vorlage des Wahlgesetzes: jeder 
Mann von fünfundzwanzig Jahren der eine direkte Steuer 
zahlt, ist Wähler; die Zahl der Abgeordneten ist 154. 

Oesterreich-Ungarn. Wolfgang Wessely, ordentlicher Professor 
des Strafrechts an der Hochschule zu Prag, f beinahe 70 
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Jahre alt. Er war der erste Jude der in Oesterreich eine 
ordentliche Professur erlangte. 

Spanien. Cortes. Verwerfung des Antrags: dass kein Abge- 
ordneter öffentlicher Beamter sein darf. 

Griechenland. Da den Räubern (vgl. 11. April) die von ihnen 
verlangte Begnadigung, wegen der entgegenstehenden Be- 
stimmungen der Verfassung, nicht bewilligt wird, und die 
Regierung Truppen gegen sie sendet, so ermorden sie vier 
Gefangene. 

22, Freitag. 

Oesterreich -Ungarn. Das Ministerium in Wien erlässt eine 
Amnestie für Pressvergehen. 

Niederland. Andreas Schelfhout, geb. 16. Febr. 1787, aus- 
gezeichneter Maler, f 83 Jahre alt 

23, Samstag. 

Preussen. Note des Gesandten H. von Arnim an den Staats- 
sekretär Antonelli: Erklärung der Uebereinstimmung Preus- 
sens mit der französischen Note vom 20. April. In Deutsch- 
land sind die Geister erschreckt vom Gedanken der bevorstehen- 
den Beschlüsse des Konzils. Die deutschen und österrei- 
chisch- ungarischen Bischöfe haben die bedauernswerthen 
Folgen dargethan welche aus Dekreten entstehen würden die 
die Autorität der Bischöfe schwächen, und zugleich das gegen- 
seitige Verhältuiss der geistlichen und bürgerlichen Gewalt 
ändern würden. Solche Dekrete scheinen darauf berechnet 
zu sein älteren päpstlichen Gesetzen welche die bürgerliche 
Gesellschaft aller Zeiten und Völker bekämpft hat, eine neue 
dogmatische Bestätigung zu ertheilen. Diese Grundsätze jetzt 
verkündigen, würde heissen in die Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche Wirrnisse bringen und Krisen herbei- 
führen. In Deutschland leben die katholischen und nicht- 
katholischen Bewohner friedlich neben einander, „so dass man 
hoffen kann dass man einst dahin gelangen könnte alle 
lebendigen Kräfte der Christenheit zu vereinigen und ge- 
meinsam die Irrthümer zu bekämpfen." Es ist zu fürchten 
dass diese Bewegung der Annäherung gewaltsam aufgehalten 
würde. Unsere Völker würden in den bevorstehenden Be- 
schlüssen den Wiederbeginn alter Kämpfe sehen, da die 
Behauptung dass das politische Verhalten ganz unabhängig 
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von den Vorschriften religiöser Pflicht sei, ihnen keine 
völlige Beruhigung gewähren würde. Es ist nicht unmöglich 
dass alsdann die Regierung des Norddeutschen Bandes 
nicht mehr die Freiheit des Handelns in religiösen Dingen 
hätte deren sie sich bis jetzt im Interesse der katholischen 
Kirche bedient hat. Hierbei haben wir nicht die Ideen der 
Gegner des römischen Hofs uns zu eigen gemacht. Wir 
haben kein Interesse daran die Autorität des Papstes zu 
schwächen. Als befreundete Macht möchten wir von der 
Berathung des Konzils alles fernhalten was die allgemein 
befriedigende Lage der katlwlischen Kirche in Deutschland 
gefährden könnte. 
Oesterreich- Ungarn. Zu Karlstadt in Kroatien wird die 
dem Magyarenthum entgegenstrebende Gemeindeverwaltung 
aufgelöst. 

Frankreich. Der Kaiser erlässt einen Aufruf an das Volk, 
worin er als einen Beweis des Vertrauens fordert mit Ja zu 
stimmen. — Die zur Abstimmung vorgelegte Frage lautet: 
Genehmigt das Volk die durch den Kaiser unter Mitwirkung 
der grossen Staatskörperschaften, seit 1 860 in der Verfassung 
vorgenommenen freisinnigen Abänderungen, und das Senatus- 
konsult vom 20. April 1870? 

Marquis Ab. K. Anatol Alexis vonLawoestine, geb. 25. Dezember 
1786, Divisionsgeneral, Senator, f zu Paris, 83 V* Jahre alt. 

M. G. L. F. R. Berton des Balbes Herzog von Crillon, geb. 
15. Dezember 1762, ehemaliger Pair, freisinniger Legitimist, 
f 88 7* Jahre alt, der letzte seines Hauses. 

94. Sonntag. 

Deutschland. Nachdem das Zollparlament mehre Tage lang 
ohne die zur Beschlussfähigkeit erforderliche Anzahl von 
Abgeordneten geblieben, gelangt es endlich zur Erwählung 
seines Vorstandes. Präsident wird Simson, Vizepräsidenten 
Fürst Hohenlohe und Bennigsen. 

Prankreich. Ein im Moniteur veröffentlichtes Rundschreiben 
des Ministeriums an die Beamten besagt: „Im Jahre 1852 
forderte der Kaiser die Gewalt (fa force) um die Ordnung 
zu sichern, jetzt fordert er sie um die Freiheit zu gründen. 
Es handelt sich darum dem Lande für die Zukunft die Ruhe 
zu sichern, damit auf dem Throne wie in der niedersten 
Hütte, der Sohn dem Vater in Ruhe folgen kann." 
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L. V. Nestor Roqueplan, geb. 1804, ausgezeichneter Journalist 
in der leichteren Art, nach einander Direktor von vier Bühnen 
in Paris, f 76 Jahre alt. 

Kirchenstaat. Konzil. Dritte öffentliche Session. Die Ab- 
theilung de fide catholica (über den katholischen Glauben) 
wird einstimmig in Gegenwart des Papstes angenommen und 
verkündigt. Es sind 18 Sätze in vier Kapiteln; jeder Satz 
schliesst mit einer Verfluchung. Der fünfte Satz des dritten 
Kapitels verflucht diejenigen welche behaupten dass der Glaube 
mit Nothwendigkeit aus Vernunftgründen hervorgehe. 

25. Montag. 

Grossbritannien und Irland. Daniel Maclise, geb. 1811, 

ausgezeichneter Maler, f 59 Jahre alt. 
Türkei. Rumänien. In der Stadt Tekutsch Meuterei gegen 

die Juden und Plünderungen. 

2«. Dienstag. 

Hessen. Reise des Grossherzogs nach Berlin und Dresden. 
Schweiz. Der Bundesrath beschliesst die Frist für die Zusagen 

von Beiträgen für die Gotthardbahn um drei Monate zu 

verlängern. 

Türkei. Der Patriarch wiederholt seinen Protest gegen die 
Selbständigkeit der bulgarischen Kirche (Vgl. 18. April). 

27. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme des Handelsver- 
trags mit Mejico. 

Oesterreich- Ungarn. An die Stelle des ungarischen Ministers 
der Kommunikationen und öffentlichen Arbeiten Grafen Miko 
tritt vorläufig der Handelsminister Gorove. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill welche die Ehe mit einer Schwägerin gestattet. 

Türkei. Die Regierung verordnet die Einführung der Civü- 
Standsregister. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Staat Virginien. 
ZuRichmond bricht bei einer wichtigen Prozessverhandlung 
im Kapitel der Fussboden des Saales ein, und viele Personen 
werden getödtet oder verwundet. 
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Venezuela. In Folge eines Aufstandes wird Caracas von den 
Meuterern besetzt, der Präsident Monagas dankt ab, Blanco 
tritt an seine Stelle. 

28, Donnerstag. 

Oesterreich-Ungarn. Rundschreiben des Reichskanzlers Beust 
an die Gesandtschaften über die innere Politik des Ministeriums 
Potozki: Die Aufgabe desselben sei der Zerbröckelung des 
Reichsraths Einhalt zu thun, und die Mitwirkung aller Volks- 
(heile der Westhälfte der Monarchie, oder doch der grossen 
Mehrzalü, zur Bildung eines Volksparlaments zu erzielen 
dessen Wirksamkeit gegen Katastrophen der bisherigen Art 
gesichert sei. „Zielpunkt dieses Strebens kann nur die 
Herstellung eines aus unmittelbaren Wahlen hervorgegangenen, 
somit von den Landtagen losgetrennten Reichsraths sein. Dies 
sei nicht nur eine wohlbegründete Forderung der freisinnigen 
deutschen Partei, sondern es könne auch von den freisinnigen 
Patrioten slawischer Nationalität als das wirksamste Mittel 
zur Vereinfachung des Wahl- und Repräsentantensystems an- 
gesehen werden. Den nationalen Wünschen nach Autonomie 
werde ohne kleinliche Bedenken entsprochen werden. Die 
unerlässliche Vorbedingung hierzu sei dass die hierauf zielenden 
Gesetze in den Rahmen der bestehenden Verfassung einge- 
fügt werden können, ohne der staatsrechtlichen Zusammen- 
gehörigkeit zu widersprechen. Auf einem andern Weg als 
dem verfassungsmässigen, in einem andern Rahmen als dem 
des bestellenden öffentlichen Hechtes, in einem anderen Mittel- 
punkt als in dem der Reichshauptstadt, könne sonach der 
Ausgleich nicht zu Stande kommen. — Ferner ist in dem 
Schriftstück die Rede von einer Verstärkung des Herren- 
hauses durch gewählte Vertreter der Landtage. — Sollte aber 
irgend ein Volksstamm beharrlich widerstreben als berechtigter 
Theil einzutreten in den Verfassungsbau Oesterreichs, dann 
würde er es sich allein zuzuschreiben haben wenn die Ge- 
setzgebung und die Staatsgewalt vorschreiten ohne weiter 
auf ihn zu hören. 
Landtag zu Agram in Kroatien. Bei Gelegenheit des Wein- 
und Fleischsteuergesetzes verlassen 17 Abgeordnete den Saal 
und machen dadurch den Landtag beschlussunfähig. (Das 
Gesetz soll nämlich gegen die Bedingungen des ungarisch- 
kroatisch eu Ausgleichs Verstössen.) 
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Prankreich. A. Th. Marie, geb. 15. Febr. 1797, ausgezeichneter 
Anwalt, Abgeordneter, Mitglied der provisorischen Regierung 
im Febr. 1848, dann Mitglied der Exekutivkommission bis 
zum Juni-Auf8tand 1848, hierauf Präsident der konstituirenden 
Nationalversammlung, 15. Juli 1848 Justizminister bis zur 
Präsidentschaft Ludwig Napoleons, f 73 Jahre alt. 

Türkei. Veröffentlichung eines neuen Forstgesetzes. 
Rumänien. Die amtliche Zeitung erklärt: die Judenhetze in 
Tekntsch sei von auswärts angestiftet worden. 

90. Freitag. 

Dänemark. Niels Hoyen, ausgezeichneter Kunsthistoriker, f zu 

Kopenhagen, 73 Jahre alt. 
Frankreich. Verhaftungen wegen eines Komplottes das weite 

Verzweigungen haben soll. 
Der reiche Italiener Cernnschi welcher dem republikanischen 

Centralausschuss gegen das Plebiscit, eine Summe von 100,000 

Franken zur Verfügung gestellt hatte, wird aus dem Lande 

verwiesen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. General G. H. Thomas, 

einer der ausgezeichnetsten Führer im Bürgerkriege, f 54 
Jahre alt. 

SO» Samstag. 

Spanien. Aufhebung des Belagerungszustandes in Barcelona. 

Mm MAn*fe A&rit'*. 

Deutschland. In Mainz findet die Gründung der deutschen 
anthropologischen Gesellschaft statt. 

Baiern. Der Erzbischof von München und Freising erklart 
von Rom aus : dass er das Beispiel des Bischofs von Regens- 
burg nicht befolgen werde welcher den Studirenden seines 
Sprengeis den Besuch der Vorlesungen Döllinger's untersagte. 

Oesterreich - Ungarn. Rundschreiben der Statthalter an die 
Beamten: der Ministerwechsel bedeute keinen Systemwechsel, 
sondern die Sicherung der verfassungsmässigen Zustände. 
Verhandlungen tschechischer Parteiführer mit dem Minister- 
Präsidenten Potozki zu Wien. 
Nach einem Berichte des Grafen Raday welcher als Kommissär 
zur Wiederherstellung der Sicherheit nach Niedernngarn 
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entsendet wurde, sind Beamte, namentlich der Polizei, und 
angesehene Personen Helfershelfer der Räuber; mehr als 
1000 Schuldige hat er entdeckt, von denen ein grosser Theil 
aus Mangel an Gefängnissen frei geblieben ist; eine Fort- 
setzung der Untersuchung würde eine unglaubliche Menge 
einflussreicher Personen blossstellen. 
Heftige Opposition im Landtag von Kroatien gegen Ungarn 
und insbesondere gegen den Ban (Statthalter) Baron Rauch. 

Schweiz. Einzelne Jesuiten kommen in die Kantone Freibnrg 
und St. Gallen um eine geistliche Wirksamkeit zu ühen. 
Der Bundesrath erlässt ein Rundschreiben an die Kantone: 
dass der Artikel 58 der Verfassung den Jesuiten jedes Wirken 
in Schule und Kirche untersage, und dass diese Vorschrift 
nachdrücklich zu handhaben sei. 

Grossbritannien und Irland. Fortwährende Unruhen und 
Mordthaten in Irland, wegen der Verhältnisse des Grund- 
und Pachtbesitzes. 

Dänemark. Aufregung gegen das dänische Regiment in Island. 

Frankreich. Der Streit mit Nordamerika über das Recht 
Kabel von dem einen nach dem andern Lande zu legen, 
wird dadurch geschlichtet dass Frankreich das einer fran- 
zösischen Gesellschaft verliehene ausschliessliche Vorrecht 
aufhebt. 

Ein Schiedsgericht zu Paris entscheidet zwischen der Ex- 
königin Isabella und ihrem Gemahl Don Francisco dass 
jene diesem ein Einkommen von 200,000 Fr. jährlich zu ge- 
währen habe -, Don Francisco bezieht eine besondere 
Wohnung. 

Kirchenstaat. Der Exkönig von Neapel und seine Gemahlin 
verlassen Rom und gehen nach Oesterreich. 
Konzil. Die Kardinäle Schwarzenberg (Prag) und Rau- 
scher (Wien), die Bischöfe Hefele (Rottenbnrg-) und 
Ketteier (Mainz) lassen Schriften gegen die Unfehlbarkeits- 
lehre drucken. 

Spanien. Weigerung vieler Geistlichen den Eid auf die Ver- 
fassung zu leisten. 
Portugal. Unruhen in der Provinz Beira. 

Russland und Polen. Die Ober-Censurbehörde in Petersburg" 
bringt den Blättern eine ältere Verordnung in Erinnerung: 
dass Erlasse des Kaisers und der Regierung nicht eher er- 
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wähnt oder besprochen werden dürfen bis sie in der Senats- 
zeitung: amtlich veröffentlicht sind. 

Der kurlandische Landtag beschliesst dass die Bauern ihre 
Grundstücke verkaufen dürfen, und nicht-adlige Gutsbesitzer 
zum Landtage zugelassen werden. 

Eine Anzahl polnischer Geistlicher wird in Verbannung ge- 
schickt, weil sie sich weigern die russische Sprache beim 
katholischen Gottesdienst anzuwenden. 
Türkei. Die Gesandten der Pforte in London und Paris er- 
heben Protest gegen die Anleihe welche der Khedive von 
Aegypten aufnehmen will, und welche er als Prtuafanleihe be- 
zeichne, damit er das bei Gelegenheit seiner jüngsten Anleihe 
gegebene Versprechen in den nächsten fünf Jahren keine 
weitere Anleihe aufzunehmen, nicht zu halten brauche. 

Tschernagora. Eine politische Wochenschrift erscheint, die 
erste im Lande. —Eine Telegraphenlinie hergestellt zwischen 
Cettinje und Wien. 



Mai 1870. 

Mai M. Sonntag. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Toltnein bei Graz wird ein Tabor 
(slawische Volksversammlung) abgehalten, welche sich für 
Gründung eines Kronlandes Slowenien erklärt. 

RuBsland und Polen. In Gemässheit des Ukases vom 1. Mai 
1869 sind bis jetzt 248 polnische Landstädte zu Dörfern 
herabgesetzt. 

Türkei. Rumänien. Ein Erlass der Regierung verbietet „Juden 
und Vagabunden'* den Eintritt ins Land. 

Montag. 

Würtemberg. Der bisherige Präsident der Abgeordnetenkammer 
von Gessler, Bruder des entlassenen Ministers des Innern, 
wird Minister für Kirchen- und Schulwesen. 

Türkei. Rumänien. Neues Ministerium: Präsidentschaft und 
Inneres Epureano , Kultus Pogor , öffentliche Arbeiten 
Kantakuzenos, Justiz Lahovaris, Krieg Manu, Aeusseres 
Carp, Finanzen Gradisteano. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Ein Antrag dass der Präsident dahin wirke 
dass für die vom Dampfer Alabama (während des Bürger- 
kriegs) verursachten Beschädigungen Ersatz von England 
gewährt werde, wird dem Ausschuss für das Auswärtige über- 
wiesen. 

3. Dienstag. 

Preussen. Eduard Böcking, geb. 20. Mai 1802 zu Trarbach 
an der Mosel, Professor der Rechte zu Bonn und Philolog, 
f zu Bonn, 68 Jahre alt. 

Luxemburg. Eröffnung des Landtags. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Antrag von 
Newdegate auf Untersuchung der Klöster (vgl. 29. März) wird 
mit 270 gegen 106 Stimmen abgelehnt; dagegen mit 348 
cregen 57 Stimmen angenommen der Antrag des Premier- 
ministers Gladstone: dass der Ausschuss das Gesetz über 
die Klöster und deren Eigenthum untersuche. 

Italien. Victor Amadeus Peyron, geb. 2. Oktober 1785 zu 
Turin, ausgezeichneter Sprachforscher, Entdecker der alten 
Texte in den Palimpsesten (Handschriften auf denen der ältere 
Text abgeschabt worden um anderes darauf zu schreiben), 
f zu Turin, 84 V« Jahre alt. 

Griechenland. An die Stelle von Soutzos welcher wegen der 
Räubergeschichte seine Abdankung eingereicht hat , tritt 
Smolensk als Kriegsminister. 

A. Mittwoch. 

Deutschland. Zollparlamcnt. Die Erhöhung des KaffeezoUs 
von l 1 /* Silbergroschen auf 1 3 A für das Pfund wird mit 187 
gegen 63 Stimmen abgelehnt. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Antrag auf 
Einsetzung eines Sonderausschusses um den französischen 
Handelsvertrag zu untersuchen, wird mit 135 Stimmen gegen 
50 verworfen. Der Autrag von Jakob Bright auf Gewährung 
des Stimmrechts an unverehelichte Frauenzimmer wird zur 
zweiten Lesung zugelassen. 

Prankreich. Einberufung der Anklagekammer des Staatsger ichts- 
hofs um über das Komplott zu entscheiden. 
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Kirchenstaat. Konzil. 49. Generalkongregation, Abstimmung 
über den kleinen Katechismus; 450 Stimmen dafür, 44 dafür 
unter Vorbehalt (d. h. dass die Einführung desselben frei- 
stehe, nicht aber auferlegt sei), 56 dagegen, 120 fehlen. 

&. Dontierstag. 

Deutschland. Zollparlament. Annahme des Vertrags mit den 
Hawaii'schen Inseln. — Annahme des Antrags von Bam- 
berger zur Herbeiführung der Münzeinheit. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Annahme, in zweiter 
Lesung, des Antrags von Jakob Bright: dass das an den 
Besitz eines steuerbaren Hauses oder an eine gewisse Mieth- 
summe geknüpfte Wahlrecht auch auf das weibliche Geschlecht 
auszudehnen sei. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Genehmigung des Einnahme- 
Budgets mit 193 gegen 32 Stimmen. 

Türkei. Rumänien. Amnestie für alle politischen und Press- 
vergehen. 

Ä. Freitag. 

Deutschland. Zollparlament. Annahme des Antrags von Patow : 
Erhöhung des Kaffeezolls auf l 3 4 Sgr. (vgl. 4. Mai) mit 186 
gegen 84 Stimmen, wogegen der Zoll auf Roheisen von 5 
auf 2 1 /* Sgr., der auf Meiss von 1 auf Y» Thlr. herabgesetzt, 
der auf Baumwollengarn in bisheriger Höhe belassen wird. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Genehmigung des Ausgabe- 
Budgets des Bundes. 

Oesterreich -Ungarn. Vervollständigung des Ministeriums zu 
Wien : Holzgethan wird Minister der Finanzen, Widmann 
der Landesvertheidigung, Petrino des Ackerbaus. 

Grossbritannien und Irland. Sir James Young Simpson, 
ausgezeichneter Arzt und Professor zu Edinburgh, f daselbst, 
59 Jahre alt. 

Spanien. Cortes. Der Kriegsminister Marschall Prim erklärt 
dass die konstituirenden Cortes in einem bis zwei Monaten 
ihre Aufgabe erfüllt haben würden, und dass es nothwendig 
sei die Frage vom Staatsoberhaupt zu lösen. Eine Lösung 
wie sie die Unionisten (die Mitglieder der ehemaligen Union 
liberal) wünschen, scheine ihm nicht unmöglich (d. h. die 
Erwählung des Herzogs von Montpensier zum König) ; was 
die von einer andern Seite gewünschte Lösung betreffe (d. h. 
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die Erwahlung Espartero's) , so wisse er nicht ob sie 
möglich sei; persönlich sei er gegen keine dieser beiden 
Lösungen. 

7. Samsiag. 

Deutschland. Schliessung des Zollparlaments durch den König 
von Preussen. 

Oesterreich - Ungarn. Ankunft von Vertrauensmännern aus 
Galizien, welche das Ministerium zu Unterhandlungen nach 
Wien berufen hat. 
Die Grazer Tagespost bringt über den neuernannten Minister 
Baron Widmann einen Artikel worin berichtet wird: dass 
derselbe als Oberlieutenant im Jahre 1857 den Inhaber der 
Konditorei des Theaters zu Graz Namens Mayer, der ihm 
nicht länger borgen wollte, so misshandelt und verletzt habe 
dass er nach sechs Monaten Krankheit verstorben; dass 
Widmann darauf aus dem Militärstand scheiden, und nach 
zehnjährigem Rechtsstreit den Hinterbliebenen Mayer's eine 
Schadloshaltung von 5000 Gulden zahlen musste. 

Belgien. Audienz der chinesischen Gesandten beim Könige. 

Italien. Erscheinen republikanischer Bewaffneten in Calabrien 
und anderwärts. 

Russland und Polen. Der militärische Attache Oesterreichs 
in Petersburg, Prinz L. K. M. von Arenberg, geb. 15. Sept. 
1837, wird in seinem Bett erwürgt gefunden. Raub war der 
Anlass 

8. Sonntag. 

Frankreich. Der Polizeipräfekt Pietri lässt eine Bekannt- 
machung anschlagen: es gingen Gerüchte von Unruhen bei 
Gelegenheit der Zählung der Stimmen; es seien die nach- 
drücklichsten Massregeln zur Dämpfung aller Versuche er- 
griffen. 

Gesammtergebniss der Volksabstimmung: 

Mit Ja stimmten: Bürgerliche Bevölkerung 7,016,227 

Desgl. in Algier . . . 10,791 

Heer 249,492 

Seeheer 23,759 

Heer in Algier . . . 36,165 

Zusammen 7,836,434 
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Mit Nein stimmten: Bürgerliche Bevölkerimg 1,495,144 

Desgl. in Algier . . . 13,481 

Heer 40,144 

Seeheer 5,874 

Heer in Algier . . . 6,029 



Zusammen 1,500,709 
In Paris und in allen grösseren Städten hat die Mehrheit mit 
Nein gestimmt, mit Ausnahme von Strassburg, wo das Ja 
um einiges überwog. Im Heer und Flotte hat der sechste 
Theil mit Nein gestimmt oder sich des Stimmens enthalten. 
A. F. Villemain, geb. 11. Juni 1790, Professor der Geschichte 
zu Paris, ausgezeichneter Schriftsteller im Fach der Geschichte 
und Literaturgeschichte, 1830 Abgeordneter, 1852 Pair, 
Minister des Unterrichts 1839 bis 1840, dann von Ende 
Oktober 1840 bis Ende 1844, f 80 Jahre alt. 
Italien. Ein aufständischer Haufen zeigt sich bei Catanzaro 
(Calabrien). 

B. Montag, 

Württemberg. Prinz Friedrich, geb. 21. Februar 1808, Vater 
des nächsten Thronerben Prinzen Wilhelm, f zu Stuttgart 
02 Jahre alt. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Annahme der Natu- 
ralissationsbill. 

Unterhaus. Die Regierung legt eine Bill zur Einführung der 
geheimen Abstimmung bei Parlamentswahlen vor, dieselbe 
wird zum ersten Mal gelesen. — Dritte Lesung der Bill welche 
den Wahlorten Bridgewater und Beverley das Wahlrecht 
entzieht, wegen Bestechung. 
Frankreich. Paris. Vor der Kaserne du Prince Eugene, wo 
von den Soldaten fast die Hälfte mit Nein gestimmt hatte, 
sammelt sich Abends eine Menschenmenge; Barrikaden wer- 
den gebaut, aber ohne Widerstand von den Truppen ge- 
nommen. 

Türkei. Die Verordnung welche den Hafen von Sulina (Donau- 
mündung) zum Freihafen erklärt, tritt in Wirksamkeit. 

iO, Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Zweite Berathung des Ge- 
setzes über den Schutz der Urlieberr echte an geistigen Er- 
zeugnissen. 



ngmzea Dy 



Google 



130 



Mai 1 8 7 0. 



Grossbritannien und Irland. London. Der Börsenvorstand 
beschliesst die österreichischen Papiere, wegen rechtswidriger 
Benachtheiligung der englischen Gläubiger des österreichischen 
Staats, im amtlichen Kursblatt nicht mehr notiren zu lassen. 

Frankreich. Abends abermalige Meutereien zu Paris in den 
Vorstädten Belleville und da Temple. 

Belgien. Verkündigung des Gesetzes über Einzelhaft; diese 
wird angewendet soweit Gefangnisse dazu vorhanden sind, 
und die Dauer der Gefängnissstrafe wird bei Anwendung der 
Einzelhaft herabgesetzt. 

Italien. Der aufständische Haufen bei Catanzaro wird geschlagen 
und zerstreut. 

Kirchenstaat. Konzil. Der Papst lässt die Constitutio prima 
de Ecclesia (erstes Grundgesetz über die Kirche) an die 
Konzilsmitglieder vertheilen. Im dritten Kapitel heisst es: 
ein Urtheilsspruch des römischen Stuhls, über dessen Autorität 
keine höhere sei, dürfe von niemand verworfen oder beurtheilt 
werden; es sei nicht gestattet von den Urtheilssprüchen der 
Päpste an ein Konzil zu appelliren. Das vierte Kapitel 
handelt von der Unfehlbarkeit des römischen Oberpriesters, 
und es heisst darin: der Papst könne nicht irren wenn er 
als höchster Lehrer aller Christen, festsetze was in Sachen 
des Glaubens und der Moral von der Kirche als Glaubens- 
satz anzuerkennen oder was zu verwerfen sei ; die Unfehlbar- 
keit des Papstes sei das nämliche wie die der Kirche. Wer 
nicht glaube dass der Papst die volle und höchste Gewalt 
der Gerichtsbarkeit über die ganze Kirche in Sachen des 
Glaubens und der Moral, sowie betreffs der Kirchenzucht 
und des Kirchenregiments habe, der solle verflucht sein. 



11. Mittwoch. 

Preussen. B. F. L. Waldeck, geb. 31. Juli 1802 zu Münster, 
seit 1846 Rath am Obertribunal zu Berlin, ausgezeichnetes 
Mitglied der Linken in der preussischen Nationalversammlung 
1848, im Landtag und im Reichstag, f 68 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Graf Beust wird zum Kanzler des Maria- 
Theresia-Ordens ernannt. (Dieser Orden wird nur für auf 
dem Schlachtfeld bewiesene Tapferkeit verliehen. Die Stelle 
des Kanzlers war seit dem Tode Metternich^ nicht mehr 
besetzt.) 
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Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill welche den Verkauf geistlicher Aemter verbietet. 
Der Gesandte zu Madrid Layard theilt der Regierung in 
einer Depesche mit dass die Thron-Kandidatur eines deut- 
schen Prinzen (Hohenzollern) wahrscheinlich sei. 

Schweden und Norwegen. Der schwedische Reichstag be- 
willigt eine Eisenbahn- Anleihe Ton 40 Millionen Thaler. 

Prankreich. Erneuerung der abendlichen Unruhen. Die repu- 
blikanische Zeitung La Marseillaise erklart dass an den- 
selben weder Arbeiter noch Republikaner betheiligt sind. 
Der Kaiser richtet an Marschall Canrobert ein Schreiben 
welches der Besatzung von Paris mitgetheilt wird: Man habe 
über die Abstimmung der Besatzung so lächerliche und über- 
triebene Gerüchte verbreitet dass der Kaiser den Marschall 
ersuche den Truppen zu erklären dass sein Vertrauen in 
sie niemals erschüttert worden sei. 

Griechenland. Anastasius Mauromichalis , General in den 
griechischen Freiheitskriegen, f. 

Brasilien. Abgeordnetenkammer. Teixeira beantragt die Auf- 
hebung der Sklaverei. Der Ministerpräsident Vizconde von 
Itaboray erklärt: die Frage sei noch nicht reif. 

Mejico. Grosses Erdbeben in Veracruz, Oajaca und anderwärts. 

M2. Donnerstag. 

Frankreich. Der Justizminister Ollivier ernennt eine Kom- 
mission zur Ueberarbeitung der gesammten Gesetzgebung. 

Depesche Ollivier's als einstweiligen Leiters des Aeussern, 
an den Botschafter in Rom Marquis von Banneville: die 
französische Regierung habe ihren Rath gegeben um die 
Freiheit des Konzils zu sichern, da sie vernommen habe 
dass gewisse unkluge Vorschläge die Kirche in Gefahr bringen 
würden. Der Papst habe auf den Rath nicht gehört; Frank- 
reich kehre zu seiner beobachtenden Haltung zurück. Der 
Botschafter solle sich damit begnügen sich in Kenntniss der 
Vorgänge zu halten. 

Wiedereröffnung der Kammer Sitzungen. 

Der russische Botschafter General Graf Stack elberg, f zu 
Paris, 57 Jahre alt. 
Italien. Fortgesetzte Unruhen im Süden, Truppenverstärkungeti 
daselbst. — Die Regierung lässt drei Schiffe vor der Insel 
Caprera kreuzen, angeblich um Garibaldi zu beaufsichtigen. 
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Griechenland. Eine Räuberbande in der Landschaft Akarnanien 
vernichtet. Auch anderwärts werden Räuber auf deren Köpfe 
hoher Lohn gesetzt ist, getödtet oder gefangen. 

M3. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme des Gesetzes 
über Aufhebung der Elbzölle in erster Lesung; Mecklen- 
burg: soll 1V4 Million Thaler, Anhalt 85000, Lauenburg 
36500 erhalten. — Annahme des Gesetzes über den Schutz 
der Urheberrechte, in zweiter Lesung. — Annahme der Post- 
verträge mit Nordamerika in erster und zweiter Lesung. 

Preussen. Der Kaiser von Russland trifft zum Besuch in 
Berlin ein. 

Oesterreich-Ungarn. An Stelle des Generals von Koller wird 
Fürst Dietrichstein -Mensdorff Statthalter von Böhmen. 
Der Gemeinderath zu Wien nimmt mit 47 gegen 43 Stimmen 
den Antrag von Ebersberg an: „Der Gemeinderath, getreu 
seiner Mission welche ihn verpflichtet die Ehre und Würde 
seiner Mitbürger zu wahren, ersucht das Präsidium dass die 
Missstimmung der Bevölkerung Wien's, die wahrhaft pein- 
liche Empfindung aller rechtsbewussteu Bürger anlässlich 
der Berufung des Barons Widmann in das Ausgleichs- 
ministcrium, zur Kenntniss des Ministerpräsidenten gebracht 
werde." Der Antrag: das Ministerium auf die Noth wendig- 
keit aufmerksam zu machen dass das Waffentragen des 
Militärs ausser Dienst untersagt werde, wird einstimmig ange- 
nommen. 

Unterhaus zu Pest, Endgiltige Annahme des Gesetzes über 
den Staatsrechnungshof. — Das Oberhaus hat die Gesetze 
über Verantwortlichkeit der Richter, über deren Versetzung 
und Pensionirung genehmigt. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Antrag auf 
Stimmrecht der Frauen mit 220 gegen 94 Stimmen verworfen. 

Italien. Die Hochschule zu Neapel wird wegen republikanischer 
Unruhen geschlossen. 

Türkei. Rumänien. Eröffnung der Kammern, und unmittelbar 
nachher Auflösung derselben. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Senat setzt die 
Stärke des Heeres auf 30,000 Mann fest. 
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Mä. Samstag. 

Belgien. Abgeordnetenhaus. Annahme des Gesetzes über Kriegs- 
dienst-Entschädigung: Jeder ausgediente Soldat der wenig- 
stens ein Jahr gedient hat, erhalt 150 Franken, nebst 12 Cent, 
für jeden Tag den er unter den Waffen zugebracht; die 
Summe wird ihm zum Behuf einer Leibrente auf Zinseszinsen 
angelegt; er erhält die Leibrente vom 55. Jahre an, im Fall 
der Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit auch früher ; er kann 
die ihm zukommende Summe auch auf Dienstbefreiung seiner 
Kinder verwenden, oder seine Frau am Genuss der Leibrente 
betheiligen. 

Schweden und Norwegen. Schluss des schwedischen Reichstags. 
Kirchenstaat. Konzil. Beginn der Verhandlungen über die 
Unfeltibarkeit. 

MS. Sonntag. 

Preussen. Ankunft des Kaisers von Russland im Bade Ems. 

Grossbritannien und Irland. Harro Harring, geb. 28. Aug. 
1798, politischer Agitator, deutscher Schriftsteller, Dichter, f 
zu Jersey durch Selbstmord, 72 Jahre alt. 

Prankreich. Der Herzog von Gramont erhält das Ministerium 
des Aeussern, de Mege das des Unterrichts, Plichon das 
der öffentlichen Arbeiten ; letzterer an Stelle von Talhouet, 
der seine Abdankung nicht zurücknehmen will. 
Cl. M. Fr. Niepce de Saint- Victor, geb. 26. Juli 1805, Neffe 
des Erfinders der (mit Unrecht so genannten) Daguerrotypie 
und Photographie, 1847 Erfinder der Photographie auf Glas- 
tafeln, Major und Kommandant des Louvre, j zu Paris, 
65 Jahre alt. 

Spanien. Marschall Espartero lehnt die ihm vom Ministerium 
angebotene Kandidatur zur Königswürde aflb. 

Türkei. Die armenischen Mönche aus Korn und die Erzbischöfe 
von Antiochia und Diarbekr treffen in Konstantinopel 
ein, da sie sich den päpstlichen Beschlüssen über Aufhebung 
der Privilegien der orientalischen Kirche nicht unterwerfen 
wollen. 



Jf Mitte Mai. 

Oesterreich-Ungarn. Einer der Führer in Galizien, Dr. Smolka, 
erscheint in Prag um mit den Tschechen eine Vereinigung 
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zu Gunsten der Autonomie der einzelnen Kronländer zu 
schliefen. 

Der Landtag von Kroatien beschliesst die Erwählung eines 
Ausschusses um zu prüfen in wieweit die Bestimmungen des 
Ausgleichs mit Ungarn eingebalten worden sind. 

IS, Montag. 

Oesterreich-Ungarn. Graz. Der Gemeinderath beschliesst ein- 
stimmig eine Adresse an den Ministerpräsidenten welche auf 
den Rücktritt dos Ministers Widmann dringt. 

GrosBbritannien und Irland. Unterzeichnung des Naturali- 
sationsvertrags mit Nordamerika, durch den Minister Claren- 
don und den Gesandten Motley. 

Belgien. Abgeordnetenhaus. Genehmigung des Gesetzes wegen 
Uebernahme von Eisenbahnen durch den Staat. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Beschluss die Tarif biU und alle andern 
Gegenstände bis nach Erledigung der Finanzgesetze zu ver- 
schieben. 

M7. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Zweite Lesung des Gesetzes 
über den Unterstützungs - Wohnsitz. — Dritte Lesung der 
Postverträge mit England und Nordamerika. 

Oesterreich-Ungarn. Das ungarische Unterhaus genehmigt 
die in Folge der Einverleibung der Militär grenze vorge- 
schlagene Erhöhung des ungarischen Beitrags zu den ge- 
meinsamen Ausgaben. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill über die Ergänzung des Heeres: Die Anwerbung ge- 
schieht für zwölf Jahre, drei im stehenden Heere, neun in 
der Reserve. 

Prankreich. Das Erscheinen von B.ochefort's Zeitung La 
Marseillaise wird vom Gericht auf zwei Monate untersagt. 

Italien. Neue Aufstände in der Gegend von Reggio (Unter- 
italien.) 

MS. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag von KardorfF 
und Braun die Prämienanleihen zu untersagen, wird gegen 
die Ansichten des Ministers Camphausen, in erster Lesung 
angenommen. 
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Sachsen-Weimar. J. K. E. Schwarz, Professor der Theologie 
zu Jena, ausgezeichneter Prediger, geb. 20. Juni 1802 zu 
Jena, f daselbst, 68 Jahre alt. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill welche London zu einer aus mehren Einzelstädten be- 
stehenden Bundesstadt machen will, und Verweisung derselben 
an einen Sonderausschuss— Zweite Lesung der Bill zum Schutz 
des Eigenthums von Ehefrauen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Die Berichte der Ab- 
theilungen über die Volksabstimmung werden genehmigt und 
das Plebiscit verkündigt. 

M9. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. In zweiter Berathung wird 
das Gesetz über die Aufhebung der Elbzölle genehmigt ; 
Mecklenburg soll dafür eine Million Thaler erhalten, statt 
der geforderten 1 V* Million, Anhalt 85,000 Thlr. ; die für das 
preussische Herzogthum Lauenburg geforderten 36,000 Thlr. 
werden mit 101 gegen 87 Stimmen abgelehnt.— Die für den 
Ankauf eines Dienstgebäudes des Marineministeriums ver- 
ausgabten 157,000 Thlr. werden nicht bewilligt , weil der 
Reichstag schon versammelt war als das Gebäude ohne Mit- 
teilung an denselben angekauft wurde, mit 86 gegen 82 
Stimmen. 

Dänemark. In Folge einer oppositionellen Abstimmung des 
Folkethings (Abgeordnetenhauses) reicht das Ministerium seine 
Abdankung ein. 

Prankreich. K. M. A. von Goyon, geb. 19. November 1802, 
Divisionsgeneral, längere Zeit Befehlshaber der französischen 
Besatzungstruppen im Kirchenstaat, f 67 l /s Jahi*e alt. 

Portugal. Der neun und siebenzig Jahre alte Feldmarschall 
Saldanha veranlasst sechs Bataillone der Besatzung von 
Lissabon zum Aufstand, und dringt nach einem Gefechte 
in den Palast ein; der Ministerpräsident Herzog von Loule 
dankt ab, und der König beauftragt den Marschall mit der 
Bildung eines neuen Ministeriums. — Oporto und andere 
Städte haben die Bewegung unterstützt. 

20. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Erste und zweite Berathung 
des Gesetzes über die Aktiengesellschaften, welches Aufhebung 
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der staatlichen Genehmigung und verschiedene Normativ- 
bestimmungen für solche Gesellschaften anordnet. — Dritte 
Lesung des Gesetzes über das Urheberrecht an Schriftwerken. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Verwerfung der 
Bill über die Ehe mit der Schwester der gestorbenen Gattin, 
mit 77 gegen 73 Stimmen. 

Niederland. Zweite Kammer der Generalstaaten. Annahme 
des Gesetzes über Aufhebung der Todesstrafe, mit 48 gegen 
30 Stimmen. 

21. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Endgiltige und einstimmige 
Genehmigung des Gesetzes über Bundes- und Staatsangehörig- 
keit. Bei der dritten Berathung über das Strafgesetzbuch 
erklärt Minister Leonhardt als Bundeskommissär: die Bundes- 
regierungen wollten die Todesstrafe nur für Mord und für 
Mordversuch gegen Landesfürsten, beibehalten wissen. Darauf 
vertagt das Haus die Verhandlung auf den 23. Mai.— Aber- 
malige Ablehnung des Hauskaufs (vgl. 19. Mai), mit 113 gegen 
102 Stimmen. — Endgiltige Genehmigung des Gesetzes über 
die Aufhebung der Elbzölle. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Der Antrag des Freiherrn von 
Stauffenberg auf Aufhebung der Todesstrafe wird mit 76 
gegen 67 Stimmen abgelehnt. 

Oesterreich - Ungarn. Auflösung des Reichsraths und aller 
Provinzial-Landtage mit Ausnahme des böhmischen, und 
Anordnung sofortiger Neuwahlen. In dem Vortrag des 
Ministeriums an den Kaiser heisst es : Die Neugestaltung des 
verfassungsmässigen Hechts der im Reiehsrath vertretenen 
Länder kann nur erreicht werden wenn der Bevölkerung 
unmittelbar Gelegenheit geboten wird ihren Rechtsüber- 
zeugungen und politischen Tendenzen durch Neuwahlen Aus- 
druck zu geben. — Wegen der Nichtauflösung des böhmischen 
Landtags heisst es: „Das Ministerium hat keineswegs die 
Ueberzeugung gewonnen dass die Beschickung des Reichstags 
von Seiten des böhmischen Landtags, also die unverrück- 
bare Voraussetzung der verfassungsmässigen Aktion im Falle 
der Gesammterneuerung dieses Landtags , jetzt schon als 
zweifellos erscheinen kann ; tt (d. h. das Ministerium weiss dass 
ein neugewählter böhmischer Landtag den Reichsrath nicht 
beschicken werde). 
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Im ungarischen Abgeordnetenhause, Abschiedsrede des Finanz - 
ministers Lonyay. 
Frankreich. Ansprache des Kaisers an den gesetzgebenden 
Körper: Die Gegner der bestehenden Staatseinrichtungen 
haben der Volksabstimmung den Sinn unterlegt: Revolution 
oder Kaiserthum ; das Land hat entschieden. Das Kaiserthum 
ist auf seiner Grundlage neu befestigt. Die Regierung wird 
von ihrer freisinnigen Richtung nicht abweichen ; sie wird 
den kundgegebenen nationalen Willen (d. h. die jetzige 
Verfassung) über jeder Kontroverse halten. — Ferner: der 
Unterricht ist auszubreiten und zu verbessern , die Ver- 
waltung zu vereinfachen, zu decentralisiren, die Gesetzbücher 
zu verbessern, die beste gleichmässige Vertheilung der Lasten 
zu erforschen. 

Der gesetzgebende Körper erwählt den abtretenden Minister 
Talhouet zum Vicepräsidenten, an Stelle des ins Ministerium 
getretenen Mege. 
Italien. Der Appellhof von Massa und Carrara verurtheilt den 
ehemaligen Herzog von Modena zur vorläufigen Ent- 
schädigung von 20,000 Franken an jeden auf Befehl des 
Herzogs wegen politischer Vergehen Verhafteten. 

Montag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Planck hat (für die National- 
liberalen, um dem Bundesrath entgegenzukommen) einen An- 
trag eingebracht: die Todesstrafe wird beibehalten für Mord 
und für Mordversuch auf das Bundesoberhaupt, den eigenen 
Landesherrn und den Fürsten des Landes wo der Thäter 
sich aufhält; doch auch in diesen Fällen tritt nur lebens- 
längliche Zuchthausstrafe ein in denjenigen Ländern wo die 
Todesstrafe abgeschafft ist (Sachsen , Oldenburg, Anhalt, 
Bremen). Der von Varzin zurückgekehrte Graf Bismarck 
erklärt sich gegen den Antrag, der die deutsche Rechtseinheit 
durchbreche. Planck zieht seinen Antrag zurück. Der 
Antrag von Luck: unter den in § 1 des Strafgesetzbuchs 
aufgeführten Strafen die Erwähnung der Todesstrafe wieder- 
herzustellen, wird mit 127 gegen 119 Stimmen angenommen. 

Sachsen-Weimar. Eröffnung der ausserordentlichen Landtags- 
• sitzung. 

Oesterreich - Ungarn. Veröffentlichung der Ernennung des 
Herrn von Lonyay zum Beiclisfinanzminister. 
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Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung 
der Bill zur Abschaffung des Test-Eides (kirchlichen Eides) 
an den Universitäten, mit 191 gegen 66 Stimmen. — Schliess- 
liche Annahme der irischen Landbül (über die seit dem 
28. März verhandelt worden). 
Marc Lemon, seit 1843 Hauptredakteur des berühmten, im 
Jahre 1841 gegründeten, satirischen und illustrirten Londoner 
Wochenblattes Pouch, f. 

Prankreich. Das Centraikomitee für die Volksabstimmung, 
unter Vorsitz des Herzogs von Albufera, welches zur 
Leitung der künftigen Wahlen weiter bestehen wollte, muss 
sich nach dem Willen der Regierung auflösen. 

2£. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag von Kardorff: 
„Der Mord und der Versuch des Mordes, gerichtet gegen 
das Bundesoberhaupt oder den eigenen Landeslierrn, oder 
während des Aufenthalts in einem Bundesstaate gegen den 
Landesherrn dieses Staates, wird mit dem Tode bestraft," 
wird mit 128 gegen 107 Stimmen angenommen. — Auch 
für Mord wird die Todesstrafe wiederhergestellt. — Die 
Aufhebung des Staatsgerichtshofs wird wieder gestrichen, 
weil der Gegenstand in ein anderes Gesetz gehöre. — Dritte 
Lesung des Gesetzes über Aktiengesellschaften. 

Oesterreich - Ungarn. Im ungarischen Unterhause, Anzeige 
der Ernennung Kerkapolyi's zum Finanzminister. — Gorove 
wird Minister der öffentlichen Arbeiten, Szlavy für Ackerbau 
und Handel. 

Spanien. Cortes. Endgiltige Annahme des Gesetzes über Ein- 
führung der Civilelie. 

Portugal. Vertagung der Kammern. Da das Gerücht geht 
Saldanha sei für die Vereinigung von Portugal und Spanien, 
so leisten die Abgeordneten einen Eid die Unabhängigkeit des 
Landes aufrecht zu halten. 

"Vereinigte Staaten von Nordamerika. Präsident Grant 
erlässt eine Kundmachung gegen die beabsichtigte Unter- 
nehmung der Fenier gegen Kanada. 

95. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Endgiltige Annahme des 
Strafgesetzbuches, der Gesetze über die Aktiengesellschaften ; 
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sodann über die Unterstützung für die Gotthardbahn: 12 MM. 
Francs, wovon 2 durch die deutschen Eisenbahnen aufzu- 
bringen sind. — Der Reichstag ersucht den Bundesrath um 
Vorlage eines Gesetzes über Prämien-Anleihen. 

Niederland. Zweite Kammer. Verwerfung des Vertrags über 
die BJieinfischerei, mit 34 gegen 31 Stimmen. 

Belgien. Das Schwurgericht zu Brüssel spricht Mandel frei, 
den Redakteur des finanziellen Blattes La Cote libre (die 
freie Börsenkurs-Notirung) , welcher in seinem Blatte den 
Generalstaatsanwalt de Bavay und den Staatsanwalt Hody 
beschuldigt hattte dem Finanzmann und päpstlichen Grafen 
Iiangrand-Dumonceau gegenüber ihre Pflicht nicht gethan 
zu haben, (liangrand hatte seit 1863 eine grosse Anzahl 
meist schwindelhafter Bank-Anstalten in Belgien, England 
und Deutschland gegründet, unterstützt von der Geistlich- 
keit verschiedener Länder. Mandel hatte wiederholt auf den 
Schwindel und auf das betrügerische Verfahren Ijangrand's 
aufmerksam gemacht, und sodann die Staatsanwaltschaft und 
den Untersuchungsrichter Delcourt beschuldigt nicht einge- 
schritten zu sein. Eine Untersuchung ward darauf begonnen, 
aber sie endigte mit einem Urtheil der Anklagekammer „dass 
kein Grund zur Verfolgung gegen liangrand vorliege." 
Jetzt erklärte Mandel die Untersuchung sei so geführt 
worden dass nichts dabei herauskommen konnte. Als auch 
auf diese Beleidigung hin die Staatsanwaltschaft ruhig blieb, 
befahl ihr der Justizminister Bara wiederholt eine Anklage 
gegen Mandel zu erheben. Die Freisprechung Mandel's 
ward von der öffentlichen Meinung als eine Verurtheilung 
des Verfahrens der Staatsanwaltschaft und des Unter- 
suchungsrichters betrachtet.) Gleichzeitig brechen die Banken 
Ijangrand's zusammen, und dieser verschwindet. 

Frankreich* Gesetzgebender Körper. Annahme des Press- 
Strafgesetzes welches das Schwurgericht für Pressvergehen 
herstellt, mit 194 gegen 3 Stimmen, mit einem Antrag von 
Keratry: der Wahrheitsbeweis ist im Pressprozesse nicht 
nur gegen Beamte zulässig, sondern immer wenn die frag- 
liche Sache die öffentlichen oder Gemeinde-Interessen berührt. 
Bildung einer gemässigten Linken, bestehend aus etwa sechs- 
zehn Abgeordneten, unter Führung von Em est Picard. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Annahme der Bill welche die zwangsweise 

10 
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Ausführung des Verfassungszusatzes in Betreff der politischen 
Gleichberechtigung (Negerstimmrecht) anordnet. 
Brdtisch-Nordamerika. Mehrere Haufen Fenier brechen in 
Kanada ein, werden aber sogleich in die Flucht geschlagen. 
(Die Behörden der Vereinigten Staaten entwaffnen die 
Flüchtlinge, und bringen den Führer O'Neill in Haft.) 

9G, Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Schliessung des Reichstags mit einer 
Thronrede. 

Portugal. Neues Ministerium: Saldanha Präsidentschaft, Krieg 
und Aeusseres; Sampayo Inneres, Ferreira Justiz und 
Finanzen, Acosta Seewesen. 

27. Freitag. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Aus Anlass einer Anfrage 
von Bethmont erklärt Justizminister Ollivier: die Regie- 
rung sei der Ansicht die Zeit für Freigebung des Ver- 
sammlungsrechtes sei noch nicht gekommen. 

Italien. Kammer der Abgeordneten. Der Finanzminister Sella 
legt ein neues Budget vor, wonach sich in Folge von Er- 
sparnissen ein üeberschuss von 27* Mill. Fr. ergeben würde 

28. Samstag. 

Dänemark. Neues Ministerium: Holstein-Holsteinborg Prä- 
sident, Rosenörn-Lehn Aeusseres; Haffner Krieg und 
Seewesen, vorläufig; Fonnesbech Inneres, Kryger Justiz, 
Fenger Finanzen, Hall geistliche Angelegenheiten. 

29. Sonntag. 

Würtemberg. Karl Eugen Freiherr von Hügel, geb. 24. Mai 
1805, mehrmals Gesandter, Minister 1855—1864, f zu Stutt- 
gart, 65 Jahre alt. 

Oesterreich - Ungarn. Zu Lipan in Böhmen, Feier zum Ge- 
dächtniss des Todestages des berühmten Hussitenführers 
Andreas Procopius des Grossen (f 1434 in der Schlacht 
bei Böhmisch-Brod) 
Zu Lessana (Istrien) ein Tahor (Volksversammlung) der 
Slowenen welche ein besonderes Kronland Slowenien mit 
besonderen Rechten verlangen. 
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SO. Montag. 

Mecklenburg -Schwerin. Ausgebung von Kassenscheinen im 
Betrag von einer Million Thaler. (Vgl. den Beschluss des 
Reichstags vom 4. April: „Bis zur gesetzlichen Feststellung 
der Grundsätze über die Ausgebung von Papiergeld darf solches 
nur auf Grund eines Bundesgesetzes ausgegeben werden. - ) 

Italien. Flüchtlinge brechen aus dem Kanton Tessin in Italien 
ein (werden aber alsbald zurückgeschlagen). 

3i. Dienstag. 

Frankreich. Ein kaiserlicher Erlass entzieht die Präfekten im 
Lande Algier der Unterordnung unter die in den Provinzen 
befehligenden Generale. 

Türkei. Rumänien. Sämmtliche Vertreter der Mächte über- 
reichen der Regierung eine Kollektivnote gegen die Erhebung 
einer Kopfsteuer von Fremden. (Die Steuer wird sodann 
aufgehoben.) 

Mm Ws€*%*fe des Jftni. 

Oesterreich-Ungarn. Die Zeitung Neue freie Presse zu Wien 
gibt Auszüge aus einer Denkschrift welche der Tschechen- 
führer Bieger der französischen Regierung zu Gunsten des 
„böhmischen Staatsrechts" übergeben habe. (Rieger leugnet 
die Thatsache in unklarer Weise; die Zeitung dagegen hält 
ihre Behauptung aufrecht, und veröffentlicht sodann den voll- 
ständigen Text der Denkschrift.) 

Grossbritannien nnd Irland. Nach einem Parlamentsbericht 
standen am 31. Mai 1860 in den Kolonien 114,641 Mann 
Regierungstruppen, am 31. Mai 1869 nur 98,145. 

Kirchenstaat. Konzil. Die „Deputation" weist die Bedenken 
der Minderheit zurück und erklärt: die aus der Geschichte 
der Kirche gezogenen Folgerungen gegen die päpstliche 
Unfehlbflrkeit seien für Irrthümer zu halten, da die Unfehl- 
barkeit aus den Quellen des Glaubens folge. 

Türkei. Aufstand der Beduinen in der Gegend von Haleb (Aleppo). 

Venezuela. Da die aus einem Aufstand hervorgegangene neue 
Regierung zwei niederländische Schiffe mit Beschlag belegte, 
so verlangt der Geschäftsträger der Niederlande Holdanus 
seine Pässe und reist ab. (Hernach schickt Niederland die 
Fregatte Admiral van Wassenaer nach dem Hafen Caracas. 
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Juni 1870. 

M. •ßutti. Mittwoch. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Jeröme Napoleon 
Bonaparte, Sohn des Königs von Westfalen aus dessen erster 
Ehe mit Miss Patterson, f in Baltimore, 67 Jahre alt. 

2. Donnerstag, 

Belgien. K. AI. Ans. Freiherr von Hügel, Naturforscher, 
Reisender, geb. 25. April 1796 zu Regensburg, 1850 bis 
1859 österreichischer Gesandter in Florenz, f zu Brüssel, 
74 Jahre alt 

Kirchenstaat. Konzil» Der Kardinal Bilio unterbricht eine 
Rede des Dekans der Pariser Fakultät (Sorbonne) Maret, 
welcher gegen die Unfehlbarkeit spricht, und darauf wird 
von der Mehrheit der Schluss der Generaldebatte über diesen 
Punkt beschlossen. 

Portugal. Das Ministerium Saldanha beschliesst die Diktatur 
in die Hand zu nehmen, der sich widersetzende Minister 
Sampayo wird abgesetzt 

3. Freitag. 

Preussen. Der König besucht den Kaiser von Rnssland im Bade 
Ems. 

Schweden und Norwegen. Ministerveränderung zu Stock- 
holm : Justizminister Adlercreutz an die Stelle von Qeer, 
Finanzen Waern an Stelle von Ehrenheim, Kultus Wen- 
nerberg an Stelle von Carlson, Bergström erhält das 
Innere. 

Eine königliche Verordnung gestattet den Frauen in Schwe- 
den die ärztliche Praxis. 
Italien. Abgeordnetenkammer. Annahme des Gesetzes über 
Beschränkung der militärischen Ausgaben, mit 175 gegen 
107 Stimmen. 

Spanien. Marschall Baldomero Espartero Herzog de La 
Victoria, welchen das Ministerium zur Königswahl vorzu- 
schlagen beabsichtigte, erklärt nochmals seine Ablehnung. 
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Türkei. Endgiltige Trennung eines Theils der armenischen 
Katholiken vom päpstlichen Stuhl. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Der Antrag die inländischen Obligationen 
mit fünf Prozent zu versteuern, wird mit 92 gegen 72 Stimmen 
verworfen. 

S. Samstag. 

Schweiz. Kanton Genf. Grosser Rath. Neues Wahlgesetz das 

den Kanton in fünf Wahlbezirke theilt. 
Italien. Mehre angeblich republikanische Banden erheben sich 

an verschiedenen Orten. 

S. Sonntag. 

Pre uesen. Friedrich Wilhelm Gubitz, geb. 27. Februar 1787 
zu Leipzig, Vervollkommner der Holzschneidekunst, Schrift- 
steller, Journalist, f zu Berlin, 83 l /* Jahre alt. 

Württemberg. Sozialdemokratischer Kongress in Stuttgart, 
5. und ,6. Juni. 

Frankreich. Alexander Moreau de Jonnes, geb. 19. März 
1778, berühmter Statistiker, f über 92 Jahre alt 

Kirchenstaat. Konzil. Gegen den gewaltsamen Schluss der 
Generaldebatte über die Unfehlbarkeit übergeben 93 Bischöfe 
eine Protestation, verfasst vom Kardinal Rauscher. 

Türkei. Ungeheure Feuersbrunst in Pera, der meist von 
Europäern bewohnten Vorstadt von Konstantinopel, über 
tausend Menschen kommen um, sechstausend Häuser brennen 
nieder. 

7. Dienstag. 

Schweiz. Die unter Führung des Engländers Joseph Nathan 
in Italien eingefallenen Mazzimstischen Haufen kehren flüchtig 
nach GraubUnden zurück, und werden zur Haft gebracht. 

Belgien. Der Generalstaatsanwalt De Bavay und der Staats- 
anwalt Hody werden entlassen, dem Gerichtsrath Delcourt 
werden seine Amtsverrichtungen als Untersuchungsrichter 
abgenommen. (Vgl 25. Mai ) 

Spanien. Cortes. Auf den Antrag von Rojo Arias wird mit 
137 gegen 124 Stimmen beschlossen dass der König nur mit 
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der Stimmenmehrheit aller Abgeordneten zu erwählen sei. 
Die Regierung hatte verlangt die Erwählung solle mit der 
Mehrheit der anwesenden Abgeordneten erfolgen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Annahme der Steuerherabsetzung $-Bill, mit 
137 gegen 124 Stimmen. 

8, Mittwoch. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Wien, deutsche Lehrerversammlung. 

Grossbritannien und Irland. Charles Dickens, geb. 7. Febr. 
1812 zu Portsmoiith , unter dem Namen Boz berühmter 
Romandichter, f 58 V* Jahre alt. 

Spanien. Don Carlos erlässt aus La Tour (Frankreich) eine 
Kundgebung an Villadarias, den Vorsitzenden der karlisti- 
schen Junta, worin er sich für eine Verfassung mit Volks- 
abgeordneten erklärt und den Thron abermals in Anspruch 
nimmt. 

Türkei. Der Sohn und Erbe des Khedive von Aegypten Tewfik 
Pascha kommt zum Besuch nach Konstantinopel. 

Brasilien. Der Marquez von Olinda, während der Minder- 
jährigkeit des Kaisers 1837 bis 1840 Regent des Reiches, 
f zu Rio de Janeiro, 80 Jahre alt. 

9. Donnerstag. 

Preussen. Justin Timotheus Balthasar Freiherr von Linde, 
geb. zu Brilon (Westfalen) 7. August 1797, juristischer 
Schriftsteller und Professor, dann höherer Beamter zu Darm- 
stadt, Mitglied des Frankfurter und des Erfurter Parla- 
ments, 1850 bis 1866 Bundestagsgesandter für Liechtenstein, 
f zu Bonn, 73 Jahre alt. 

Sachsen. Zu Leipzig tagt die Allgemeine lutherische Konferenz 
und fasst Beschlüsse im entschiedenst orthodoxen Sinne. 

Schweiz. Kanton Freiburg. Da die Bewohner des Bezirks 
Mnrten, meist Protestanten, sich für Trennung vom Kanton 
und für Vereinigung mit Bern ausgesprochen haben, erlässt 
die Kantonalregierung eine abmahnende Verkündigung. 

Oesterreich -Ungarn. Zu Pest, grossartige Gedächtnissfeier 
des am 6. Oktober 1849 erschossenen Grafen Ludwig Bat- 
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thyanyi, bei Gelegenheit der Versetzung der Leiche in eine 
andere Gruft. 

Portugal. Königliche Erlasse setzen Kommissionen ein zur 
Reform der Pairskammer und zur Ausarbeitung eines frei- 
sinnigen Wahlgesetzes, heben die Besoldung der Abgeordneten 
auf, setzen einen Verwaltungsgerichtshof ein (dessen Zuständig- 
keit bisher der Staatsrath hatte), und verkündigen Budgets 
für 1870 und 1871. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Konferenz mit indiani- 
schen Häuptlingen zu Washington. 

MO. Freitag. 

Preussen. Die katholischen Abgeordneten P. Reichensperger, 
Windthorst, Mallinkrodt haben ein Schreiben an eine 
dem Papst nahestehende Persönlichkeit gerichtet worin sie 
sich über die Gefahren aussprechen die dem Katholizismus 
in Deutschland durch die Unfehlbarkeitslehre entstehen 
können. 

Der frühere Oberbürgermeister von Köln H. J. Stupp f 77 
Jahre alt. 

R. A.Köpke, geb. 23. August 1813, ausgezeichneter Geschichts- 
schreiber, Professor an der Hochschule zu Berlin, f 57 8 /* 
Jahre alt. 

Mecklenburg- Strelitz. Die Regierung hatte für das kleine 
Fürstenthum Ratzebnrg eine Verfassung am 6. November 
1869 oktroyirt, welche eine Landesvertretung ohne Rechte 
und ohne Wahlfreiheit einsetzte. Bei dem anberaumten Zu- 
sammentritt dieses Landtags erscheinen von den 21 Mitglie- 
dern nur 5; zehen reichen eine Erklärung gegen die Ver- 
fassung ein. 

Frankreich. Johann Karl Persil, geboren 13. Oktober 1785 
zu Condom, Advokat, 1830 Abgeordneter, 1834 -1837 Justiz- 
minister, 1839 Pair, 1852 Staatsrath, f 81 3 4 Jahre alt. 

Italien. Der Gesandte in Lissabon Marchese Oldoini wird zu- 
rückberufen , nachdem der portugiesische Ministerpräsident 
Marschall Saldanha sich geweigert ihn zu empfangen, weil 
er den vom Marschall ausgeführten Staatsstreich missbilligt 
habe. 

Kirchenstaat. Der gelehrte Präfekt des vatikanischen Archivs 
Pater Augustin Theiner, früher beim Papste in hoher Gunst, 
wird auf Betreiben der Jesuiten von der weiteren Benutzung 
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des Archivs dadurch ausgeschlossen, d. h. [stillschweigend 
abgesetzt dass ihm der Prälat Cardoni übergeordnet wird 
und er die Schlüssel des Archivs abgeben muss. (Als Grund 
wird angegeben dass er den Oppositionsbischöfen eine Stelle 
aus der Geschäftsordnung des tridentinischen Konzils mit- 
getheilt habe. Vgl. im Laufe Januars.) 
Russland und Polen. Amtliche Veröffentlichung der Ernennung 
des Fürsten Orloff, bisherigen Gesandten in Wien, zum 
Botschafter in London, und des Barons Brunnow, bisher in 
London, zum Botschafter in Paris. 

MM. Samstag. 

Schweiz. Kanton Freiburg. Die Grossrathsmitglieder aus dem 
Bezirk Marten erlassen an ihre Wähler eine Ansprache, 
um ihnen darzuthun dass nach Artikel 5 der Bundesver- 
fassung, eine Trennung des Bezirks vom Kanton unmög- 
lich ist. 

Frankreich. Durch kaiserlichen Erlass wird bestimmt dass, bis 
ein Gesetz über die Kolonie Algier erlassen wird, die De- 
partementalräthe (conseils generaux) erwählt werden sollen. 

Spanien. Cortes. Der Ministerpräsident Marschall Prim er- 
klärt: er habe nach einander vier Thronkandidaten vergeb- 
lich angegangen. Die Wiederherstellung der Dynastie, oder 
den Prinzen Alfonso (Sohn Isabella's) werde er nie unter- 
stützen. Das Ziel der Regierung sei ein Staatenbund mit 
Portugal, unter Wahrung der Selbständigkeit beider Länder. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Repräsentantenhaus 
des Kongresses. Die Bill zur Ueber tragung des Natur alisa- 
tionsrechtes an das Bundes- Gericht wird mit 102 gegen 62 
Stimmen verworfen. 

M3. Montag. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Annahme des Gesetzes welches strengere 
Strafen für betrügerische Naturalisation verhängt, mit 136 
gegen 46 Stimmen. 

MS. Dienstag. 

Belgien. Verfassungsmässige Neuwahlen für die Hälfte der Ab- 
geordneten ; die ministeriellen Kandidaten unterliegen meistens. 
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Prankreich. Gesetzgebender Körper. Dreolle verlangt Vor- 
lage der diplomatischen Schriftstücke über das Konzil, über 
die Frage der Kapitulationen (Verträge über die richter- 
lichen Befugnisse der Konsuln im Orient), und über Spanien. 
Der Minister des Aeussern Herzog von Gramont lehnt es 
ab, weil die Verhandlungen noch schwebend seien. 

Italien. Auf eine Anfrage von Bertani erklärt der Minister- 
präsident Lanza: die Regierung werde das Gesetz wegen 
der Beihilfe zur St. -Gotthard-Balm in der nächsten Session 
einbringen. 

Vereinigte Staaten von Wordamerika. Kongress. Eine Bot- 
schaft des Präsidenten Grant über Cnba bezeichnet die 
Kriegführung daselbst als beiderseits barbarisch ; die dor- 
tigen Feindseligkeiten seien kein Krieg im völkerrechtlichen 
Sinn, (d. h. die Aufständischen könnten nicht als Krieg- 
führende anerkannt werden). 

MS. Mittwoch. 

Frankreich. Das Journal offlciel veröffentlicht die Ernennung 
von La Gueronniere zum Botschafter in Konstantinopel, 
Armand zum Gesandten in Lissabon, Berthemy in Brüssel, 
Prevost-Paradol in Washington. 

MS. Donnerstag. 

Sachsen - Weimar. Zu Eisenach die deutsche evangelische 

Kirchenkonferenz. 
Belgien. Das Ministerium beschliesst abzudanken. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 

des Kongresses. Annahme des Garfleld'schcn Antrags über 

das Papiergeld, mit 98 gegen 71 Stimmen. 

M7. Freitag. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 

Auslieferungsbill. 
Türkei. Rumänien. Bei den Wahlen zur Abgeordnetenkammer 

sind gewählt worden: 4-1 Gemässigtliberale, 42 Konservative, 

26 Radikale. 

MS. Samstag. 

Sachsen. Dr. Eduard Vehse, geb. 18. Dez. 1802 zu Freiberg*, 
Herausgeber der vielbändigen Geschichte der deutschen Höfe, 
t zu Nenstriessen bei Dresden, 67 7* Jahre alt. 
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Großbritannien und Irland. Oberhaus. Zweite Lesung der 

irischen Landbill. 
Kirchenstaat. Konzil« Kardinal Guidi spricht sich gegen die 

Unfehlbarkeit aus. (Der Papst lässt ihn sogleich rufen und 

wirft ihm Ketzerei vor; dagegen beglückwünschen ihn die 

Bischöfe der Opposition). 

MB. Sonntag. 

Würtemberg. Fest der (nationalliberalen) Deutschen Partei auf 
der Burg Hohenzollern. Die Theilnehmer senden ein Tele- 
gramm an den Grafen Bismarck, der ihnen telegraphische 
Antwort sendet. 

Belgien. Blutiger Auflauf zu Yerviers, aus Anlass der Ein- 
berufung der Militärdienstpflichtigen. 

Frankreich. Aus Anlass eines Antrags des Marquis von Pire 
auf Wiederzulassung der bourbonischen Prinzen in Frank- 
reich, erlassen vier Prinzen vom Hause Orleans: der Graf 
von Paris, der Prinz von Joinville, der Herzog von Au- 
male, der Herzog von Chartres, einen Brief aus Twicken- 
hain (England) an die Abgeordneten, worin sie die Rückkehr 
als ihr Recht beanspruchen. 

20 • Montag. 

Norddeutscher Bund. Unterzeichnung des Vertrags worin 
der Bund dem Vertrage vom 15. Oktober 1869 zwischen 
Italien und der Schweiz bezüglich der Gotthardbahn bei- 
tritt, und sich zur Zahlung von 10 Mill. Francs für dieselbe 
verpflichtet 

Würtemberg. Ankunft des Kaisers von Russland zu Stuttgart. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Verhandlung über Mony's 
Anfrage wegen des Vertrags über die Gotthardbahn. Der 
Minister des Auswärtigen Herzog von Gramont erklärt, im 
Gegensatze zu der Erklärung des Grafen Bismarck in der 
Reichstagssitzung vom 25. Mai: er habe nicht nöthig geheim 
zu thun, die Frage sei keineswegs delikater Natur, sie sei 
nicht politisch, sondern rein volkswirtschaftlich. Die Kammer 
geht zur Tagesordnung über. 
Jules Alfred Huot de Goncourt, geb. 17. Dezbr. 1830 zu 
Paris, der mit seinem älteren Bruder Edmund Ludwig 
Anton gemeinschaftlich ausgezeichnete Romane u. a. ge- 
schrieben, f 3972 Jahre alt. 
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21. Bimstag. 

PreuBsen. Friedrich von Raumer, Professor seit 1811, schliesst 
seine Vorlesungen. 

Prankreich. Senat. Verhandlung über Brenier's Anfrage 
wegen des beabsichtigten Vertrags mit Spanien über gegen- 
seitige Vollziehung der Urtheile. Er findet Missbilligung 
im Senat. 

Spanien. Cortes. Der Antrag Castelar's auf sofortige Ab- 
schaffung der Sklaverei wird mit 78 gegen 48 Stimmen 
abgelehnt. 

China. Die Franzosen zu Tien-Tslng, unter ihnen der Konsul 
und sein Sekretär, die Priester, neun barmherzige Schwestern, 
zwei Kaufleute mit ihren Frauen, auch zwei Russen und 
eine Russin (diese drei aus Irrthum) werden vom Volk 
überfallen und ermordet, das Haus des Konsuls, die Kirche, 
das Kloster und das Spital der Nonnen verbrannt; die übrigen 
Europäer werden verschont. Anlass ist der Verdacht des 
Kinderraubs den die französischen Missionäre betreiben 
sollen. (Tages darauf ist die Ruhe hergestellt.) 

22. Mittwoch. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Wien Abschluss einer Uebereinkunft 
mit dem Norddeutschen Bund wegen Aufhebung der 
Elbzölle 

Schweiz. Ludwig von Oettingen- Wallerstein , geb. 81. Jan. 

1791, regierender Fürst 1802 bis 1806, dann mediatisirt, 

1831 bis 1838 und abermals 1847 bairischer Minister, längere 

Zeit Kammermitglied, f 79 V« Jahre alt. 
Frankreich. Gesetzgebender Körper. Verhandlung über die 

Ernennung der Bürgermeister. 
Spanien. Cortes. Annahme des Gesetzes über allmälige Ab- 

Schaffung der Sklaverei. 

23. Donnerstag. 
"Würtemberg. Audienz der Pariser evangelischen Geistlichen 
Monod und Pressense nebst zwei Kollegen bei dem Kaiser 
von Russland auf dem Landhause Berg bei Stuttgart, um 
ihm die Beschwerden der Protestanten in den Ostseeländern 
wegen Beliaionsbedrückung vorzutragen. (Der Kaiser erklärt : 
er könne das Gesetz nicht ändern welches den Rücktritt aus 
der russischen Kirche verbietet.) 
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Oesterreich-Ungarn. Das Schauspielhaus zu Brünn wird durch 
Feuersbrunst zerstört. 

25. Freitag. 

Würtemberg. Enthüllung des 'Kepler-Denkmals zu Weil der 
Stadt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Antrag auf Erwählung 
der Bürgermeister durch den Gemeinderath wird mit 187 
gegen 55 Stimmen abgelehnt. 
Das Journal offlciel erklärt, nachdem kürzlich der päpstliche 
Nuntius Chigi im Auftrag des Papstes ein Belobungsschreiben 
an die französischen Geistlichen erlassen die sich für die 
Unfehlbarkeit ausgesprochen : „Das Staatsrecht untersage 
solche Beziehungen eines Gesandten mit dem Innern des 
Reichs; der Minister des Aeussern habe den Nuntius auf 
die vorgekommene Unregelmässigkeit aufmerksam gemacht, 
und der Nuntius habe sich mit einem Irrthum entschuldigt, 
sein Bedauern ausgedrückt, und erklärt dass ein ähnlicher 
Vorgang nicht mehr stattfinden werde." 

Italien. Einweihung der Gebeine der im Jahre 1859 bei San- 
Martino und bei Solferino Gefallenen; ein, französischer 
und ein österreichischer Oberst sind als Abgesandte zu- 
gegen. 

26. Samstag. 

Frankreich. Die Exkönigin Isabelle von Spanien unter- 
zeichnet zu Paris ihre Abdankung zu Gunsten ihres ältesten 
Sohnes, dieser nimmt den Titel König Alfonso XII. an. 

2H. Sonntag. 

Würtemberg. Abreise des russischen Kaisers von Stuttgart, 
über Bruchsal wo er mit dem König von Preussen zu- 
sammentrifft, nach Darmstadt und Weimar. 

Belgien. Zu Brüssel Versammlung von Delegirten der konstitu- 
tionellen Vereine aus fünfundzwanzig Städten ; dieselbe er- 
klärt: es sei eine konstitutionelle Pflicht ein liberal-demo- 
kratisches Ministerium zu bilden falls die Krone es anbiete, 
da die Partei in beiden Kammern noch die Mehrheit habe. 

Hussland und Polen. Eröffnung des livländischen Landtags. 
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97. Montag. 

Oesterreich -Ungarn. Erlöschen des Kartellvertrags mit Russ- 
land, in Folge seiner Nichterneuerung. 

Niederland. Armand Barbes, geb. 18. September 1809 zu 
Pointe-a-Pitre auf Guadeloupe, Republikaner, thätiges 
Mitglied mehrerer geheimen Gesellschaften, den 15. Mai 
1848 an der Spitze eines Aufstandes gegen die National- 
versammlung, f im Haag 1 , 60 Jahre alt. 

Grossbritannien und Irland. George William Frederick 
Villiers Graf von Clarendon, geb. 12. Januar 1800, 
1833- 1838 Gesandter in Spanien, 1838 Peer, 1840—1841 
Grosssiegelbewahrer, 1846—1852 Handelsminister, 1847 Lord- 
Lieutenant (Statthalter) von Irland, 1853—1858 Minister des 
Auswärtigen, 1864 bis zu seinem Tode abermals Minister, 
f 70 1 % Jahre alt. 

Türkei. Rumänien. Eröffnung einer ausserordentlichen Kammer- 
session Behufs Prüfung der Wahlen. 



Kt Dienstag. 

Preussen. Der nassauische Kommunallandtag lehnt den Re- 
gierungsvorschlag ab: dass im Ausschuss dieses Landtags 
der Adel und der Grossgrundbesitz durch zwei Mitglieder 
vertreten sein sollen: er verwirft das ganze Landtagsstatut 
mit 13 gegen 9 Stimmen. 

Oesterreich -Ungarn. Der Minister für Landesverteidigung 
Widmann wird auf sein Gesuch seiner Stelle enthoben. 
(Vgl. 7. u. 13. Mai.) 

Grossbritannien und Irland. Sir James Clark, Leibarzt der 
Königin, f zu London über 82 Jahre alt. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Annahme des Gesetzes 
über die Bürgermeister und Beigeordneten , welche durch die 
Regierung ernannt werden sollen, mit 178 gegen 36 Stimmen 





i% 1 




MW, 



Vertrags mit der Schweiz. 

9B. Mittwoch. 

Sachsen- Weimar. Der König von Sachsen trifft zu Weimar 
ein ; der Kaiser von Russland reist mit ihm nach Dresden. 
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SO. Donnerstag. 

Preuasen. Theodor Mintrop , geb. 17. April 1814 auf dem 
Bauernhofe Barkhofen bei Werden an der Ruhr, Maler 
und Zeichner, f zu Düsseldorf 56 Jahre alt. 

Frankreich. Ollivier erklärt im Gesetzgebenden Körper: der 
Frieden Europas sei nie gesicherter gewesen als jetzt. 

Griechenland. Abermalige Erdbeben auf der Insel Santorin. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Der Senat 
verwirft mit 48 gegen 28 Stimmen den Vertrag über das 
Protektorat von Santo-Domingo. 

Hamburg. Unruhen in Folge einer grossen Arbeitseinstellung 

der Zimmerleute und Maurer. 
Italien. Anwesenheit der chinesischen Gesandlschaft in Florenz. 
Russland und Polen. Der Gesandte zu Athen Nowikoff wird 

nach Wien, der zu Karlsruhe SaburofF nach Athen versetzt. 
Der im Ministerium beschäftigte General Fadiejeff, bekannt 

durch seine panslawistischen Schriften gegen Oesterreich, 

wird des Dienstes entlassen. (Vgl. im Laufe Februars.) 
Griechenland. Ministerkrisis, in Folge von Zwistigkeiten zwischen 

Zaimis und Valaoritis in Betreff der Untersuchung über die 

Raubthat bei Marathon. 
Türkei. Grenz Streitigkeiten mit Persien. 
Mejico. Fortwährende Unruhen und Meutereien in den meisten 

Provinzen. General Placido de la Vega beraubt die Stadt 

Guaymas; der nordamerikanische Commodore Low zerstört 

dafür, auf Bitten der Einwohner, das Schiff das ihm zu seinem 

Raubzuge gedient hat. 
Brasilien. Den Kammern wird ein Gesetz über Abschaffung 

der Sklaverei vorgelegt: die künftig von Sklaven geborenen 

Kinder sollen frei sein. 

Juli 1870. 

•WwU #. Freitag. 

Deutschland. Der von dem Norddeutschen Bund und allen 
übrigen Staaten Deutschlands mit England abgeschlossene 
Postvertrag tritt in Wirksamkeit 
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Baiern. Einführung des neuen Civilprozesses. 

Oesterreich-Ungarn. Erzherzog Albrecht geht nach Warschau, 
um dort den Kaiser von Russland im Namen des Kaisers 
Franz Joseph zu begrüssen und ihm ein Schreiben desselben 
zu überbringen. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Die Abschaffung der 
Strafen die das Gesetz darauf setzte wenn (katholische) Bi- 
schöfe sich Titel von Städten u. s. w. beilegten, wird in der 
Komitee-Berathung genehmigt. 

Dänemark. Schliessung des Reichstags. 

2, Samstag, 

Baiern. Kammer der Abgeordneten. Beschluss die Advokatur 
allen denen welche die Staatsprüfung bestehen und mehrere 
Jahre bei einem Advokaten gearbeitet, freizugeben. 

Belgien. Bildung eines klerikalen Ministeriums: Freih. d'Ane- 
than Präsidentschaft und Aeusseres, Kervyn de Lettenhove 
Inneres, Cornesse Justiz, Tack Finanzen, Jacobs öffent- 
liche Arbeiten, Guilleanme Krieg. 

Frankreich. Gesetzgebeuder Körper. Die von Glais-Bizoin 
beantragte Herabsetzung der RekrulenzaJil des Jahres (90,000 
Mann) wird mit 191 gegen 39 Stimmen abgelehnt. — Die 
Petition auf Gestattung der Rückkefir an die Prinzen von 
Orleans wird mit 174 gegen 31 Stimmen und 49 sich ent- 
haltende abgelehnt 

Kirchenstaat. Konzil. Annahme des ersten und zweiten 
Kapitels über den Primat des Papstes. 

Spanien. Das Ministerium beschliesst mit der Thronbewerbung 
des Prinzen Leopold von Hohenzollern hervorzutreten. 

Türkei. Der Khedive von Aegypten Ismail Pascha trifft zum 
Besuch in Konstantinopel ein. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Annahme von Schenk's Konsolidationsbill 
mit 129 gegen 41 Stimmen: 1000 Millionen Staatsschuld- 
Scheine zu 4 Prozent Zinsen sollen ausgegeben werden, 
abgabenfrei, in dreissig Jahren in Baar zurückzuzahlen, al 
pari gegen die älteren Staatsschuldscheine umtauschbar. 

3. Sonntag. 

Preussen. Fünfter deutscher Journalistentag in Frankfurt am 
Main (3-5 Juli). 
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Alfred von Auerswald, geb. 17. Dez. 1797, Abgeordneter, 

1848 Minister, f 72 1 k Jahre alt. 
Oesterreich - Ungarn. Tewfik-Pascha, Sohn und Erbe des 

Khedive von Aegypten, der einige Tage in Wien verweilte, 

reist nach Hause, von seinem Vater gerufen. 
Grossbritannien und Irland. Graf Granville erhält das 

Auswärtige, an seiner Stelle wird Graf Kimberley Minister 

der Kolonien, an dessen Stelle Viscount Halifax (Charles 

Wood) Grosssiegelbewahrer. 
Der Gesandte in Madrid Layard theilt den gestrigen Be- 

schluss des Ministeriums (HohenzoUern's Kandidatur) der 

englischen Regierung mit 
Russland und Polen. In Warschau Enthüllung des Denkmals 

des Fürsten Paskje witsch. 

£. Montag. 

Baden. Adolf Holtzmann, geb. 2. Mai 1810 zu Karlsruhe, 
Professor an der Hochschule Heidelberg, ausgezeichneter 
Sprachforscher, namentlich im Altdeutschen, f daselbst 60 
Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Wien Eröffnung des Hochverraths- 
Prozesses gegen eine Anzahl Arbeiter, vorzugsweise Ober- 
winder. 

In Böhmen Nachwahlen zum Landtag, Sieg der Deklaranten. 

Valentin Ritter von Strefifleur, Professor, Militärbeamter, aus- 
gezeichneter Landkartenzeichner, Herausgeber der Militä- 
rischen Zeitschrift, f zu Wien, 61 Jahre alt 
Kirchenstaat. Konzil. Alle noch eingeschriebenen Redner 
über die Unfehlbarkeit verzichten aufs Wort. 

•5. Dienstag. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Cochery und andere 
Abgeordnete bringen eine Anfrage ein, wegen der Bewerbung 
des Prinzen Leopold von Holienzollern um den spanischen 
Thron. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Bei Be- 
rathung der Naturalisationsbill beschliesst der Senat mit 
31 gegen 20 Stimmen: dass Afrikaner naturalisirt werden 
können, und mit 31 gegen 17 Stimmen die Ausschliessung 
der Indianer und Chinesen von diesem Rechte. 
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S. Mittwoch. 

Freusse n. Der nassauische Kommunallandtag nimmt in zweiter 
Lesung das Verwaltungsregulativ für Nassau mit 13 gegen 
12 Stimmen an, nach wiederholter Streichung der Vertretung 
des Adels und des grossen Grundbesitzes im Landtags- 
ausschuss. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Der Minister des Aus- 
wärtigen Herzog von Gramont verliest seine Antwort auf 
die Anfrage von Cochery (vgl. 5. Juli): Marschall Prim 
habe dem Prinzen von Hohenzollera die spanische Krone 
angeboten, dieser sie angenommen; die französische Regie- 
rung werde nicht dulden dass eine deutsche Macht eines 
ihrer Kinder auf den spanischen Thron setze; sie vertraue 
der Einsicht des deutschen Volkes und der Freundschaft 
des spanischen; sollte jedoch ihre Erwartung nicht erfüllt 
werden, so werde sie ihre Pflicht thun. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Sonntagsverkehrs-Bül mit 109 gegen 64 Stimmen. 

Vereinigte Staaten von Wordamerika. Kongress. Der Senat 
nimmt die Bill über Steuernachlässe an. 

7. Donnerstag. 

Schweiz. Kanton Tessin. Grosser Rath. Beschluss die bis- 
herige Eintheilung des Kantons in acht Bezirke beizu- 
behalten, statt in vier, wie die Abgeordneten aus dem süd- 
lichen Gebiet (Lugano) vorgeschlagen. Darauf verlassen 
53 Abgeordnete den Saal. Die Zurückgebliebenen bestimmen 
mit 58 gegen 3 Stimmen Bellinzona zum ständigen Haupt- 
ort. (Bisher wechselte der Regierungssitz zwischen Bellinzona, 
Lugano und Locarno.) Am nämlichen Abend wird in Lugano 
die Trennung des südlichen Gebiets vom Kanton ausgerufen. 

Frankreich. Allgemeine Arbeitseinstellung in Mflhlhansen. 

Spanien. Rundschreiben des Ministers des Auswärtigen Sagasta 
an die spanischen Gesandtschaften im Auslande, Mittheilung 
dass Prinz Leopold von Hohenzollera die Thron-Kandi- 
datur angenommen; dabei wird mit besonderem Nachdruck 
hervorgehoben : die Regierung sei ohne den geringsten Ein- 
fluss eines auswärtigen Kabinettes verfahren. Der Prinz sei 
mit den meisten regierenden Häusern verwandt, ohne irgend- 

11 
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wo zur Thronfolge berechtigt zu sein, so dass jeder Gedanke 
der Feindseligkeit gegen irgend eine Macht ausgeschlossen sei. 

Russland und Polen. Schluss des Inländischen Landtags, 
auf welchem die deutsche und liberale Partei die Mehr- 
heit hatte. 

8. Freitag. 

Preussen. Der französische Gesandte in Berlin Benedetti 
kommt aus Wildbad nach Ems, (wo sich der preussische Ge- 
sandte in Paris Werther ebenfalls befindet), um Besprechungen 
mit dem König zu halten. 

Grossbritannien und Irland. Depesche des Ministers Gran- 
ville an den englischen Botschafter in Paris Lord Lyons: 
„Der norddeutsche Botschafter in London Graf Bernatorff 
sagte mir: 

„Die norddeutsche Regierung wünsche sich nicht in die Angelegen- 
heit der Thronkandidatur zu mischen , sondern überlasse es der 
französischen Regierung den von ihr passend gefundenen Weg ein- 
zuschlagen, und der preussische Vertreter in Paris sei angewiesen 
worden sich aller Einmischung zu enthalten. Die norddeutsche Re- 
gierung habe kein Verlangen nach einem Thronfolgekrieg; wenn 
aber Frankreich gegen sie Krieg führen wolle auf Grund einer 
von 8panien getroffenen Königswahl, so werde dies ein Verlangen 
nach einem Kriege ohne jede gerechte Ursache zeigen." 

Depesche des Botschafters in Paris Lord Lyons an Lord 
GranviUe: „Der Minister Gramont sagte mir: 

„Preussen habe noch keine Antwort auf die Forderung Frankreichs 
gegeben; letzteres dürfe in Folge dessen mit seinen militärischen Vor- 
bereitungen nicht länger zögern. Einige Schritte in dieser Richtung 
seien bereits geschehen, und morgen müssten die Behörden allen 
Ernstes beginnen . . . Als ich dann mein Erstaunen und Bedauern 
über die Schnelligkeit ausdrückte mit welcher die französische Re- 
gierung vorzugehen schien, blieb Gramont dabei dass ein längerer 
Aufschub unmöglich sei . . . Man könne nicht sagen dass Frank- 
reich den Streit suche; von der Schlacht bei Sadowa bis zu dieser 
Thronkandidatur habe die französische Regierung eine Geduld, eine Mdssigung, 
einen versöhnlichen Geist entwickelt der nach der Meinung vieler Fran- 
zosen zu weit gegangen sei . . . Es stehe ernstlieh zu hoffen dass der 
König von Preussen dem Prinzen offen verbieten werde nach Spanien zu 
gehen. Es gebe indessen noch eine andere Lösung der Frage auf 
welche er (Gramont) die englische Regierung besonders aufmerksam 
machen wolle. Der Prinz von Hohenzollern könnte seine Präten- 
sionen auf den spanischen Thron aus eigenem Antriebe aufgeben . . . Ein 
freiwilliger Rücktritt Seitens des Prinzen würde seiner (Gramonts) Ansicht 
zufolge eine höchst glückliche Lösung schwieriger und verwickelter Fragen 
sein, und er bitte die englische Regierung allen ihren Einfluss auf- 
zubieten um eine solche Lötung zuwege zu bringen." 
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Belgien. Das Ministerium verordnet die Auflösung und Neu- 
wahl der Kammern. (Der erste Fall in Belgien dass eine 
zur Hälfte erneuerte Kammer vor ihrem Zusammentreten 
wieder aufgelöst wird.) 

Kirchenstaat. Konzil. Der Papst befiehlt dass kein Bischof 

mehr das Konzil verlasse. 
Spanien. Die ministerielle Zeitung El Imparcial veröffentlicht 

. eine Erklärung des Staatsministers (d. h. Ministers des Aus- 
wärtigen) Sagasta an den französischen Gesandten Mercier 
de Lostende: Frankreich habe der Reihe nach alle Kandi- 
daturen bekämpft um die Wahl des Prinzen Alfonso (Sohns 
der Exkönigin) zu begünstigen. Spanien lasse sich keines- 
wegs von der preussischen Politik ins Schlepptau nehmen. 

Der Abgeordnete Salazar y Mazarredo veröffentlicht aufs 
neue ein schon vor acht Monaten von ihm herausgegebenes 
Schriftstück worin er erklärte dass er schon im Herbste 
1869 die Kandidatur des Prinzen Leopold empfohlen habe. 
(Mazarredo, obwohl ein Mitglied der Union liberal welche 
für Montpensier ist, hatte fünf Reisen ins Ausland zum 
Behufe jener Kandidatur gemacht.) 

Die Cortes werden auf den 20. Juli einberufen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Die Bill 
zur Vermehrung des Papiergeldes um 54 Millionen Dollars 
wird von beiden Häusern angenommen. 
Akerman übernimmt die Stelle des Attorney- General (Qcner&l- 
An walte) des Bundes, d. h. ungefähr eines Justizministers. 

B. Samstag. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Garnier - Pages bean- 
tragt: Die Kaperei und Wegnahme feindlicher Handels' 
schiffe ist abgeschafft; die Blökade und Beschiessung von 
Handelsniederlagen und offenen Städten ist den Staatsschiffen 
untersagt; die Gegenseitigkeit ist hierzu Vorbedingung, sie 
soll allen Ländern angeboten werden. — Der Antrag wird 
als dringlich an einen Ausschuss verwiesen. 
In dem Prozess gegen die französischen Mitglieder des in 
London gegründeten allgemeinen Arbeitervereins Association 
internationale, wird eine Anzahl derselben verurtheilt, einige 
wegen Theilnahme an einer geheimen, andere wegen Theil- 
nahme an einer nicht erlaubten Gesellschaft. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Der Senat 
genehmigte den mit England abgeschlossenen Naturalisar 
tionsvertrag. 

Repüblica de la Plata (Buenos Ayres). Die Hebellen unter 
Lopez Jordan nehmen die Stadt Concepcion ein. 

MO. Sonntag. 

Norddeutseher Bund. Das auswärtige Amt theilt den Ge- 
sandten des Bundes in Deutschland mit: dass die Bundes- 
regierungen, insbesondre die preussische, sich jeder Einwir- 
kung auf die spanische Königswahl enthalten hätten und 
ferner enthalten würden, da diese Angelegenheit ausschliess- 
lich Spanien und den Gcwälüten angehe; dies sei der fran- 
zösischen Begierung bekannt, wenn auch eingebende und 
vertrauliche Erörterungen durch den Ton verhindert werden 
in welchem die Sache von Haus aus durch" die französi- 
schen Minister besprochen worden sei. 

Schweiz. Kanton Genf. Die vom Grossrath beschlossene Ein- 
theilung des Kantons in fünf Wahlbezirice wird bei der 
Volksabstimmung, im Sinne der Radikalen mit etwa 800 
Stimmen Mehrheit unter 8000 Abstimmenden verworfen. 

Grossbritannien und Irland. Depesche des Botschafters in 
Paris Lord Lyons an den Minister Granville: „Der Her- 
zog von Gramont bemerkte mir dass einfache Vorsicht ge- 
biete mit den militärischen Vorbereitungen nicht zurück zu 

sein Es sei nöthig dass Frankreich wenigstens ebenso 

weit sei wie Preussen. . . Die französische Regierung wolle 
auf eine kurze Zeit (zum Beispiel 24 Stunden) jene grossen 
ostensiblen Kriegsvorbereitungen (wie Einberufung der Re- 
serven), welche die öffentliche Stimmung Frankreichs ent- 
zünden würden, verschieben. Alle wesentlichen Vorbereitungen 
indess müssten unverzögert ausgeführt werden. Die französi- 
schen Minister würden unweise sein, wenn sie es darauf an- 
kommen lassen wollten Preussen durch ausweichende Vor- 
wände einen Zeitgewinnst zu gestatten. . . Wenn der Prinz 
jetzt auf den Baih des Königs von Preussen hin seine Kan- 
didatur zurückzöge, so würde die ganze Angelegenheit er- 
ledigt sein Wenn aber der Prinz nach seiner Be- 

rathung mit dem König darauf beharre als Kandidat für 
den spanischen Thron aufzutreten, dann werde Frankreich 
sofort gegen Preussen den Krieg erklären." 
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##. Montag. 

Preußsen. Der Prinz Leopold von Hohenzollern verzichtet 
auf die spanische Thronbewerbung. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Der Minister des 
Auswärtigen Granville erklärt: er unterhandle mit allen 
Grossmächten um den Frieden zu erhalten. 
Unterhaus. Der Unterstaatssekretär des Auswärtigen Otway 
erklärt: es sei nicht wahr dass England sich der spanischen 
Kandidatur eines Hohenzollern günstig geäussert habe. — 
Gladstone gibt eine ähnliche Erklärung wie Graf Gran- 
ville im Oberhaus. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Erklärung des Herzogs 
von Gramont Ministers des Auswärtigen: „Die Regierung 
begreift die Ungeduld der Kammer und des Landes, theilt 
ihre Spannung (preoccupation), kann aber jetzt ihre endgil- 
tige Entschliessung nicht kundgeben; sie erwartet eine Ant- 
wort von welcher dieselbe abhängen wird. Alle Kabinette 
scheinen bis jetzt die vollkommene Berechtigung unserer Be- 
schwerden anzuerkennen." Der Abgeordnete Arago: „Be- 
ziehen sich die durch die französische Regierung gestellten 
Fragen allein auf den Punkt hinsichtlich des Anerbietens der 
spanischen Krone durch PrimP Sollten diese Fragen ver- 
wickelter Natur sein, so würden wir hierin nur einen Vor- 
wand sehen den Krieg zu erklären." Der Minister gibt keine 
Antwort. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Die Kon- 
ferenz beider Häuser beschloss: die Regierung soll Bundes- 
schuldscheine für 1000 Millionen Dollars zu vier Prozent rück- 
zahlbar in 30 Jahren, für 300 Millionen zu vier und ein 
halb Prozent rückzahlbar in 1 5 Jahren, für 20 Millionen zu 
fünf Prozent rückzahlbar in 10 Jahren ausgeben, behufs 
einer Umwandlung der Bundesschuld. (Vgl. 2. Juli.) 

Türkei. Abermalige Feuersbrunst in Konstantinopel, 2500 Häu- 
ser ärmerer Besitzer brenuen ab. 

12* Dienstag. 

Grossbritannien und Irland. Depesche des Botschafters in 

Paris Lord Lyons an den Minister Grafen Granville: 

„Der Herzog von Gramont theilte mir mit dass der Fürst von 
Hohenzollern die Kandidatur seines Sohnes in aller Form zurückge- 
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zogen habe. Dieses setze die französische Regierung in grosse Verlegen- 
heit. Einerseits sei die öffentliche Meinung in Frankreich so aufgeregt 
dass es zweifelhaft sei ob das Ministerium nicht morgen gestürzt 
werde, wenn es in der Kammer die Angelegenheit als erledigt an- 
kündigte ohne eine vollständigere Genugtuung von Preußen erlangt zu 
haben. Anderseits mache der Rücktritt des Prinzen Leopold der ur- 
sprünglichen Vrsarhe des Streits ein Ende . . . Spanien sei jetzt jedenfalls aus 
der Streitfrage heraus, und der Streit, — wenn es Streit gebe, — be- 
schränke sich auf Frankreich und Preussen. Ich verhehlte dem Herrn 
von Gramont mein Erstaunen und Bedauern nicht dass die franzö- 
sische Regierung einen Augenblick zögern könne den Rücktritt des 
Prinzen als Beilegung der Angelegenheit anzunehmen. So dringend wie 
ich konnte, hob ich alle die Gründe hervor welche die Zurückziehung 
seinerseits von der früheren Versicherung, für die englische Regierung pein- 
lich und beunruhigend machen werde. Ueberdies wies ich daraufhin 
wie der Rücktritt des Frinzen die Stellung Frankreichs gänzlich 
ändere. Wenn jetzt ein Krieg ausbreche, so würde ganz Europa 
sagen: Frankreich trage die Schuld; Frankreich habe sich ohne that- 
sächlichen Grund hineingestürzt, blos aus Stolz und Empfindlichkeit 
. . . Preussen dürfe dann wohl den Beistand von ganz Deutschland 
erwarten, um einem Angriffe Widerstand zu leisten dem man keinen 
andern Beweggrund unterschieben könne als die Ei/ersucht Frankreichs, 
und eine leidenschaftliche Begierde seinen Nachbar zu demuthigen. Ich 
sagte geradezu : Frankreich würde die öffentliche Meinung in der ganzen Welt 
gegen sich haben, und sein Gegner all den VortheilJemandes der augen- 
scheinlich zur Selbstverteidigung, um einen Angriff abzuwehren, zum 
Kriege gezwungen wird Nach einiger Erörterung sagte Gra- 

mont: ein Endentschluss hänge von einem Ministcrrathe ab welcher 
morgen in Gegenwart des Kaisers abgehalten werden solle, und dessen 
Resultat der Kammer unmittelbar darauf mitgttheilt werden müsse. Gegen 
drei Uhr morgen werde die Welt wissen welchen Weg Frankreich 
einzuschlagen gedenke. Er werde nicht im Stande sein mich zwischen dem 
Ministerrathe und seinem Erscheinen in der Kammer zu sehen, aber er ver- 
sichere mich dass auf die Ansicht welche ich Namens der engli- 
schen Regierung abgegeben habe, das nöthige Gewicht gelegt werden 
solle." 

Unterhaus. Der Premierminister Gladstone erklärt: die Re- 
gierung werde allen berechtigten Einfluss aufbieten um jede 
Erschütterung Europas die aus der Thronbewerbung des 
Prinzen Hohenzollern hervorgehen könne, zu verhindern. 

Prankreich. Der spanische Gesandte Olozaga theilt dem Mi- 
nister Gramont die Verzicktleistung des Prinzen von Hohen- 
zollern amtlich mit. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Das Ministerium legt den Gesetz- 
entwurf über die Gotthardbahn vor, und einstimmig wird 
die Dringlichkeit beschlossen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongress. Annahme 
des NaturalisationsG Qsetzos (vergl. 5. Juli) in beiden 
Häusern. 
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13. Mittwoch. 

Preussen. Der französische Gesandte Benedetti vcrlässt Ems 
um nach Paris zurückzukehren. (Vgl. 14. Juli.) 

Oesterreich-Ungarn. Offiziöser Artikel der (amtlichen) Wiener 
Abendpost : Die Hohenzollern'sche Kandidatur sei schon 
seit Wochen bekannt gewesen; in Paris habe es jedoch 
überraschen müssen dass Abmachungen stattfanden ehe eine 
Auseinandersetzung mit den Grossmächten stattgefunden habe. 
Dergleichen sei gegen die bisherige Uebung. Das Tuilerien- 
Kabinet habe sich durch diesen Versuch ein fait accompli 
zu schaffen, um so peinlicher berührt gefunden als es aus 
seiner Haltung bei der Einsetzung des Fürsten Karl in 
Rumänien grössere Rücksichtnahme fordern durfte. 

Abgeordnetenhaus zu Pest. Auf Anfrage von Csaky und 
Horn erklärt der Ministerpräsident Andrassy : „Die vom 
Abgeordneten Horn erwähnte angebliche Uebereirikunft 
zwischen Ungarn-Oesterreich und Frankreich besteht nicht 
Es ist im Gesetz ausgesprochen und liegt in der Natur der 
Sache dass das gemeinsame Ministerium für auswärtige An- 
gelegenheiten (Graf Beust) nie anders handelte als im Ein- 
vernehmen mit den Ministerien beider Staatsgebiete, und so 
wird es auch in Zukunft sein. 

Qrossbritannien und Irland. Depesche des Botschafters in 
Berlin Lord Augustus Loftus an den Minister Grafen 
Granville : 

„Ich hatte heute eine Unterredung mit dem Grafen Bismarck, 
und wünschte ihm Glück zu der bevorstehenden Lösung- der schweben- 
den Krise durch den freiwilligen Rücktritt des Prinzen von Hohen- 
zollern. Er schien etwas im Zweifel darüber zu sein ob sich diese 
Lösung- als Beilegung der Diflercnz mit Frankreich ausweisen werde. 
Er sagte mir dass die vom KcThige von Preussen bewiesene Mässigung gegen- 
über dem drohenden Tone der französischen Regierung, in Preussen 
allgemeine Entrüstung hervorgerufen habe. Von Paris sei, — wiewohl 
nicht offiziell von Baron Werther — die Nachricht eingetroffen dass 
diese Lösung der spanischen Schwierigkeit nicht hinreichen werde die 
französische Regierung zufrieden zu stellen, und dass diese neue An- 
sprüche geltend machen wolle. Sei dies der Fall, dann liege es klar 
zu Tage dass die spanische Thronfolgefrag-e ein blosser Vorwand ge- 
wesen, und es der wirkliche Zweck Frankreichs sei für Königgrätz Rache 
zu nehmen. Die deutsche Nation fühle dass sie vollständig im Stande 
seiu würde es mit Frankreich aufzunehmen, und sie vertraue so sehr 
auf militärischen Erfolg wie die französische nur könne. Er habe 
bestimmte Nachrichten dass in Frankreich Kriegsrüstungen betrieben 
worden sind und augenblicklich betrieben werden. . . . Wenn diese 
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fortgesetzt werden, werde er sich genöthigt sehen die französische 
Regierung um Aufklärung über deren Zweck und Bedeutung anzu- 
gehen. — Es scheint mir gewiss dass Graf Bismarck und das preus- 
si sehe Ministerium die Haltung des Königs dem Grafen Benedetti gegen- 
über bedauern, und dass sie angesichts der öffentlichen Meinung in 
Deutsehland entscheidende Massregeln zur Wahrung der nationalen 
Ehre für nothwendig erachten. . . 

Belgien. Zu Brüssel, Versammlung von Abgeordneten der liberalen 
und fortschrittlichen Vereine des Landes (welche sich bei 
den letzten Wahlen getrennt hatten). Sie entwerfen ein 
gemeinschaftliches Wahlprogramm welches die zu erwählen- 
den Abgeordneten sich verpflichten müssen auszuführen: 
Wahlreform, zuerst nur für die Provinzial- und Gemeinde- 
wahlen, (damit man nicht gleich an eine Verfassungsänderung 
gehen müsse,) und Ertheilung des Wahlrechts, ohne auf das 
Mass der Steuerzahlung zu sehen, an alle die einen gesetz- 
lich zu bestimmenden Bildungsgrad besitzen ; Ausdehnung 
des Elementarunterrichts, so dass jeder die zum Wahlrecht 
erforderliche Bildung erwerben kann; Trennung von Staat 
und Kirche, Stellung des Unterrichts unter tueltliche Be- 
hörden, Gemeinsamkeit der Friedhöfe für alle Glaubens- 
genossen, Aufhebung der geistlichen Militärfreiheit; Ver- 
ringerung der Heereslasten so weit sie sich mit den Bedürf- 
nissen der Landesverteidigung verträgt; in den flämischen 
Landen sollen nur Beamte angestellt werden die flämisch 
verstehen, und sie sollen sich dieser Sprache gegen jeden 
Bürger bedienen der es verlangt. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Erklärung Gramont's, 
nach Mittheilung der Anzeige Olozaga's (vgl. 12. Juli): 
„Die Unterhandlungen welche wir gegenwärtig mit Prenssen 
führen, und die sich nie auf einen anderen Gegenstand be- 
zogen haben, dauern noch fort. u Es sei also eine weitere 
Darlegung unmöglich. Baron Jerömc David stellt folgenden 
Antrag: „In Anbetracht dass die entschiedenen und kategori- 
schen Erklärungen die der Minister früher abgegeben, von 
dem Lande günstig aufgenommen worden sind ; in Anbetracht 
ferner dass seine heutigen Erklärungen in einem schreienden 
Gegensatze zu der lächerlichen Verschleppung der Unter- 
handlungen stehen, verlange ich den Minister über seine 
Haltung zu interpelliren welche der nationalen Würde Abbruch 
thut. u Auf Verlangen des Ministers wird die Verhandlung 
hierüber auf den 15. Juli festgesetzt. 
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Kirchenstaat. Konzil. Abstimmung über die päpstliche Unfehl- 
barkeit Von 600 Anwesenden stimmen 88 mit netn, 62 
stimmen unter Vorbehalt von Bedingungen dafür, 8 1 bleiben 
von der Abstimmung weg; sonach 231 entschiedene oder minder 
entschiedene Gegner, und etwa 370 Anhänger der Unfehlbar- 
keit. Der Lehrsatz lautet : „Es ist göttlich geoffenbartes 
Dogma dass der Papst, wenn er ex cathreda d. h. in Er- 
füllung seines höchsten Hirten- und Lehramtes aller Christen, 
zufolge seiner göttlichen und apostolischen Autorität, eine 
von der ganzen Kirche anzunehmende Glaubens- oder Sitten- 
lehre verkündet, kraft göttlicher Verheissung an den heiligen 
Petrus mit derselben Unfehlbarkeit ausgestattet ist welche 
der göttliche Erlöser seiner Kirche verleihen wollte als er 
die Glaubens- und Sittenlehre gab. Deshalb sind die Lehren 
des römischen Papstes von Natur aus unfehlbar. u — Hierbei 
stimmten mit Non placet (nein) die Kardinäle Schwarzen- 
berg (Prag), Mathieu (Besancon), Rauscher (Wien), aus 
Deutsehland ferner die Kirchenhäupter von München, Bam- 
berg, Augsburg, Rottenburg, Trier, Osnabrück, Breslau, Erme- 
land, Mainz (Ketteier), Olmütz, Triest, Budweis, Gurk, 
Lavant, Steinamanger u. a.; aus Frankreich die von Paris 
(Darboy), Lyon (Ginoulbiac), und etwa 22 andere; aus 
Ungarn und dessen Nebenländern der Primas Simor, Bischof 
Strossmayer und noch etwa fünfzehn; aus Grossbritannien 
und Nordamerika etwa zehen ; die übrigen aus Italien und 
Asien. — Mit Placet juxta modum (ja unter Bedingungen): 
drei Kardinäle de Silvestri, Trevisanato (Venedig), 
Guidi (Bologna); die Kirchenfürsten Tarnoczy (Salzburg), 
Melchers (Köln), eine Anzahl Engländer, Spanier, besonders 
viele Italiener u. a. — Von der Abstimmung entfernt hielten 
sich 91 in Rom anwesende: sieben Kardinäle Mattei, Orfei, 
Quaglia, Hohenlohe, Berardi, Antonelli, Grassellini, 
viele Spanier, Asiaten, Amerikaner, und eine Anzahl Bischöfe 
in partibus infidelium (in Ländern der Ungläubigen; d. h. 
Titularbischöfe.) 

Georg Anton von Stahl, geb. 29. März 1805, Bischof von 

Wflrzbnrg, f zu Rom 65 ! /4 Jahre alt. 
Spanien. Die Regierung theilt den andern Mächten mit dass sie 

den Verzicht des Prinzen von Hohenzollern angenommen hat. 
Türkei. Rumänien. Abgeordnetenkammer. Auf Anfrage von 

Blaremberg (dem entschiedensten Anhänger Frankreichs) 
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erklärt der Ministerpräsident Epureano : die Regierung 
werde in dem bevorstehenden Krieg die strengste Neutralität 
beobachten. Blaremberg und Chitzu erwidern: das sei 
eine Demüthigung; jetzt sei der Augenblick gekommen ein 
grosses ungeteiltes Rumänien zu bilden. Der Minister 
erwidert: er sei bereit seinen Platz dem zum überlassen der 
das vermöge. Hierauf verlangt er die Kammer möge sofort 
ihren Vorstand erwählen. Joan Bratiano u. a. erklären: 
das sei gegen die Geschäftsordnung, erst müssten alle Wahlen 
geprüft sein. Der Minister verkündigt hierauf die Abdankung 
des Ministeriums; die Kammer möge ihren Vorstand wählen, 
damit der Fürst wisse an wen er sich wegen Neubildung des 
Kabinets wenden könne. Die Wahl erfolgt; es stellt sich 
heraus dass die Mehrheit weder für die Regierung noch für 
die Rothen (Bratiano), sondern für die unabhängige Partei 
ist; Costaforu wird Präsident mit 50 gegen 16 Stimmen. 

MS. Donnerstag. 

Preussen. Telegramm aus Ems, gleichlautend und gleichzeitig 
in mehreren deutschen Hauptzeitungen: „Nachdem die Nach- 
richt von der Entsagung des Prinzen von Hohenzollern 
der französischen Regierung amtlich mitgetheilt worden, 
stellte der französische Botsehafter (Benedetti) in Ems an 
den König Wilhelm die Forderung ihn zu ermächtigen dass 
er nach Paris telegraphire : der König verpflichte sich für 
alle Zukunft niemals wieder zuzustimmen wenn die Hohen- 
zollern auf diese Kandidatur zurückkämen. Der König lehnte 
jedoch ab den französischen Botschafter nochmals zu empfangen, 
und liess demselben durch den Adjutanten vom Dienst sagen: 
Seine Majestät habe dem Botschafter nichts weiter mit- 
zutheilen." 

Schweiz. Der Ständerath genehmigt den Gotthard- Vei trag mit 
37 gegen 5 Stimmen. 

Grossbritannien und Irland. Depesche des Ministers Gran- 
ville an den Botschafter Lyons: Der preussische Botschafter 
Bernatorff erklärte: er könne den Vorschlag dass der König 
von Preussen dem Prinzeu Hohenzollern verbieten solle jemals 
wieder als Bewerber um die spanische Krone aufzutreten, 
— welchen Vorschlag England unterstützte, — seinem Könige 
nicht zur Annahme empfehlen. 
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Prankreich. Preussenfeindliche Kundgebung einiger Haufen 
Leute in Paris, angeblich von der Polizei veranlasst. Auch 
für den Frieden erfolgen Kundgebungen. 

MS, Freitag. 

Norddeutscher Bund. Der Reichstag wird auf den 19. Juli 
einberufen, 

Preussen. Der König von Preussen bricht seine Kur in Ems 
ab und kehrt nach Kerlin zurück. Nach Brandenburg' 
kommt ihm Graf Bismarck entgegen ; er erlässt den Befehl 
zur Mobilmachung. In Berlin wird er mit Begeisterung 
empfangen. 

Hessen. Eine von Kationalliber alen auf den 16. Juli zu Barm- 
stadt anberaumte Volksversammlung wird polizeilich verboten. 

Würtemberg. Der russische Minister des Auswärtigen Fürst 
Gortschakoff trifft in Wildbad ein; unmittelbar darauf 
kommt der würtembergische Minister Varnbüler zur Be- 
sprechung mit ihm. 

Schweiz. Der Bundesrath verlangt die ausgedehntesten Voll- 
machten zur Wahrung der Neutralität 
Das Komitee der Friedens- und Freiheitsliga beruft einen 
Kongress derselben nach Basel auf den 24. Juli. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Horsman fragt: 
ob der französische Minister Gramont wirklich gesagt habe 
dass Frankreichs Verfahren die Sympathie aller Regie- 
rungen habe? Gladstone antwortet: Graf Granville habe 
in Betreff dieser Erklärung eine Mittheilung nach Paris 
gelangen lassen. Disraeli bemerkt: „Weder Preussen noch 
Frankreich haben das moralische Recht Krieg anzufangen 
ohne Grossbritannien zu Rathe zu ziehen. Der Herrscher 
der zu dieser Zeit den Frieden Europas stört, lädt auf sich 
die grösste Verantwortlichkeit die je auf einen Menschen 
gefallen ist." Der Premierminister Gladstone antwortet: 
Das Protokoll der Pariser Konferenz von 1856 habe es 
als allgemeine Regel anerkannt einen etwa entstehenden 
Streit mit einem Nachbar irgend einer freundschaftlichen 
Entscheidung vorzulegen, ehe zu den Waffen gegriffen werde. - 

Besprechung des Ministers Granville mit dem österreichischen 
Botschafter Grafen Apponyi, wobei letzterer mittheilte dass 
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Graf Beust den österreichischen Geschäftsträger in Berlin 
Baron Münch beauftragt habe die Gefährlichkeit der Hohen- 
zollern'schen Kandidatur darzulegen, und für den Frieden 
zu wirken. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Justizrain ister Olli vier 

verliest folgende Erklärung: 

„Die Art und Weise in welcher Sie die Erklärungen vom 6. Juli 
aufgenommen haben, gab uns die Gewissheit dass Sie unsere Politik 
billigten. Wir eröffneten hierauf Verhandlungen mit den auswärtigen 
Mächten, um ihre Vermittlung in Anspruch zu nehmen damit Preussen 
die Rechtmässigkeit unserer Beschwerden anerkenne. Wir haben nichU 
von Spanien verfangt, dessen Empfindlichkeit wir nicht reizen wollten. 
Wir haben nicht mit dem Fürsten von llohenzollern verhandelt, weil 
wir denselben durch den König von Preussen gedeckt hielten. Wir 
haben es unterlassen Beschwerden über andere Gegenstände in diese Angelegen- 
heit zu mischen. Der grösste Theil der auswärtigen Mächte bewundert 
mit mehr oder weniger Wärme die Gerechtigkeit unserer Beschwer- 
den. Der preussische Minister des Auswärtigen entgegnete hierauf 
dass er die Angelegenheit nicht kenne, und das Berliner Kabinet derselben 
vollständig fremd bleibe. Wir wendeten uns hierauf an den König 
selbst. Der König, obwohl er zugestand dass er den Prinzen von 
llohenzollern zur Annahme der Kandidatur ermächtigt habe, behauptete 
jedoch dass er den Verhandlungen zwischen den llohenzollern und 
Spanien fremd geblieben sei, dass er als Haupt der Familie, nicht 
aber als Souverän gehandelt habe; er gestand jedoch zu dass er die 
Angelegenheit dem Grafen von Bismarck mitgetheilt habe. Wir konnten 
diese Antwort nicht als befriedigend annehmen ; wir konnten diese 
subtile Unterscheidung zwischen Familienoberhaupt und Souverän 
nicht gelten lassen. Inzwischen empfingen wir vom spanischen Ge- 
sandten die Nachricht von der Verzichtleistung des Prinzen Hohen- 
zollern. Wir verlangten dass der König sich dieser Verzichtleistung 
anschliesse; wir verlangten dass er sich verpflichte, wenn die Krone den 
Hohenzollem angeboten würde, die Genehmigung zur Annahme der selb, n zu 
versagen. Unsere Forderung war eine gemässigte, und in ebenfalls 
gemässigten Ausdrücken formulirt. Wir schrieben an Benedetti : er 
möge betonen dass wir keinen Hintergedanken hegten und keinen 
Vorwand suchten. Der König weigerte sieh die von uns geforderte 
Verpflichtung einzugehen, und erklärte Benedetti. er wolle sich für 
diesen wie für jeden anderen Fall die Freiheit vorbehalten die Ver- 
hältnisse zu Rathe zu ziehen. Trotzdem brachen wir aus Friedensliebe 
die Veihandlungen nicht ab. Um so grösser war unsere Ueberraschung 
als wir gestern erfuhren: der König von Preussen habe sich geweigert 
Benedetti zu empfangen, und die preussische Regierung habe dies amtlich 
mitgetheilt. Zu gleicher Zeit erhielten wir die Nachricht der preussische 
Gesandte v. Werther habe seine Abberufung empfangen ; wir erfuhren 
auch dass Preussen rüste. Unter diesen Umständen wäre es ein Ver- 
gessen unserer Würde und eine Unklugheit gewesen keine Vorberei- 
tungen zu treffen. Wir hab< n uns bereitet den Krieg den man uns 
anbietet aufzunehmen. 8eit gestern haben wir die Reserven einfxrufen, und 
wir werden Massregeln ergreifen um die Interessen, die Sicherheit 
uud die Ehre Frankreichs zu wahren." (Vgl. die Reichstagssitzung 
vom 20. Juli.) 
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Hierauf erklärt Thiers: 

Die Hauptforderung der Regierung, diejenige von der sie behauptet 
habe es sei ihre einzige, sei von Preusflen oeiritligt worden. Ob es wahr 
sei dass der Bruch wegen einer Frage der Empfindlichkeit erfolge? 
Er verlange die Depeschen kennen zu lernen welche den Entschluss 
zum Kriege herbeigeführt. 

Ollivier: Der Krieg sei nothwendig geworden. 

„Wir befanden uns einer Beleidigung gegenüber die wir nicht er- 
tragen konnten, vor einer Drohung die uns, wenn sie sich verwirklicht 
hätte, auf die letzte Stelle unter allen Staaten gesetzt haben würde. 
Wir haben die Beleidigung empfunden, und gegen die Drohung unsere 
Vorkehrungen getroffen. Im Anfange der Unterhandlung sind wir 
rasch und entschieden verfahren, weil wir bei dem Verluste einer 
Minute uns vor einer vollendeten Thatsache befunden, und in dem 
Falle dass wir genöthigt worden waren den Krieg zu erklären, als 
Kugel am Bein das preussisebe Spanien gehabt haben würden. Nach- 
dem die ersten Augenblicke vorüber waren, waren wir gemässigt, 
geduldig, versöhnlich, billig. Wenn man uns eino wirkliche Genug- 
tuung geboten hätte, würden wir dieselbe mit Freude angenommen 
haben. Diese Genugthuung wurdf uns indess verweigert. Der König 
von Preussen, — diesen Umstand darf die Geschichte nie vergessen, — 
hat sich stets geweigert die Entsagung des Erbprinzen von Hohen- 
zollern zu erlangen oder zu erleichtern. Als diese Entsagung einge- 
treten war, hat er gethan als sei er der ganzen Sache fremd. Und 
als wir ihm endlich zur Erlangung von Garantieen für die Zukunft 
in freundlichster Form sagten: Erklären Sie uns dass diese Entsagung 
definitiv ist, was hat da der König von Preussen gethan? Er hat uns 
das was wir verlangten, verweigert. Haben wir uns empfindlich gezeigt? 
Ilaben wir uns Angesichts dieser verneinenden Antwort hinreissen 
lassen? Nein. Wir unterhandelten weiter. Mitten in diesen Unter- 
handlungen haben wir erfahren dass in ganz Europa die preussiseben 
Repräsentanten mündlich und schriftlich in den Journalen verkündeten 
dass der König von Preussen an unseren Gesandten einen Adjutanten 
geschickt habe, um ihm anzukündigen dass er ablehne ihn zu empfangen. 
Unser Gefühl hierbei war nicht Empfindlichkeit, sondern Ehrgefühl. 
Man verlangt Mittheilung der Depeschen? Diese hat stattgefunden. 
Wir haben dieselben in das Expose^ eingerückt Wir baben nur ver- 
trauliche Depeschen erhalten, welche diplomatischer Brauch nicht zu 
veröffentlichen gestattet. Wir werden nichts mehr mittheilen." 

Nach einer Entgegnung Gambetta's erwidert Ollivier: 

„Ich habe gesagt dass der König von Preussen sich geweigert habe 
unsern Gesandten zu empfangen, und damit diese Handlung nicht, wie 
es hätte der Fall sein können, als eine Thatsache ohne alle Konse- 
quenzen erscheine, damit über ihre Bedeutung eine Zweideutigkeit 
nicht herrschen könne, hat die Regierung Preussens offiziell alle Höfe 
Europas davon in Kenntniss gesetzt. Die Nachricht von der Abweisung 
Benedetti's war nicht etwa den Ministem ins Ohr gesagt Man hat 
sie in ganz Deutschland verbreitet, die offiziösen Journale haben die- 
selbe durch Extrabeilagen verbreitet, an gewissen Orten sind diese 
Journale sogar an den Mauern angeschlagen worden. Die preussischen 
Gesandten theilten sie ihren Kollegen mit, sie war in ganz Europa 
Tagesgespräch. Zu gleicher Zeit empfing der Baron "Werther einen 
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Urlaub. In der Nacht vom 13. auf den 14. begannen in Proossen die 
militärüchen Massnahmen. Und wir sollten Alles das ertragen? Ailf 
solches Vorgehen sollten wir mit Zurückhaltung und Stillschweigen 
antworten ?•* 

Ollivier behauptet ferner: 

Der Verzicht des Prinzen Hohenzollflrn habe bei der preußischen 
Militärpartei grosse Unzufriedenheit hervorgerufen; deshalb habe man 
einen Theaterstreich zu Hilfe genommen. Frankreich sei zum Kriege 
gezwungen worden, da man durch die mit gewisser Absicht ausgeführte 
Veröffentlichung (publication intentionnelle) des Emser Vorganges eine 
Beleidigung üben wollte. — Thiers : Man habe erreicht was man 
wollte, die Aufhebung der Hohenzollern'schen Kandidatur ; anzunehmen 
Prcussen würde später wieder mit derselben hervortreten wollen, 
hiesse ihm eine Tollheit zumuthen; nachdem die Interessen Frank- 
reichs gesichert gewesen, habe man durch Aufreizung im Lande den 
Krieg unvermeidlich gemacht. — Gramont: Indem Preussen den 
Kabinetten anzeigte dass der König den Empfang des Gesandten ver- 
weigerte, habe es dem Kaiser und dem Lande einen Schimpf angethan. 

Gesetzgebender Körper. Zweite Sitzung, Abends 9 l 2 Uhr. 
Talhouet als Berichterstatter der Kommission erklärt: die- 
selbe habe sich einstimmig für die Dringlichkeit ausgesprochen 
die geforderten 50 Millionen für das Heer und 16 Millionen 
für die Flotte zu bewilligen. Gambetta verlangt Vorlage 
aller Depeschen, insbesondere der angeblich an alle Mächte 
gerichteten preussischen. Gramont erklärt die Kommission 
habe dieselbe gesehen. Gambetta fragt ob sie wirklich 
den europäischen Mächten mitgetheilt worden sei. und wie 
ihr Text laute. Olli vier: die Beleidigung sei offenkundig, 
der Wortlaut des preussischen Schriftstücks sei datier uner- 
heblich; es genüge dass die Regierung das Vorhandensein 
der Beleidigung auf Ehre versichere. Nachdem ein Antrag 
auf Vorlage der Depeschen mit 159 gegen 84 Stimmen ab- 
gelehnt worden, bewilligt die Kammer die geforderten Gelder 
mit grosser Mehrheit, ebenso die Einberufung der mobilen 
Nationalgarde und von Freiwilligen. 
Der preussische Botschafter von Werther reist ab. 

Spanien. Der Präsident der Cortes macht bekannt dass die 
Versammlung der Cortes (zur Königswahl) vertagt ist. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Botschaft des Prä- 
sidenten an den Kongress: Wegendes bevorstehenden Krieges 
müsse die Gesetzgebung dahin verändert werden dass Ameri- 
kanern der Ankauf ausländischer Schiffe ermöglicht werde ; 
es sei Gefahr dass der Bremer und Hamburger Postdienst 
aufhöre; der Kongress möge seine Sitzungen nicht eher 
schliessen bis dieser Gefahr vorgebeugt sei. 
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Australien. Das Parlament der Kolonie Viktoria zu Melbourne 
wird geschlossen; es hat die Trennung von Staat und Kirche 
angeordnet. 

Mitte 

Niederland. Abgeordnetenkammer der Generalstaaten. Ge- 
nehmigung zur Austrocknung eines Theils der Zuyderzee 
und zur Verbindung der Insel Ameland mit dem Festland, 
mit 48 gegen 12 Stimmen. 

#0. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Die Mobilmachung des Bundesheeres 
wird verkündigt. 

Preussen. Die Bucht zu Kiel wird in Belagerungszustand 
erklärt. 

Der Staatsanzeiger veröffentlicht folgendos Bruchstück aus 

dem Berichte des Botschafters Werther an den König über 

seine Unterredung mit Gramont : 

„Der Herzog von Gramont sagte : er sehe den Verzicht des Prinzen 
von Hohenzollern auf den spanischen Thron als Nebensache an, denn 
die französische Regierung hatte doch niemals »eine Thronbesteigung zu- 
gelassen; aher er fürchte dass aus unserm Verfahren eine bleibende 
Verstimmung zwischen unscrn beiden Ländern entstehen würde. Der 
Keim dazu müsse vertilgt werden, und er gehe dabei von dem Ge- 
sichtspunkte aus dass wir in unserm Verfahren gegen Frankreich 
keine freundliche Weise beobachtet, wie dies auch seines Wissens 
von allen Grossmächten anerkannt werde. Er möchte, aufrichtig ge- 
sagt, keinen Krieg, sondern freundliche und gute Beziehungen mit 
Preussen, und von mir wisse er dass ich nach demselben Ziele trachte; 
wir müssten daher zusammen überlegen ob es ein Mittel gebe hierin 
eine befriedigende Einwirkung auszuüben, und er stelle meiner Er- 
wägung anheim ob dazu nicht ein Brief des Königs an den Kaiser der 
richtige Ausweg wäre. Es könnte darin nur gesagt werden dass 
E. K. M., indem Allerhöchstsie den Prinzen Leopold von Hohenzollern 
zur Annahme der Krone Spaniens ermächtigt hätten, nicht hätten 
glauben können weder den Interessen noch der Würde der französi- 
schen Nation zu nahe zu treten; der König schliesse sich der Entsagung 
des Prinzen von Hohenzollern an, und zwar mit dem Wunsche und 
der Hoffnung dass jeder Grund des Zwiespalts zwischen unseren beiden 
Regierungen nunmehr verschwunden sein würde. Solche und ähnliche 
Worte die im Allgemeinen durch Veröffentlichung zur Beschwichtigung 
der allgemeinen Volksstimmung beitragen könnten, dürfte dieser Brief 
enthalten ; doch möchte er befürworten dass von den verwandtschaft- 
lichen Beziehungen des Prinzen Hohenzollern zum Kaiser nicht die Rede 
sei. Dieses Argument verletze hier eigentümlicher Weise. Ich habe dem 
Herzog von Gramont bemerkt dass ein solcher Schritt ungemein 
durch seine am 6. d. M. in der Deputirtenkammer gegebene Erklärung 
erschwert würde; es kämen da Andeutungen vor die E. K. M. hätten tief 
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beleidigen müssen. Er wollte das bestreiten, hob hervor dass Preussen 
gar nicht darin genannt, und seine Rede zur Beruhigung der auf- 
geregten Kammer damals dringend nothwendig gewesen wäre. Unter- 
dessen kam der Justizminister Ollivier zu unserer Unterredung. 
Dieser hob dringend die heilsame und im Interesse des Friedens noth- 
wendige Wirkung hervor, und bat mich inständigst den Gedanken 
eines solchen Briefes E. K. M. gegenüber auszusprechen. Beide sagten, 
wenn ich es nicht glaubte übernehmen zu können, so würden sie sich 
genöthigt sehen mit der Anregung dieser Frage den Grafen Benedetti 
zu beauftragen. Indem die beiden Minister hervorhoben dass sie einen 
solchen Ausgleich zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther für ihre 
ministerielle Stellung bedürften, fügten sie hinzu dass ein solcher Brief 
sio berechtigen würde bei nicht ausbleibenden Angriffen gegen E. K. M. 
als Vertheidiger aufzutreten. Beide bemerkten mir schliesslich: sie 
könnten mir nicht verhehlen dassainser Verfahren in der hohenzollern- 
spanischen Angelegenheit viel mehr die französische Nation aufgeregt 
als den Kaiser beschäftigt habe. In unserm Gespräch Hess der Herzog 
von Gramem t die Bemerkung fallen wie er glaube dass der Prinz 
von Hohenzollern auf E. K. M. Veranlassung entsagt habe: doch 
bestritt ich das, und bezeichnete den Verzicht als gewiss nur auf eigener 
Initiative des hohenzollernschen Prinzen beruhend." 

Braunschweig. Eine Volksversammlung erklärt: „Die Pariser 
Arbeiter welche sich so nachdrücklich gegen den Krieg aus- 
gesprochen, besitzen ihre volle Sympathie." 

Hamburg. Der Senat ordnet an dass die Leuchtschiffe an der 
Elbe ihre Standorte verlassen, und die Seezeichen wegge- 
nommen werden. 

Bremen. Die Gesellschaft des Norddeutschen Lloyd stellt ihre 
sämmtlichen Seefahrten ein, und bringt ihre Schiffe in Ant- 
werpen in Sicherheit. 

Baiern. Befehl zur Mobilmachung des Heeres, sowie von sechs- 
zehn Bataillonen Landwehr. 

Würtemberg. Zu Stuttgart, Volksversammlung welche erklärt: 
„Der Krieg ist ein nationaler Krieg, in einem solchen darf 
es keine Parteien geben, für die Bündnissverträge ist die 
Probestunde gekommen. Von der würtemberg'i sehen Be- 
giemng erwartet man Festliälten an der deutschen Sache, 
mit allen Mitteln auf alle Gefahr. Das Volk wird der Re- 
gierung kräftig zur Seite stehen welche sich in Prüfungszeit 
als deutsche erweist." 

Baden. Die Truppen erhalten Befehl zur Mobilmachung. Die 
Festung Rastatt wird in Vertheidigungsstand gesetzt. 

Oesterreich -Ungarn. Die amtliche Wiener Abendpost stellt 
alle militärischen Vorkehrungen in Abrede. 

Niederland. Zusammenziehung von Truppen, zur Wahrung der 
Neutralität. 
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Prankreich. Anrede des Senatspräsidenten Rouher an den 
Kaiser: „Die von Preussen geforderten Bürgschaften wurden 
verweigert ; die Würde Frankreichs wurde misskannt. Früher 
oder später mussten die Uebergriffe (ecarts) eines Ehrgeizes 
den ein Tag grossen Erfolges überreizt hatte, zu Tage treten. 
Der Kaiser verstand zu warten; aber seit vier Jahren ver- 
vollkommnet er die Rüstung und die Militärorganisation.' 1 

Ein kaiserlicher Erlass ernennt den Fürsten Latour d'Auvergne 
zum Botschafter in Wien. 

Der MiDister Gramont erklärt dem belgischen Gesandten 
Beyens dass Frankreich die belgische Neutralität achten 
werde, wenn Preussen sie nicht verletze; ferner dem Ge- 
schäftsträger von Luxemburg*: die Regierung denke nicht 
daran die Neutralität Luxemburgs zuerst zu verletzen. 

Die Bildung des vierten Bataillons bei den hundert Linien- 
regimentern wird angeordnet. 

Die Eisenbahn -Eheinbrücke bei Kehl wird abgedreht. (Auch 
auf der badischen Seite.) 
Dänemark. Der Studentenverein zu Kopenhagen bringt bei 
seiner fünfzigjährigen Gründungsfeier einen Toast auf den 
Sieg Frankreichs mit grossem Jubel aus. 
Italien. Florenz. Kundgebung von Volkshaufen für Neutralität 
Türkei. Rumänien* Der Fürst Karl befragt den Präsidenten 
der Abgeordnetenkammer Costaforu über seine Meinung 
in Betreff der Abdankung des Ministeriums, und auf den 
Rath des Präsidenten verweigert der Fürst die Annahme der 
Abdankung. 

Abgeordnetenkammer. Der Fürst lässt der Kammer durch den 
Präsidenten erklären : er werde nicht um eine Linie von dem 
Wege abweichen den die Kammer bezeichnen werde. Minister- 
präsident Epureano erklärt dass das Ministerium seine 
Abdankung zurückgezogen habe ; er legt dar dass unter seiner 
Verwaltung die Staatsschuld nicht vermehrt, hingegen die 
Verzinsung derselben von zwölf auf zehn Prozent vermindert, 
und bereits eine Ersparniss von acht Millionen Lei erzielt 
worden sei. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Empfang des neu- 
ernannten französischen Gesandten PrevoBt-Paradol beim 
Präsidenten Grant. 
Trotz der Botschaft des Präsidenten (vgl. 15. Juli) vertagt sich 
das Abgeordnetenhaus auf unbestimmte Zeit 

12 
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17. Sonntag. 

Preussen. Der Staatsanzeiger veröffentlicht, zur Würdigung 

der von den französischen Ministern in der Sitzung vom 15. 

Tuli vorgebrachten Behauptungen, zwei Aktenstücke. 

b»o erste unter unmittelbarer Genehmigung- des Königs redigirt, 
berichtet: Benedetti habe am 9. Juli vom Kämpe verlangt, derselbe 
solle dem Erbprinzen von Hohenzollern befehlen die Annahme der 
Krone zurückzunehmen. Oer König erklärte: er habe keinen Befehl zur 
Annahme gegeben, er könne denselben daher nicht zurücknehmen. 
In der zweiten Audienz am 11. Juli versuchte Benedetti auf den 
König eine Pression zu üben, damit derselbe in den Prinzen dringe 
der Krone zu entsagen. Der König erwiderte: der Prinz sei in seinen 
Entschlüssen frei, auch gegenwärtig verreist. Auf der Brunnen-Pro- 
menade am 13. Juli übergab der König dem Grafen Benedetti ein 
Extrablatt der Kölnischen Zeitung mit einem Privat-Telegramm be- 
züglich der Abdankung des Prinzen von Hohenzollern, indem der 
König bemerkte er habe* kein Schreiben aus Sigmaringen. Bene- 
detti erklärte die Verzichtleistung zu kennen, und verlangte: der 
König solle bestimmt versichern niemals wieder seine Einwilligung ZU der 
Kandidatur zu geben. Der König wies diese Ztimuthnng bestimmt zu- 
rück: dessenungeachtet verlangte Benedetti eine dritte Audienz um 
den Gegenstand zu wiederholen. Der König wies die Audienz ab, da er 
keine andere Antwort zu geben habe, übrigens alle Verhandlungen 
durch das Ministerium zu gehen hätten. Den Wunsch Benedetti's 
sich zu verabschieden, gewährte der König, indem er Benedetti bei 
der Fahrt nach Koblenz im Vorübergehen auf dem Bahnhofe be- 
grüsste. — Das zweite Aktenstück ist der Bericht des Flügeladjutan- 
ten vom Dienst Fürsten von Radziwill, über die Ausführung des Auf- 
trags an Benedetti wodurch das Verlangen desselben nach einer 
abermaligen Audienz abgelehnt wird. (Der König hatte dem Verlangen 
den Verzicht des Prinzen Leopold zu genehmigen entsprochen, aber für 
künftige Kandidaturen der Hohenzollern Verpflichtungen nicht überneh- 
men wollen.) Säinmtliche Audienzen tragen den Charakter von Privat- 
gesprächen, da sich Benedetti niemals als Beauftragter oder Unter- 
händler gerirte. — Der 7 Staatsanzeiger u bemerkt: dass es der franzö- 
sischen Regierung vollständig bekannt war dass Freiherr v. Werther 
nicht abberufen worden, sondern aus persönlichen Gründen Urlaub er- 
halten, und die Geschäfte, wie schon früher öfter, dem Grafen Solms 
abgetreten, dies auch der französischen Regierung angezeigt habe. 

Der Staatsanzeiger veröffentlicht ferner eine Verordnung be- 
treffend das Verbot der Aus- und Durchfuhr von Waffen 
und Kriegsbedarf; ferner eine amtliche Depesche des Han- 
delsministers an die Oberpräsidenten in Königsberg, Stet- 
tin, Hannover und Kiel, wonach der Bundesrath beschlos- 
sen, dass im Fall des Ausbruchs des Kriegesmit Frankreich den 
französischen Kauffahrteischiffen welche sich bei dem Beginn 
des Krieges in deutschen Häfen befinden, oder welche spä- 
ter, bevor sie vom Ausbruch des Krieges unterrichtet sind, 
in solche Häfen einlaufen, gestattet werden soll bis Ablauf 
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von 6 Wochen, Tom Tage des Ausbruchs des Krieges an ge- 
rechnet, in den Häfen wo sie sich befinden, zu verbleiben 
und Ladungen einzunehmen oder zu löschen. 
Der Minister des Innern Graf Eulenburg ersucht die Zei- 
tung srcdaktionen durchaus keine Mittheilungen über militä- 
rische Anordnungen und Truppenbewegungen mehr zu 
bringen. 

Baiern. Besprechung in München zwischen dem würtember- 
gischen Minister Varnbüler und dem baierischen Grafen 
Bray. 

Zu München, Volksbewegung und Kundgebung zu Gunsten der 
am Bündniss mit Prcussen festhaltenden Gesinnung des 
Königs. — Kundgebung gegen Dr. Sigl den Redakteur des 
ultramontanen Blattes Vaterland. 
Eine grosse Volksversammlung in Nürnberg spricht sich für 
Theilnahtne atn Krieg aus. 

Schweiz. Der Ständerath ertheilt einstimmig die vom Bundesrath 
verlangte Vollmacht (vgl. 15. Juli), und eröffnet ihm einen 
unbedingten Kredit. 

Kirchenstaat. Konzil. Die Bischöfe der Minderheit senden 
eine Abordnung unter Kardinal Kauscher an den Papst, 
um ihm die Gefahren vorzustellen die der Kirche aus der 
Verkündigung der Unfehlbarkeit entstehen würden. Der Papst 
erklärt: er könne dem Drängen des Konzils keinen Einhalt 
thun. Darauf erlassen sie eine schriftliche Eingabe an den 
Papst: dass sie ihre Abstimmung erneuern und bestätigen; 
dass ihre Verehrung für den Papst ihnen nicht gestatte in 
seiner Gegenwart Non placet zu sagen; dass sie daher nach 
Hause zurückkehren. Die Minderheit und die Orientalen un- 
terzeichnen die Eingabe; Melchers (Köln) und Ketteier 
(Mainz) reichen eine besondere Erklärung ein. Alle Opposi- 
tionsbischöfe verlassen Rom. 

MS, Montag. 

Norddeutscher Bund. Eine Verordnung macht bekannt dass 
französische Handelsschiffe durch die Kriegsschiffe nicht 
weggenommen werden sollen. 
Rundschreiben Bismarcks an die Gesandten des Norddeut- 
schen Bundes. In demselben heisst es: 

„Das Au/treten der französischen Minitter in den Sitzungen des Se- 
nats und des gesetzgebenden Körpers am 15. d. M., und die dort mit 
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dem feierlichen Charakter amtlicher Erklärungen vorgebrachten Ent- 
stellungen der Wahrheit haben den letzten Schleier von den Absichten 
hinweggenommen welche schon keinem Unbefangenen mehr zweifel- 
haft sein konnten, seit das erstaunte Europa zwei Tage zuvor aus 
dem Munde des französischen Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten vernommen hatte dass Frankreich mit dem freiwilligen Verzichte 
des Erbprinzen nicht befriedigt sei, und noch mit Preussen Unterhandlungen 
zu führen habe. . . . Die französische Regierung hat es für gut be- 
funden durch eine öffentliche und feierliche Erklärung welche den 
Drohungen vom 6. d., unter Entstellung bekannter Thatsachen, neue 
Beleidigungen hinzufügte, die Verhältnisse auf eine Spitze zu treiben 
wo jeder Ausgleich unmöglich werden und der Bruch unvermeidlich 
werden sollte. Schon seit einer Woche konnte es für uns keinem 
Zweifel mehr unterworfen sein dass der Kaiser Napoleon rücksichts- 
los entschlossen sei uns in eine Lage zu bringen, in der uns nur die 
Wahl zwischen dem Kriege odtr einer Demüthigung bliebe welche das 
Ehrgefühl keiner Nation ertragen kann. Hätten wir noch Zweifel he- 
gen können, 80 hätte uns der Bericht des königlichen Botschaf Urt über 
seine erste Unterredung mit dem Herzog von Gramont und Herrn 
Ollivier nach seiner Rückkehr aus Ems, in welcher Ersterer den 
Verzicht des Erbprinzen als Nebensache bezeichnete, und beide Mi- 
nister die Zumuthung aussprachen Se. Majestät der König solle einen 
entschuldigenden Brief an den Kaiser Napoleon schreiben dessen Ver- 
öffentlichung die aufgeregten Gemüther in Frankreich beschwichtigen 
könne, dieselben benommen. Der Hohn der französischen Regierungs- 
presse antieipirte den erstrebten Triumph; die Regierung aber scheint 
gefürchtet zu haben dass ihr der Krieg: dennoch entgehen könnte, und 
beeilte sich durch ihre amtlichen Erklärungen vom 15. d.M. die Sache 
auf ein Feld zu verlegen auf dem es keine Vermittelung mehr gibt, 
und uns und aller Welt zu beweisen dass keine Nachgiebigkeit 
welche innerhalb der Grenzen nationalen Ehrgefühls bliebe, ausrei- 
chend sein würde um den Frieden zu erhalten. Da aber niemand im 
Zweifel darüber war und sein konnte dass wir aufrichtig den Frieden 
wollten, und wenige Tage zuvor keinen Krieg für möglich hielten; 
da jeder Vorwand zu?» Kriege fehlte, und auch der letzte, künstlich und 
gewaltsam geschaffene Vorwand, wie er ohne unser Zuthun erfunden, 
so auch von selbst wieder verschwunden war; so blieb den französi- 
schen Ministern nur übrig durch Entstellung und Erfindung von That- 
sachen deren Unwahrheit ihnen aktenmässig bekannt war, den beiden 
repräsentativen Körperschaften und durch sie dem Volke einzureden 
es sei von Preussen beleidigt worden, um dadurch die Leidenschaften 
zu einem Ausbruch aufzustacheln von dem sie sich selbst als fortge- 
rissen darstellen konnten. Es ist ein trauriges Geschäft die Reihe die- 
ser Unwahrheiten aufzudecken- glücklicherweise haben die französi- 
schen Minister diese Aufgabe abgekürzt, indem sie durch die Weige- 
rung die von einem Theil der Versammlung geforderte Vorlage der 
Note oder Depesche zu gewähren, die Welt darauf vorbereitet haben 
zu erfahren dass dieselbe gar nicht existire. Dies ist in der That der 
Fall. Es existirt keine Note oder Depesche durch welche die preus- 
gische Regierung den Kabinetten Europas eine Weigerung den fran- 
zösischen Botsbhafter zu empfangen, angezeigt hätte. Es existirt nichts 
als das aller Welt bekannte Zeitungs-Ttleyramm welches den deutschen 
Regierungen und einigen unserer Vertreter bei ausserdeutschen Re- 
gierungen nach dem Wortlaute der Zeitungen mitgetheilt worden ist, 
um sie über die Natur der französischen Forderungen und die Un- 
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möfflichkeit ihrer Annahme zu unterrichten, und welches überdies 

nichts Verletzendes für Frankreich enthält Auch die Angabe 

ist unwahr dass Se. Majestät der König- mir dem unterzeichneten Bun- 
deskanzler, von der Kandidatur des Prinzen Leopold Mittheilung ge- 
macht habe. Ich habe gelegentlich durch eine bei den Verhandlungen 
betheiligtc Privatperson, vertrauliche Kenntniss von dem spanischen Aner- 
bieten erhalten. Wenn hiernach alle von den französischen Ministern 
angeführten Gründe für die Unvermeidlichkeit des Krieges aus der 
Luft gegriffen erscheinen, so bleibt uns leider nur die traurige Not- 
wendigkeit die wahren Motive in den schlechtesten und seit einem 
halben Jahrhundert von den Völkern und Regierungen der civilisirten 
Welt gebrandmarkten Traditionen Ludwigs XIV. und des ersten Kai- 
serreichs zu suchen welche eine Partei in Frankreich noch immer 
auf ihre Fahne schreibt, und denen Napoleon III., wie wir glaubten, 
glücklich widerstanden hatte. Als bewegende Ursachen dieser be- 
dauerlichen Erscheinung können wir leider nur die schlechten In- 
stinkte des Hasses und der Eifersucht auf die Selbständigkeit und 
Wohlfahrt Deutschlands erkennen, neben dem Bestreben die Freiheit 
im eigenen Lande durch Verwicklung desselben in auswärtige Kriege nie- 
derzuhalten." 

Die Regierung antwortet auf das englische Anerbieten einer 
Friedensvermittlung: Preussen sei geneigt sich solchen Ver- 
handlungen nicht zu entziehen, allein die Möglichkeit sie 
anzuknüpfen setze die vor gängige Feststellung einer gleichen 
Bereitwilligkeit von Seiten Frankreichs voraus. Gehe die 
Anregung zu einer solchen Verhandlung von Prenssen aus, 
so werde sie von dem durch Frankreich verletzten Gefühl 
des deutschen Volkes missverstanden werden. „Unsere Stärke 
liegt in dem nationalen, dem Rechts- und Ehrgefühl der 
Nation, während die französische Regierung bewiesen hat 
dass sie diese Stütze im eigenen Lande nicht in gleicher 
Weise besitzt." 

Sachsen-Weimar. Graf Wedel, ehemaliger Flügeladjutant des 
Königs Georg, wird durch prenssisches Militär zu Wei- 
mar verhaftet und nach Erfurt gebracht, angeblich wegen 
geheimer Thätigkeit für seinen ehemaligen König. (Später 
freigelassen.) 

Mecklenburg. Zu Nen-Brandenburg wird der ehemalige han- 
noversche Rittmeister von Petersdorf wegen angeblicher 
Spionendienste verhaftet. (Er wird bald darauf freigegeben.) 

Hamburg. Die Bürgerschaft (Abgeordnetenversammlung) bewil- 
ligt anstatt der vom Senat für Kriegszwecke beantragten 
500,000 Mark, das Doppelte dieser Summe. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Die Regierung beantragt eine 
ausserordentliche Geldbewilligung von 26,700,000 Gulden. 
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Graf Bray Minister des Auswärtigen erklärt mit den noch 
nach erfolgtem Verzicht des Prinzen von Hohenz ollern er- 
folgten Kriegsdrohungen Frankreichs verschwinde die spa- 
nische Thron frage und beginne die deutsche Frage. Die 
Friedensvermittlung werde, wenn auch mit wenig Aussicht 
auf Erfolg, fortgesetzt. 
Oesterreich-Ungarn. Eine Berathung der Reichsminister Beust 
und General Kuhn mit den beiden Ministerpräsidenten 
Potozki und Andrassy, unter Vorsitz des Kaisers, führt 
zu dem Bcschluss einer unbewaffneten aber beobachtenden 
Neutralität. 

Schweiz. Die Bundesversammlung erwählt mit 145 gegen 7 
Stimmen den Obersten Herzog (aus Aargan) zum General 
des eidgenössischen Heeres. 
Die vom Bundesrath aufgebotenen Truppen betragen 50,000 

Mann. Bösel ist von einer Division besetzt. 
Der Bundesrath erlässt an die Garanten der Verträge von 
1815 die von der Bundesversammlung beschlossene Neutrali- 
tätsnote: die Schweiz werde die Neutralität und Unantast- 
barkeit ihres Gebiets aufrecht halten; sie sei durch die Ver- 
träge von 1815 berechtigt das savoyische Neutralitätsgebiet 
zu besetzen wenn es zur Sicherung ihrer Neutralität erfor- 
derlich sei, und werde sich alsdann mit der französischen 
Regierung darüber ins Vernehmen setzen. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Auf Anfrage des 
Grafen Russell erwidert der Minister Graf Granville: 
Wenn Gramont von der Billigung des französischen Ver- 
fahrens durch alle Mächte gesprochen habe, so beruhe dies 
nur auf Schlüssen die Gramont nach seiner Auffassung der 
Thatsachen gezogen habe. 
Der Gouverneur der Insel Helgoland verbietet den Lootsen 
die Dienstnahme auf fremden Schiffen. 

Niederland. Erste Kammer der Generalstaaten. Das Ministerium 
erklärt: Prenssen und Frankreich haben sich schriftlich 
verpflichtet die Neutralität Niederlands zu achten. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Einstimmige Bewilligung 
von 440 Millionen für das Heer, 60 Millionen für die Flotte. 
Erhöhung des Betrags der Schatzscheine bis zu 500 Mil- 
lionen. 

Senat. Das Gesetz welches die noch bestehenden Bestimmungen 
des Sicherheitsgesetzes aufhebt, wird vertagt. 
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Die Regierung lehnt die von Grossbritannien auf Grund des 
Vertrages von 1856 angebotene Vermittelung ab, und sendet 
ihre Kriegserklärung nacb Berlin. 

Der baierisehe Gesandte von Quadt verlüsst Paris, unter 
Vorschützung eines Urlaubs. 
Kirchenstaat. Konzil. Schlnssabstimmung über die Unfehlbarkeit, 
unter Vorsitz des Papstes; sie wird mit allen gegen 2 Stimmen 
angenommen, und sofort vom Papste verkündigt. — Die Vor- 
sitzenden Kardinäle machen bekannt : wer wolle könne heim- 
reisen, jedoch am 11. November würden alle zurück erwartet. 
— Die vom Konzil angenommene Formel lautet: 

Treu anhängend der vom Anbeginn des christlichen <ilaul»ens überkomme- 
nen VtLcrlieftrrung, zu unsers göttlichen Heilandes Ruhm, der katholischen 
Religion Erhöhung und der christliehen Völker Heil, unter Zustim- 
mung des heiligen Konziliums, lehren und stellen wir fest als ein 
göttlich geoffenbartes Dogma: dass der Papst wenn er ex cathedra 
spricht, das ist: wenn er in Ausübung seines Amtes als Hirte und 
Lehrer aller Christen, vermöge seiner höchsten apostolischen Autorität 
einen von der gesammten Kirche zu beobachtenden Glaubens- oder 
Sittensatz ausspricht, kraft göttlichen Beistandes der ihm im heiligen 
Petrus versprochen wurde, mit jener VnfthlOarkeit ausgestattet sei mit 
welcher der göttliche Erlöser seine Kirche bei Feststellung einer Lehre 
in Glaubens- oder Sittensachen ausgestattet haben wollte, und dass 
darum solche Feststellungen des römischen Papstes vermöge ihrer 
Natur unabänderlich seien. Wenn aber Jemand dieser unserer Fest- 
stellung, was Gott abwenden möge, zu widersprechen sich herausneh- 
men wollte, der sei verflucht. 

M9. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Eröffnung des Reichstags. Das frühere 

Präsidium wird wiedergewählt. In der Thronrede heisst es: 

„Die spanische Thronkandidatur eines deutschen Prinzen, deren 
Aufstellung und Beseitigung die verbündeten Regierungen gleich fern 
standen, und die für den Norddeutschen Hund nur insofern von In- 
teresse war als die Regierung jener uns befreundeten Nation daran 
die Hoffnung zu knüpfen schien einem vielgeprüften Lande die Bürg- 
schaften einer geordneten und friedliebenden Regierung zu gewinnen, 
hat der Regierung des Kaiser.« der Franzosen den Vorwand geboten 
in einer dem diplomatischen Verkehr seit langer Zeit unbekannten Weilt 
den Kriegs/all zu stellen, und denselben auch nach Beseitigung jenes 
Vorwandes, mit jener Geringschätzung des Anrechtes der Völker auf die 
Segnungen des Friedens festzuhalten von welcher die Geschichte :rüherer 
Herrscher Frankreichs analoge Beispiele bietet. Hat Deutsehland 
derartige Vergeivtltigungen seines Hechtes und seiner Ehre in früheren 
Jahrhunderten schweigend ertragen, so ertrug es sie nur weil es in 
seiner Zerrissenheit nicht wusste wie stark es war. Heute wo das 
Rand geistiger und rechtlicher Einigung welches die Befreiungskriege 
zu knüpfen begannen, die deutschen Stämme je länger desto inniger 
. verbindet; heute wo Deutschlands Rüstung dem Feinde keine Oeff- 
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nung mehr bietet, trägt Deutschland in sich selbst den Willen und 
die Kraft der Abwehr erneuter französischer Oewattthat. Es ist keine 
Ueberhebung welche mir diese Worte in den Mund legt. Wir haben 
mit klaren Blicken die Verantwortlichkeit ermessen welche vor den 
Gerichten Gottes und der Menschen den trifft der zwei grosse und 
friedliche Völker im Herzen Europa's zu verheerenden Kriegen treibt. 
Die Machthaber Frankreichs haben es verstanden das wohlberechtigte 
aber reizbare Selbstgefühl unseres grossen Nachbarvolkes durch Ixrechnete 
Mistleitung für persönliche Interessen und Ijsidenschaften auszubeuten. Je un- 
zweideutiger es vor Aller Augen liegt dass man uns das Schwert i* die 
lland gezwungen hat, mit um so grösserer Zuversicht wenden wir uns, 
gestützt auf den einmüthigen Willen der deutschen Regierungen, des 
Südens wie des Nordens, an die Vaterlandsliebe und Opferfreudigkeit 
des deutlichen Volkes mit dem Aufrufe zur Vertheidiguny seiner Ehre und 
Unabhängigkeit. Wir werden nach dem Beispiele unserer Väter für 
unsere Freiheit und für unser Recht gegen die (lewaltthat fremder Eroberer 
kämpfen. 44 

Graf Bismarck theilt dem Reichstag mit dass der französische 
Geschäftsträger die Kriegserklärung tiberreicht habe. 
PreuBsen. Der französische Geschäftsträger Le Sourd über- 
gibt folgende Kriegserklärung : 

„Die Regierung Sr. Majestät des Kaisers der Franzosen, indem sie 
den Plan einen preusslschen I'rinzen auf den Thron von Spanien zu 
erheben, nur als ein gegen die territoriale Sicherheit Frankreichs ge- 
richtetes Unternehmen betrachten kann, hat sich in die Notwendigkeit 
versetzt gefunden von 8r. Majestät dem Könige von Preussen die 
Versicherung zu verlangen dass eine solche Kombination sich nicht 
mit seiner Zustimmung verwirklichen könnte. Da 8e. Majestät der 
König von Preussen sich geweigert diese Zusicherung zu crtheilen, 
und im Gegentheil dem Botschafter Sr. Majestät des Kaisers der 
Franzosen bezeugt hat dass er sich für diese Eventualität, wie für 
jede andere, die Möglichkeit vorzubehalten gedenke die Umstände zu 
Rathe zu ziehen, so hat die Kaiserliche Regierung in dieser Erklärung 
des Königs einen Frankreich ebenso wie das allgemeine europäische 
Gleichgewicht bedrohenden Hintergedanken erblicken müssen. Diese Er- 
klärung ist noch verschlimmert worden durch die den Kabinetten zuge- 
gangene Anzeige von der Weigerung den Botschafter des Kaisers zu 
empfangen, und auf irgend eine neue Auseinandersetzung mit ihm 
einzugehen. In Folge dessen hat die französische Regierung die 
Verpflichtung zu haben geglaubt unverzüglich für die Vertheidigung 
ihrer Ehre und ihrer verletzten Interessen zu sorgen, und entschlossen zu 
diesem Endzweck alle durch die ihr geschaffene Ixtge gebotenen Mass- 
regeln zu ergreifen, betrachtet sie sich von jetzt an als im Kriegs- 
zustande mit Preussen." 

Der König dankt in einem Telegramm dem König von Baiern 
für das Festhalten an dem Vertrage „auf dem Deutschlands 
Heil beruht," und erklärt: er habe das Kommando über das 
baierische Heer übernommen, und dasselbe zu der unter 
den Oberbefehl des Kronprinzen . gestellten dritten Armee 
tiberwiesen. — Der König von Baiern antwortet: „Ihr Tele- 
gramm hat in mir den freudigsten Wiederhall gefunden." 
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Baiern. Abgeordnetenkammer. Der berichterstattende Ausschuss 
beantragt die für das Heer geforderten Gelder zur Aufrecht- 
haltung der bewaffneten Neutralität zu bewilligen. Der Be- 
richterstatter Jörg bemerkt: Frankreich habe erklärt es 
wolle die Neutralität anerkennen, auch kein deutsches Gebiet 
erobern, wiewohl man kein Gewicht auf eine solche Er- 
klärung legen könne; er erinnert an Biarritz. 

Der Minister Graf Bray: 

Die erneuerte Zumuthung Frankreichs an den König von Preussen sei 
nicht genug begründet gewesen ; es hätte abwarten müssen ob Preussen 
mit neuen Ansprüchen auf den spanischen Thron hervortrete ; die spanische 
Regierung habe aber amtlich mitgetheilt dass die Corte* nicht am 
20. Juli zusammentreten würden, und damit deutlich bekundet dass 
dio Holienzollern'HChe Kandidatur endgiltig zurückgezogen sei ; dass einer 
Grossmacht, weil sie sich weigerte eine Erklärung auf Dinge zu 
geben bei denen sie jede Betheiligung ihrerseits in Abrede gestellt 
hat, von einer andern Grossmacht der Krieg erklärt werde, das sei 
in der Geschichte noch nicht dagewesen. Der casus foederis (Fall 
wo das Bündni88 wirksam werde) sei eingetreten, es sei ein Bündniss 
zu gegenseitigem Schutz. Neutralität wäre zwar das Bette für Baiern; 
aber nur wenn beide kriegführende Mächte damit einverstanden wären. 
— Kriegsminister Pranckh: „Die Selbständigkeit Baierns muss gewahrt 
werden dadurch dass das heute noch selbständige Baiern seine Pflicht 
in Deutschland erfüllt. Bleiben wir neutral, dann wird Baiern das Objekt 
einer der streitenden Parteien. Was da8 Kommando unter Preussen betrifft, 
so ist die Einheit des Kommandos ein Hauptbedingniss su einem guten 
Erfolg." Auf Antrag von Schleich und' mit Zustimmung der Regie- 
rung, erfolgt der Beschluss der Geldbewilligung yjür den Fall der Unver- 
meidlichkeit des Kriegs," nachdem der Ausschussantrag für Neutralität 
mit 89 gegen 58 Stimmen, ein Vermittelungsantrag („für bewaffnete 
Neutralität oder für den Fall der Unvermeidlichkeit des Kriegs") mit 
76 gegen 72 Stimmen atyelehnt worden. Der ganze Gesetzentwurf wird 
mit 101 gegen 47 Stimmen angenommen. 

Würtemberg. Der Vorstand des Kriegsministeriums von Suckow 
wird Kriegsminister, Scheurlen Minister des Innern. 

Oesterreich-Ungarn. Die Gemeinderäthe von Wien, Krems 
und Brünn beschliessen eine Erklärung für die vollständige 
Neutralität Oesterreichs. Bei den Verhandlungen werden 
warme Erklärungen für Deutschland und gegen Frank- 
reich laut. 

Die Vorstände von drei Burschenschaften der Hochschule zu 
Wien (Arminia, Silesia, Teutonia) befragen den preussischen 
Gesandten von Schweinitz über die Bedingungen eines 
FAntritts ins preussische Heer, werden jedoch von ihm mit 
Rücksicht auf die österreichischen Gesetze abgewiesen. 

Die Pferdeausfuhr wird verboten. 
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Im Prozesse gegen die Arbeiter werden Oberwinder und drei 
Andere des Hochvcrraihs schuldig erklärt, mehrere werden 
wegen Gewaltthätigkeit verurtheilt. 
Schweiz. Die Bundesversammlung wählt mit 1 36 Stimmen den 
Obersten Paravicini (aus Basel) zum Chef des Generalstabs. 

Grossbritannien und Irland. Die amtliche London Gazette 

verkündigt die englische Neutralität 

In Dublin, grosse Volks- Kundgebung zu Gunsten der fran- 
zösischen Nation, als der Führerin der Freiheit. 

Die Londoner Zeitung Daily News welche einen Offizier als 
militärischen Berichterstatter zum französischen Heer senden 
wollte, gibt folgenden Bericht desselben über seinen Besuch 
bei Ollivier: 

„Der Minister machte mir kein Hehl daraus das« der Kriegsminifcter 
Lebocuf allen Berichterstattern, auch den französischen, den Zutritt 
zur Armee wehre. Hierauf sprach er gegen mich sein Bedauern über 
die unfreundliche Haltung der tnglischen Presse gegen Frankreich aus, die 
auf einem Missverständnisse der Sachlage beruhen müsse. Der Kaiser 
sei doch jederzeit mehr als bloss freundlich gegen England gewesen, 
habe alles Mögliche gethan um warme Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten zu fördern, habe dies ganz besonders in Betreff der 
englischen Handelsinteressen gethan, und werde nun von englischer 
Seite angeklagt dass er es sei der don Frieden Europa's zerstört habe. 
Kr selbst (Ollivier) habe das Mittistcriui/i unter der Bedingung angenommen 
dats kein Krieg gegen Deutschland stattfinden solle; auch der Kaiser sei 
von der Verantwortlichkeit die dieser Krieg ihm auferlege, durch- 
drungen und bemüht gewesen den Frieden zu erhalten, aber es sei 
unmöglich geworden sich durch Preussen in den Koth ziehen, sich 
öffentlich und cingestandenermassen beleidigen zu lassen. Er selbst 
(Olli vier) sei im legitimen Interesse der Dynastie zur Erfassung des Kriegs - 
gc ankens gezwungen worden. 8ei doch die Dynastie Orleans gestürzt 
worden weil Louis Philipp eine Beleidigung Frankreichs einsteckte. 
Die wahre Sachlage bestehe in Folgendem: Der König von Preussen 
habe am Anfange Zugeständnisse gemacht. Dadurch habe er sich 
den Unwillen der Kriegspartei zugezogen, und um diese zu versöhnen, 
habe er Frankreich beleidigt, und dieie Beleidigung veröffentlicht." 

Schliesslich gestattete Ollivier die Veröffentlichung des von 
ihm Gesagten. 

Niederland. Zweite Kammer der Generalstaaten. Die Regie- 
rung verlangt Ermächtigung zur Einberufung der Alters- 
klassen von 1866 bis 1869 für Heer und Flotte, Bewilligung 
von vier Millionen Gulden, Pferdeausfuhr-Verbot. 
Der Minister des Auswärtigen Hoest van Limburg dankt ab. 

Frankreich. Das Journal officiel enthält einen Artikel worin 
es sagt: die ehrgeizigen Absichten Preussen» seien längst 
gegen die Unabhängigkeit Niederlands gerichtet, Bismarck 
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habe aus Niederland eiuen zweiten Admiralstaat des Nord- 
bundes machen wollen. Niederland sei jetzt auf seiner Hut, 
Frankreich könne sich zu dessen üaltung Glück wünschen. 
Dasselbe Blatt sagt von der Schweiz: ihre Rüstungen hätten 
nur den Zweck ihre Neutralität gegen Prenssen zu schützen. 
Der Senat genehmigt einstimmig die Gesetze über Erhöhung 
der Belrutenaushebung auf 140,000 Mann, und über die 
Geldbewilligungen; das Gesetz über Wiederherstellung des 
Schwurgerichts in Presssachen wird vertagt. 
Gesetzgebender Körper. Das Gesetz welches auf ein Jahr der 
Presse während des Kriegs Mittheüungen über militärische 
Bewegungen verbietet, wird mit 207 gegen 1 ( .) Stimmen an- 
genommen. Ebenso ein Antrag von Mackau, Bewilligung 
von vier Millionen zur Unterstützung Nothleidender. — Das 
ausserordentliche Budget der Stadt Paris wird vertagt; 
einstweilen werden 88 Millionen bewilligt, sowie eine Er- 
höhung der Ausgaben für die bis zum 1. Januar 1871 aus- 
zuführenden Arbeiten um 38 Millionen. 
Der sächsische Gesandte wird abberufen. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Auf Anfrage von Ijaporta er- 
klärt der Minister Visconti- Venosta : Die Regierung be- 
folge eine beobachtende Haltung, so lange die Ereignisse es 
ihr auferlegen. Lanza. Ministerpräsident: Die Regierung 
müsse sich für alle Fälle vorsehen; sollten andere ernste 
Ereignisse eintreten, so würde die Regierung der Kammer 
berichten. (Indessen wird stark gerüstet.) 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der neuernannte, 
kaum erst zn Washington angekommene französische Ge- 
sandte Prevost-Paradol bringt sich um, weil er, wie man 
meint, fürchtete es möchten seine Freunde glauben er habe 
um die Kriegsabsichten Napoleons gewusst. (Luzian Anatol 
P.-P., geb. 8. August 1889 zu Paris, Schriftsteller, ausge- 
zeichneter Journalist, Mitglied der Akademie, f 41 Jahre alt.) 

20. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Die Antwortsadresse auf 
die Thronrede wird ohne Verhandlung einstimmig ange- 
nommen; sie lautet: 

„Die erhabenen Worte welche Eure Majestät im Namen der ver- 
bündeten Regierungen an uns gerichtet haben, rinden im deutschen 
Volke einen mächtigen Wiederhall. Ein Gedanke, Ein Wille bewegt 
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in diesem ernsten Augenblicke die deutschen Herzen. Mit freudigem 
Stolze erfüllt die Nation der sittliche Erst und die hoh^ Würde mit 
welcher Ew. Majestät die unerhörte Zumuthung des Feindes zurück- 
gewiesen der uns zu demüthigen gedachte, jetzt aber unter schlecht 
ersonnenen Vorwänden das Vaterland mit Krieg überzieht. Das deutsche 
Volk hat keinen andern Wunsch als in Frieden und Freundschaft zu 
leben mit allen Nationen welche seine Ehre und Unabhängigkeit 
achten. Wie in der ruhmreichen Zeit der Befreiungskriege, zwingt 
uns heute wieder ein Napoleon in den heiligen Kampf für unser Recht 
und unsere Freiheit. Wie damals , so werden heute alle auf die 
Schlechtigkeit und die Untreue der Menschen gestellten Berechnungen 
an der sittlichen Kraft und dem entschlossenen Willen des deutschen 
Volkes zu Schanden. Der durch Missgunst und Ehrsucht irre geleitete 
Theil des französischen Volkes wird zu spät die böse Sant erkennen 
welche für alle Völker aus dem blutigen Kampfe emporwächst. Dem 
besonnenen Theil dieses Volkes ist es nicht gelungen das gegen die 
Wohlfahrt Frankreichs und das brüderliche Zusammenleben der Völker 
gerichtete Verbrechen zu verhüten. Das deutsche Volk weiss dass 
flirn ein schwerer und gewaltiger Kampf bevorsteht. Wir vertrauen 
auf die Tapferkeit und die Vaterlandsliebe unserer bewaffneten Brüder, 
auf den unerschütterlichen Entschluss eines einigen Volkes alle Güter 
dieser Erde daran zu setzen, und nicht zu dulden dass der fremde 
Eroberer dem deutschen Mann den Nacken beugt. Wir vertrauen der 
erfahrenen Führung des greisen Heldenkönigs, des deutschen Feld- 
herrn, dem die Vorsehung beschieden hat den grossen Kampf den der 
Jüngling vor mehr als einem halben Jahrhundert kämpfte, am Abend 
seines Lebens zum entscheid nden Ende zu führen. Wir vertrauen 
auf Gott dessen Gericht den blutigen Frevel straft Von den Ufern 
des Meeres bis zum Fusse der Alpen hat das Volk sich auf den Ruf 
seiner einmüthig zusammenstehenden Fürsten erhoben. Kein Opfer 
iRt ihm zu schwer. Die öffentliche 8timme der civilisirtan Welt erkennt 
die Gerechtigkeit unserer Sache. Befreundete Nationen sehen in 
unserem Siege die Befreiung von dem auch auf ihnen lastenden Drucke 
bonapartischer Herrschsucht, und die Sühne des auch an ihnen verübten 
Unrechts. Das deutsche Volk aber wird endlich auf der behaupteten 
Wahlstatt den von allen Völkern geachteten Boden friedlicher und 
freier Einigung finden. Eure Majestät und die verbündeten deutschen 
Regierungen sehen uns, wie unsere Brüder im Süden, bereit. Es gilt 
unsere Ehre und nnsere Freiheit. Es gilt die Ruhe Europas und die 
Wohlfahrt der Völker." 

Graf Bismarck kündigt hierauf die Vorlage von Akten- 
stücken an. * 

Er bemerkt: Die Kriegserklärung sei das einzige Aktenstück welches 
die preussische Regierung von der französischen erhalten habe. „Alle 
Besprechungen die der Graf Benedetti in seiner Eigenschaft als 
Botschafter an einem Badeorte unter vier Augen mit S. M. gehalten 
hat, sind Gespräche theils privater, theils persönlicher Natur, welche 
für internationale Verhältnisse gar keine Bedeutung haben. Alle 
Erklärungen welche man auf diesem Wege von dem Könige zu 
erpressen versucht hat, würden immer nur persönliche Aeusserungen 
gewesen sein, welche der Monarch amtlich in anderer Weise bekräftigt 
haben müsste wenn sie sein ernster Wille gewesen wären." Von dem 
Zeitung »-Telegramm (vgl. 14. Juli) bemerkt er: Die französische Regierung 
habe es als die eigentliche Ursache de» Kriegs dargestellt, dadurch dass 
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sie es als eine Note bezeichnete. „Die Herren haben sich denn auch wohl 
gehütet das Aktenstück vorzulegen, denn wenn man es gekannt hätte, 
würde alles in nichts verflogen sein. u Ueber den Bericht Werther's 
in Betreff seiner Unterredung mit Qramont und Ollivier sagt er: 
„Dieser Bericht gibt uns Nachricht von der bekannten unannehmbaren 
Forderung eines Entschuldigungsbriefes den S. M. zu schreiben haben 
sollte. Ich habe dem Botschafter nichts weiter erwidert als dass er 
die Wünsche des französischen Ministeriums missverstanden haben 
müsste, denn diese schienen mir unmöglich ; ich erachte mich nicht 
für berechtigt dem Könige derartige Forderungen vorzulegen. Ich 
antwortete dem Botschafter ferner, er möge die französische Regierung 
auffordern ihre Forderung selbst zu formuliren, und sie hier durch 
ihren Botschafter amtlich überreichen zu lassen." 

Unter den von Bismarck aufgezählten Aktenstücken befindet sich 
ein Vortrag den er in der 26. Iiunde»rath$titzung verlesen. Darin heisst 
es : Die spanische Regierung habe seit Monaten mit dem Prinzen 
Leopold unmittelbar unterhandelt; nach der Annahme von Seiten des 
Prinzen sei dem Könige davon Anzeige geworden, uud derselbe habe 
nicht geglaubt diesem Entschluss entgegentreten zu sollen. Dem 
auswärtigen Amt des Hundts und der preußischen Regierung seien diese 
Vorgänge völlig fremd geblieben; sie erfuhren das spanische Anerbieten 
erst durch ein Zeitungstelegramm vom 3. Juli. Tags darauf erklärte 
der französische Geschäftsträger welch peinliche Empfindung die Sache 
in Paris hervorgebracht habe, und fragte obPreussen dabei betheiligt 
sei. Herr von Thilo antwortete : die Sache existire für die preussische 
Regierung nicht (Folgen die bekannten ferneren Thatsachen.) Der 
Minister Gramont habe Frankreich für besonders verletzt dadurch 
erklärt dass der König dem Prinzen die Annahme der Kandidatur 

erlaubt habe, ohne sich vorher mit Frankreich zu benehmen. Der König jedoch 
habe von den zwischen der spanischen Regierung und dem Prinzen 
geführten Verhandlungen nur unter der ausdrücklichen Bedingung der Ge- 
heimhaltung Kenntniss erlangt; er habe daher die Regierung davon, 
als von einer Familiensache, nicht in Kenntniss gesetzt, und habe das 
etwa erforderliche Benehmen mit anderen Regierungen, der spanischen 
überlassen, zumal diese mit der französischen in nahem Verhältnisse 
steht, und zwischen dem fürstlichen Haus Hohenzollern und dem Kaiser 
persönliche Beziehungen seit lange obwalten. Die Rede des Herzogs 
von Gramont in der Kammer, die Aufnahme der Rede in der- 
selben und die folgende Haltung Frankreichs Hessen keinen Zweifel 
dass es von vom herein darauf abgesehen war Preussen entweder zu 
demüthigen oder ZU bekriegen. 

In der Nachmittagssitzimg* genehmigt der Reichstag in erster 
und zweiter Lesung die Bewilligung von 120 Millionen für 
Heer und Flotte, ohne Verhandlung und einstimmig. Ebenso 
das Gesetz welches die Wirsamkeit der §§ 17 und 20 des 
Gesetzes über den Erwerb und Verlust der Staatsangehörig- 
keit schon vom 1. Juni 1870 an beginnen lasst; hiernach hat 
das Bundespräsidium die Befugniss im Kriegsfall die Aus- 
wanderungsfreiheit zu beschränken, und die im Ausland be- 
findlichen Norddeutschen zur Rückkehr aufzufordern, bei 
Verlust ihrer Staatsangehörigkeit. 
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Preussen. Der ehemalige Justizminister Simons, f zu Elber- 
feld. 

Albrecht von Gräfe, berühmter Augenarzt, Professor an der 
Hochschule zu Berlin, f daselbst 42 Jahre alt. 

Hessen. Die Regierung verlangt von den ausserordentlich ein- 
berufenen Kammern ein Geldbewilligung von 3,376,000 Gulden 
für die siidliessischen Tnippentheile. Beide Kammern ge- 
nehmigen sie einstimmig. 

Baiern. Der französische Gesandte Champagny Herzog von 
Cadore verlässt München. 

Reichsrathskammer. Der zweite Präsident Freiherr von Thün- 
gen bemerkt : 

„Auch unser Interesse drängt uns dahin jetzt zu zeigen dass Deutsch- 
land der formellen Einheit nicht bedarf, sondern dass auch ein födera- 
tives Hand für unsere Vaterlandsliebe genügt sich mit aller Kraft für 
das Gesammtvaterland zu bethatigen. Der Krieg ist durch Frankreich 
längst vorbereitet; wer Streit sucht, braucht um einen Vorwand nicht 
verlegen zu sein." Hierauf der Minister Graf Bray: „Vor wenigen 
Tagen noch konnte man sagen die Kandidatur des Prinzen Hohenzollern 
sei der Anlass der schwebenden Verwicklung ; diese Kandidatur besteht 
nicht mehr, ist fast vergessen. Dennoch haben wir den Krieg, — ein 
Beweis dass sie nur Vonvand war. Der Grund itt die Rivalität stoischen 
Preussen und Frankreich ; seit 186G herrschte in Frankreich wegen der 
Stellung die sich Preussen damals errungen, und w< gen der Fehler die 
Frankreich damals — nach jenseitiger Ansicht — gemacht hatte, eine 
fieberhatte Bewegung; man rüstete, man ist jetzt fertig, und der Vorwand 
zum Bruch musste sich finden. 4 * Der Minister erwähnt folgende 
Aeusserung eines französischen Militärbevollmächtigten : „Die langsam 
reitende Frucht hing am Baume seit vier Jahren; sie ist zur Reife 
gekommen, und ist vom Baum gefallen." — Die Kammer tritt hierauf 
einstimmig dem gestrigen Beschlüsse der Abgeordneten bei. 

Oesterreich-Ungarn. Die Handelskammer von Troppau und 
Klagenlurt, die Gemeinderäthe von Linz und Wels sprechen 
sich für vollständige Neutralität aus. 

Graf Beust erlässt an die Gesandten Oesterreichs ein Rund- 
schreiben worin er die Neutralität verkündigt, und worin 
er an dem Beispiele von Ländern deren Neutralität verbürgt 
ist und die dennoch rüsten, beweist dass man sich auf die 
Notwendigkeit gefasst halten müsse seiner Neutralität Achtung 
zu verschaffen. 

Grossbritannien und Irland. Eine grosse Versammlung der 
Deutschen in London erklärt den bevorstehenden Krieg für 
einen Nationalkrieg, und veranstaltet Sammlungen für die 
Verwundeten und deren Familien. 
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Frankreich. Der Kriegsminister Leboeuf verbietet die Zulassung 
von Berichterstattern und Mitarbeitern von Zeitungen beim 
Heer. 

Gesetzgebender Körper. Minister Gramont zeigt an dass seit 
dem 19. Juli der Krieg mit Freussen begonnen habe. 

Marschall Leboeuf wird zum Major general (Generalstabschef) 
der JRheinarmee ernannt; einstweilen versieht General Dejean 
für ihn das Kriegsministerium. 

Zu Nantes Kundgebung des Volkes gegen die Redaktion des 
Phare de la Loire, welches Blatt sich für den Frieden 
ausgesprochen hatte. 
Italien. Der Gesandte zu Karlsruhe Artom erhält Befehl 
nach Wien zu gehen, wo gegenwärtig der Gesandtschafts- 
posten unbesetzt ist. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Präsident der 
Republik Santo-Domingo Baez hat die Frist für Genehmigung 
des Vertrags über die Abtretung der Bai von Sainana und 
über das Protektorat von Santo-Domingo um eiu Jahr ver- 
längert. 

9M, Donnerstag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Die Gesetze über Errichtung 
von Darlehenskassen und über die Verlängerung des Bestehens 
des Reichstags bis zu Ende des Jahres werden ohne Verhand- 
lung angenommen. Darauf schliesst Graf Bismarck den 
Reichstag. 

Die Bezirke des ersten, zweiten, achten, neunten, zehnten und 
eilften Armeekorps werden in Kriegszustand erklärt 

Preussen. Acht Bankhäuser zu Berlin gründen mit 5 Millionen 
Thaler einen Garantieverein zur Hilfsleistung für die Börse. 

Baiern. Abgeordnetenkammer. Einstimmige Genehmigung der 
Forterhebung der Steuern bis zum Jahresschi uss. 

Würtemberg. Abgeordnetenkammer. Das Ministerium ver- 
langt 5,900,000 Gulden für ausserordentliche Militärzwecke. 
Minister Varnbüler: 

Da Frankreich an Preussen den Krieg erklärt, sei die Frage der 
AUianzrerträge an die süddeutschen Regierungen herangetreten. „Mit 
dem am 12. Juli unter Vorwissen und Genehmigung des Königs von 
Preussen erfolgten Verzichte des Erbprinzen von Hohenzollern auf die 
spanische Thronkandidatur musste die friedlicht Lötung dieser Frage 
allen Unbefangenen als gesichert erscheinen. Dass es anders kam, 
dass mit solcher Bile, mit solchem Ungestüm zum Kriege getrieben 
ward, beweist dass die spanische Frage wohl der Anstoss, aber nicht 
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der tcahre Grund des Krieges sein kann, dass desshalb auch die Endziele 
des Krieges weiter reichen. Das Ministerium hält, so wie die Dinge 
liegen, die Unversehrtheit Deutschlands bedroht. Wir sind desshalb der 
Ansicht dass auf Preussens Frage ob wir in diesem Kriege ihm uns 
anzusvhtifssen gesonnen seien, mit einem offenen Ja geantwortet werden 
muss. Zeigen Sie Europa durch einen raschen kräftigen Beschluss 
dass ein selbständiger deutscher Stamm aus freier Erschliessung mit 
männlicher Kraft und freudigem Muthe eintritt in den Kampf um 
deutsches Land, um deutsche Ehxe. u 

Karl Mayer (Volkspartei): 

Da die baierische Kammer sich für Theilnahme am Krieg ausge- 
sprochen, so sei jetzt nichts mehr übrig als unter den preussischen Ober- 
befehl zu treten. 

Oesterreich -Ungarn. Eintreffen des neuen französischen 
Gesandten Fürsten Latour d'Auvergne in Wien. 
Der Kurfürst von Hessen richtet von Prag aus eine Denk- 
schrift an Napoleon. 
Die türkische Gesandtschaft straft die Mittheilung Lügen dass 
die Pforte ihre Beservetruppen einberufen habe. 
Schweiz. Kundmachung des Bundesraths an das Volk, mit 
Darlegung der zum Schutz der Grenzen getroffenen Mass- 
regeln. 

Auf eine Anfrage in der Bundesversammlung erklärt der Bundes- 
rath: die in Deutschland erfolgten Verbote der Ausfuhr 
von Schlachtvieh, Getreide, Holz, Kohlen u. 8. w. wider- 
streiten den Verträgen mit dem Zollverein, und es sind 
Schritte dagegen erfolgt. 

Grossbritannien und Irland. Grosse Thätigkeit in den Kriegs- 
Werkstätten zu Woolwich. 
Admiral L. Hole, der älteste britische Flottenoffizier, f 91 
Jahre alt. 

Frankreich. Rundschreiben Qramont's an alle diplomatischen 

Vertreter des Landes: 

„Bei den Unterhandlungen haben sich in demselben Verhältniss 
wie wir unsere Anstrengungen für Erhaltung des Friedens verdoppelten, 
die geheimen Absichten des Gegners entwickelt um sie unmöglich zu machen. 
Entweder hielt Preussen den Krieg für nothwendig um die Selbständigkeit 
der deutschen Staaten vollends zu vernichten, oder es wollte, nachdem es 
im Mittelpunkte Europas einen Militärstaat gegründet der allen Nachbarn 
gefährlich geworden, das internationale Gleichgewicht verrücken. Die 
vorbedachte Absicht uns die unerläßlichsten Bürgschaften für unsere 
Sicherheit und Ehre zu versagen, ist augenscheinlich. Der Plan war 
insgeheim die Sache auf den Punkt zu führen wo die Kandidatur eines 
preussischen Prinzen plötzlich den Cortes verkündigt würde. Europa 
sollte einer vollendeten Thatsache gegenüber stehen. Wir konnten nicht 
den Gedanken hegen unsere Achtung vor den EntSchliessungen des 
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«panischen Volkes zu verleugnen; es war hier die nicht sehr gewissen- 
hafte Politik Preussens im Spiele; Preussen hat versucht Europa zu 
hintergehen und ihm eine so gefährliche Ausdehnung seines Einflusses 
aufzudrängen. Eine Regierung; hat immer das Recht (von einer Thron - 
bewerbungr) auszuschliessen; so ist es hei den zwei griechischen Königs- 
wahlen, so bei der belgischen, so 1860 bei der Bewerbung des Prinzen 
Diu rat in Neapel geschehen. Preussen schien einen Augenblick nach- 
zugeben, aber es wollte nur Zeit gewinnen. Man kann sich darüber 
nicht täuschen, wenn ein Herrscher der eine Million Soldaten befehligt, 
erklärt er behalte sieh vor mit sich allein und den Vmstäntien zu Bathe zu 
gehen. Bereits im Monat März 1869 hatte Graf Benedetti die Hohen- 
zollrrn'srhe Kandidatur angedeutet; derselbe ward sogleich aufgefordert 
den Grafen Bismarck wissen zu lassen wie die Regierung des Kaisers 
eine solche Eventualität betrachten würde. Graf Benedetti hatte in 
Unterredungen sowohl mit dem Kanzler des Norddeutschen Bundes, als 
auch mit dem Vnterstaats-s- kretär der mit der Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten beauftragt war, nicht verhehlt dass irir es nicht zu- 
lassen könnten dass ein preussischer Prinz jensoit der Pyrenäen regiere. 
Graf Bismarck seinerseits hatte erklärt dass wir keineswegs besorgt 
sein dürften wegen einer Kombination die er selbst für unausführbar 
erachte; und in einem Augenblicke wo, in Abwesenheit des Bundes- 
kanzlers, Herr Benedetti sich ungläubig und dringend bezeigen zu 
müssen glaubte, hatte Herr von Thile sein Khremmrt gegeben dass 
der Prinz von Hohenzollern ein ornsthafter Kandidat für die Krone von 
Spanien nicht sei noch auch werden könne. Indem Preussen unverhofft 
das Wort zurücknahm welches es uns gegeben hatte, ohne selbst einen 
Versuch zu machen sich von den Verbindlichkeiten gegen uns zu be- 
freien, richtete es an uns eine wirkliehe Herausforderung. Fortan 
über den Werth aufgeklärt den die bestimmtesten Zusicherungen der 
preussischen Staatsmänner haben konnten, lag uns die gebieterische 
Pflicht ob in Zukunft unsere Redlichkeit gegen neue Missverständnisse 
durch eine ausdrückliche Bürgschaft zu schützen. Wir mussten daher, 
wie wir es gethan, darauf bestehen die Gewissheit zu erlangen dass 
eine Entsagung welche nur mit spitzfindigen Unterscheidungen auftrat, 
f-ndglltig und ernstlich werde." 

Gesetzgebender Körper. Gesetz (auf Antrag von Cochery) 
dass künftig alle Wahlen nicht länger als einen Tag dauern 
sollen. — Annahme des Gesetzes dass die Stadt Lyon künftig 
wieder ihren Gemeinderath wählen soll. (Bisher ernannte 
die Regierung die Mitglieder der dortigen Stadtverwaltung.) 
Die Kammer wird vertilgt. 

Der Seuat vertagt die Verhandlung über das Gesetz welches 
der Stadt Lyon das Recht der Erwählung ihres Gemeinde- 
raths zurückgibt, und über das Gesetz welches für die 
Departemental- und Bezirkswahlen einen einzigen Tag fest- 
setzt. — Schluss der Senatssitzungen. 

Zu Lyon republikanische Kundgebungen zu Gunsten des Friedens. 
(Auch schon am Abend des 20. Juli.) 

13 
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Das Journal offlciel behauptet iu einem Artikel: Ollivier 
habe nie von einer Note über die Vorgänge von Ems, son- 
dern nur von einer ielegraphischen Mittheüung an die Ver- 
treter Prenssens bei den deutschen Höfen gesprochen. (Vgl. 
die Sitzungen des französischen Gesetzgebenden Körpers vom 
15. Juli, und des Norddeutschen Reichtags vom 20. Juli.) 

Herr von Ring (aus dem französischen Ministerium des Aeussern) 
macht dem badischen Gesandten zu Paris Baron Schweitzer, 
Vorhalt darüber dass zerplatzende Flintenkugeln (Explosions- 
geschosse) an die badischen Truppen vertheilt worden seien ; 
wäre dies wahr, so würde gegen Baden Vergeltung geübt 
werden. Die badische Regierung antwortet am nämlichen 
Tage telegraphisch: Baden habe am 3. (15.) Januar 1869 
allen Regierungen seinen Beitritt zu der Petersburger Ueber- 
einkunft vom 11. Dezember 1868 angezeigt welche den Ge- 
brauch von zerplatzenden Flintenkugelu untersagt. (Am 
29. Juli erinnert Rassland den französischen Botschafter 
Fleury an den geschehenen Beitritt Badens.) 

i 

Italien. Die Regierung befiehlt die Aufstellung einer Observa- 
tionsarmee bei Verona. 

Griechenland. Nach Abdankung des Ministeriums Zaimis, 
neues Ministerium: Präsidentschaft, Inneres, und vorläufig 
Aeusseres Deligiorgis, Finanzen Christidis, Justiz Leo- 
pulos, Kultus und Unterricht Antonopulos, Krieg Zym- 
brakakis, Seewesen Drossos. 



M, Freitag. 

Norddeutscher Bund. Ein Erlass des Königs von Preussen 
ernennt fünf General-Gouverneure: 1. für den Bezirk des 

1. 2. 9. und 10. Armeekorps mit dem Sitze in Hannover; 

2. für den Bezirk des 7. 8. und 11. Armeekorps mit dem 
Sitze in Koblenz ; 3. für den Bezirk des 3. und 4. Armee- 
korps mit dem Sitze in Berlin; 4. für den Bezirk des 12. 
Armeekorps mit dem Sitze in Dresden; 5. für den Bezirk 
des 5. und 6. Armeekorps mit dem Sitze in Breslau. Wo 
der Kriegszustand erkärt ist (vgl. 21. Juli), geht die voll- 
ziehende Gewalt auf den Generalgouverneur über; er ist er- 
mächtigt die Artikel 5. 6. 7. 27. 28. 29. 30. 36 der preus- 
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sischen Verfassung, im nichtpreussischen Bundesgebiete die 
entsprechenden Verfassungsbestimmungen, ausser Kraft zu 
setzen. (Diese Artikel betreffen: die persönliche Freiheit, 
Verhaftungen nur gemäss dem Gesetz; Unverletzlichkeit der 
Wohnung; UnStatthaftigkeit der Ausnahmsgerichte; Press- 
freiheit; Bestrafung nur nach dem allgemeinen Strafgesetz; 
Versammlungsrecht ; Vereinsrecht; Verwendung der Truppen 
nur in den gesetzlichen Fällen auf Anfordern der bürger- 
lichen Behörden.) 

Preussen. Graf Bismarck erklärt dem belgischen Gesandten 
Nothomb : Preussen werde die belgische Neutralität achten, 
wenn sie von der andern Seite geachtet werde. (Eine ähn- 
liche Erklärung ergeht an die Regierung von Luxemburg.) 

Der deutschen Volkszeitung in Hannover wird das weitere 
Erscheinen verboten. Es wurden verhaftet und nach Mag- 
deburg gebracht : Graf Bremer, die ehemaligen Hauptleute 
von Isaendorf und von Hartwig, Graf und Gräfin Kiel- 
mansegge. 

Württemberg. Abgeordnetenkammer. Bewilligung der für Mili- 
tärzwecke geforderten 5,900,000 Gulden, mit 85 Stimmen 
gegen eine. 38 Mitglieder (Volkspartei) erklären schrift- 
lich : 

„Nicht die Veranlassung des ausgebrochenen Krieges, in 
welchem wir nur eine Folge des Werkes von 1866 erblicken, 
sondern einzig die Rücksicht auf die bedrohte Unversehrtheit 
des deutschen Gebietes und die Solidarität der deutschen Völker- 
schaften, konnte uns in der Lage in welche uns die Kriegs- 
erklärung versetzt hat, bewegen dem Antrag der Kommission 
zuzustimmen, wobei wir nicht unterlassen können unsern 
Schmerz darüber auszusprechen dass in diesem Augenblick 
schwerer Prüfung, für jene Unversehrtheit nicht mehr das 
ganze Deutschland einsteht. 

Baden. Ein Strompfeiler der Eiaenbahn-Bheinbrücke zu Kehl 
wird auf badischer Seite gesprengt. 

Oesterreich-Ungarn. Zu Wien wird eine Studentenversamm- 
lung berufen um Unterstüzungsvereine für verwundete deutsche 
Krieger zu gründen. Eine Unterstützung Frankreichs wird 
für ehrlos erklärt. 
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Schweiz. Der Nationalrath genehmigt den Vertrag über die 
Gotthardbahn mit 88 gegen 16 Stimmen. 

QroBsbritannien und Irland. Unterhaus. Gladstone erklärt: 
die Regierung habe in Betreff der Neutralität von Nieder- 
land, Belgien und Luxemburg von beiden kriegführenden 
Theilen die beruhigendsten Zusicherungen erhalten. 

Niederland. Die erste Kammer, auf Antrag eines ultramon- 
tanen Mitgliedes, vertagt mit 15 gegen 14 Stimmen das Ge- 
setz über Aufhebung der Todesstrafe. 

Frankreich. Ansprache Napoleons an die Franzosen. Darin 
heisst es: 

„Preussen dem wir während und seit 1866 die versöhnlichsten Gesin- 
nungen bezeigten, bat unserem guten Willen und unserer Langmuth 
keine Rechnung getragen. In die Bahn gewaltsamer Vebergriffe sich 
stürzend, hat es das allgemeine Misttrauen erweckt, und Europa zu 
einem Lager gemacht Ein letzter Vorgang hat den Unbestand der natio- 
nalen Beziehungen enthüllt. Gegenüber neuen Anmassungen (pre'tensions) 
Preussens erheben sich unsere Beschwerden ; sie wurden umgangen, ein 
geringschätzige» Verfahren folgte ihnen. Frankreich ward tief erbittert, 
von einem Ende des Landes zum andern ertönte der Kriegsruf. Wir 
führen nicht Krieg gegen Deutschland, dessen Unabhängigkeit wir achten. 
Wir wünschen dass die Völker welche die grosse germanische Nationa- 
lität bilden, frei über ihre Geschicke verfügen. Wir fordern einen Zustand 
der Dinge der unsere Sicherheit gewährleiste und die Zukunft sichere. 
Wir wollen einem unsicheren Zustand ein Ende machen, in welchem alle 
Nationen ihre Hilfsquellen dazu verwenden eine gegen die andere zu 
waffnen. Unser Banner hat die civilisatoriichen Gedanken unserer gros- 
sen Revolution durch Europa getragen, es vertritt dieselben Prinzipien. a 
Zum Schlüsse kündigt er an dass er seinen Sohn in den .Krieg mit- 
nehme. 

Die Vorsitzenden und Sekretäre des gesetzgebenden Körpers 
begeben sich in die Tuilerien, der Präsident Schneider hält 
eine Anrede an den Kaiser. Dieser sagt in seiner Antwort : 
„Sie haben Recht an das Wort Montesquieu's zu erinnern 
dass der wahre Urheber eines Kriegs nicht der ist der ihn 
erklärt, sondern der ihn nothwendig macht. Wir haben 
alles gethan was von uns abhing um den Krieg 'zu vermei- 
den, und ich kann sagen dass die ganze Nation in ihrem 
unwiderstehlichen Aufschwung uns unsere Entschlüsse vor- 
schreibt Ich weiss dass 4 Frankreich hinter mir 

steht. u 

Der Justizminister Ollivier erlässt ein Verbot „ im Wege 
irgend welcher Veröffentlichung" über die Truppenbewe- 
gungen und militärischen Operationen Bericht zu erstatten. 
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93. Samstag. 

Preussen. In Folge der Note Gramont's vom 21. Juli erklären 
der Bundeskanzler Bismarck und der Staats-Sekretär 
Thile: 

„In Bezug auf den telegraphischen Auszug der Depesche 
Gramont's, wonach der Bundeskanzler die Kandidatur des 
Prinzen von Hohenzollern für unausführbar erklärte, und 
der Staatssekretär Thile sein Wort gegeben dass solche 
nicht existire, sind der Bundeskanzler und der Staatssekretär 
in der Lage amtlich und persönlich zu erklären : dass zwischen 
einem von ihnen und Benedetti, seitdem ihnen von dem an 
den Fürsten Hohenzollern gerichteten Antrag etwas be- 
kannt geworden, die spanische Kandidatur des Prinzen niemals 
auch nur mit einer Sylbe amtlich oder privatim besprochen 
wurde." 

Zu Flensburg wird der Abgeordnete Krüger verhaftet. 

Würtemberg. Nachdem die erste Kammer dem Beschlüsse der 
Abgeordneten zugestimmt, werden die Kammern vertagt. 

Oesterreich-Ungarn. Wien. Die Studentenversammlung in 
Wien wird von der Polizei als staatsgefährlich verboten. 
Ebenso eine Arbeiterversammlung. Die Studenten sammeln 
sich in einem Wirthshause, bringen Hoch auf Bismarek, 
und eröffnen eine Sammlung für die verwundeten deutschen 
Krieger. 

In Steiermark wird ein Aufruf des Abgeordneten Beohbauer 

u. a. erlassen; darin heisst es: 

„Der Krieg der deutschen Heere am Rhein wird auch für uns ge- 
führt, denn er wird geführt für die Unverletzlichkeit des deutsehen 
Landes und für die Ehre des deutschen Volkes. Eingedenk wollen 
wir bleiben dass jeder Schlag welcher Deutschland trifft, auch unsere Kraß 
erschüttert. Unser Stamm i»t seit Jahrhunderten die Grenzwacht des 
Deutschthums gewesen, und er hat die Kraft dazu geschöpft aus dem 
Rückhalt an der deutschen Nation.«* 

In tfraz wird eine Studentenversammlung verboten in welcher 
eine Kundgebung für Deutschland stattfinden sollte. 

Frankreich. Der Kaiser ernennt, die Kaiserin Eugenie zur 
RegenÜn. 

Italien. Der Ministerpräsident Lanza erlässt ein Rundschreiben 
an alle Präfekten: sie sollen die Volkskundgebungen für 
Preussen verhindern. 
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Das republikanische Centraikomitee erlaset einen Aufruf an die 
Soldaten, gegen das Bündniss der Regierung, mit Frank- 
reich. 

Kirchenstaat. Der Papst wendet sich in eigenhändigen Briefen 
an die Beherrscher von Preussen und Frankreich um ihnen 
seine Vermittlung anzutragen. (Dieselbe wird von Napoleon 
abgelehnt.) 

Portugal. Die Cortes werden aufgelöst 

Russland und Polen. Der Regierungsanzeigrer, amtliches 
Blatt zu Petersburg, erklärt, der Kaiser habe jede Be- 
mühung zur Verhütung des Krieges angewendet, und sei 
entschlossen zu strenger Neutralität, so lange die Krieges- 
zufälle die russischen Interessen nicht berühren. 



9S, Sonntag. 

Preussen. Zu Kassel wird das fernere Erscheinen der Hessi- 
schen Volkszeitung verboten. 

Ein königlicher Erlass gestattet die Bildung einer freiwilligen 
Seewehr. 

Vorpostengefecht bei Saarbrücken. 

Scharmützel bei Gersweiler (bei Saarbrücken, westlich von 
dieser Stadt.) 

Hessen. Auch die nicht zum Norddeutschen Bunde gehörigen 
Theile des Grossherzogthums werden in Kriegszustand 
erklärt. 

Würtemberg. Der preussische General von Prittwitz, Er- 
bauer der Festung Ulm, wird zu ihrem Gouverneur ernannt, 
der preussische General von Obernitz zum Befehlshaber 
der würtembergischen Truppen. 

Baden. Die dem Staat gehörigen Werthsachen sind nach Berlin 
gebracht worden. 

Prankreich. Rundschreiben Gramont's an die diplomatischen 

Vertreter des Landes. Es heisst darin: 

„Man hat uns vorgeworfen wir hätten absichtlich die Verhandlung 
vor den König von Preussen gebracht, statt sie mit seiner Regierung 
einzuleiten. Allein als unser Geschäftsträger am 4. Juli meinen In- 
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struktionen gemäss, bei Herrn von Thile erschien um ihn von den 
Nachrichten zu unterhalten die uns aus ßpanien zugegangen waren, 
antwortete derselbe: es sei diese Sache der preussischen Regierung 
ganz unbekannt und existire für sie gar nicht. Was konnten wir An- 
gesichts der Haltung des Kabinets, welches sich das Ansehen gab für 
den Zwischenfall gleichgiltig zu sein, und ihn nur als die preussische 
Kdnigsfamitin berührend zu betrachten, Anderes thun als uns an den 
König selbst wenden? So mussten wir gegen unsern Wunsch unsern 
Botschafter auffordern sich mit dem Souverän in Verbindung zu setzen, 

statt mit seinem Minister zu unterhandeln Wir bedauern dass 

Graf Bismarck sich nicht, sobald er den Ernst des Streites erkannte, 
nach Ems begeben hat, um seine natürliche Rolle des Vermittlers 
zwischen dem Könige und unserin Botschafter wieder aufzunehmen; 
aber sind wir denn für die Isolirung verantwortlich in welcher Se. 
Majestät offenbar absichtlich blieb, und die der Kanzler wahrschein- 
lich seinen Plänen für förderlich hielt? Und wenn, wie das Berliner 
Kabinet hervorhebt, die ^Kriegserklärung welche ihm von unserm 
Geschäftsträger überreicht wurde, unsere erste schriftliche und offi- 
zielle Mittheilung war, so ist der Mangel eines jeden vor der Kriegs- 
erklärung zwischen den beiden Theilen ausgetauschten Dokuments 
die nothwendige Folge des uns auferlegten Zwanges die Verhandlung 
in Ems fortzuführen, statt sie in Berlin zu lassen, wohin wir sie im 

Anfang gebracht hatten Nach einem in den Blättern 

vom 23. Juli erschienenen Berliner Telegramme bestritten die Herren 
von Bismarck und von Thile eine 8telle in meiner Cirkularde- 
pesche vom 4. ds., und erklärten . . . . a (Folgt die Erklärung, unter 
Preussen 23. Juli.) In dieser Form ist dieBehauptung eine zweideutige: 
sie scheint sich lediglich auf die Beziehungen unsers Botschafters zu 
dem preussischen Ministerium seit der Annahme des Prinzen Leopold 
zu erstrecken. In diesem Sinne wäre sie nicht im Widerspruch mit 
dem was wir seihst gesngt haben, wenn man sie aber auf den frühe- 
ren Verkehr ausdehnen will, so ist sie nicht mehr der Wahrheit gemäss." 
— Zum Beweise nimmt der Minister folgende Depesche Benedetti's 
aus Berlin 31. März 1869 an den damaligen Minister Lavalette : „Sie 
kaben mich gestern telegraphisch aufgefordert mich zu verlässigen ob die 
Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern auf den spanischen Thron 
einen ernstliehen Charakter hätte. Ich habe heute früh Gelegenheit ge- 
habt Herrn v. Thile zu sehen, und glaubte ihn fragen zu können ob ich 
den hierüber in Umlauf gesetzten Gerüchten einige Bedeutung bei- 
messen sollte. Ich verhehlte ihm nicht dass ich Werth darauf legte 
Tenau unterrichtet zu sein, indem ich ihm bemerklich machte dass 
eine solche Eventualität die kaiserliche Regierung zu unmittelbar in- 
teressirte als dass es nicht meine Pflicht wäre die Gefahr derselben zu 
melden, sobald nur Gründe vorlägen welche an die Möglichkeit ihrer 
Verwirklichung glauben Hessen. Herr von Thile gab mir die aus- 
drücklichste Versicherung dass er keinen Augenblick Kenntniss von 
irgend einem Anzeichen gehabt welches zu einer solchen Vermuthung 
berechtigen könnte, und dass der spanische Gesandte in Wien wäh- 
rend seines kiirzliehen Aufenthaltes in Berlin nicht einmal darauf an- 
gespielt hätte. Indem er so sprach, glaubte der Unterstaatssekretär, 
ohne dass ihn irgend etwas in meinen Bemerkungen zu einer solchen 
Kundgebung herausfordern konnte, sogar sein Ehrenwort engagiren 
zu sollen. Wie er sagt, hätte HerrRances sich darauf beschränkt den 
Grafen Bismarck, welcher vielleicht die Durchreise dieses Diploma- 
ten benutzen wollte um sich über die Lage in Spanien zu unterrichten, 
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von der Art und Weise zu unterhalten wie die Wahl des künftigen 
Souveräns vorbereitet würde. Dies ist im Wesentlichen Alles was mir 
Herr von Thile gesagt hat. wobei er wiederholt auf seine erste Er- 
klärung zurückkam dass von dem Priuzen von Hohenzollern für die 
Krone von Spanien nicht die Rede sein könne* 

Preussische Soldaten nehmen das Zollhaus in Schrecklingen 
nebst der Zollkasse. 

Preussische Ulanen sprengen einen Viadukt in die Luft, auf 
der Eisenbahn zwischen Hagenau und Saargemünd. 

Italien. Wiederholte franzosenfeindliche Volksbewegungen zu 
Palermo. 



2S, Montag. 

Preusseii. Oeffentliche Ansprache des Königs: 

Er fühle das Bedürfnis^ öffentlich zu bezeugen dass ihm aus. allen 
Stämmen des deutschen Vaterlands, aus alleu Kreisen des deutschen Volkes 
zahlreiche Kundgebungen für die Ehre und Unabhängigkeit Deutschlands 

zugegangen; er versichert dass er „dem deutschen Volkr Treue um Treue 

entgegenbringen und umcandtilxir halten werde." Alle Unterschiede 
und Gegensätze seien versöhnt, „einig wie kaum jemals zuvor, darf 
Deutschland in seiner Einmüthigkeit und seinem Recht die Bürgschaft 
finden dass der Krieg ihm dauernden Frieden bringen, uud dass aus 
der blutigen Saat eine Ernte deutscher Freiheit und Einigkeit spriessen 
werde." 

Ein Kabinetsbefehl erklärt die Festungen Köln und Deuz in 
Belagerungszustand. 

Die offiziöse Norddeutsche Allgemeine Zeituug bemerkt in 
Betreff der Note von Graniont (vgl. 21. Juli): 

Da das Anerbieten des spanischen Thront* an den Prinzen Leopold 
erst durch Schreiben vom 17. Februar 1S70 erfolgt sei, so könnten 
die. Gespräche rem März /66\'v, wo zahlreiche Vorschläge, unter andern 
auch die Thronkandidatur des Prinzen Friedrich Karl auftauchten, 
zu dem Anerbitten an den Prinzen Leopold i>< keiner Beziehung stehen. 

i 

Baiern. Grosse Feuersbrunst zu Speier. 

Oesterreich -Ungarn. Eine Stud( ntendcjmtation begibt sich 
zum Minister Grafen Taaffe, um das Verbot der Studenten- 
versammlung (vgl. 22. Juli) rückgängig zu machen. Zeitungen 
berichten dass der Minister hei diesem Anlnss gesagt habe: 
im Ministerium sei eine starke Minderheit gegen die Neu- 
tralität. (Hierauf stellt die amtliche Wiener Zeitung' eine 
solche Aeusserung in Abrede.) 
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Belgien. Der ehemalige Finanzminister Malou wird zum Staats- 
minister mit Sitz und Stimme im Ministerium ernannt. 

arossbritannien und Irland. Die grosse Londoner Zeitung 

The Times theilt mit: die französische Regierung habe 

zur Zeit des Luxemburger Streites, und nochmals vor kurzem, 

der preussischeu Regierung ein Schutz- und Trutzbündniss 

auf folgende Bedingungen hin angeboten: 

Artikel l. Frankreich erkennt die von Frenzen durch den Krieg 
vom Jahre 1866 gemachten Eroberungen an, sowie alle getroffenen oder 
noch zu treffenden Anordnungen für die Herstellung des Norddeutschen 
Bundes, und verpflichtet sich seine Stütze zur Erhaltung dieses Werkes 
zu leihen. Art 2. Preussen verspricht Frankreich die Erwerbung 
Luxemburgs zu erleichtern, zu diesem Zweck in Verhandlungen mit dem 
König von Holland zu treten, und ihn zur Abtretung Luxemburgs mit 
angemessener Kompensation oder auf andere Weise zu bestimmen. 
Zur Erleichterung dieser Uebertragung wird Frankreich allfallsige 
Geldkosten übernehmen. Art 8. Frankreich wird sich einer Union des 
Norddeutschen Bundes mit den suddeutschen Staaten unter Ausschluss 
Oesterreichs nicht widersetzen. Diese Union könnte auf ein gemein- 
sames Parlament basirt werden, dabei müsste jedoch die Souveränetät 
der genannten Staaten in angemessener Weise respektirt werden. 
Art. 4. Falls Frankreich durch Umstände veranlasst wäre seine Truppen 
in Beiarien einmarsvhirtn zu lassen oder dasselbe zu erobern, wird Preussen 
Frankreich mit den Waffen zu Land und zu Wasser unterstützen, 
gegen jede Macht welche bei dieser Eventualität Frankreich den Krieg 
erklären würde. Art. 5. Zur Sicherung der Ausführung der vorstehen- 
den Bestimmungen schliessen Frankreich und Preussen ein Schutz- 
und Trutzbündniss und verbürgen einander gegenseitig ihr Gebiet u 
— Die Times bemerkt dass Preussen beide Male das Anerbieten abge- 
lehnt habe. 

Oherhaus. Lord Stratford fragt an ob die Regierung den 
durch die Times veröffentlichten Vertragsentwurf kenne. 
Der Minister Granville antwortet: die Quelle der Times 
sei ihm unbekannt; er sei jedoch überzeugt dass Frankreich 
und Preussen sofort unaufgefordert Erklärungen veröffent- 
lichen werden. 

Unterhaus. Disraeli betont die ungeheure Wichtigkeit der 
Enthüllungen der Times, und fragt ob die Regierung Kunde 
besitze wann der Vertrag entworfen wurde. Der Premier- 
minister Gladstone antwortet: er wisse das nicht, so wenig 
als die Quelle der Times; der Inhalt des Vertrags sei er- 
staunlich bis zum Unglaublichen. Der Minister äussert die- 
selbe Ueberzeugung wie Lord Granville. 

Schweden und Norwegen. Die Regierung beschließt voll- 
ständige Neutralität. 



Digitized by Google 



202 



Juli 1870. 



Frankreich. Die Festungswerke von Paris werden bewaffnet. 
Das Journal officiel sagt: 

„Die Regierung hat befohlen dass die Befehlshaber von Heer und 
Flotte den neutralen Mächten aregenuber in gewissenhaftester Weine die 
Regeln des internationalen Rechtes beobachten, und namentlich die 
Prinzipien anwenden welche in der Erklärung des Kongresses von 
Paris d. d. 16. April 1856 niedergelegt sind : l) Die Kaperei ist ein 
für allemal abgeschafft. 2) Neutrale Flagge deckt feindliche Waare, 
mit Ausnahme von Kriegskontrebande. 3) Neutrale Waare, mit Aus- 
nahme von Kriegskontrebande, darf unter feindlicher Flagge nicht 
weggenommen werden. 4) Die Blokade muss, um als obligatorisch 
zn gelten, effektiv sein, d. h. sie muss von Streitkräften ausgeführt 
werden welche im Stande sind den Zugang zum feindlichen Ufer 
thatsächlich zu hindern. Obgleich Spanien und die Vereinigten Staaten 
der Erklärung von 1856 nicht zugestimmt haben, wird Frankreich 
feindliches Eigenthum am Bord eines amerikanischen oder spanischen 
Schiffes nicht wegnehmen, sofern es nicht Kriegskontrebande ist. Die 
kaiserliche Regierung denkt nicht daran das Recht in Anspruch zu 
nehmen Eigenthum amerikanischer oder spanischer Bürger zu kon- 
fiszireru welches sich am Bord feindlicher Schiffe befindete Das amt- 
liche Blatt bestätigt dass die Bewaffnung der befestigten Umwallnng 
und der äusseren Forts von Paris begonnen hat u 

Im Lager von Chalous wird eine Reservearmee unter Befehl 
des Marschalls Canrobert gebildet, zumeist aus Mobilgarde 
bestehend. 

Treilhard wird zum Gesandten in Washington ernannt. 

Pierre Dupont, geb. zu Lyon 23. April 1821, Dichter volks- 
tümlicher Lieder, f zu Lyon 49 1 4 Jahre alt. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Finanzminister Bella legt ein 
Gesetz vor, betreffend eine ausserordentliche Bewilligung von 
15 Millionen für das Heer und von 1 Million für die Flotte, 
welche Summen in Folge der Einberufung zweier Alters- 
klassen nöthig sind. Nicotera stellt einige Fragen über 
die auswärtige Politik. Der Minister des Aeussern Visconti- 
Venoata antwortet: 

Dass Italien, ebenso wie andere Mächte welche systematisch 
an europäischen Fragen nicht unbetheiliat bleiben können, 
genau die Pflichten der Neutralität erfülle, und sich seine 
Handlungsfreiheit wahre, indem es darüber wache dass seine 
Interessen niemals gefährdet würden. In Betreff der Be- 
setzung Roms, kenne er nicht die Absichten der französi- 
schen Regierung, und wäre eine Berathung darüber verfrüht. 
In jedem Falle würde die Regierung die darauf bezüglichen 



Digitized by Google 



Juli 1 870. 



203 



französischen Beschlüsse, von jener Verhaltungslinie als unab- 
hängig betrachten welche Italien unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen befolgen könne. Es wäre die schlechteste 
Politik die gegenwärtige Gelegenheit zu benutzen, und selbst 
nur indirekt an Gewaltsamkeit Seitens Italiens in der römi- 
schen Frage glauben zu lassen. 

Hierauf wird eine Tagesordnung welche von der Erklärung 
der Regierung Kenntniss nimmt und dem Ministerium ein 
Vertrauensvotum ertheilt, mit 168 gegen 103 Stimmen an- 
genommen; 11 Abgeordnete enthalten sich der Abstimmung. 



2G. Dienstag. 

Preussen. General Vogel von Falkenstein hat einen Aufruf 
an die Bewohner der Nord- und Ostseekilste erlassen, in 
welchem dieselben aufgefordert werden längst der Küste 
Abtheilungen unter Leitung verständiger Männer zur Küsten- 
bewachung zu bilden. Schleunige Mittheilungen an die 
nächste Militärbehörde sind erwünscht. Der Aufruf schliesst 
mit den Worten: Jeder Franzmann der Eure Küste betritt, 
sei Euch verfallen. 

Der Staatsanzeiger veröffentlicht einen Erlass über die einst- 
weilige Beschaffung von 100 Millionen Thaler. 

Graf Bismarck zeigt den fremden Gesandten den Vertrags- 
entwurf wie ihn die Times veröffentlicht hat, in der eigenen 
Handschrift Benedetti's. 

Würtemberg. Der russische Reichskanzler Fürst GortschakofF 
trifft von Wildbad in Stuttgart ein. 

Der König stellt seine Truppen unter prenssische Führung. 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus zu Pest. Das neue 
Gemeindeverfassungsgesetz (welches die Selbstregierung der 
Comitate beschränkt), wird mit 150 gegen 101 Stimmen ange- 
nommen. 

Schweiz. Verstärkung des Truppen-Aufgebots. 

Grossbritannien und Irland. Oberhaus. Minister Granville 
verliest seine Aufzeichnung über eine so eben stattgehabte 
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Besprechung mit dem französischen Gesandten Lavalette. 
Dieser habe gesagt: „Der in dem angeblichen Vertragsent- 
wurfe, wie er gestern in der Times veröffentlicht wurde, 
enthaltene Plan stammt vom Grafen Bismarck her, war 
Gegenstand einiger Besprechungen mit Benedetti gewesen, 
besass aber niemals eine ernste Grundlage, und wurde von 
beiden Theilen verworfen." — Ferner: „Der Kaiser habe 
sich mit seiner Ehre unbedingt verpflichtet Belgiens Neu- 
tralität zu achten, vorausgesetzt dass Preussen sie nicht 
verletze." — Zweite Lesung der Bekrutirungsbill. 

Unterhaus. Mit 90 gegen 77 Stimmen wird beschlossen dass 
in den Bevölkerungs- und Steuerlisten die Religion nicht 
aufgeführt werde. — Auf Anfrage von Samuelson erklärt 
Gladstone: die Regierung habe vom englischen Gesandten 
in Kerlin Lord Loftus heut ein Telegramm erhalten wonach 
die Berliner Blätter heute den Text des Vertrags veröffent- 
lichen würden; Lord Loftus habe erklärt derselbe sei von 
der Hand Benedetti's geschrieben. 

Dänemark. Die amtliche Zeitung zu Kopenhagen veröffent- 
licht eine Verordnung über das Verhalten der Kaufleute und 
Seefahrer bei dem Ausbruch eines Krieges zwischen fremden 
Seemächten, nebst Aenderungen gemäss der Pariser Dekla- 
ration von 1856. Die Schlussbestimmung sagte: Da Däne- 
mark in dem jetzigen Krieg Neutralität zu beobachten 
beabsichtigt, so wird den dänischen Unterthanen verboten 
bei den Krieg führenden Parteien irgendwie Dienste zu 
nehmen, und den Kriegs-Transportschiffen derselben ausser- 
halb der dänischen Gewässer Lotsendienste zu leisten. Gleich- 
zeitig gibt ein Bundschreiben an die dänischen Gesandten 
Erläuterungen über die Neutralität. 

Frankreich. Das mit dem Minister Ollivier in nahen Be- 
ziehungen stphende Blatt Le Constitutionnel erkennt die 
Echtheit des Vertragsentwurfes (vgl. 25. Juli) au, behauptet 
jedoch derselbe sei das Werk Bismarck's, und Frankreich 
habe ihn abgelehnt. Das Journal offleiel sagt: 

Nach dem Präger Frieden hätten Besprechungen wegen 
eines Bündnisses zwischen Bismarck und Benedetti statt- 
gefunden; einige der in dem veröffentlichten Entwurf ent- 
haltenen Ideen seien zur Sprache gebracht, ein Schriftstück 
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wie das vorliegende aber niemals zur Kenntniss des Kaisers 
gebracht worden. Die ihm mündlich gemachten Vorschläge 
habe der Kaiser verworfen. 

Die Departements Mosel, Ober- und Niederrhein (bald auch 
noch andere) werden in Belagerungsstand erklärt. 

Kriegsschauplatz. Kleines Gefecht an der Brücke von Rhein- 
heim; die Franzosen werden zurückgeworfen. — Bei Hagenau 
werden vier Offiziere und vier Dragoner bei einer Rekognos- 
zirung von einem französischen Husarenregiment bei Nieder- 
bronn zersprengt. 

Italien. Der preussische Gesandt Graf Brassier de 8aint- 
Simon reist nach Hause. 

Spanien. Die spanische Regierung erklärt ihre Neutralität. 

Russland und Polen. Die Regierung ruft die in Wildbad 
(Würtemberg) zur Kur befindlichen Offiziere in die Heimath 
zurück. 

Türkei. Die Insel Cypern wird auf Bitten der Einwohner von 
der Statthalterschaft der Inseln des Archipelagus getrennt, 
und zu einer besondern Statthalterschaft eingerichtet. 



99. Mittwoch. 

Preussen. Der Kronprinz trifft in München ein, um den Ober- 
befehl über die Südarmee bestehend aus süddeutschen und 
preussischen Truppen zu übernehmen. 

Scharmützel bei Völklingen, die Franzosen zurückgeworfen. 

Dr. Hermann Hersch, dramatischer Schriftsteller, f zu Berlin, 
49 Jahre alt. 

Würtemberg. Ankunft des Kronprinzen von Preussen. 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Zweite Lesung der 
Bill über geheime Abstimmung bei Parlamentswahlen. 

Die Londoner Times behauptet: Napoleon habe noch vor 
kurzem Preussen daraufhingewiesen dass der Benedetti'sche 
Vertrag noch immer zu seiner Verfügung stehe. 
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Frankreich. Das Journal officiel behauptet in einem Briefe 
aus Florenz : Prenssen habe nach der Schlacht bei Solferino 
die französische Regierung an der Befreiung Italiens ge- 
hindert. 

Eine Ansprache des Kaisers an die Nationalgarde des Seine- 
Departements verkündigt sein Vertrauen zu ihr, so wie die 
Ueberzeugung sie werde die Ordnung in Paris aufrecht 
halten und die Sicherheit der Kaiserin schützen. 

Da deutsche in Paris wohnende Bankiers viel Geld aus der 
Bank ziehen, macht das Journal officiel darauf aufmerksam 
dass das Gesetz diejenigen (mit dem Tode) bestraft welche 
dem Feind Geldmittel verschaffen. 

Portugal. Die Regierung verkündigt ihre Neutralität. 



98. Donnerstag. 

Preussen. In Folge des Aufrufs zur Bildung einer freiwilligen 
Seewehr hat die Elbinger Dampfschifffahrtsgesellschaft ihre 
sämmtlichen Dampfer, darunter 5 seetüchtige, der könig- 
lichen JiVerfte in Banzig zur Verfügung gestellt. 

Die Regierung beschwert sich bei der englischen dass sie Lie- 
ferung von Kolüen an die französische Flotte, Ankauf von 
Ff erden und Fertigung von Waffen für die Franzosen ge- 
statte. 

Die offiziöse Norddeutsche Allgemeine Zeitung sagt: 

-War die französische Diplomatie unwissend genug um sich dein 
Wahne zu überlassen dass ein deutscher Minister der nationale Politik 
treibt, überhaupt jemals die Möglichkeit vor Augen sehen könne auf 
Anerbietungen wie die des Benedetti'schen Vertrags-Eniwur/s einzu- 
gehen, so musste sie sich auch gefallen lassen dass man sie mit der 
durch solche Unwissenheit eingeleiteten Politik so lange amusirte, sie 80 lange 
in ihrem angenehmen Wahne liess als dieses Amüsement zur Ver- 
längerung der Periode des Friedens nützlich erschien. Nun kommt aber 
auch die bornirteste Diplomatie nach Jahren schliesslich zur Erkennt- 
niss dass sie Unmögliches erhofft und verlangt, dass sie vergeblich 
einem Objekte nachtraehtet welches ein Phantom ist; dies scheint 
jetzt der Fall in Frankreich gewesen zu sein, und ohne Zweifel datirt 
von dem endlichen Durchbruch dieser Erkenntnis« die kriegerische 
Stimmung in den Pariser Hofkreisen. Die Hoffnung deutscher Staats- 
männer dass Frankreich so lange amusirt werden könne mit dem 
Haschen nach gewissen Phantomen, bis in Frankreich seihst durch 
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Aenderung der absoluten Verfassung ein friedliebendes, nicht nach 
dem Land und Gut seiner Nachbarn begehrendes Regiment Platz greife, 
hat sich leider nicht erfüllt Nachdem aber der Friede nicht mehr zu hal- 
ten ist, ist auch nichts mehr su verschweigen. Das 8chweigen war nur zum 
Behuf der Verlängerung, und wo möglich, zum Behuf der vollständi- 
gen Erhaltung des Friedens geboten. Schliesslich bemerken wir dass 
noch andere Enthüllungen bevoi stehen könnten. Der Entwurf Bend- 
detti's ist nicht das einzige Aktenstück das hinsichtlich dieser Fragen 
vorliegt; ähnliche Verhandlungen wurden auch von anderen Organen 
Frankreichs, z.B. vom Prinzen Napoleon hier angeknüpft, und unter 
Anderem war dabei auch von der französischen Schweiz die Rede, 
und die nicht misszuverstehende Andeutung fiel, dass man in Pie- 
mont gar nicht wisse, wo das Französische au/höre und das Italienische 
anfange. 1 * 

Oesterreich-Ungarn. Iii einer geheimen Sitzung des ungari- 
schen Reichstags beantragt der Ministorpräsident Graf An- 
drassy Verwilligung von Geldmitteln. 

In der öffentlichen Sitzung erklärt der Ministerpräsident Graf 
Andrassy, unter Hinweis auf das Rundschreiben des Reichs- 
kanzlers Grafen Beust vom 20. d. M.: 

„Die Regierung hat keine Vorkehrung zu treffen welche eine aus- 
wärtige Macht beunruhigen könnte, und ist andererseits verpflichtet ihre 
Sicherheit zu wahren und nicht von dem Wohlwollen einer fremden 
Macht abhängig zu machen. In allen massgebenden Kreisen herrscht 
die Ansicht dass das Bestreben die Stellung in Deutschland wiederzu- 
erkämpfen, unnütz und schädlich wäre. Ungarn will Neutralität bewah- 
ren; ob es dies bei allen Komplikationen können wird, vermag Nie- 
mand im Voraus zu bestimmen. Der Ausdruck Ungarns Neutralität ist 
nicht so zu verstehen dass Ungarn allein Neutralität bewahre, denn die 
ungarischen Gesetze und Interessen gebieten stets vereint mit Oester- 
reich vorzugehen." 

Grossbritannien und Irland. Der französische Botschafter 
Marquis de Lavalette liest dem Minister Grafen Granville 
eine Depesche des französischen Ministers Gramont vor; 
darin heisst es: 

„Wer immer den Verlauf der Angelegenheiten in Europa seit dem 
Amtsantritte des Herrn von Bismarck verfolgte, der weiss von wel- 
cher Seite jene Vorschläge kamen die jetzt Frankreich beigemessen 
werden. — Seit dem Jahre 1865 schon bemühte sich Herr von Bis- 
marck fortwährend seine Pläne durchzuführen, dadurch dass er be- 
strebt war die Aufmerksamkeit der französischen Regierung auf Oe- 
bietsvergrö.iserufig zu richten. Dem damaligen Geschäftsträger in Berlin 
de Lefebre de Behaine sagte er dass Preussen das Recht Frank- 
reichs bereitwillig anerkennen würde seine Grenzen dahin wo franzö- 
sisch gesprochen wird auszudehnen; womit er, ausser Belgien, gewisse 
Schweizer Kantone andeutete. — Die kaiserliche Regierung lehnte ab auf 
diese Eröffnungen einzugehen. Im darauffolgenden Jahre, unmittelbar 
nach der Schlacht von Sadowa, wurden Behaine in Brünn ähnliche 
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Vorschläge gemacht, und hei dieser Gelegenheit sagte ihm Graf Bis- 
marck dass der Weg den Frankreich einzuschlagen habe, vollkom- 
men klar gegeben sei. Die französische Regierung sollte sich an den 
König der Belgier wenden, und diesem erklären dass der unvermeid- 
liche Gebiets- und Einflusszuwachs Preussens höchst beunruhigend für 
ihre Sicherheit sei, und dass das einzige Mittel zur Vermeidung dieser 
gefährlichen Ergehnisse in einer so engen Verknüpfung dr.r Schicktale 
Belgiens und Frankreichs liege, dass die belgische Monarchie, deren 
Autonomie jedoch respektirt werden solle, eine thatsäehliche Schutz- 
mauer für die Sicherheit Frankreichs im Norden werde. — In einem 
weiteren Berichte über eine mit dem Grafen Bismarck im 
Juli 1866 gepflogene Unterredung, benachrichtigt der französische 
Botschafter seine Regierung: dass er nichts neues mittheile indem 
er melde dass Herr von Bismarck der Meinung sei Frankreich 
solle in Belgien Entschädigung suchen, und dass er sich erboten 
habe deshalb zn einem Einvernehmen zu gelangen. — Die kaiser- 
liche Regierung lehnte es ab diesen Vorschlägen Gehör zu geben, und 
als sie zu einer späteren Zeit auf die Rektifikation ihrer Grenzen be- 
dacht war, lehnte sie ausdrücklich ab in der betreffenden Verhandlung 
den Namen Belgiens zu erwähnen. Das in der Handschrift Benedetti's 
existirende Dokument ist ihm durch den Grafen Bismarck in die Fe- 
der diktirt worden. Es ist in diesen Vorschlägen die Initiative voll- 
ständig durch das preussische Kabinet ergriffen worden. 14 

Frankreich. Napoleon geht zum Heere ab und trifft in Metz 
ein. Von hier aus erlässt er eine Ansprache an das Heer, 
worin er sagt: 

Ihr werdet gegen eine der besten Armeen Europas kämpfen . 

Der Krieg wird lang und mühselig sein, denn es 

werden ihm Oertlichkeiten zum Schauplatze dienen die von 
Hindernissen und Festungen starren. . . . Welches auch der 
Weg sein wird den wir jenseits der Grenzen schreiten, wir 
werden auf ihm die glorreichen Spuren unserer Väter wieder- 
finden Von unseren Erfolgen hängt das Loos der 

Freihät und der Civilisation ab." 

Kirchenstaat. Die päpstlichen Truppen werden auf den Kriegs- 
fuss gebracht. 

Spanien. Das republikanische Direktorium zu Madrid (Pi y 
Margall, Figueras, Castelar) erlässt eine Aufforderung 
an die republikanischen Provinzialausschüsse : Abgeordnete 
zu einem für Ende Septembers einzuberufenden republika- 
nischen Landtage durch allgemeine Abstimmung erwählen 
zu lassen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Zu San-Francisco 

(Kalifornien), auch in vielen anderen Städten, Massenver- 
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Sammlungen der Deutschen zu Gunsten der deutschen 
Sache. 



99. Dienstag, 

Preus8en. Um der von den englischen ^Iinistern im Parlament 

ausgesprochenen Erwartung näherer Aufschlüsse über den 

Benedetti'schcn Vertragsentwurf zu genügen, erlässt Graf 

Bismarck, nachdem er schon am 27. Juli ein Telegramm 

an den Botschafter Grafen Bernstorff mit Erläuterungen 

gerichtet, ein Rundschreiben worin er sagt: 

Schon seit lange und öfters habe Frankreich ein Bundniss mit 
Preussen zum Zwecke beiderseitiger Vergrößerung versucht. Der Glaube 
der französischen Regierung aii die Möglichkeit einer solchen Ueber- 
einkunft, rinde seine Erklärung nur in der Unbekannte fm/t mit den Grund- 
bedingungen der Existenz anderer Völker. „Die Bes:rebungen der französi- 
schen Regierung ihre begehrlichen Absichten auf Belgien uud die 
Rheingrenzen mit preussisehem Beistande durchzuführen, sind schon 
vor 1862, also vor meiner Ucbernahmc des Auswärtigen Amtes an 
mich herangetreten.** Indessen seien diese Mittheilungen rein persön- 
licher Natur , Privatgespräche und Privatbriefe gewesen. „Durch 
äusserliche Einwirkung auf die europäische Politik machten sich die 
erwähnten Tendenzen der französischen Regierung, zunächst in der 
Haltung erkennbar welche Frankreich in dem deutsch-dänischen Streite 
zu unsern Gunsten beobachtet hat. Die darauf folgende Verstimmung 
Frankreichs gegen uns über den Vertrag von Kästeln, hing mit der 
Besorgniss zusammen dass eine dauernde Befestigung des preussisch- 
Österreichischen Bündnisses, das Pariser Kabinet um die Früchte dieser 
seiner Haltung bringen könnte. Frankreich halt; schon 1S65 auf den 
Ausbruch des Krieges zwischen uns und Oesterreich gerechnet, und 
nähe:te sich uns bereitwillig wieder sobald unsere Beziehungen zu 
Wien sich zu trüben begannen. Vor Ausbruch acs österreichischen 
Krieges 1&66 sind mir theils durch Verwandte Sr. Majestät des Kaisers 
der Franzosen" (d. h. Prinz Napoleon , „theils durch vertrauliche 
Agenten Vorschläge gemacht worden welche jeder Zeit dahin gingen 
kleinere oder grössere Transaktionen zum Behuf beiderseitiger Ver- 
grösserungen zu Stande zu bringen; es handelte sich bald um Luxem- 
burg oder um die Grenze von 1814 mit Landau und Saarlouis, bald 
um grössere Objekte, von denen die französische Schweiz und die 
Frage wo die Sprachgrenze in Piemont zu ziehen sei, nicht ausge- 
schlossen blieben. Im Mai 1866 nahmen diese Zumuthungen die Gestalt 
des Vorschlags eines Schutz- und Trutzbündnisses an, von dessen 
Grundzügen folgender Auszug in meinen Händen blieb: 1) Im Falle 
eines Kongresses, gemeinschaftlich auf die Abtretung von Yenetien an 
Italien und auf die Annexion der Klbhcrzotrthüiner an Preussen hin- 
zuwirken 2) Wenn der Kongress nicht zu Stande kommt, Schutz- und 
Trutsbündnits. 3) Der König von Preussen wird diu Feindseligkeiten inner- 
halb 10 Tagen nach Auflösung des Kongresses eröffnen. 4) Wenn der 
Kongress nicht zusammentritt, wird Preussen binnen So Tagen nach 
der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrags angreifen. 5) Der 

14 
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Kaiser der Franzosen wird Oesterreich den Krieg erklären, sobald die 
Feindseligkeiten zwischen Oesterreich und Preussen begonnen haben 
werden (in 30 Tagen 300.000). 6) Man wird mit Oesterreich keinen 
Separatfrieden machen. 7 > Der Frieden soll unter folgenden Bedingungen 
abgeschlossen werdet»: Venetien für Italien, für Preussen das unten 
angegebene deutsche Territorium {7—8 Millionen Seelen nach Auswahl), 
ferner die Bundesreform im preussisehen Sinne. Für Frankreich das 
Gebiet zwischen Mosel und Rhein ohne Koblenz und Mainz, bestehend 
aus 500,000 Seelen von Preussen, das balerische Besitzthum auf dem 
linken Rheinufer, Birkenfeld , Homburg, Darmstadt 213,000 Seelen. 
3) Militär- und See-Konvention zwischen Frankreich und Preussen 
von der Unterzeichnung an. 9) Beitritt des Königs von Italien." — 
Die Stärke des Heeres mit welchem der Kaiser nach Art. 5 uns bei- 
stehen wollte, wurde in schriftlichen Erläuterungen auf 300.000 Mann 
angegeben; die Seelenzahl der Vergrösserungen welche Frankreich 
erstrebte, nach französischen, mit der Wirklichkeit nicht überein- 
stimmenden Berechnungen auf 1,800,000 Seelen. Ein Jeder welcher 
mit der intimeren diplomatischen und militärischen Geschichte des 
Jahres 18C6 vertraut ist, wird durch diese Klauseln die Politik hin- 
durchschimmern sehen welche Frankreich gleichzeitig gegenüber Italien, 
mit dem es ebenfalls heimlich verhandelte, und später gegenüber Preussen 
und Italien befolgte. Nachdem wir im Juni 1866 ungeachtet mehr- 
facher, fast drohender Mahnungen zur Annahme, obiges Allianzprojekt 
abgelehnt hatten, rechnete die französische Regierung nur noch auf 
den Sieg Oesterreichs über uns, und auf unsere Ausbeutung für fran- 
zösischen Beistand nach unserer eventuellen Niederlage. Dass der in 
dem vorstehenden Allianzentwurf gedachte und später noch einmal 
vorgeschlagene Kongress, die Wirkung gehabt haben würde unser 
nur auf drei Monate geschlossenes BUndniss 'mit Italien ungenutzt 
zum Ablauf zu bringen, und wie Frankreich durch die weiteren, 
Custozza betreffenden Verabredungen bemüht war unsere Lage zu 
benachteiligen, und wo möglich unsere Niederlage herbeizuführen, 
ist Ihnen bekannt. Die .patriotischen Beklemmungen" des Ministers 
Rouher liefern einen Kommentar über den weiteren Verlauf. Von 
der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört uns durch Anerbietungen 
auf Kosten Deutschlands und Belgiens in Versuchung zu führen. Die 
Unmöglichkeit auf irgend welche Anerbietungen der Art einzugehen, 
war für mich niemals zweifelhaft; wohl aber hielt ich es im Interesse 
des Friedens für nützlich den französischen Staatsmännern die ihnen 
eigentümlichen Illusionen so lange zu belassen als dieses, ohne ihnen 
irgendwelche auch nur mündliche Zusage zu machen, möglich sein 
wurde. Ich vennuthete dass die Vernichtung jeder französischen Hoff- 
nung, den Frieden den zu erhalten Deutschlands und Europas Interesse 
war, gefährden würde. Ich durfte nicht ohne die Möglichkeit rechnen 
dass in Frankreichs Vei"fassung und Politik, Veränderungen eintreten 
könnten welche beide grosse Nachbarvölker über die Notwendigkeit 
eines Krieges hinweggeführt ' nätten, — eine Hoffnung welcher jeder Auf- 
schub des Bruches zu Gute kam. Aus diesem Grunde schwieg ich 
über die gemachten Zumuthuugen und verhandelte dilatorisch über 
dieselben , ohne meinerseits jemals auch nur ein Versprechen zu 
geben. Nachdem die Verhandlung mit dem König der Niederlande 
über den Ankauf von Luxemburg in bekannter Weise gescheitert war, 
wiederholten sich mir gegenüber die erweiterten Vorschläge Frank- 
reichs, welche Belgien und Süddeutschland umfassten. In diese Kon- 
junktur fällt die Mittheilung des Benedetti'schen Manuskripts. Dass 
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der französische Botschafter ohne Genehmigung seines Souveräns mit eigener 
Hand diese Vorschläge formulirt, sie mir üherrcicht, und mit mir 
wiederholt und unter Moditizirung von Textstellen die ich monirte, 
verhandelt hahen sollte, ist ebenso unwahrscheinlich wie bei einer andern 
Gelegenheit die Behauptung war: dass der Kaiser Napoleon der 
Forderung der Abtretung von Mainz nicht beigestimmt habe, welche mir 
im August 1866 unter Androhung des Krieges im Falle der Weigerung, 
durch den Kaiserlichen Botschafter amtlieh gestellt wurde. Zur Zeit 
der Vorbereitung der belgischen Eisenlxthnhändei im März 1868, wurde 
mir von einer hochstehenden Person welche den früheren Unterhand- 
lungen nicht fremd war, mit Bezugnahme auf letztere, angedeutet 
dass für den Fall einer französischen Okkupation Belgiens nous trou- 
verions bieu notre Belsrlque ailleurs (würden wir unser Belgien schon 
anderwärts finden). Gleicher Weise wurde mir bei früheren Gelegen- 
heiten zu erwägen gegeben dass Frankreich bei einer Lösung der orien- 
talischen Frage, seine Urtheiligung nicht im fernen Osten sondern nur unmittel- 
bar an seiner Grenze suchen könne. Ich habe den Eindruck dass nur die 
definitive Ueberzeugung es sei mit uns keine Grenzerweiterung zu er- 
reichen, den Kaiser zu dem Entschlüsse geführt hat eine solche gegen 
uns zu erstreben. Ich habe sogar Grund zu glauben dass, wenn die 
fragliche Veröffentlichung unterblieben wäre, nach Vollendung der 
französischen und unserer Rüstungen uns von Frankreich das Aner- 
bieten gemacht sein würde: gemeinsam an der Spitze einer Million 
gerüsteter Streiter, dem bisher unbewaffneten Europa gegenüber, die 
uns früher gemachten Vorschläge durchzuführen, d. h. vor oder nach der 
ersten Schlacht Frieden zu scbliessen, auf Grund der Benedetti'schen 
Vorschläge, auf Kosten Belgiens. ■ 

Badern. Kleines Scharmützel bei Schwelen (Rheinpfalz). 

Dänemark. Die französische Flotte erscheint vor Frederiks- 
havn und Kopenhagen. 

Frankreich. Der Kriegsminister verbietet den Verpflegungs- 
vereinen die Austheilung von Erfrischungen an die Soldaten 
in den Bahnhöfen, weil sich bei diesen Anlässen „bedauer- 
liche Auftritte" ergeben haben. 

Graf Benedetti erlässt an Minister Gramont einen Brief 
worin es heisst: 

_Es ist allgemein bekannt dass Graf Bismarck vor dem letzten Kriege 
und während desselben sich erboten hat dazu beizutragen dass. als Kom- 
pensation für die Gebiets vergrösserungen welche er für Preussen er- 
strebte und dann auch durchsetzte, Belgien mit Frankreich vereinigt 
würde. Ich könnte hierüber das Zeugniss der gesammten europäischen 
Diplomatie anrufen, welcher nichts hiervon unbekannt geblieben ist. 
Die kaiserliche Regierung hat diese Eröffnungen beständig abgelehnt, 
und einer Ihrer Vorgänger, Herr Drouyn de l'Huys, ist in der Lage 
hierüber Aufschlüsse zu geben welche keinem Zweifel Raum lassen 
würden. Zur Zeit des Abschlusses des Präger Friedens, und Angesichts 
der Aufregung welche die Annexion Hannovers, Kurhessens und der 
Stadt Frankfurt, in Frankreich hervorrief, bekundete Herr von Bis- 
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marck aufs Neue den lebhaftesten Wunsch das durch diese Erwerbung 
gebrochene Gleichgewicht triederherzusteiien. Verschiedene Kombinationen 
in welchen die Integrität der an Frankreich und Deutschland an- 
grenzenden Staaten geschont wurde, kamen zur Sprache; sie wurden 
der Gegenstand mehrerer Unterredungen, während deren Herr von 
Bismarck immer seinen persönlichen Ideen den Vorzug zu verschaffen 
suchte. In einem dieser Gespräche willigte ich, um mir eine genaue 
Vorstellung von seinen Kombinationen zu geben, darein sie getcissermassen 
unter seinem Diktat niederzuschreiben. Die Form sowohl als der Inhalt 
beweist deutlich dass ich mich darauf beschränkt habe' ein von ihm 
entworfenes und entiriekrftes Projekt wiederzugeben. Herr von Bismarck 
behielt dieses Schriftstück, da er es dem König unterbreiten wollte. 
Ich meinerseits berichtete der kaiserlichen Regierung das Wesentliche 
von den Mittheilungen die man mir gemacht hatte. Der Kaiser wies 
dieselben, sobald er von ihnen Kenntniss erhalten hatte, zurück. Ich 
muss sagen dass der König von Preussen selbst ihre Grundzüge nicht ge- 
nehmigen zu wollen schienj uud seit der Zeit, d. h. also die letzten vier 
Jahre hindurch, bin ich in keinen neuen Ideenaustausch mit Herrn 
von Bismarck über diesen Gegenstand getreten. Um sein Ziel zu 
erreichen, d. h. um die öffentliche Meinung irre zu leiten, und den 
Indiskretionen die wir uns selbst erlauben könnten, zuvorzukommen, 
griff er zu diesem Hilfsmittel u 



30. Samstag» 

Preussen. Der König beantwortet den VermüÜungsantrag 
des Papstes (vgl. 23. Juli): wenn der Papst Zusicherungen 
friedlicher Gesinnungen von Seiten des Angreifers dar- 
bieten könne, sowie Bürgschaften gegen die Wiederholung 
ähnlicher Angriffe, so werde der König gern darauf ein- 
gehen. 

Ein französischer Angriff auf Saarbrücken wird von den 
Preussen zurückgeschlagen. 

Oeterreich-Ungarn. Note des Reichskanzlers Beust an den 
österreichischen Geschäftsträger Falomba zu Rom: 

Der Papst sei jetzt mit einer Art Allmacht bekleidet. Vergeblich 
habe die Regierung den Papst ersucht der Aufhebung des Konkordats 
zuzustimmen, welches ohnehin in Ungarn keine Rechtskraft mehr haben 
könne wo es der Genehmigung des Landtags ermangle. Am 2. Juli 
habe er in einer Depesche an den Botschafter in Born Grafen Traut- 
mannsdorff, die Grenzen bezeichnet welche der Wirksamkeit des Staats 
und der Kirche gezogen werden müssten. Bereits am 10. Februar habe 
er denselben beauftragt die Aufmerksamkeit des römischen Hofes auf 
die betrübenden Folgen zu lenken welche die im Konzil beabsichtigten 
Beschlüsse haben würden; andere Mächte hätten zahlreiche Vorstellungen 
ähnlicher Art gemacht; Oesterreich habe dann noch einmal die vom 
Marquis von Banneville (dem französischen Botschafter) überreichte 
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Denkschrift unterstützt. Die Warnungen seien vergeblich geblieben. 
Die im Konzil verbreiteten Lehren vereinigen in der Person des Papstes 
alle Macht der Kirche. Diese durchgreifende Veränderung zerstöre alle 
Bedingungen die bisher bei der Regelung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Kirche massgebend gewesen. Die Verträge die unter der Herr- 
schaft ganz anderer Zustände abgeschlossen worden, könnten nicht 
mehr als gütig betrachtet werden. l«icht ohne Besorgniss könne man 
Beziehungen zu einer Macht unterhalten die sich selbst als Macht ohne 
Begrenzung und ohne Kontrole aufstelle. Die päpstliche Encyklika vom 
8. Sept. 1864 und der ihr angehängte Syllabus beweisen welche Kom- 
petenz der Papst schon vor Verkündigung der Unfehlbarkeit sich zu- 
schrieb. Gegenüber einer so gearteten Macht muss der Staat seine 
ganze Handlungsfreiheit wiederherstellen, um den fast unausbleiblichen 
Beeinträchtigungen entgegen zutreten. Ungarn bereitet sich vor das 
Placet regium (Recht des Königs kirchliche Beschlüsse vor deren Aus- 
führung oder Veröffentlichung zu genehmigen) wiederherzustellen. In 
den ehielt Manischen Ländern sei dies nicht der Fall; es genüge das 
kaiserliche Patent vom 5. Nov. 1856 aufzuheben (welches dem Kon- 
kordat Gesetzeskraft verlieh). Die Veränderungen in der Person des einen 
Kontrahenten berechtigen die Regierung das Konkordat für nichtig zu 
erklären. Denn nach Verkündignng der Unfehlbarkeit nehmen die 
Rechte und Vorzüge der katholischen Kirche, die Artikel l des Kon- 
kordats sichern soll, eine ganz verschiedene Tragweite an. Der Eid 
des österreichischen Bischofs welcher nach Artikel 20 dem Kaiser 
Treue schwört, verliert seinen Werth wenn er keine andre Bedeu- 
tung hat als die ihm vom Papste zuerkannt wird. 

Ein kaiserliches Handschreiben an den Kultusminister Stremayr 
erklärt dass das Konkordat hinfällig geworden, und ordnet an 
dass der Kultusminister die erforderlichen Gesetzentwürfe 
vorbereite. 

Der böhmische Landtag wird aufgelöst, Neuwahlen werden 
angeordnet. Die Landtage werden einberufen: der böh- 
mische auf den 27. August, der von Triest auf den 2. Sept., 
die andern auf den 20. August, der Beichsrath auf den 
5. September. 

In dem hierüber ergangenen Vortrag des Ministerpräsidenten 
Potozki an den Kaiser wird als Grund angegeben: 

Dass bei den jetzigen ernsten Ereignissen der Kaiser sich von den 
Vertretern der Oesammtmonarchie umgeben zu sehen wünsche. Deshalb 
seien die Landtage einberufen worden, zum Zweck der Reichsraths- 
wahlen, woraus dann die Wahl der Delegationen hervorgehen solle; es 
sei wichtig dies zu beschleunigen. Zwar sei eine volle Bürgschaft für 
eine veränderte Halltung des künftigen böhmischen Landtags auch jetzt nicht 
vorhanden. „Es hiesse aber verschiedenes Mass an die Opferwillig- 
keit und den Patriotismus der Völker Ew. Majestät anlegen, wollte 
man aus dein Zwiespalt in den inneren Fragen, Anlass nehmen die Be- 
theiligung eines Volksstammes an den grossen Fragen der Sicherheit 
und der Wohlfahrt des gemeinsamen Vaterlandes nicht auf jedem 
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durch die Verfassung 1 gebotenen Wege zu ermöglichen Der 

Widerspruch in den inneren Fragen des Staatslebens bedingt noch 
nicht den Widerspruch und die Ablehnung, gegenüber Aufgaben wie 
sie in so folgenschwerem Augenblicke an die Thätigkeit aller Bürger 
des Vaterlandes, an die gemeinsame Einsicht, das gemeinsame Staats- 
bewu8stscin herangetreten sind Nichts aber wäre entscheiden- 
der für die Kraft die dorn Staatsgedanken der österreichisch-ungari- 
schen Monarchie innewohnt, nichts könnte die einigende und völker- 
verbindende Bedeutung dieses Gedankens zwingender und überzeugen- 
der herausstellen, als wenn die gegenwärtige Krisis das grosse Resultat 
einer vollständigen Beschickung des Reichsrathes und damit die Er- 
füllung der Vorbedingung einer endlichen und definitiven Beseitigung 
unserer inneren Differenzen zur Folge haben würde." 

Italien. Die Kammer vertagt sich. 

Grossbritannien und Irland. Vorschlag an Preussen und 
Frankreich zu einem Vertrage wegen der Neutralität 
Belgiens. (Vgl. 8. August.) 

Bei dem Festmahl der Behörden der City (Altstadt von London) 
sagt Gladstone: England werde eine ehrliche Neutralität 
bewahren, nicht aus Selbstsucht, sondern um den Krieg zu 
lokalisiren, und nützlich vermitteln zu können ; dabei werde 
aber England seine eigenen Vertheidigungsmittel nicht ver- 
nachlässigen. Die Neutralität sei .schwierig gegenüber den 
mancherlei Forderungen der Kriegführenden. 

Der deutsclie Hilfsverein sendet bedeutende Unterstütz utigs- 
summen nach Deutschland. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Bundesgericht 
zu Wiudsor (im Staate Vermont) verurtheilt die Fenier 
O'Neill, J. T. Brown und Monagan zu Gefängnissstrafe, 
wegen des Einfalls in Kanada. (Vgl. 25. Mai.) 



3i. Sonntag. 

Deutschland. Armeebefehl des Kronprinzen von Preussen bei 
der Uebernahme des Oberbefehls der dritten Armee. 

Preussen. Der König, begleitet vom Grafen Bismarck, dem 
Kriegsminister Roon und dem Chef des Generalstabs des 
Heeres Moltke, reist von Berlin zum Heer, und erlässt 
eine Proklamation, worin er, r im Hinblick auf die ein- 
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müthige Erhebung seines Volkes" eine Amnestie für poli- 
tische Verbrechen und Vergehen ertheilt. 

Oesterreich-Ungarn. Unterhaus zu Pest. Bewilligung von 
fünf Millionen Gulden für dasLandesvertheidigungs-Ministe- 
rium, sowie Ermächtigung zur etwaigen früheren Einberu- 
fung der Rekruten. 



JEnde •Juti's. 

Baiern. Vierundvierzig Lehrer an der Hochschule München, 
Katholiken aber nicht Theologen, unterzeichnen eine Erklä- 
rung über das Konzil: 

Man habe den Bischöfen die Hauptgegenstände der künf- 
tigen Berathung verheimlicht; durch die oktroyirte Geschäfts- 
ordnung sei jede wirkliche und freie Verhandlung verhindert 
worden; viele Mitglieder des Konzils seien vom Papst ab- 
hängig gewesen, ausserdem sei ein empfindlicher moralischer 
und physischer Druck geübt worden; hauptsächlich aber 
seien die wichtigsten Beschlüsse nicht mit der zur Be- 
schliessung über einen Glaubenssatz unbedingt erforderlichen 
moralischen Einstimmigkeit gefasst worden. Deshalb erkennen 
sie die vatikanische Versammlung nicht als ein freies ökume- 
nisches Konzil an, und legen ihren Beschlüssen, namentlich 
dem Satz von der päpstlichen Unfehlbarkeit keine Giltig- 
keit bei. 

Großbritannien und Irland. Starke Rüstungen, namentlich 
zur See. 

Kirchenstaat. Die französischen Besatzungstruppen beginnen 
mit der Räumung des Kirchenstaats. 

Bussland und Polen. Ausbruch der Cholera in Kertsch 
(Krim) und Charkow. 
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Mm Laufe rtes •Juli. 

Schweiz. Auf Beschwerde des Bundesraths heben die süd- 
deutschen Staaten das Verbot der Ausfuhr von Getreide, 
Schlachtvieh und Brennstoffen nach der Schweiz wieder auf. 

Bochara. Der Emir von Bochara besiegt seinen aufständischen 
Sohn, die Rebellen im Südwesten des Landes und den Emir 
von Kokand. 
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August 1870. 

August 1. Montag. 

Preussen. General von Etzel setzt in fünf Kreisen von Schles- 
wig" die Artikel 5, 6, 27, 29 und 30 der Verfassung ausser 
Kraft. (Vgl. Nordd. Bund 22. Juli und 8. August) 

Sachsen. Das offiziöse Dresdener Journal (welches zuweilen 
Mittheilungen vom Grafen Beust empfangen soll) , sagt: 
Oesterreich und Italien hätten in Betreff der zu beobach- 
tenden Neutralität sich in volle lieber einstimmung gesetzt. 

Großbritannien und Irland. Oberhaus. Graf Busseil legt 
eine Bill vor Behufs Einkleidung der Milizen. 

Unterhaus. Die Regierung verlaugt 2 Millionen Pfd. St. Behufs 
Verstärkung der Wehrkraft, namentlich zur Vermehrung des 
Heers um 20,000 Mann. — Der Premierminister Gladstone 
erklärt: die Regierung könne die Kohlenausfuhr nicht ver- 
bieten ; die Kohlenschiffe aber welche direkt eine kriegführende 
Flotte versorgten, seien als gesetzwidrige Vorrathsschiffe 
straffällig. Massregeln zur strengeren Wahrung der Neutra' 
lität seien getroffen : namentlich sei an die Piloten Englands 
und Helgolands das Verbot ergangen Kriegsschiffe zu gelei- 
ten; es seien ferner Verbote gegen Ausrüstung zum Krieg 
tauglicher Schiffe und gegen direkte Kohlenlieferungen er- 
gangen. 

Einsetzung eines Unterausschusses im Ministerium zur Betrei- 
bung der Rüstungen. 

Beim Lord - May ors- Bankett zu London sagt Gladstone: 
„Möge England sich nicht enttäuscht finden, wenn dieser 
oder jener Fall eintreten sollte der die Regierung zwänge, eine 
andere Hältung gegenüber der einen oder anderen Macht, 
oder gegenüber allen beiden einzuschlagen." 

Dänemark. Der frühere französische Gesandte in München 
Herzog von Cadore trifft in Kopenhagen ein. 

15 
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Frankreich. Loyson (der ehemalige Pater Hyadnth) erlässt 
einen Protest gegen die päpstliche Unfehlbarkeit. 
Rekognoszirung deutscher Reiterei gegen Stnrzelbriinn (bei 
Bitsch). 

Italien. Abgeordnetenkammer. Laporta verlangt Kündigung 
des September-Vertrags mit Frankreich. Der Ministerpräsi- 
dent Lanza antwortet: eine solche Politik würde die Räu- 
mung des Kirchenstaats hindern. — Die Kammer bewilligt 
eine Ergänzungssumme von 15 Millionen für Heer und Flotte. 
Die Regierung sammelt Truppen an der römischen Gräme. 

Griechenland. Grosses Erdbeben an vielen Orten; Städte und 
Menschenleben gehen zu Grunde. 

9. Dienstag. 

Preussen. Der König erlässt von Mainz aus eine Ansprache 
an das Heer, worin er ankündigt dass er den Oberbefehl 
„über die gesammten Armeen" übernimmt. 

Die Stadt Saarbrücken wird von drei französischen Divisio- 
nenangegriffen und beschossen; die Besatzung, drei preussische 
Kompagnien, zieht sich nach einigen Stunden zurück. 

Eine französische Flotte läuft in die Ostsee ein. 

Oesterreich-Ungarn. Der niederösterreichische Arbciter- 
bildungsverein und seine Fachvereine werden aufgelöst. 

öroesbritannien und Irland. Oberhaus. Graf Russell beantragt 
die zweite Lesung der gestern von ihm eingebrachten Bill, 
die sofortige Einkleidung der Milizen betreffend, damit die 
Regierung für alle Eventualitäten , zumal die Vertheidigung 
Belgiens hinreichende Mittel besitze, nachdem das Vertrauen 
durch die bekannten Enthüllungen mächtig erschüttert sei. 
Der Minister Granville erklärt: die Regierung erkenne 
vollständig die Verpflichtungen Englands gegen Belgien an, 
habe den übrigen Regierungen darüber Mittheilungen ge- 
macht, und werde dieselben vor dem Schluss der Session 
dem Parlamente vorlegen; man mf»ge den Ministern vertrauen. 
RusBell zieht hierauf seine Bill zurück. 
Unterhaus. Auf eine Interpellation Gilpin's erwidert der 
Kriegsminister Cardwell, der Heeresbestand betrage 82,500 
Mann, die Reserve 22,000 Mann, die Bespannungen seien 
vollständig, 800,000 überzählige Hinterlader seien vorräthig. 
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Belgien. Wahlen. Sieg der klerikalen Partei. Fürs Abgeord- 
netenhaus 74 Klerikale , 50 Freisinnige; für den Senat 34 
Klerikale, 28 Freisinnige. 

Frankreich. Die Regierung hebt den Handelsvertrag mit dem 
Zollverein auf. 

Die Kriegszucht der Möbügarden erweist sich als unzureichend ; 
die noch nicht ins Lager abgesendeten Bataillone werden 
in den Pariser Festungswerken kasernirt. 

Italien. In Genua, *,bei Anlass eines Prozesses gegen Personen 
die der Verletzung der öffentlichen Sicherheit angeklagt 
waren, werden Barrikaden errichtet, sie werden von den 
Truppen genommen. 

Spanien. Die Regierung verlangt von Frankreich Aufklärungen 
über das Rundschreiben Gramont's vom 21. Juli, wegen 
dessen Aeusserungen über Spanien. 

Türkei. Aegypten. Der Khedive ( Vizekönig) kömmt von Kon- 
stantinopel in Alexandrien an. 

3. Mittwoch. 

Preussen. Der König erlässt von Mainz aus die angekündigte 
Amnestie (vergl. 31. Juli). 
Die Aufhebung einzelner Artikel der Verfassung im Schles- 
wig' sehen wird zurückgenommen (vergl. 1. August). 

Oesterreich-Ungarn. Der ungarische Landtag wird geschlossen, 
und sogleich auf den 4. August wieder einberufen. 

Belgien. Der Finanzminister Tack dankt ab. An seine Stelle 
tritt Jacobs, an dessen Stelle als Minister der öffentlichen 
Arbeiten einstweilen der Ministerpräsident d'Anethan. 

Frankreich. Rundschreiben des Ministers Graxnont an die 
französischen Gesandtschaften : 

Es sei endgiltig festgestellt dass der Kaiser niemals an Preussen 
einen Vertrag* wegen Besitzergreifung Belgiens vorgeschlagen habe; 
dieser Gedanke habe dem Grafen Bismarck angehört, sei eines der 
Mittel der „Politik ohne Skrupel" gewesen. In Berlin habe derselbe einem 
französischen Prinzen (Napoleon) gesagt: „Sie suchen Unmögliches ; Sie 
wollen die Bheinproviuzen nehmen die deutsch sind. Warum wollen 
Sie sich nicht lieber Belgien aneignen wo ein Volk ezistirt welches 
denselben Ursprung, dieselbe Religion hat und dieselbe 8prache 
spricht ? Ich habe das schon dem Kaiser sagen lassen ; wenn er auf 
meine Ansichten einginge, so würden wir ihm helfen Belgien au nehmen. 
Wenn ich Herr wäre und nicht durch den Eigensinn des Königs ge- 
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hindert würde, so wäre das schon gethan." Der preussische Gesandte 
von der Goltz habe das Nämliche in Paris wiederholt; was vielen 
Zeugen, namentlich zur Zeit der Weltausstellung* (1867) bekannt worden 
sei. Grat' Bismarck habe diesen Plan ausdauernd verfolgt, und sei 
deshalb nach Biarrltz und anderen französischen Orten gereist; er sei 
aber an der steten Ablehnung des Kaisers gescheitert. — Sodann for- 
dert Gramont den Grafen Bismarck auf, seine Behauptung: „dass 
er Grund zur Annahme habe der Kaiser würde ihm noch nach den 
Rüstungen die angeblichen Benedetti'schen Vorschläge wiederholen.* 1 
mit irgend einer Thatsache zu telegen. — Der (frühere Minister) 
Graf Daru habe am 1. Februar brieflich den Gesandten Lavalette 
beauftragt die Vermittelung Lord Clarendon's zu erlangen , um mit 
Bismarck eine Abrüstung zu vereinbaren. In diesem Briefe habe es 
geheissen : „Ich würde mich gewiss nicht mit dieser Angelegenheit 
befassen noch eine Dazwischenkunft England s verlangen, wenn es sich 
einfach nur um einen bannalen und rein formellen Schritt handelte, der 
nur den Zweck hätte Herrn von Bismarck eine Gelegenheit zum 
erneuten Ausdruck seiner Weigerung zu geben. Es handelt 8ich um einen 
festen , ernsten , positiven Schritt. Der erste Staatssekretär (Lord 
Clarendon) scheint vorauszusehen dass Herr von Bismarck eine erste 
Erregung von Unzufriedenheit und Unmuth verspüren wird. Das ist 
möglich, aber nicht sicher. In dieser Voraussicht ist es vielleicht gut 
das Terrain vorzubereiten, so dass eine negative Antwort gleich von 
Anfang an vermieden wird. Ich bin überzeugt dass die üeberlegung 
und die Zeit den Kanzler dahin bringen werden den Schritt Eng- 
lands in ernste Betrachtung zu ziehen; wenn er nicht vom ersten 
Tage ab jede Eröffnung zurückgewiesen hat, wird Preussens und 
Deutschlands Interesse sich sehr bald laut genug geltend inachen um 
sein Widerstreben zu besänftigen. Er wird nicht die Meinung seines 
ganzen Landes gegen sich aufwiegeln wollen. Wie würde in der 
That seine Lage sein, wenn wir ihm den einzigen Vorwand weg- 
nähmen hinter den er sich verschanzen kann, nämlich die Bewaffnung 
Frankreichs?* Graf Bismarck habe hierauf geantwortet: „Er könne 
es nicht über sich gewinnen dem Könige die Mitteilungen der briti- 
schen Regierung vorzulegen; er sei über die Ansichten seines Souve- 
rains hinreichend unterrichtet um den Eindruck auf ihn vorhersehen 
zu können. König Wilhelm würde in dem Schritte des Londoner 
Kabinets sicherlich den Beweis einer Aenderung in den Gesinnungen 
Englands gegen Preussen erblicken. Es sei für PreuKHen unmöglich ein 
militärisches System zu ändern welches so tief mit den Traditionen des 
Landes verwachsen sei, eine der Grundlagen seiner Konstitution bilde, 
und ganz normal sei." Graf Daru habe sich durch diese Antwort nicht 
abschrecken lassen ; er habe Lavalette am 13. Februar mltgetheilt 
dass Frankreich die Zahl der Jahresrekruten vermtndei^n werde; sobald 
dies geschehen sei, werde Lord Clarendon beurtheilen können ob 
es an der Zeit sei Herrn von Bismarck vorzustellen dass PrensKon 
allein in Europa nichts für den Frieden thue. — Darauf habe Lavalette 
am 23. Februar mitgethcilt: Bismarck habe dem Grafen Clarendon 
erklärt der König habe den Vorschlag abgelehnt; als Grund habe er 
angegeben die Bcsorgniss vor einem eventuellen Bündnisse Oesterreichs 
mit Süddeutschland, und die Neigung zur Vergrösserung welche 
Frankreich haben könnte, vor Allem die Besorgnisse welche ihm die 
Politik Russlands einflösse. — Bismarck sei also schuld wenn jetzt 
eine Million Soldaten sich bekämpfen. Er habe das Recht verloren 
Glauben zu finden. 
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Die Familie Orleans sendet aus England 90,000 Franken 
Unterstützung für die Verwundeten. 



£. Bonnerstag. 

Norddeutscher Bund. Auf die Bundesanleihe werden am 3. 
und 4. August 68 Mill. Thlr. gezeichnet. 

Preussen. Fürst Grortschakoff russischer Reichskanzler in 
Berlin. 

Oesterreich-Ungarn. Der italienische General Türr (Ungar) 

erlässt im Wiener Tageblatt ein offnes Sendschreiben an 

den Grafen Bismarck, worin er über eine Unterredung 

zwischen ihnen am 10. und 11. Juni 1866 erklärt: 

„Sie waren sehr besorgt über den Ausgang des Krieges der eben 
beginnen sollte. Sie sagten zu mir; „-Ach, wenn es nur der Kaiser 
Napoleon wollte, so wäre der Krieg leicht für uns-, der Kaiser könnte 
sich leicht Belgien nehmen und sogar auch Luxemburg, und die 
Qrenzen Frankreichs reguliren. Ich habe das Alles dem Kaiser Napo- 
leon vorgeschlagen, er wollte aber darauf nicht eingehen Wenn Sie 
uach Paris kommen, so bitte ich 8ie Alles dem Prinzen Napoleon 
zu sagen 4444 — Im Februar 1867, von einer Sendung im Orient zurück- 
kehrend, drückte ich Ihnen meine Ansicht aus dass Deutschlands 
Einigung sich nur dann vollziehen könnte , wenn Preusseu sich ent- 
schlossen würde dem Beispiele Karl Albert's zu folgen der im 
Jahre 1848 nicht mehr das Banner Havoyens sondern das nationale 
Italiens entfaltete, und seinem Lande eine liberale Verfassung gab. 
Preussen aber entfalte Uberall nur die prcussixchen Fahnen , und gebe 
dem Bunde eine Verfassung die unter den deutschen die mindest frei- 
sinnige sei Sie antworteten mir: Das sei wahr, Sie hätten aber nicht 
die Macht das wieder gut zu machen was der König und die yrott- 
prruttitche Partei veranlasst hätten. Ueber Oesterreich sagten Sie : 
„„Oesterreich arbeitet stets für Preussen. Betrachten Sie den tiasteiner 
sowie den Ntkolsbnrger Vertrag. Oesterreich liest seine Verbündeten imStich^ 
und bot mir die Gelegenheit eine Allianz mit ihnen zu schliessen. Seien 
Sie überzeugt dass, wenn die 'Österreichischen Konzessionen Ungarn 
nicht befriedigen sollten, ich Alles thun werde um ihm zu helfen 
damit es seine volle Unabhängigkeit erkämpfe, und ich werde sogar 
die Ausdehnung Ungarns gegen den Orient zu begünstigen. ww Ich 
antwortete dass Ungarn keine Eroberungsgelüste habe, dass es aber 
für seine Sicherheit die Wiederherstellung Polens brauche, wodurch 
diesem edlen Lande auch von preussischcr Seite Genugthuung ge- 
geben würde. Sic antworteten darauf: Preussen sei bereit viel für 
Ungarn und für die Länder an der unteren Donau zu thun, von 
Polen könne aber keine Rede sein, da Preussen der Freundschaft 
UuKBlauds nicht entbehren könne. — Von Frankreich sagten Sie: ♦ 
„„Dem Kaiser Napoleon haben wir den Erfolg unserer Warfen im 
Jahre 1866 hauptsächlich zu danken. Der Kaiser hat durch seine 
Neutralität und durch seine loyale Haltung für welche er keine 
Entschädigung verlangte, unseren Kriegsplan erleichtert, deshalb bin 
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ich auch bereit Frankreich in Allem zu unterstützen. Hier in Berlin 
muss man daher vorsichtig handeln, da man unseren König nicht 
scheu machen darf. Wollte aber der Kaiser Napoleon irgend einen 
Wunsch schriftlich äussern, so nehme ich es anf mich sein Verlangen 
in einigen Monaten zu realisiren. Wollte er zum Beispiel Luxem- 
bürg annektiren, so möge er nur in Luxemburg eine franzöaische Part i 
schaffen welche die Vereinigung mit Frankreich wünscht. leb werde 
nicht einmal untersuchen ob wirklieh die Majorität der Bevölkerung 
jene Vereinigung wünscht, sondern ich werde stillschweigend die 
vollbrachte Thatsache annehmen. Was Belgien betrifft, so habe ich 
es oft gesagt und wiederhole es noch einmal, der Kaiser Napoleon 
toll Belgien nehmen, und würde irgend eine Regierung einen Anstand 
dagegen erheben, so werden wir ihr unsere Ba ionnette entgegen 
halten. 1 " 4 Eure Excellenz wissen dass ich dies«* Worte dem Kaiser 
Napoleon wiederholte, da ich in dieser Hinsicht an Sie unter jener 
Adresse geschrieben habe welche Eure Excellenz eigenhändig in 
nieine Brieftasche eintrugen, die ich sorgfältig aufbewahre. In 
diesem meinem Schreiben machte ich Sie darauf aufmerksam dass, 
wenn Preussen Freunde in Frankreich haben wolle, es durch seine 
Haltung beweisen möge dass der Zweck seiner Politik ein freie» 
Deutschland und nicht der preussische Militarismus sei. . . . Im Herbst 
1867 traf ich in Belgrad bei dem Konsul Italiens Slovasso, den 
preussischen Konsul Lobareau und den Präsidenten des serbischen 
Senates Marinovic. Es wurde ein politisches Gespräch geführt. 
Während desselben sagte der preussische Konsul, indem er sich an 
Herrn Marinovic wandte, dass Serbien sich energisch rüsten solle 
um bei der ersten günstigen Gelegenheit die Donau und die Sare zu 
überschreiten, Kroatien, die Baeska und das Banat zu nehmen, und den 
Prenssen die über Böhmen nach Wien rücken würden, zu Hüft zu 

kommen, wahrend andererseits die Bussen vorrücken würden 

Als ich mit dem Präsidenten des serbischen Senates allein war, ver- 
sicherte mieh Herr Marinovic dass sich Serbien nie durch preussische 
Aufstachelungen zu so gewagten Unternehmungen hinreissen lassen 
würde , zumal den Serben viel daran gelegen sei mit Ungarn in 
Freundschaft zu bleiben." 

Grossbritarmieii und Irland. Oberhaus. Dritte Lesung der 
Rekru tirungsb ill. 
Unterhaus. Annahme der abgeänderten Bill über Volksunter- 
richt. 

Frankreich. Regimenter vom 5. und 11. preussischen und 
vom 2. baierischen Armeekorps (dritte Armee, vom Kron- 
prinzen von Preussen befehligt,) erstürmen das befestigte 
Weissenburg und den dahinter liegenden Geisberg. Die 
französische Division Douay zurückgetoorfen , Wegnahme 
ihres Zeltlagers, General Karl Abel Douay todt, über 800 
Nichtverwundete gefangen, 4 Mitrailleusen, 22 Geschütze 
genommen. 

Die badischen Truppen besetzen Lauterburg. Rekognoszirung 
bei Selz. 
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Italien. Um die Zugänge zum Kirchenstaate auch auf der See- 
seite zu besetzen, sendet die Regierung eine Flotte vor 
Civita vecchia. 

Türkei. Der neue französische Botschafter de la Gueronniere 
tritt seine Stelle an. 

S. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Eröffnung des Bundes - Oberhandels- 
gerichts zu Leipzig. 

Preussen. Die Franzosen beschiessen den Bahnhof zu Sankt 
Johann (bei Saarbrücken). 

Frankreich. Scharmützel bei Münchhausen (Elsass). 

Italien. Sammlung von Truppen bei Verona. Bewaffnung der 
Festungswerke von Venedig. 

Kirchenstaat. Die französischen Besatzungstruppen werden 
säramtlich nach Frankreich eingeschifft. 

S, Samstag. 

Preussen. Die französische Flotte erscheint in der Nähe von 
Kiel. 

Als Antwort auf das offene Sendschreiben von Türr (vgl. 
4. August, Oesterreich-Ungarn), sendet Graf Bismarck an 
die Kölner Zeitung folgendes Telegramm: „Der Bundes- 
kanzler hat seiner Zeit Türr auf Wunsch des Kaisers 
Napoleon empfangen, von ihm mündliche, von besser 
akkreditirten Agenten schriftliche Mittheilungen die zur 
Veröffentlichung bereit stehen, entgegengenommen, aber 
niemals, weder schriftlich noch mündlich, eine Antwort ge- 
geben. Türr wurde von französischer Seite, von Hause aus, 
als politisch unzuverlässig und nur militärisch verwendbar 
bezeichnet." 

Frankreich. An der Pariser Börse verbreitete ein Spekulant 
Nachrichten von einem grossen Sieg. Nachdem die Unwahr- 
heit des Gerüchtes erkannt worden, entstehen Unruhen. 
Grosse Menschenmasseu versammeln sich vor dem Staats- 
ministerium; Ollivier erscheint, und spricht beruhigende 
Worte. Abends erscheint folgende von dem Gesammt- 
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ministerrathe unterzeichnete Ansprache: Ihr seid mit Recht 
erregt über dieses hassenswerthe Manöver. Der Schul- 
dige ist verhaftet. Die Justiz hat die Untersuchung ein- 
geleitet. Die Regierung ergreift energische Massregeln damit 
eine solche Infamie sich nicht erneuere. Im Namen des 
Vaterlandes und des heldenmüthigen Heeres bitten wir euch 
ruhig und geduldig zu sein. Eine Unordnung in Paris 
wäre ein preussischer Sieg. Sobald eine sichere Nachricht 
eintrifft, ob gut oder schlimm, wird sie sofort mitgetheilt 
werden. Lasset uns einig sein, und in diesem Augenblick 
nur Einen Gedanken, Einen Wunsch, Ein Gefühl haben: den 
Triumph unserer Waffen!" 

Schlacht bei Wörth (Elsass). Das Heer des Kronprimen von 
Preussen, zum Theil süddeutsche Truppen, schlägt die 
Franzosen unter Marschall Mac-Mahon Herzog von Ma- 
genta; genommen über dreissig Geschütze, zwei Regiments- 
Adler, sechs Mitrailleusen , über 8000 Gefangene und Ver- 
wundete, darunter mehr als 100 Offiziere; die Franzosen 
nach Kitsch zurückgeworfen. Mehre Generale (Colson, 
Baoult,) gefallen oder gefangen. Verluste bei den Deutschen 
an Todten und Verwundeten über 8000 Mann. 

Bei Saarbrücken ein bedeutendes und sehr blutiges Treffen, 
Sieg des preusslschen Heeres unter Goben und Steinmetz 
über General Frossard, Erstürmung der Höhen des Kreuz- 
berg bei Speicheren; grosse Verluste beider Heere. 2500 Ge- 
fangene, 49 Geschütze genommen. Der preussische General 
Franc,ois gefallen. Das neunte Husarenregiment nimmt das 
Feldlager und Gepäck zweier französischen Divisionen. 

Da beide Flügel des französischen Heeres geschlagen sind, tritt 
dasselbe den Rückzug an. 

Kirchenstaat. Der französische General Dumont überiässt 
bei der Räumung des Landes, auf Befehl seiner Regierung, 
den päpstlichen Truppen 42 Geschütze. 



7. Sonntag. 

Oesterreich-Ungarn. Die amtliche Wiener Abendpost sagt: 
„Die politischen Ereignisse der letzten Wochen haben, wie 
den übrigen neutralen Mächten, so auch der österreichisch- 
ungarischen Monarchie die gebieterische Nothwendigkeit 
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nahegelegt, zu Zwecken der Selbstverteidigung, die Wehr- 
kraft des Landes auf einen Stand zu versetzen welcher ge- 
stattet möglichen Eventualitäten mit Beruhigung entgegen- 
zusehen. Es ist bisher nichts weiteres verfügt worden als der 
ohne Aufenthalt durchzuführende Pferdeankatif zur Sicher- 
stellung des Bedarfs für die Kavallerie, Artillerie und das 
Fuhrwesenkorps auf den vollen Friedensstand, einschliess- 
lich der für die erste Möbilisirung notwendigen Reserven. 
Im Zusammenhange damit steht die angeordnete Einberufung 
einer Anzahl von KavaUeriemannschaft und Fahrkanonieren, 
welche zur Wartung und Instandhaltung des erhöhten Pferde- 
standes unerlässlich ist, die Kompletirung der Kadres der 
Artillerie durch je 15 Unteroffiziere per Regiment, schliess- 
lich die Beistellung des durch den höheren Pferdestand 
gesteigerten Bedarfs an Hufschmieden. Die bisher erfolgten 
Bereitschafts Verfügungen überschreiten keineswegs die Linie 
der in der Cirkulardepesche des Reichskanzlers am 20. v.M. 
vorgezeichneten Politik einer strikten unbewaffneten Neutra- 
lität Was die in mehreren Blättern wiederholt gemeldeten 
Nachrichten von Verschanzungen und Befestigungsarbeiten 
betrifft welche in mehreren Theilen der Monarchie angeb- 
lich in Angriff genommen worden seien, so ist es wohl 
richtig dass Projekte zu derlei Vorkehrungen existiren, 
allein theilweise haben sie das Stadium der Prüfung noch 
nicht überschritten, theilweise sind erst die informatorischen 
Vorarbeiten zu denselben eingeleitet worden, üebrigens 
werden von diesen in Verhandlung stehenden Projekten 
gewiss nur jene zur Ausführung gelangen welche zur Er- 
gänzung des ganzen Defensivsystems der Österreichisch- 
ungarischen Monarchie, sich als unabweislich nothwendig 
erweisen." 

Prankreich. Das Journal offleiel hat über die Schlacht bei 
Wörth und das Treffen bei Saarbrücken, folgenden von 
den Ministern unterzeichneten Bericht: Mac-Mahon hat 
eine Schlacht verloren. Frossard war an der Saar ge- 
nöthigt sich zurückzuziehen. Dieser Rückzug hat in guter 
Ordnung stattgefunden. Alles kann sich wieder sammeln. 
Napoleon telegraphirt Metz 3 7* Uhr Morgens: Meine 
Verbindung mit Mac-Mahon war unterbrochen. Ich habe 
keine Nachrichten von ihm gehabt, bis mir gestern General 
Laigle meldete dass Mao-Mahon gegen sehr beträchtliche 
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Streitkräfte eine Schlacht verloren habe. An der Saar be- 
gann der Kampf gegen 1 Uhr und schien nicht sehr ernst- 
lich, als nach und nach die feindlichen Massen beträchtlich 
wuchsen, ohne indessen das 2. Korps zum Weichen zu 
bringen. Erst zwischen 6 und 7 Uhr Abends, als die feind- 
lichen Massen immer dichter wurden, zogen sich das 2. Korps 
und die es unterstützenden Regimenter auf die Höhen zurück. 
Die Nacht war ruhig; ich will mich nach dem Mittelpunkt 
unserer Stellungen begeben. - — Diese Kundmachung schliesst 
mit den Worten: „Wir halten es für dringlich, Paris in 
Vertheidigungsstand zu setzen, um die Ausführung der 
militärischen Vorbereitungen zu erleichtern. Wir erklären 
Paris in Belagerungszustand. Keine Schwäche, keine Spal- 
tungen: unsere Hilfsquellen sind unermesslich. Wir kämpfen 
mit Energie, und das Vaterland wird gerettet icerden." 
In der Depesche Napoleon's heisst es ferner: Der Feind 
seheine etwas auf französischem Boden versuchen zu wollen ; 
dies würde Frankreich grosse strategische Vortheile bringen. 



zu halten, ist es nöthig dass Paris und Frankreich in 
Bezug auf die grossen Anstrengungen des Patriotismus über- 
einstimme. Hier verliert man weder das kalte Blut, noch 
das Vertrauen, aber die Probe ivar ernsthaft Mac-Mahon 
zog sich nach der Schlacht von Reichshofen zurück, und 
verfolgt die Strasse auf Nancy. Das Korps Frossard hat 
stark gelitten. Man ergreift energische Vertheidigungsmass- 
regeln. Der Chef des Generalstabes (Iieboeuf) ist bei den 
Vorposten. Der Ministerrath hat sich in Permanenz erklärt. 
Rouher und Schneider sind in die Tuilerien berufen." 

Das französische Heer sammelt sich bei Metz. 

Morgens früh kömmt die Kaiserin in Paris an, und erlässt 
um eilf Uhr folgende Verkündigung: „Franzosen! Der An- 
fang des Krieges ist uns nicht günstig gewesen. Unsere 
Waffen haben eine Niederlage erlitten. Seien wir fest, und 
möge es unter uns nur eine Partei geben, die Frankreichs, 
nur eine Fahne, die der nationalen Ehre. Ich komme mitten 
unter euch, treu meiner Aufgabe und meiner Pflicht. Ihr 
werdet mich als die erste bei der Gefahr sehen, um die 
französische Fahne zu vertheidigen. Ich beschwöre alle 
guten Bürger die Ordnung aufrecht zu erhalten; sie stören, 
würde heissen mit unseren Feinden sich verschwören." 



Das Journal 




„Um uns hier 
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Zwei Erlasse der Kaiserin enthalten die Erklärung von Paris 
im Belagerungsstand , und die Berufung der Kammern auf 
den 11. August. 

Die Baiern nehmen Niederbronn gegen französische Artillerie. 

Die würtembergische Artillerie nimmt bei Reichshofen viele 
Vorräthe und vier Geschütze. Hagenau und Saargeinttnd 
werden besetzt, eben so Forbach nach kurzem Gefecht. 

8. Montag. 

Norddeutscher Bund. Das Präsidium erlasst ein Verbot der 
Aus- und Durchfuhr von Waffen u. dgl. 
Beim Ueberschreiten der französischen Grenze durch die deut- 
schen Truppen erlässt der König von Preussen einen Armee- 
befehl worin er seine Erwartung der Aufrechthaltung der 
Mannszucht ausspricht, und u. a. sagt: „Wir führen keinen 
Krieg gegen die friedlichen Bewohner des Landes; es ist 
vielmehr die Pflicht jedes ehrliebenden Soldaten das Privat- 
eigenthum zu schützen" 

Grossbritannien und Irland. Unterhaus. Der Premier- 
minister Gladstone theilt mit: die Regierung habe am 
30. Juli Frankreich und Preussen, jedem besonders, ange- 
zeigt dass bei Verletzung der belgischen Neutralität durch 
Einen Theil, England mit dem anderen Theile zum Schutz 
dieser Neutralität zusammenwirken würde, ohne über die 
Grenzen Belgiens hinaus am Kriege Theil zu nehmen. Ein 
Vertrag hierüber solle, auf die Dauer bis zu einem Jahre 
nach dem Frieden, mit» jeder von beiden Mächten abge- 
schlossen werden. Graf Bismarck habe den Botschafter 
Bernstorff zur Unterzeichnung des Vertrags angewiesen; 
Gramont habe einige kleine Aenderungen in der Fassung 
verlangt, werde aber hoffentlich hiervon abstehen. (Die 
französische Regierung lässt ihn später unterzeichnen.) Der 
frühere Garantievertrag (Quintupel -Vertrag) zwischen Eng- 
land, Frankreich, Oesterreich, Russland und Preussen 
bleibe daneben in Kraft. 

Belgien. Eröffnung der Kammern mit einer Thronrede des 
Königs: .... „Kaiser Napoleon schrieb mir er sei ent- 
schiedenst gesonnen die Neutralität Belgiens zu achten, und 
hoffe Belgien selbst werde seine Neutralität aufrecht zu er- 
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halten wissen. Die preussi$che Regierung gab mir die Zu- 
sicherung sie werde Belgiens Neutralität achten, so lang der 
andere Theil sie nicht verletze. M Sodann hebt der König die 
Fürsorge der britischen Regierung für Belgien hervor, und 
die Unterstützung dieser Gesinnung durch das Parlament 
und die öffentliche Meinung Englands. Belgien seinerseits 
werde seine Neutralität redlich aufrecht erhalten, und die 
Regierung habe die erforderlichen Massregeln ergriffen. In 
der gegenwärtigen Session sollen nur wenige dringliche Oe- 
setzentwürfe zur Vorlage kommen. „Belgien hat nie einer 
gefährlicheren Prüfung gegenüber gestanden als heute.* 4 

Frankreich. Durch Regierungserlasse werden die Kammern 
bereits auf den 9. August einberufen; ferner alle "kräftigen 
Bürger zwischen 30 und 40 Jahren zur Nationalgarde ein- 
gezogen; ebenso alle jungen Männer unter 30 Jahren, so- 
fern sie nicht bereits zur Mobilgarde gehören, in die Mobü- 
garde eingereiht. Die Nationalgarde soll bei der Verteidi- 
gung der Hauptstadt und der Befestigungen zur Verwen- 
dung kommen. 

Das Journal offleiel sagt in seinem Abendblatt: Strassburg 
ist vollständig in Vertheidigung gesetzt durch unberührte 
Divisionen; die Dämme der Mosel und anderer Gewässer 
der Vogesen sind durchbrochen. Das Hauptquartier Mac- 
Mahon's ist in Saverne (d. h. Zabcrn). 

Die Regierung erklärt die erste, dritte, vierte und siebente 
Militärdivision und fünf Departements von der achten in 
Belagerungsstand. 

Marschall Leboeuf tritt von seiner Stelle als Chef des Gene- 
ralstabs zurück. Marschall Bazaine wird Oberbefehlshaber. 

Der Prinz von Joinville (Franz von Orleans) bietet aus Spaa 
(Belgien) dem Marineminister seine Dienste für Frankreich an. 

Kirchenstaat. Kardinal Antonelli richtet ein Schreiben an 
den Nuntius in Brüssel: das Dekret des Konzils vom 
.18. Juli (über die päpstliche Unfehlbarkeit) sei für die ganze 
katholische Welt verbindlich, ohne dass es erforderlich sei 
dasselbe nochmals bekannt zu machen. 
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9. Dienstag. 

Preuasen. Der Finanzminister Camphausen machte bekannt 
dass Frankreich die Erzeugnisse des Zollvereins nicht mehr 
gleich denen der meistbegünstigten Nationen behandelt, und 
sonach auch der französische Wein von nun an deu höheren 
Eingangszoll zu zahlen hat. 

Baiern. Das Ministerium theilt den Erzbischöfen und Bischöfen 
mit dass die Beschlüsse des Konzils, gemäss der Verfassung, 
dem Placet regium (der königlichen Genehmigung) unter- 
liegen, und daher weder verkündigt noch vollzogen werden 
dürfen. 

Oesterreich-Ungarn. Im Wiener Tagblatt antwortet General 
Türr auf die Erklärung des Grafen Bismarck (vgl. 
Preussen, 6. August): dass er im Juni 1866 in Berlin De- 
peschen des preussischen Gesandten von Usedom überbracht 
habe, und dem ausdrücklichen Wunsche des Ministers Bis- 
marck entsprechend, dem Kaiser Napoleon eine schrifi- 
liehe Mittheilung der auf Luxemburg und Belgien bezüg- 
lichen Aeusserungen des preussischen Staatsmannes habe 
zukommen lassen. 
Der Kaiser verordnet für Kroatien die Einführung des Placet 
regium, d. h. dass keine päpstlichen oder Konzilserlasse ohne 
Genehmigung des Kaisers veröffentlicht werden dürfen. 

Niederland. Grosse Feuersbrunst zu Rotterdam, Vernichtung 
grosser Vorräthe an Kolonialwaaren. 

Frankreich. Eröffnung des gesetzgebenden Körpers. Ollivier 
hält eine Lobrede auf das Heer, und kündigt grosse Rüstun- 
gen an. Latour du Moulin nebst mehren anderen bean- 
tragt dass General Trochu an die Spitze des Ministeriums 
gestellt werde. Jules Favre verlangt: dass allen Bürgern 
Waffen gegeben, und die Nationalgarde auf Grundlage des 
Gesetzes von 1831 wiederhergestellt werde; ferner dass der 
Kaiser vom Heer zurückkehre; und 2. dass die Kammer die 
Leitung der Regierung übernehme. Granier aus Cassagnac 
sagt: wenn er in der Regierung wäre, würde die Linke noch 
am nämlichen Abend vor ein Kriegsgericht gestellt werden. — 
Grosse Aufregung und Tumult. Die Sitzung wird unter- 
brochen. — Nach Wiederbeginn der Sitzung erklärt Jeröme 
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David: er habe den letzten Kämpfen heigewohnt; die 
Preussen seien bereit gewesen, die Franzosen nicht. Ke- 
ratry beantragt: man solle gegen Napoleon III. verfahren 
wie 1815 gegen Napoleon I. Die Sitzuug wird abermals 
auf einige Stunden aufgehoben, und gegen Abend wieder 
eröffnet. Clement Duvernois beantragt: „Der gesetzgebende 
Körper, bereit ein Ministerium zu unterstützen welches fähig 
ist das Land zu vertheidigen, geht zur Tagesordnung über.* 
Ollivier widersetzt sich dem Antrag Namens der Regierung, 
doch wird derselbe mit grosser Mehrheit angenommen. Für 
den ersten Antrag von Favre wird die Dringlichkeit er- 
kannt, für den zweiten mit 190 gegen 53 Stimmen abge- 
lehnt. Keratry's Antrag alle Unverheiratheten von den 
Altersklassen 1858 bis 1863 zum Heer einzuberufen, wird 
als dringlich erkannt. Ollivier kündigt den Rücktritt des 
Ministeriums an, als Folge der Annahme des Antrags von 
Duvernoiß. 

Die Prinzen Heinrich von Orleans (Herzog von Aumalej 
und Robert von Orl6ans (Herzog von Chartrea) wenden 
sich aus England an den Kriegsminister um im französischen 
Hee)e zu dienen. (Sie werden, wie der Prinz von Joinville, 
abgewiesen.) 

Bei dem Prozess wegen Komplottes vor dem Staatsgerichtshof 
zu Blois werden 21 Personen zu meist langer Haft oder 
Zuchthaus verurtheilt, eine grosse Anzahl freigesprochen. 

Die demokratischen Zeitungen Ke>eil und Rappel werden 
unterdrückt. 

Saint-Avold (zwischen Saarbrücken und Metz) von den Deut- 
schen besetzt. 

Die Festung Lüt zel stein (La Tetite Pierre) wird von den 

Deutschen besetzt. 
Das Fort Lichtenberg (nordwestlich von Hagenau) wird in 

Brand geschossen. 
An verschiedenen Orten gegen 1400 Franzosen gefangen 

10. Mittwoch. 

Preussen. Der Staatsanzeiger theilt zwei Schriftstücke mit, 
beide von Benedetti's eigener Hand: 1. Vom 5. August 
1866. 
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„In Antwort auf die Miitheilungen welche Ich von Nlkoluburg" (vor- 
läufiger Friedensvertrag: daselbst, 26. Juli 1866) „nach Paris übersandt 
habe in Folge der Unterhaltung* (zwischen ihm und Bismarck) „vom 
26. Juli, erhalte ich aus Vichy" (wo Napoleon III. damals war) „den 
Entwurf eines geheimen Vertraps von welchem 8ie anliegend eine Ab- 
schrift finden. Ich beeile mich Ihnen davon Kenntniss zu geben, 
damit Sie denselben mit Müsse prüfen können. Ich stehe übrigens 
zu Ihrer Verfügung um mit Ihnen darüber zu konferiren, wenn Sie 
den Augenblick dazu gekommen glauben." — 2. Ein diesem Brief 
beiliegender Vorschlag des geheimen Vertrags: „Artikel I. Das 
französische Kaiserreich tritt wieder in den Besitz der Landestheile 
welche heute zu Preussen gehörend, begriffen gewesen waren in 
die Begrenzung von Frankreich im Jahre 1814. — Artikel II. 
Preussen verpflichtet sich von dem Könige von Baiern und dem 
Grossherzog von Hessen, mit Vorbehalt diesen Fürsten Entschädigungen 
zu leisten, die Abtretung der Gebietsteile zu erlangen welche sie auf 
dem linken Rheinufer besitzen, und den Besitz derselben an Frankreich 
zu Ubertragen. — Artikel III. Für nichtig erklärt werden alle Be- 
stimmungen welche die Gebiete die unter der Souveränetät des Kö- 
nigs der Niederlande stehen, an den Deutschen Bund knüpfen, so wie 
diejenigen welche sich aui daa Oamisonsrecht in der Festung Luxem- 
burg beziehen." 

Die Mittheilung fährt sodann fort: 

Einen oder zwei »Tage vor dem fünften August verlangte Bene- 
detti vom Grafen Bismarck die förmliche Zusage obiger Zuge- 
ständnisse, und fügte hinzu, wenn sie abgeschlagen würden, so sei 
Krieg die Losung: „ators c'ett la guerre" , waren seine Worte. Wor- 
auf Bismarck erwiderte: ators c'est la guem. Letzterer [setzte 
hinzu: Er könne nicht denken daas Frankreich diese Drohung ernst 
meine, und die Absicht habe solche unmögliche Forderungen mit Ge- 
walt durchzusetzen. Aber Benedetti antwortete: er sei auf dem 
Sprung nach Paris zu reisen , und weit entfernt dem Kaiser abzu- 
rathen, werde er ihn in diesen Zumuthungen bestärken, denn ihm 
liege vor Allem nichts so sehr am Herzen als die Erhaltung der Dyna- 
stie. Diese aber, die Dynastie sei verloren (das waren seine ipsissima 
verba), wenn sie Jene Kompensationen nicht durchsetze. — So t wahr ist es 
dass der heutige Krieg nur die endliche Erfüllung einer fixen Idee 
ist welche zur Hälfte dem Empire und zur anderen den Franzosen Über- 
haupt angehört. Sollen wir uns solchen Aktenstücken gegenüber 
noch mit den Entwaffnungsvorschlägen abgeben welche im Februar 
1870 auf dem vertraulichsten Wege, von Clarendon, auf französische 
Eingebung hin betrieben wurden? Wohl uns dass Preussen nicht in 
diese Falle ging, sonst stünden unsere Truppen heute nicht auf fran- 
zösischem Boden." Sodann verspottet die Mittheilung den Herzog 
von Gramont dass er die Aeusserungen Bismarck s über Bussland 
verschweige: „Es wäre möglich dass Graf Bismarck im Laufe der 
Betrachtungen über die Folgen einer Desorganisation der norddeut- 
schen Armee, auch der entfernten Eventualität einer russischen Gefahr 
erwähnt hätte. Wäre es aber in verletzender Weise geschehen, so 
würde uns der Herzog von Gramont gewiss die Beweise nicht vor- 
enthalten!" 
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Der Staatssekretär von Thile theilt beide Schriftstücke den 
Gesandten an den neutralen Höfen durch ein Rundschreiben 
des Grafen Bismarck mit. In demselben ist bemerkt dass 
der Ablehnung des französischen Vorschlags das Verlangen, 
nach Luxemburg gefolgt sei, und „dem Missliugen dieses 
Geschäfts" der grössere Belgien umfassende Vorschlag. 

Sachsen. Dr. Reinhold Klotz, geb. 13. März 1807, Professor 
an der Hochschule Leipzig, ausgezeichneter Philologe, 
t 6374 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Arbeiterunruhen zu Wien und Graz. 

Grossbritannien und Irland. Schliessung des Parlaments. 
Unterzeichnung eines neuen Vertrags mit Preussen wegen 
Belgiens. 

Dänemark. Der von Frankreich gesandte Herzog von Ca- 
dore verlässt Kopenhagen ohne eine Audienz beim König 
erhalten zu haben, und geht nach Schweden. 

Frankreich. Neues Ministerium: Cousin de Montauban 
Graf von Falikao Krieg, Chevreau (bisher Seine-Präfekt) 
Inneres, Magne Finanzen, Clement Duvernois Handel, 
J6röme David öffentliche Arbeiten, Grandperret Justiz, 
Latour d'Auvergne (Botschafter in London) Aeusseres, 
Brame Unterricht, Busson-Billault Präsident des Staats- 
raths. Vom früheren Ministerium bleibt nur Bigault de 
Genouilly Marine. (Alle Minister gehören zur Rechten 
oder äussersten Rechten.) 
Gesetzgebender Körper. Dringliche Anträge : Alle Schuldforde- 
rungen vom 11. August an werden auf einen Monat vertagt 
Alle bisher noch vom Dienst freien unverheirateten Soldaten 
von den Altersklassen 1858 bis 1863 werden einberufen. Alle 
nicht verheiratheten Bürger von 25 bis 35 Jahren sollen in 
das Heer eintreten. Die für die Familien der mobilen Na- 
tionalgarde bewilligten 4 Millionen werden auf 20 Millionen 
erhöht. Dem Heere wird der Dank des Vaterlands gewährt, 
mit der Erklärung dass es sich um das Vaterland verdient 
gemacht habe. — Einstimmige Annahme der Dringlichkeit all 
dieser Anträge. 

Der Konsul des Norddeutschen Bundes zu Lyon Schlenker 
wird verhaftet , und die Behörden ordnen die Liquidation 
seines Vermögens an, obschon er zahlungsfähig ist. (Später 
freigegeben.) 
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Die Festung Strassburg von deutschen Truppen umzingelt. 

General Beyer fordert sie (9. August) zur Uebergabe auf, 

jedoch wird dies zurückgewiesen. 
Die deutsche Reiterei im Vormarsch. Grosse Vorräthe, zwei 

Brückenzüge, zahlreiche Eisenbahnwagen mit Lokomotiven 

erbeutet. 

Italien. Das Ministerium beschliesst die Altersklassen von 1843 
und 1844 zum Heer einzuberufen, und die Kammer auf den 
16. August zu versammeln. 

Kirchenstaat. Der norddeutsche Gesandte von Arnim kehrt 
nach Rom zurück, wie es irrthümiich heisst mit Zusage von 
Unterstützung gegen die Unternehmungen Italiens. 

Spanien. Verkündigung einer unbeschränkten Amnestie für 
alle politischen Vergehen und Verbrechen; die amnestirten 
Staatsdiener haben nur den Verfassungseid zu leisten um 
ihre Stellen wieder zu erhalten. 
Der ständige Ausschuss der Cortes verwirft mit 9 gegen 5 
Stimmen den von den Unionisten gestellten Antrag auf Ein- 
beruf ung der Cortes. 

11. Donnerstag. 

Preuflsen. Der König erlässt von Saarbrücken , bei seinem 
Einmarsch in Frankreich, folgende Verkündigung an das 
französische Volk: 

-Wir Wilhelm König von Preussen thun zu wissen den Ein- 
wohnern der französischen von den deutschen Armeen okkupirten 
Gebietstheile. Nachdem Kaiser Napoleon zu Wasser und zu Lande 
die deutsche Nation angegriffen hat welche in Frieden mit der französi- 
schen Nation zu leben gewünscht hat und es noch wünscht, so habe 
ich das Kommando der deutschen Armeen übernommen um diesen 
Angriff zurückzuweisen. Ich führe den Krieg mit den französischen 
Soldaten, und nicht mit Frankreichs Bürgern. Diese werden desshalb 
fortfahren vollständige Sicherheit für ihre Person und ihre Güter 
so lange zu gemessen als sie mich nicht selbst durch feindselige 
Unternehmungen gegen die deutschen Truppen des Rechts berauben 
ihnen meinen Schutz angedeihen zu lassen. Die kommandirenden 
Generale der einzelnen Truppenkörper werden durch besondere Vor- 
schriften die Massreyeln festsetzen welche gegen Gemeinden und ein- 
zelne Personen zu ergreifen sind welche sich mit den Kriegsgebräuchen 
in Widerspruch setzen. Sie werden ebenso Alles regeln was sich auf 
Requisitionen die für die Bedürfnisse der Truppen erforderlich er- 
scheinen, bezieht, und sie werden die Differenz der deutschen und 
französischen Valuta festsetzen, um den Einzelverkehr zwischen den 
Truppen und den Einwohnern zu regeln." 

Der Finanzminister Camphausen erlässt Anordnungen um in 
den besetzten Gebieten Frankreichs die Steuern einzuziehen. 

16 
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Oesterreich-Ungarn. Die angefangenen Befestigungsarbeiten 
an der Enns werden eingestellt. 

Grossbritannien und Irland. Der Minister Granville er- 

lässt ein Rundschreiben an die diplomatischen Vertreter Eng- 
lands in Deutschland, worin er die Handhabung der Neu- 
tralität von Seiten Englands erläutert, und auseinandersetzt 
dass die Ausfuhr von Waffen und Kohlen nicht gegen das 
englische Gesetz sei; er weist die deutschen Beschwerden 
zurück und erklärt: England halte an den Grundsätzen fest 
welche Preussen im Krimkriege geübt habe. 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Graf Vilain XIHE., ehemaliger 
Minister (gemässigter Klerikaler) , wird zum Präsidenten er- 
wählt. 

Die Zeitungen veröffentlichen Briefe der Herzoge von Anmale 
und von Chartres an den Kriegsminister, und des Prinzen 
von Joinville an den Marineminister, worin sie Verwen- 
dung im französischen Kriegsheer verlangen. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Ein Gesetz über die 
Neubildung der Nationalgarde wird einstimmig angenommen. 
Die durch Gesetz vom 21. Juli bewilligte Anleihe von 500 
Millionen Fr. wird auf 1000 Millionen erhöht. Ein anderes 
Gesetz erhebt die Noten der französischen Bank zum ge- 
setzlichen Zahlungsmittel, enthebt die Bank der Verpflich- 
tung ihre Noten gegen Metallgeld einzulösen, und bestimmt 
den Betrag der umlaufenden Banknoten auf höchstens 1800 
Millionen. Alle Prozesse wegen Schuldforderungen werden 
auf einen Monat vertagt. 

Eine Reserve-Armee wird bei Paris und Chalons zusammen- 
gezogen. 

Italien. Rückkehr des preussischen Gesandten Grafen Brassier 
de Saint-Simon nach Florenz. 



12. Freitag. 

Preussen. Der Staatssekretär von Thile erlässt ein Rund- 
schreiben an die Gesandten bei den süddeutschen Höfen, 
zur Widerlegung der Behauptung des Herzogs von Gra- 
mont vom 3. August: dass Graf Bismarck Befürchtungen 
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vor einem allenfallsigen Bündnisse der süddeutschen Staa- 
ten mit Oesterreich geäussert habe. Obwohl es unzweifel- 
haft dass die Südstaaten überzeugt sein werden dass eine 
solche Furcht uns nicht beschleicht, so müsse doch noch 
der historischen Vollständigkeit wegen jene Aeusserung für 
absolut erfunden erklärt werden. Den vom Grafen Claren- 
don an den Grafen Bismarck gemachten Entwaffnungs- 
vorschlag, wobei der Nordbund vorangehen solle, habe 
Ersterer fallen lassen, nachdem diesseits Bedenken erhoben 
wurden welche wesentlich darauf beruhen dass bei den ver- 
schiedenen Wehrsystemen Norddeutschlands und Frank- 
reichs, die Herstellung und Kontrolirung einer verhältniss- 
mässigen Abrüstung die grösste Schwierigkeit haben werde. 
Der Siidstaaten sei bei den bezüglichen Verhandlungen mit 
keiner Silbe gedacht worden. 

Belgien. Abgeordnetenhaus. Der Finanzminister fordert 15 
Millionen Franken für das Heer, 2 , /a Millionen für Kriegs- 
bereitschaft der Festungen Termonde uud Antwerpen, 
V's Million für Bewaffnung der Bürgergarde. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Der Minister des Innern 
Chevreau theilt mit dass die Jlegierung aUe Deutschen 
ausweise, jedoch dabei mit Rücksichten verfahre. — Auf die 
Anfrage von Raspail : dass Rochefort wegen einer früheren 
Verurtheilung (zu vier Monaten Haft) noch im Gefängniss 
gehalten werde, sei widerrechtlich, da die Kammer nur zu 
der späteren gerichtlichen Verfolgung ihre Zustimmung ge- 
geben habe, geht die Kammer zur Tagesordnung über. 

Preussischo Reiterei besetzt die Stadt Nancy, und zerstört die 
Eisenbahn bei Fronard. 

Die kleine Festung Lichtenberg 1 (in den Vogesen) ergibt sich; 
280 Gefangene, 7 Geschütze genommen. 

Italien. Senat. Der Minister Visconti Venosta erklärt: die 
Gerüchte über bedrohliche Rüstungen (Oesterreichs) an der 
Grenze seien unbegründet; die Beziehungen zwischen Ita- 
lien und Oesterreich, und die Bande welche die neutralen 
Staaten zu umschliessen im Begriff seien, beweisen dies. 
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M3. Samstag. 

Norddeutschland. Der Befehlshaber der vor Helgoland kreu- 
zenden französischen Flotte Fourichon erklärt die Küsten 
der Nordsee in Blokadestand; die Neutralen sollen bis zum 
25. August ungehindert auslaufen können. 

Preußsen. Zu Köln und anderswo langen Hunderte deutscher 
Arbeiter an die durch die Feindseligkeit der französischen 
Arbeiter zur Entfernung gezwungen wurden. 

Württemberg. Der amtliche Staatsanzeiger theilt mit : er sei 
von der italienischen Gesandtschaft zu der Erklärung er- 
mächtigt dass die Zeitung Perseveranza in Mailand welche 
seit Beginn des Kriegs sich feindselig gegen Deutschland 
ausspricht, in dieser Frage weder die Gesinnung der Regie- 
rung noch des Volkes von Italien ausdrücke. (Aehnliche 
Erklärungen erfolgen an die anderen deutschen Regierungen.) 

Baden. Das Ministerium fordert die Familien der aus Frank- 
reich ausgetriebenen Deutschen auf den Heimkehrenden 
Unterstützung zu schicken, und erbietet sich zur Ueber- 
mittelung von Geldern zu diesem Zweck. 

Oesterreich -Ungarn. Abermals Arbeiter-Unruhen zu Graz. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Die Kammer beschliesst 
die Verlängerung der Protestfrist für alle Wechsel um einen 
Monat. Favre und Gambetta erklären es bestehe kein 
Kaiserthum mehr. In geheimer Sitzung wird der Antrag 
derselben dass die Kammer ein nationales Vertheidigungs- 
komitee einsetze, abgelehnt. — Die Grenzlinie für die Aus- 
gabe der Banknoten wird bis auf 2400 Millionen erweitert. 

Eine Bekanntmachung des Königs von Prenssen verkündigt das 
Kriegsrecht in allen von den deutschen Truppen besetzten 
französischen Gebieten, und bestimmt die Nahrungsmittel 
welche die Einwohner den Soldaten und Pferden zu liefern 
haben. Es darf von den Einwohnern nur gefordert wer- 
den was zum Unterhalt der Truppen nothwendig ist, es 
werden darüber Empfangsscheine ausgestellt. 

Eine andere Verkündigung des Königs von Preussen, aus 
Saint- Avold, schafft die Aushebungen ab in allen von Deut- 
schen besetzten Gebieten. 

Die Armee des Kronprinzen von Preussen in Nancy. 
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Italien. Mazzini (das Haupt aller italienisch republikanischen 
Verschwörungen seit vierzig Jahren) wird in Palermo ge- 
fangen genommen, und nach Gaeta gebracht. 



M-ä. Sonntag. 

Norddeutscher Bund. Anordnung dass den aus Frankreich 
ausgewiesenen Deutschen Reisegeld gewährt werde. (Das- 
selbe thun die süddeutschen Staaten.) 

Prankreich. Napoleon m. und sein Kronprinz verlassen 
Metz und gehen nach Verdnn. 

Der Ausweisungsbeschluss gegen die Deutschen wird gemil- 
dert: Deutsche die sich förmlich in Frankreich nieder- 
gelassen , solche die mit genügenden Mitteln versehen sind, 
solche die durch bekannte Personen empfohlen sind, dürfen 
bleiben. 

Scharmützel bei Strassburg. 

General von Werder übernimmt den Oberbefehl der Truppen 
vor Strassburg. General Bonin wird zum Generalgouver- 
neur in Lothringen, General Bismarck-Bohlen im Elsass 
ernannt. 

Das französische Heer wird von der ersten Armee unter Ge- 
neral Steinmetz bei Courcelles angegriffen und zwischen 
Metz und Borny vierundzwanzig Stunden lang im Gefecht 
gehalten, um dem Heer des Prinzen Friedrich Karl Zeit 
zu geben das linke Ufer der Mosel zu gewinnen. Die 
Franzosen werden zurückgeschlagen und räumen das rechte 
Moselufer. Grosse Verluste beiderseits. Marschall Bazaine 
meldet nach Paris dass er gesiegt habe. 

Italien. Die Regierung kauft Getreide in .grosser Meuge an. 

Russland und Polen. Die Russen erstürmen Kitab die Haupt- 
stadt des kleinen früher zu Bochara gehörenden Staates 
Scherisebs (oder Schagrissjabs). Die anderen Orte des 
Landes ergeben sich hierauf, und die Russen stellen das 
Land unter die Botmässigkeit des Emirs von Bochara ihres 
Vasallen. (Die Häuptlinge von Scherisebs Baba-Beg und 
Dschura-Beg hatten [16. — 19. Juni 1868] das den Russen 
von dem Emir eben erst abgetretene Samarkand zu er- 
stürmen versucht.) 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. David Glascoe Far- 
ragut, geb. 5. Juli 1,801, Admiral, berühmt im Bürgerkriege, 
f zu Newyork 69 Jahre alt. 

IS, Montag. 

Preuasen. Beginn der Blolcade der Nordseeküsten durch die 
französische Flotte. 

Baiern. Gustav Closs, ausgezeichneter Landschaftsmaler, f zu 
Prien (am Chiemsee) 30 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Die amtliche Wiener Zeitnng sagt : die 
Erklärung welche der Gesandte Baron Kübeck in Florenz 
über die Befestigungsarbeiten in SOdtirol gegeben, haben 
die italienische Regierung befriedigt. Diese Arbeiten seien 
seit sehr lange begonnen und nie unterbrochen worden. 

Dr. Toman, der zuerst die Idee von einer slowenischen Na- 
tion aufgebracht, Führer der Slowenen im Abgeordneten- 
hause, f zu Kodaun bei Wien. 

Schweiz. Der Bundesrath beschliesst eine bedeutende Vermin- 
derung der zum Grenzschutz aufgebotenen Truppen. 

Grossbritannien und Irland. Graf Bernstorff Gesandter 
des Norddeutschen Bundes , erhebt Vorstellungen wegen 
Ausfuhr von Kohlen und Kriegs cor rath nach Frankreich. 
(Erfolglos.) 

Frankreich. Meutereien der Pariser Vorstadt La Villette. Die 
Meuterer überfallen die Feuerwehr, werden jedoch bewältigt. 

Treffen westlich von Metz, die Franzosen zurückgeworfen. 

Die kleine Festung Marsal von den Baiern eingenommen. 
Viele Vorräthe und 60 Geschütze daselbst genommen. 

Die Bentschen besetzen Luneville. 



Spanien. Die spanische Regierung sendet der französischen, 
auf deren Verlangen , die vorhandenen Nachweise über die 
Thätigkeit der GuerriUas (Parteigänger im kleinen Krieg) 
während des Kampfes gegen Kapoleon I. 
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/«• Dien.<i<i<j. 

Preuasen. Berlin. Die Stadtverordneten- Versammlung geneh- 
migt den Antrag des Magistrats: an sämmtliche Städte der 
sechs östlichen Provinzen und Schleswig-Holsteins einen 
Aufruf zur Linderung des Nothstands in der Pfalz und den 
anderen Grenzgebieten zu erlassen, und zu diesem Zweck 
ein Prozent der Einnahmen zu bewilligen. (Eine Anzahl 
deutscher Städte folgt diesem Beispiel.) 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. Der Antrag von Perry 
auf Einverleibung der Jahrgänge 1865 und 1866 in die 
Mobilgarde wird angenommen. — Der Ministerpräsident Ge- 
neral Palikao erklärt: ein neues Heer ist gegenwärtig so- 
weit geformt dass es die Rheinarmee unterstützen kann. 
Schlacht bei Mars-la-Tour oder Vionville westlich von Metz« 
General von Alvensleben greift die Franzosen auf ihrer 
Rückzugslinie zwischen Metz und Verdun an, und hält sie 
so lange auf bis Friedrich Karl und General Steinmetz 
zur Unterstützung herbeikommen. Sieg nach zwölfstündigem 
Kampf; die Franzosen auf Metz zurückgeworfen. Beider- 
seits sehr bedeutende Verluste, bei den Deutschen über 
16000 Verwundete und Todte. Preussischerseits die Generale 
Doering und Wedell todt, Bauch und Diepenbrock- 
Grüter verwundet. Der französische Kavalleriegeneral 
Legrand gefallen, ebenso General Marguerite. Marschall 
Bazaine meldet abermals seinen Sieg an die Regierung. 
Gefecht bei Toni, 

Ein Ausfall der Besatzung von Strasburg wird zurück- 
geschlagen; sie verliert drei Geschütze. 

In Luiievillc finden die Deutschen unter den Papieren eines 
Korpsbefehlshabers einen Befehl des Kriegsministers vom 
Juni: sich mit einem zuverlässigen deutsclien Dolmetscher 
zu versehen. (Also war schon im Juni ein Einfall in Deutsch- 
land beschlossen?) Auch findet man dort eine ungeheure 
Masse Proviant der für Mac-Mahon's Truppen bestimmt, 
und schon seit lange hier angesammelt war. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Der Ministerpräsident Lanza 
erklärt: die Ereignisse hätten die Haltung der Regierung 
nicht geändert; aber in Folge derselben, und der inneren 
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Sicherheit wegen, sei die Verstärkung der Streitkräfte not- 
wendig. Daher berufe die Regierung noch zwei Altersklassen 
ein, und verlange dafür Bewilligung von 40 Millionen. 

Türkei. Die Pforte erklärt ihre frühere Zustimmung zur päpst- 
lichen Bulle Beversurus für ungiltig. (Diese Bulle stellt 
das Eigenthum der katholischen Gemeinden in der Türkei 
unter die Verfügung Roms.) 

Britisch Nordamerika. Die zur Unterwerfung der Aufstän- 
dischen am Red River ausgesandten Regierungstruppen be- 
setzen das Land und das Fort Garly ohne Widerstand; der 
Franzose Reil, Führer des Aufstands, ist entflohen. 

17. Mittwoch. 

Preussen. Gefecht vier kleiner Kriegsschiffe gegen ein fran- 
zösisches Geschwader bei Hiddensee (Rügen). Die Blokade 
der Ostseehäfen wird vom französischen General Bouet- 
Willamnez bekannt gemacht. 

Baiern« Der König erlässt allen die wegen Beleidigung des 
Königs oder einer Person des Königshauses, oder wegen 
einer durch die Presse verübten strafbaren Handlung, oder 
einer Verfehlung in Bezug auf das Vereins- und Versamm- 
lungsrecht verurtheilt sind, die ihnen zuerkannten Strafen. 

Belgien. Belgische Zeitungen bestätigen dass die Kaiserin 
Eugenie bei der belgischen Regierung angefragt hat ob sie 
eintretenden Falles durch Belgien nach England reisen 
könne. 

Frankreich. Ein Erlass der Kaiserin ernennt General Trochu 
zum Oberbefehlshaber aller zur Verteidigung von Paris be- 
stimmten Streitkräfte. 
Napoleon III. trifft in Chalons ein. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Dem Ministerium werden die 
verlangten 40 Millionen bewilligt. 

Türkei. Mustafa Fazil Pascha (Bruder des Khedive von 
Aegypten) wird Finanzminister an Stelle von Sadil Pascha. 

IS. Donnerstag. 

Gro88britannien und Irland. Zu Cork feiern die Irländer 
die vermeinten Siege der Franzosen. (Aehnlich so in an- 
deren irischen Städten.) 
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Frankreich. Ein Gesetz ruft alle Ünverheiratheten der Klassen 
von 1865 bis 1866 unter die Fahne, sowie alle ehemaligen 
Soldaten. 

Die Pariser Zeitungen la Cloche und le Centre gauche, 
welches Blatt die Absetzung des Kaisers verlangt hatte, 
werden unterdrückt. 

General Trochu erlässt eine Proklamation an die Pariser; 
er erklärt darin dass er keiner Partei angehöre, und dass 
die Nation „die Lenkung ihrer Geschicke in die Hand 
nehme." 

Die Festung Strassbnrgr wird vom rechten Rheinufer aus be- 
schossen. 

Die Franzosen beschi essen die offene Stadt Kehl. 

Grosser Sieg der Deutschen zwischen Gravelotte und Rezon- 
ville (näher an Metz als Mars-la-Tonr und Vionville) unter 
General Steinmetz und Prinz Friedrich Karl. Die 
Franz oseii gänzlich nach Metz zurückgeworfen, und von der 
Verbindung mit Paris gänzlich abgeschnitten. Die Eisen- 
bahn von Metz nach Thionville vom zwölften Korps besetzt. 
Ungeheure Verluste beiderseits. Die Franzosen behaupten 
wiederunj gesiegt zu haben. 

1B, Freitag. 

Preussen. Der Generalpostdirektor Stephan begibt sich nach 
den besetzten französischen Gelrietstheilen , um dort den 
Postdienst einzurichten. 

Schweiz. Abermalige Entlassung eines Theils der aufgebotenen 
Trappen. 

Frankreich. Der Kronprinz von Sachsen wird Oberbefehls- 
haber einer neugebildeten deutschen vierten Armee. 

Russland und Polen. Der katholische Erzbischof von Szitomir 
wird nach dem Innern des Landes gebracht, weil er sich 
der Anwendung der russischen Sprache in den Gebeten der 
Messe widersetzte. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Nachdem das Ministerium erklärt 
hatte: der Septembervertrag habe seine Gütigkeit behalten; 
es sei unwahr dass Preussen irgend welche feindliche Er- 
klärungen abgegeben habe, dasselbe enthalte sich in der 
römischen Frage sich zu erklären; ein Ideenaustausch mit 
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Oesterreich habe zur gegenseitigen Erklärung an der Neu- 
tralität festzuhalten geführt; ein schriftliches Uebereirikommen 
mit England enthalte die gegenseitige Verpflichtung nicht 
ohne vorhergehenden Austausch von Erklärungen aus der 
Neutralität herauszutreten, einen weiteren Vertrag habe 
Italien nicht abgeschlossen; die neutralen Mächte seien ein- 
geladen dieser Uebereinkunft beizutreten, Russland habe die- 
selbe bereits angenommen; — so beschliesst die Kammer mit 
314 gegen 152 Stimmen: das politische Verhalten des Mini- 
steriums billigend, habe sie zu demselben das Vertrauen dass 
es die römische Frage nach den Wünschen der Nation 
lösen werde. 

Vereinigte Staaten Nordamerika. Die Deutschen in New- 
york halten eine grosse Festfeier zu Ehren der deutschen 
Siege. 



90, Samstag. 

Preussen. Der amtliche Staatsanzeiger sagt: „Es wird dem 
Könige vergönnt sein einen (lauernden Völker frieden herzu- 
stellen im Herzen Europas durch ein grosses einiges deutsches 
Vaterlands 

Oesterreich-Ungarn. Eröffnung von vierzehen cisleithanischen 
Landtage durch eine kaiserliche Botschaft. Darin heisst es : 
Bezüglich der vom galizi sehen Landtag ausgesprochenen 
Landesbedürfnisse werde die Regierung dem Reichsrath ent- 
sprechende Vorlagen machen, durch welche die Landes- 
wünsche innerhalb der Grenzen der Reichseinheit , mit Be- 
achtung der politischen Verhältnisse, einer möglichen Er- 
füllung zugeführt werden können. Den Tirolern wird gesagt: 
sie würden erkennen dass es sich jetzt um die Gemeinsam- 
keit der höchsten Interessen handle. Die Landtage werden 
zu baldigsten Reichsrathswahlen aufgefordert. (Noch nicht 
versammelt sind die Landtage von Böhmen, Triest und Dal- 
matien.) 

Bei den Landtagswahlen in Böhmen erhalten die Tschechen 
und die Feudalen (die Junkerpartei) die Mehrheit; die letzten 
haben durch den Einfluss des Hofes gesiegt. 
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Frankreich. Gegen einige von den Meuterern zu la Villette 
(vgl. 15. August) erlässt das Kriegsgericht Verurtheilungen, 
auch zum Tode. (Sie sollen die Absicht gehabt haben 
Bochefort aus dem Gefängnisse zu befreien.) 
Der Marschall Mac-Mahon im Lager zu Chalons. 

Türkei. Rumänien. In Plojesti wird der Versuch gemacht 
eine provisorische Regierung einzusetzen, bestehend aus 
General Nikolaus Golesco, Joan Ghika und Joan Bratiano. 
Die Regierung sendet Truppen, die Verschwörer werden ver- 
haftet. 

91. Sonntag. 

Preussen. Gefecht der Korvette Nymphe mit französischen 
Kriegsschiffen in der Patziger Bucht. 

Oesterreich-Ungarn. Gustav (von) Struve, geb. 11. Oktober 
1805 zu Dorpat, Schriftsteller, Führer der republikanischen 
Aufstände in Baden 1848 und 1849. f z " Wien 64 3 ' 4 
Jahre alt. 

Frankreich. Die Truppen räumen Chalons und verbrennen 
das Lager. 

Napoleon III. in Courcelles bei Reims. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Die von der Regierung für das 
Heer nachgeforderten 40 Millionen Fr. werden mit 216 gegen 
77 Stimmen bewilligt. 

Kirchenstaat. Die letztgebliebenen Franzosen räumen Civita- 
vecchia. 

99, Montag. 

Oesterreich-Ungarn. Der neue russische Gesandte Nowikoff 
und der neu ernannte französische Geschäftsträger Graf Mos- 
bourg (früher in Karlsruhe) treffen in Wien ein. 
Bei dem Tiroler Landtag erklärt Pater Greuter mit 29 
andern Abgeordneten: Sie leisten das Handgelöbniss dem 
Kaiser und den Gesetzen treu zu sein nur unter der Be- 
dingung dass dasselbe sie nicht in Widerspruch bringe mit 
ihrem Glauben und Gewissen , und dem öffentlichen Rechte 
das dem Lande Tirol durch das Oktober - Dijfiom ver- 
liehen sei. 
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Schweiz. Rundschreiben des Bundesraths an die Kantone: 
sie sollen die genaue Beobachtung der Neutralität über- 
wachen, namentlich der Presse zu empfehlen dass sie nicht 
Partei nehme. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Keratry stellt den Antrag 
dem von der Regierung ernannten Verüheidigungsausschuss 
sollen neun Abgeordnete beigegeben werden. Der Minister 
General Palikao erklärt sich dagegen. (Der Antrag wird 
später verworfen; hingegen ernennt die Regierung mehre 
Abgeordnete zu Mitgliedern des von ihr eingesetzten Ver- 
theidigungskomitees. Vergl. 15. August.) 

Italien. Ankunft des Prinzen Napoleon in Florenz, wie es 
heisst mit Aufträgen des Kaisers. 
Der frühere Minister Minghetti wird nach Wien gesendet 
von wo Artom abberufen wird. 

Spanien. Aufstand der Karlisten in den nördlichen Provinzen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Eine Verkündigung 

des Präsidenten Grant erklärt die Neutralität Amerikas im 

jetzigen Kriege. 

China. Der Gouverneur von Nanking wird ermordet , weil er 
die Ausländer begünstige. 

23. Dienstag. 

Badern. Der neuernannte BiscJiof von Speier Dr. Seither 

leistet den Eid in die Hände des Königs. 
Oesterreich-Ungarn. General Rodich zum Statthalter von 

Dalmatien ernannt. 
Frankreich. Gesetzgebender Körper. Jules Simon fragt an 
ob es nicht angemessen sei alle bonches inutiles (unnütze 
Mäuler) aus Paris zu entfernen, Minister Duvernois hält 
den Gedanken für einen praktischen. 
Das Ministerium der schönen Künste und Wissenschaften, 
(ein Ministerium-Kabinet vom 2. Januar für Ollivier's Freund 
Maurice Richard errichtet,) wird aufgehoben. 
Die Festung Kitsch durch die Baiern beschossen. 
Napoleon III. schliesst sich dem Heere Mac-Mahon's an, 
das zu Bethel steht. 

Italien. Rundschreiben des Ministers Visconti- Venoata über 
die römischen Angelegenheiten. (S. 11. Septbr.) 
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9£. Mittwoch. 

Belgien. Das Handelsgericht in Brüssel erklärt die ehemaligen 
Minister A. Nothomb, Dechamps , Liedekerke u. A. als 
Verwaltungsmitglieder der Iiangrand'schen Bank Credit 
foncier international persönlich für fallit. 

Frankreich. General Trochu befiehlt die Ausweisung aller 
Fremden aus Paris die keine Unterhaltungsmittel haben, 
oder deren Anwesenheit gefährlich ist. 
Die Preussen rücken über Chalons vor. 
In der Nacht vom 23. auf den 24. August wird der Bahnliof 
bei Strassburg genommen. 

9S, Donnerstag. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Ein Antrag von Ferry 
auf Abschaffung des Gesetzes von 1834 über die Fabrikation 
von Waffen wird mit 184 gegen 61 Stimmen verworfen. 
Keratry verlangt eine geheime Sitzung; dies wird trotz dem 
Widerspruch des Ministeriums beschlossen. 

Die Regierung ernennt die Senatoren Behic und General 
Mellinet, die Abgeordneten Daru, Dupuy de Lome, 
Talhouet und Thiers zu Mitgliedern des Vertheidigungs- 
komitee's der Befestigungen von Paris. 

Die Festung Vitry-le-Francais ergibt sich den Deutschen, 
850 Gefangene, 16 Geschütze genommen. 

Kirchenstaat. Die päpstliche, aus Franzosen bestehende Legion 
von Antibes wird aufgehoben. 
Konzil. Von Eröffnung des Konzils bis heute sind 21 Mit- 
glieder desselben, drei Kardinäle, ein Erzbischof, 16 Bischöfe 
und zwei Ordensgenerale gestorben. 

Türkei. Rüstern Bei Gesandter in Petersburg, Photiades 
Bei Gesandter in Florenz. 

2G. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Der Staatssekretär von Thile protestirt 
bei den neutralen Mächten gegen Verletzungen des Völker- 
rechts und der Parlamentärflagge durch die Franzosen. 

Grossbritannien und Irland. Sir Alex. Woodford, bekannt 
im spanisch-französischen Krieg, einer der vier englischen 
Feldmarschälle, f zu Chelsea 88 Jahre alt. 



I 



246 August 1870. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Guyot-Montpayroux 
stellt den Antrag die Mobügarde aufzuheben, die Mannschaft 
derselben in die Linie einzureihen, und so hundert neue 
Regimenter zu bilden. Der Antrag wird als dringlich an- 
erkannt. 

Die Deutschen besetzen Markolsheim (bei Kolmar). 
Präsident von Kühlwetter wird deutscher Civükommissär im 
Elsass, Marquis von Villers in Lothringen. 

27. Samstag. 

Oesterreich-Ungarn. Der Landtag von Vorarlberg in welchem 
diesmal die Ultramontanen die Mehrheit haben, spricht sich 
in seiner Adresse an den Kaiser gegen das Februar-Patent 
und die Verfassung aus; die pragmatische Sanktion Kaiser 
Karl's VI. (1713) und die katholische Religion seien allein 
der Stützpunkt Oesterreichs ; auf demselben solle das Reich 
das Bollwerk der Freiheit bleiben gegen das heidnische 
Nationalitätenprinzip. 

In Bregenz Unterzeichnung eines Vertrags mit Baiern, der 
Schweiz und Liechtenstein über die Vervollständigung des 
Eisenbahnnetzes im Bodensee-Gcoie*. 

Prag. Die Tschechen bieten durch eine Deputation den 
Deutschen Versöhnung an. Eine gemeinsame Kommission 
soll zur Lösung der Meinungsverschiedenheiten ernannt 
werden. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Ordinaire bemerkt 
unter grossem Gelärm: „Frankreich muss sich aufs äusserste 
anstrengen um das Schlimme wieder gut zu machen das 
Herr Bonaparte ihm zugefügt hat." 
JReitergefecht bei Buzancy (einige Stunden südlich von Stenay.) 
Sieg der Deutschen. 

29. Sonntag. 

Preussen. Eine Note des Grafen Bismarck protestirt dagegen 
dass die Franzosen auf Parlamentäre schiessen, 

Frankreich. Der Gouverneur von Paris General Trocha be- 
fiehlt allen Angehörigen der feindlichen Staaten binnen dreier 
Tage Frankreich zu verlassen oder sich in das Departement 
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der Loire (Hauptort Saiiit-Eticnne) zu begeben. — Der 
Gemeinderath von Paris befiehlt dass alle Personen die 
ausser Stande seien dem Feinde Widerstand zu leisten, die 
Hauptstadt verlassen sollen. 

Zwei Schwadronen preussischer Husaren stürmen Voncq (an 
der Aisne). 

Italien. Auslaufen des Panzergeschtcaders aus dem Kriegshafen 
Spezzia. Verstärkung der Rüstungen. 



29, Montag. 

Preussen. E. Lazar S. Geiger, geb. 21. Mai 1829 zu Frank- 
furt a. M., ausgezeichneter Sprachforscher, f daselbst 41 */* 
Jahre alt. 

Oetexreich-Ungarn. Galizischer Landtag. Der Abgeordnete 
Klaczko, Hofrath im Ministerium des Auswärtigen, bean- 
tragt: der Landtag solle in seiner Adresse an den Kaiser 
seine Sympathien für Frankreich ausdrücken; er spricht 
heftig gegen die Deutschen die er mit Bären vergleicht, 
von denen sie abstammen mögen. — Die polnische Mehr- 
heit beschliesst (gegen die Stimmen der Ruthenen) eine 
Adresse an den Kaiser: Es möge mit Zuthun des Kaisers 
in Europa Recht über Macht zur Herrschaft gelangen , und 
den von fremder Uebermacht gedrückten Nationen Gerech- 
tigkeit wiederfahren; (der Sinn dieses Satzes wird bei der 
Verhandlung dahin erläutert dass man ein Einschreiten 
Oesterreichs für Frankreich wünsche); man erkenne die 
Nothwendigkeit eines Ausgleiclis in Betreff der Verfassungs- 
fragen an; man erstrebe Autonomie für Galizien. 

Der niederösterreichische Landtag beschliesst in geheimer 
Sitzung gegen die Ansichten des Statthalters Weber, den 
Staatsanwalt zur Verfolgung der Staatsbeamten aufzufordern 
welche der Veruntreuungen bei den Holzverkäufen aus dem 
Wiener Wald verdächtig sind. 

Die slowenische Mehrheit in Krain beschliesst dass die Be- 
schickung des Reichsraths blos behufs der Wahl der Dele- 
gationen stattfinden solle, und verlangt die Errichtung eines 
Königreichs Slowenien. 
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Frankreich. Gefecht der Vorhut beider Heere bei Nooart (in 
der Nähe von Varennes), die Franzosen zurückgeworfen. 

Ein Ausfall der Besatzung von Strasshurg zurückgeschlagen. 

Eröffnung der ersten Parallele gegen Strassbutrg in der Nacht 
vom 29. zum 30. August. 

30. Dienstag. 

Preussen. Versammlung deutscher Bischöfe zu Fulda. (Vgl. 
18. September.) 

Drei und dreissig Personen aus verschiedenen Parteien zu 
Berlin erlassen eine Adresse an den König und eine an das 
deutsche Volk; die erste spricht sich aus für Abweisung jeder 
fremden Einmischung beim Friedensschluss , für Erlangung 
von Bürgschaft für das friedliche Verhalten der Franzosen, 
für Einheit und Freiheit des gesammten deutschen Reichs. 
Die zweite fordert Unterzeichnung der ersten auf. (Diese 
Adressen finden in einer Anzahl von Städten Nachahmung.) 

Baiorn. Die Grafen Tauff kirchen und Luxburg, zu Präfek- 
ten in Lothringen und Elsass ernannt, reisen dahin ab. 

Oesterreich-Ungarn. Eröffnung des böhmischen Landtags. 
Graf Albert Nostiz vom Kaiser zum Landtagsmurschall er- 
nannt, Bielsky zu dessen Stellvertreter. Die Eröffnungs- 
rede des Grafen erwähnt nicht der Verfassung. Sämmtliche 
Abgeordnete des Grossgrundbesitzes verwahren sich dagegen 
dass ihr Eintritt in die Versammlung (nicht: den Landtag) 
den Rechten und Freiheiten Böhmens etwas vergeben solle; 
ihr Eid habe nur die Bedeutung der Treue gegen den Kaiser, 
und jenes Gehorsams gegen die Gesetze den jeder Staats- 
bürger in seinem Gewissen zu leisten verpflichtet sei. Die 
tschechischen Mitglieder erklären dass sie in die Versamm- 
lung eintreten um eine Verständigung nicht unmöglich zu 
machen, und dass sie bei der Deklaration -von 1868 beharren. 

GrosBbritannien und Irland. Der prcussische Gesandte Graf 
Bernstorff übergibt eine Denkschrift über die „für Frank- 
reich wohlwollende 4 * Neutralität Englands. 

Frankreich. Der Minister Latour d'Auvergne beschuldigt in 
einem Bundschreiben die deutschen Truppen mehrfacher 
Verletzungen der Genfer Uebcreinkunft. 
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Das Heer des Marschalls Mac - Mahon der von Reims aus 
nordöstlich und dann südöstlich gezogen um sich mit 
Bazaine (in Metz) zu vereinigen, wird hei Beanmont 
(zwischen Mouzon und Carignan) vom Heer des Kron- 
prinzen von Sachsen geschlagen und nordwärts gedrängt. 
Die Deutschen hatten das Gardekorps, das zwölfte (Sachsen) 
und das erste baierische Korps im Treffen, nebst der 5. und 
6. Division Reiterei. 23 Geschütze, mehre tausend Gefan- 
gene und sehr viel Kriegsvorrath nebst dem Zeltlager der 
Franzosen genommen. Die deutschen Verluste mässig. 

.*/. Mittwoch. 

Würtemberg. Der Minister von Varnbüler von seiner Stelle 
entlassen. Graf Taube tritt vorläufig an seine Stelle. 

Oesterreich-Ungarn. Böhmischer Landtag. Die deutschen 

Mitglieder legen Verwahrung ein gegen einen bedingten Eid. 
(Vgl. 80. August.) 

Prankreich. Ausfall des Marschalls Bazaine aus Metz, östlich 
gegen Noisseville, um nach Norden durchzubrechen. 

Grosse Kämpfe zwischen den Deutschen und Mac-Mahon's 
Truppen; diese nach Sedan zurückgedrängt und umstellt. 

Graf Luxburg (von Baiern) verkündigt zu Hagenau dass er 
das Amt als Präfekt des Niederrheins angetreten hat. 

Portugal. Entlassung des Ministeriums Saldanha, das bei den 
Wahlen geschlagen worden. Marquez da Sa wird Minister- 
präsident und übernimmt Finanzen und Aeusseres, Carlos 
Bento Handel und öffentliche Arbeiten, der Bischof von 
Vizeu Inneres und Justiz. 



Gegen JEntBe August*. 

Preussen. Bildung einer Reservearmee bei Glogan unter Ge- 
neral von Löwenfeld, so wie noch zweier andern: am 
Rhein unter dem Grossherzog von Mecklenburg-Schwerin, 
und bei Berlin unter General Canstein. 
Die 18. Division, bisher zum Küstenschutz verwendet, unter 
dem Grossherzog von Mecklenburg-Schwerin , geht nach 
Frankreich. 

17 
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Oesterreich-Ungarn. In Galizien wiederholte Judenverfol- 
gungen, namentlich zu Tarnow und Umgegend. 

Belgien. • Die Truppen besetzen die äusserste Grenze gegen 
Süden. 

Mm Msfittfe At*g%*sVH. 

Deutschland. An vielen Orten zeigen sich Bindvieh-SeucJien. 

Oesterreich-Ungarn. Sammlungen, besonders in Steiermark, 
zur Versorgung der deutschen Heere, insbesondere der Ver- 
wundeten. 

Grossbritannien und Irland. Der von England vorgeschlagene 
Vertrag zur Bildung eines Neutralitätsbüudnisses i vgl. Italien 
20. August) wird von England, Russland, Italien und 
zuletzt auch von Oesterreich unterzeichnet. 

Türkei. Aufstand in der Landschaft Irak (am unteren Euphrat 
und Tigris). 

Britisch-Guyana. Entdeckung des grössten Wasserfalls auf 
Erden. 

Persien, Truppenbewegungen gegen die Türkei. 

Repüblica oriental del Urugay (Montevideo). Unruhen, 
Erklärung des Belagerungsstandes. 



September 1870. 

Se&ietnöer #. Donnerstag. 

Sachsen. Adresse der Stadt Leipzig an die Könige von Preussen 
und Sachsen gegen fremde Einmischung in deutsche An- 
gelegenheiten. 

Baiern. Ritter J. A. von Maffei, geb. 4. Sept. 1790 zu Mün- 
chen, Reichsrath, grosser Industrieller, f daselbst 80 Jahre alt. 

Frankreich. Schlacht rund um Sedan vom Morgen bis zum 
Abend. Mac-Mahon's Heer wird von den Deutschen aufs 
Haupt geschlagen. Zahlreiche französische Truppen, gegen 
15,000 Mann, flüchten nach Belgien und werden dort ent- 
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waffnet Während des Kampfes werden gegen 30,000 Ge- 
fangene gemacht, der Rest, gegen 85,000 Mann, nach Sedan 
hineingeworfen. Marschall Mac-Mahon schwer verwundet. 

Marschall Bazaine in der Schlacht bei Noisseville, 31. Au- 
gust und 1. September, geschlagen und nach Metz zurück- 
geworfen. Mässige Verluste der Deutschen. 

Schreiben der Bürgermeister von Paris an den Minister des 
Innern: Die Einwohner von Paris werden der Welt beweisen 
dass Frankreich noch immer die grosse Nation ist. 

9, Freitag. 

Oesterreich-Ungarn. Die auf den 5. Sept. bestimmte Ein- 
berufung des Reichsraths wird auf den 15. vertagt. 

Frankreich. Napoleon ergibt sich dem Könige von Preussen. 
Sein Adjutant Graf Reille überbringt dem Könige einen 
Brief: da es ihm nicht vergönnt gewesen durch eine Kugel 
zu fallen, so bleibe ihm nichts übrig als Seiner Majestät 
den Degen zu übergeben. — (Der preussische Staatsanzeiger 
vom 8. bemerkt: „Nach zuverlässigen Quellen, und zwar von 
Augenzeugen, hat sich der Kaiser Napoleon in der Schlacht 
bei Sedan derart dem Feuer ausgesetzt dass seine Absicht 
den Tod zu finden unzweifelhaft war. M ) — Depesche des 
Königs Wilhelm an die Königin Aupusta: „Vor Sedan 
halb zwei Nachmittags. Die Kapitulation wodurch die ganze 
(französische) Armee kr iegsge fangen ist, ist so eben mit dem 
General Wimpffen geschlossen, der an Stelle des verwun- 
deten Mac-Mahon das Kommando führte. Der Kaiser hat 
nur sich selbst mir ergeben, da er das Kommando nicht 
führt, und alles der Regentschaft in Paris überlässt. Seinen 
Aufenthalt werde ich bestimmen, nachdem ich ihn gesprochen 
habe in einem Rendezvous das sofort stattfindet. Welch 
eine Wendung durch Gottes Führung!" 
General WimpfFen unterzeichnet die Kapitulation, gegen 
welche im Kriegsrath von den zahlreichen Generalen sich 
nur zwei, Pelle und Carre de Bellemare, erklären. Die 
Anzahl der gefangen Genommenen beträgt 14 Infanterie- 
divisionen, 5 l /a Divisionen Reiterei, nebst dazu gehörigem 
Geschütz- und Fuhrwesen, im Ganzen gegen 84,000 Mann, 
darunter 4000 Offiziere, 14,000 Verwundete; über 400 Feld- 
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geschütze, darunter 70 Mitrailleusen ; 150 Festungsgeschütze, 
10,000 Pferde, zahlreiches Material. (Man berechnet dass 
vor der Schlacht bei Beaumont das Heer Mac-Mahon's 
150,000 Mann gezählt habe.) 

Besprechung Napoleon's mit König Wilhelm im Schlösschen 
Bellevue bei Freiiois. Der König bestimmt Wilhelmshöhe 
(bei Kassel) zum Aufenthalt Napoleon's. 

Ein Ausfall der Besatzung von Strassburg zurückgeschlagen. 

Graf A. K. J. Flahault Herr von La Billarderie, geb. 20. April 
1785, General, Pair unter Ludwig Philipp, 1842—1848 Bot- 
schafter in Wien, 1852 Senator, 1864 Grosskanzler der Ehren- 
legion, f zu Paris 85 7« Jahre alt. (Er war einer der Geliebten 
der Königin Hortensia, und diese ward durch ihn Mutter 
des Grafen, späteren Herzogs von Morny.) 

3. Samstag. 

Preussen. Der König bestätigt die Satzungen der Wilhelms- 
Stiftung zur Pflege und Unterstützung von Invaliden. 
Bischof Martin von Paderborn verordnet dass die Theologen 
seines Sprengeis nur in seinem Seminar zu Paderborn stu- 
diren dürfen: wegen der „unkirchlichen Tendenzen der so- 
genannten deutschen Wissenschaft* (d. h. es wird ihnen 
der Besuch der Hochschule Bonn verboten). 

Sachsen. Adresse von Dresden, ähnlich wie die von Leipzig. 
(Sept. 1.) 

Grossbritannien und Irland. Grosses Musikfest zu Bir- 
mingham, 1. bis 3. Sept. 

Frankreich. Gesetzgebender Körper. Das Ministerium be- 
richtet als nicht-offiziell die Niederlagen von Bazaine und 
Mac-Mahon; Paris werde bis aufs Aeusserste vertheidigt 
werden. — Jules Favre beantragt in den Händen des Ge- 
nerals Trochu alle Gewalten zu vereinigen. 

Eine Volksmasse verlangt vom General Trochu die Absetzung 
der Dynastie. In seiner Antwort erklärt Trochu u. a.: 
man habe angegeben dass sich zwei Millionen Gewehre in 
den Magazinen befinden; er habe nur 30,000 gefunden. 

Abermaliger Ausfall des Marschalls Bazaine aus Metz, zu- 
rückgeschlagen. 

Vormarsch der Deutschen von Sedan gegen Paris. 
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4f. Sonntag. 

Preussen. Eine Depesche des Königs aus Varennes an die 
Königin lautet: „Welch ergreifender Augenblick der der Be- 
gegnung mit Napoleon! Er war gebeugt, aber würdig in 
seiner Haltung, und ergeben. Ich habe ihm Wilhelmshöhe 
bei Kassel zum Aufenthalt gegeben. Unsere Begegnung 
fand in einem kleinen Schlösschen vor dem westlichen Gla- 
cis von Sedan statt." 
Dr. Harless Staatsarchivar zu Düsseldorf und Assistent 
Dr. Pfannenschmid werden auf Anordnung des Direktors 
der preussischen Archive Dr. Max Duncker, nach Nancy 
gesendet, um die lothringischen und dann die elsässischen 
Archive zu untersuchen. 

Württemberg. Eine Volksversammlung in Stuttgart erklärt 
sich für Zurückweisung jeder fremden Einmischung, für 
Wiedergewinnung von Elsass und Lothringen, für Anschluss 
an den Nordbund, und richtet eine Adresse dieses Inhalts 
an den König. 

Prankreich. Gesetzgebender Körper. In der Nacht vom 3. 
auf den 4. berichtet der Minister Graf Palikao die Kapi- 
tulation zu Sedan und die Gefangennahme Napoleon's. 
Indessen habe Frankreich no.cn 70,000 Mann zur Verfügung, 
nebst 200,000 Mann Mobil- und Nationalgarden. In fünf 
Tagen würden 500,000 Mann verfügbar sein. Jules Favre 
beantragt Absetzung des Kaisers und seiner Dynastie. Die 
Kammer nimmt den Antrag mit tiefem Schweigen auf und 
beschliesst eine Mittagssitzung. 
Grosse Volksmassen umlagern das Sitzungshaus des Gesetz- 
gebenden Körpers, und rufen: la decheance! (Absetzung.) 
Am Morgen versammeln sich Bataillone der Nationalgarde, 
ohne Einberufung. Die Rufe es lebe die Republik werden 
allgemein. 

Gesetzgebender Körper. In der Mittagssitzung bringt Palikao 
einen Gesetzentwurf ein: die Kammer solle einen Rath für 
die Regierung und Landesvertheidigung erwählen. Thiers 
beantragt im Namen von 45 Mitgliedern beider Centren: 
die Kammern sollen für diese Zwecke Ausschüsse erwählen^ 
und sobald möglich sollen konstituirende Kammern einbe- 
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rufen werden. Die Anträge sollen in den Abtheilungen der 
Kammer berathen werden. — Am Abend, da die Sitzung 
fortgesetzt werden soll, dringen Volksmassen in den Saal, 
und verlangen die Verkündigung der Republik. Die meisten 
Abgeordneten entfernen sich. Gambetta und Andere for- 
dern das Volk auf die Freiheit der Berathung nicht zu 
stören; doch ohne Erfolg. Hierauf begeben sich Abgeord- 
nete der Linken nach dem Stadthaus; von dort aus verkün- 
digen sie die Republik und die Ernennung einer „Regie- 
rung der Nationalvertheidigung". Dieselbe besteht aus den 
Abgeordneten Jules Favre, Jules Simon, Pelletan, Cre- 
mieux, Picard, Ferry, Glais-Bizoin , Kochefort, Ema- 
nuel Arago, Garnier-Pages. Sie bildet ein Ministerium: 
Gambetta Inneres, Favre Aeusseres, Cremieux Justiz, 
Leflö Krieg, Jules Simon Unterricht und Kultus, Dorian 
öffentliche Arbeiten, Admiral Fourichon Marine, Magnin 
Ackerbau und Handel, Picard Finanzen. Trochu bleibt 
Gouverneur von Paris, und wird Präsident der Regierung. 
Keratry wird Polizeipräfekt, Etienne Arago Bürgermeister 
von Paris, Lavertujon Generalsekretär des Staatsraths. 

Um neun Uhr Abends versammelt sich eine Anzahl Abgeord- 
neter in einem Saal der Präsidentenwohnung, da der Sitzungs- 
saal unter Siegel gelegt worden. Weil niemand vom Vor- 
stande da war, führt Thiers den Vorsitz. Jules Favre er- 
scheint und erklärt ihnen : die provisorische Regierung könne, 
nach dem Geschehenen, nicht mehr mit der Kammer als sol- 
cher verkehren. Thiers schliesst hierauf die Versammlung. 

Zu Lyon wird die Republik einige Stunden früher als in Paris 
ausgerufen. 

Die Kaiserin flüchtet nach Belgien (wo ihr Sohn bereits ist), 
eben dahin und nach_England die meisten der bisherigen 
Minister. 

Die Prinzessin Klotilde, Gemahlin des Prinzen Napoleon, 
wird durch einen Beauftragten ihres Vaters Viktor Ema- 
nuel nach Italien abgeholt; drei Tage vorher hatte sie 
ihre Kinder vorangesendet. 

Italien. Das Ministerium beschliesst einstimmig die Besetzung 
Roms, nimmt aber nachher den Beschluss noch einstweilen 
zurück, und sendet den Grafen Ponza di San-Martino zu 
Unterhandlungen nach Rom. 
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.5. Montag. 

Preussen. Napoleon's Ankunft in Wilhelmshöhe (bei Kassel) 
als Gefangener ; er ist über Belgien gegangen, wo die Durch- 
reise auf beiderseitiges Ersuchen gestattet wurde. 

Oesterreich- Ungarn. Der Kriegsminister von Kuhn welcher 
sein Entlassungsgesuch eingereicht hatte, erhält dasselbe vom 
Kaiser nicht bewilligt. 
Hofrath Klaczko erhält die (in Folge seiner Rede vom 29. 
August nothwendig gewordene, und) von ihm erbetene Ent- 
lassung. 

Tiroler Landtag. Von den 33 klerikalen Abgeordneten leisten 
jetzt 31 den Landtagsoid unbedingt. (Vgl. 22. August.) 
Die anderen beiden, d. h. die Bischöfe von Brixen und 
Trient, beziehen sich auf ihre frühere Erklärung. 

Graf Heinrich Bellegarde, Domherr und päpstlicher Haus- 
prälat, wird wegen Wechsel fälscJiung verhaftet. 
Grossbritannien und Irland. Der Gesandte in Paris Lord 
Lyons wird angewiesen auf seinem Posten zu bleiben. 

Schweiz. Das Centraikomitee des internationalen Arbeitervereins 
zu Neuenbürg erlässt ein Manifest gegen die Fortsetzung 
des Krieges nachdem die Republik in Frankreich erklärt 
worden; alle Republikaner müssen sich jetzt gegen das 
monarchische Deutschland erheben , die Arbeiter in alleil 
Ländern sollen sich organisiren um die soziale Universal- 
republik herbeizuführen. — Der Bundesrath verfügt sofort 
eine Untersuchung gegen die Urheber des Manifestes. 
Auf die Anfrage von Schweizern: ob den Einwohnern von 
Strassburg nicht eine Zuflucht in der Schweiz und son- 
stige Hilfe anzubieten sei, gewährt der Bundesrath seine 
Mitwirkung hierzu, und setzt die Regierungen des Nord- 
deutschen Bundes, Badens und Frankreichs hiervon in 
Kenntniss. 

Frankreich. Das Journal offleiel de la Republique fran- 

caise veröffentlicht eine Ansprache der provisorischen Re- 
gierung: „Das Volk hat die Kammer hinter sich zurück- 
gelassen, da sie nur zögernd für die Rettung des Vater- 
landes arbeitete. Das Volk hat die Republik verlangt; es 
ha't seine Vertreter nicht an die Gewalt sondern vor die 
Gefahr gestellt. Die Revolution vollzieht sich im Namen 
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des Rechte und der allgemeinen Wohlfahrt. Bürger ! Wachet 
über die Stadt die euch anvertraut ist; morgen werdet ihr 
zusammen mit dem Heere die Rächer des Vaterlands sein." 

Dasselbe Blatt veröffentlicht einen Erlass der den gesetzgeben- 
den Körper auflöst, den Senat abschafft, die Stelle eines 
Vorsitzenden des Staatsraths als Ministerposten aufhebt. Ein 
anderer Erlass gibt die Anfertigung von Waffen und den 
Handel damit frei; ein anderer verkündet Amnestie für poli- 
tische und Press vergehen. Ferner wird der Stempel für 
Zeitschriften, Anschlagzettel, Flugschriften abgeschafft; eben 
so der politische Eid. 

Zu Bordeaux, Grenoble, Marseille, Carcassonne, Cham- 
bery, Havre, Montpellier, Nantes u. a. a. 0. wird die 
Republik ausgerufen. 

Der Bürgermeister von Paris, fitienne Arago, ernennt provi- 
sorische Bürgermeister für die zwanzig Bezirke der Stadt. 

Die Gesandten in Petersburg 1 (Fleury), London (Lavalette) 
und Wien (Mosbourg) werden abberufen. Später erhält 
der letztere den Befehl zu bleiben. 

Allen Deutschen in Paris, sofern sie keine besondere Er- 
laubniss haben, wird befohlen die Departements Seine (Paris) 
und Seine nnd Oise (Versailles) zu verlassen. 

Die Deutschen beschiessen die Festung Montme'dy. 

Der König von Preussen in Reims. 

Italien. Der Kriegsminister Govone dankt ab. An seine Stelle 
tritt Riccotti. 

Peru. Aufstand der Kulis (chinesischer Arbeiter) bei dem Dorfe 
Barranca; sie werden sofort besiegt, und flüchten ins 
Gebirg. 

Ä. Dienstag. 

Oesterreich-Ungarn. In vielen Theilen Deutsch-Oesterreichs 
werden die Siege der deutschen Heere vom Volke gefeiert. 

Belgien. Der Sohn Napoleon's HX schifft sich in Ostende 
nach England ein, wohin die Kaiserin Eugenia ebenfalls 
gegangen. 

Frankreich. Jules Favre als Minister des Aeussern erlässt 
ein Rundschreiben: Er persönlich sei stets, mit Gefahr 
für seine Popularität, für eine Politik des Friedens ge- 
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wesen, und habe 8tets empfohlen Deutschland seine Ge- 
schicke frei bestimmen zu lassen. Der König von Preussen 
habe seinerseits erklärt nicht gegen das französische Volk, 
sondern gegen die kaiserliche Dynastie Krieg zu führen; 
die Dynastie sei gefallen. Ein freies Frankreich habe 
sich erhoben. Wolle der König von Preussen diesen argen 
Krieg fortsetzen, so stehe es ihm frei die Verantwortlich- 
keit dafür vor der Welt, vor der Geschichte zu über- 
nehmen. „Wenn das sein Wille ist, wir nehmen es an. 
Keinesfalls werden wir einen Fuss breit Landes oder auch 
nur einen Stein unserer Festungen abtreten; ein schimpf- 
licher Frieden würde über kurz oder lang immer wieder 
einen Krieg auf Leben und Tod erzeugen. Wir werden nur 
einen dauerhaften Frieden abschliessen ; unsere Interessen 
sind diejenigen des ganzen Europas; bleiben wir aber auch 
in diesem Kampfe ganz allein, nirgends werden wir uns 
schwach zeigen. Wir haben eine entschlossene Armee, wohl 
ausgerüstete Forts, und eine mit allem Nöthigen versehene 
Befestigungslinie, vor Allem aber 300,000 Kämpfer die ent- 
schlossen sind sich bis auf den letzten Mann zu halten. 
Nach den Forts würde man die Wälle zu erstürmen haben, 
nach den Wällen die Barrikaden. Paris kann sich drei 
Monate halten und siegen, und wenn es unterläge, so würde 
auf seinen Ruf Frankreich sich erheben und Paris rächen. 
Europa möge dies wissen. Wir haben die Regierungsgewalt 
zu keinem anderen Zweck, und werden sie nicht eine Mi- 
nute behalten, wenn wir nicht sehen dass die Bevölkerung 
von Paris und von ganz Frankreich entschlossen ist unsere 
Entschlüsse zu theilen. Um es kurz noch einmal zu sagen: 
Wir wollen den Frieden. Wenn man aber gegen uns diesen 
traurigen Krieg fortsetzt, so werden wir unsere Pflicht bis 
zuletzt thun, und ich hege das feste Vertrauen dass die 
Sache des Rechts und der Gerechtigkeit schliesslich trium- 
phiren wird." 

Die aus Deutschland stammenden Bankiers, auch die natura- 

lisirten Franzosen, haben ihre Geschäfte schliessen müssen. 
Die Gemeinderäthe zu Douai und Amiens legen Verwahrung 

ein gegen die Einführung der Bepublik. 
Drei Prinzen von Orleans, Joinville, Aumale und Chartres, 

finden sich in Paris ein um dem Land ihre Dienste anzubieten. 

Die Regierung veranlasst sie das Land wieder zu verlassen. 
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Der Oberintendant der Museen Graf Nieuwerkerke (der be- 
kannte Freund der Prinzessin Mathilde) wird abgesetzt, 
und soll Rechenschaft über die der Galerie im Louvre ent- 
fremdeten Bilder geben. 

Vicomte de La Gueronniere entsagt seiner Stelle als Bot- 
schafter in Konstant inopel. 

Das Journal offlciel macht bekannt dass der Briefwechsel der 
kaiserlichen Familie mit zahlreichen Personen, an der Grenze 
angehalten worden sei; derselbe soll durch eine Kommission 
untersucht und veröffentlicht werden. 

Italien. Ein Heer unter Cadonia steht an der Grenze des 
Kirclienstaats ; gleichzeitig bewachen Kriegsschiffe den Hafen 
Civitä vecchia. 

7, Mittwoch. 

Deutachland. Hunderttausend gefangene Franzosen werden 
nach einer zwischen den Regierungen getroffenen Verein- 
barung auf einzelne von den Staaten nach deren Bevölke- 
rungszahl vertheilt. 

Preussen. Die ministerielle Provinzial- Korrespondenz sagt: 
die neueste Gestaltung habe die wichtige Folge gehabt dass 
kaum noch eine Macht daran denken könne dem weiteren 
Verlauf des Krieges durch fremde Einmischung Einhalt zu 
thun. Schon die Entscheidungen bei Sedan mussten solchen 
Neigungen Halt gebieten; vollends habe die Veränderung in 
Frankreich der Dringlichkeit einer diplomatischen Vermitt- 
lung den Boden entzogen. 

Staatsminister Delbrück Präsident des Bundeskanzleramtes 
reist ins Hauptquartier. ( Wegen der Neugestaltung Deutsch- 
lands, zu welchem Zwecke er eben erst in Dresden gewesen.) 

Würtemberg. Der König antwortet auf die Adresse der 
Stuttgarter Volksversammlung vom 4. schriftlich: Er hoffe 
dass ein baldiger Friede dauernde Bürgschaften nach aussen, 
und nach innen eine Gestaltung bringen wird welche die 
nationale Zusammengehörigkeit aller, wie die berechtigte 
Selbständigkeit der eimeinen Staaten im richtigen Verhält- 
niss zur Geltung bringe. Hierzu würde er als deutscher 
Fürst das Seinige beitragen. 
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Frankreich. In Lyon bemächtigen sich die Mitglieder des 
Internationalen Arbeitervereins der Gewalt unter dem Namen 
La Commune (Gemeinderath), erkennen den von Paris ge- 
sandten Präfecten Challemel-Lacour nicht an, nehmen 
Verhaftungen vor, und wollen die dreifarbige Fahne für die 
rothe Fahne abschaffen. 

Louis Blanc zum Gesandten in London, Ledru-Rollin in 
Washington, Dufraisse in Bern ernannt. (Die beiden 
ersten nehmen an.) 

Jules Favre erklärt dem italienischen Gesandten: die fran- 
zösische Regierung überlasse der italienischen in Beziehung 
auf Rom die Freiheit ihrer Handlungen, aber auch deren 
Verantwortlichkeit. 

Das Arrondissement (Kreis)- Havre wird in Belagerungsstand 
erklärt. (Es soll orleanistische Gesinnungen gezeigt haben.) 

Gefecht bei Markirchen. 

Beschiessung von Schiet < st ad t. 

Italien. Handschreiben des Ministers Visconti- Venosta über 
die römische Angelegenheit. (S. IL Sept.) 

Russland und Polen. Das offiziöse Petersburger Journal 
sagt: Das Kabinet des Kaisers hat offiziell erklärt, sein Bei- 
stand bleibe jedem Bestreben welches darauf gerichtet sei 
den Krieg zu lokalisiren und abzukürzen und einen billigen 
und dauerhaften Frieden herbeizuführen, gesichert. Seine 
Mitwirkung könne daher Bestrebungen der neutralen Mächte 
welche diesen Zweck verfolgen, nicht fehlen. Das Peters- 
burger Journal versichert jedoch: die kaiserliche Regierung 
werde kein Hemmniss zulassen welches sie an der Freiheit 
der Aktion hindern werde. 

Türkei. Tschernagora. Der Streit über die Grenzweiden wird 
durch die internationale Kommission geschlichtet; die Weide- 
bezirke bleiben der Türkei, wogegen der Fürst Nikita 
fl. 120,000 Entschädigung erhält. 

S. Donnerstag. 

Oesterreich-Ungarn. Böhmischer Landtag. Die deutsche 

Minderheit erlässt eine Adresse an den Kaiser, verfasst vom 
ehemaligen Justizminister Herbst, welche den Landtag als 
die allein gesetzliche Vertretung Böhmens anerkennt. 
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Schweiz. Der Bundesrath beauftragt Dr. Kern Gesandten in 
Paris, mit der französischen Regierung in offiziellen Verkehr 
zu treten. 

Die Schweizer Truppen besetzen die französische Grenze. 

Belgien. Das Heer wird von der Grenze zurückgezogen (ein 
Theil desselben bald darauf entlassen). 

Prankreich. Die provisorische Regierung beschliesst für eine 
konstituirende Nationalversammlung die Wahlen auf den 
16. Oktober auszuschreiben. 

Das Journal offlciel veröffentlicht einen Brief des nord- 
amerikanischen Gesandten Washburne an die proviso- 
rische Regierung: Amerika erkenne dieselbe an, es habe mit 
Begeisterung die Verkündigung der Republik vernommen. 

Eine Verkündigung des Generals Trochu befiehlt den Mobil- 
garden binnen 48 Stunden ihren „Ehrenposten" bei der Ver- 
theidigung der Forts einzunehmen. 

Der ehemalige Artillerieoffizier Tamisier wird zum Ober- 
befehlshaber der Nationalgarde im Departement der Seine 
ernannt. 

CernuBchi (vgl. 29. April) zum Gouverneur der französischen 
Bank ernannt. 

Die meisten vermögenden Familien verlassen Paris. 

Kleines Scharmützel bei Oberschöffelsheim am Rhein. 

Italien. König Viktor Emanuel erlasst ein Schreiben an den 
Papst: er müsse seine Truppen in den Kirchenstaat ein- 
rücken lassen zur Sicherung des Papstes und Erhaltung der 
Ordnung. 

Spanien. Grosse republikanische Kundgebung des Volkes in 
Madrid, zu Gunsten der französischen Republik welcher 
Hilfe angeboten wird. 

9. Freitag. 

Braunschweig. Die Mitglieder des Ausschusses der sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei in Brannschweig 1 und Wol- 
fenb Uttel werden auf Befehl des prenssischen Generäl- 
gouverneurs verhaftet, und an Händen und Füssen gefesselt 
in eine Festung gebracht. Grund war eine gedruckte Ver- 
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kündigung des Ausschusses die sich gegen die Zurücknahme 
von Elsass und Lothringen erklärt, und die Hoffnung aus- 
spricht dass einst auch Deutschland eine Republik sein 
werde. 

Frankreich. General Theremln Befehlshaber von Laon, über- 
gibt die Stadt und die Citadelle mit 2000 Mann und 33 Ge- 
schützen dem deutschen Heer. Nach dem Einrücken preussi- 
scher Jäger sprengen französische Artilleristen die Citadeüe 
in die Luft; viele Todte und Verwundete beiderseits. 

Den Bewohnern der Ortschaften im Weichbild von Paris wird 
befohlen ihre Wohnungen zu räumen, und mit ihren Vor- 
räthen nach Paris zu kommen. 

Der britische Botschafter Lord Lyons geht nach London« 

Kimpart wird Generalpostmeister. 

Mercier de Lostende von seinem Gesandtenposten in Ma- 
drid abberufen. An seine Stelle kommt Albert Blanc. 

Zu Nizza brechen Unruhen aus, man will den Wiederansclüuss 
an Italien. 

Die Festung Toni von den Deutschen beschossen. 

Beginn der Beschiessung von Metz; zunächst des Forts Saint- 
Quentin. 

Italien. Neue Verstärkung des Heeres angeordnet. 
Spanien. Anerkennung der französischen Republik. 



10. Samstag. 

Frankreich. General Trochu verfügt die Verbrennung aller 
Waldungeti um Paris bei Annäherung des Feindes. 

Ein Regierungserlass vertagt abermals die Fälligkeit der 
Wechsel um einen Monat vom 14. Sept. an. 

Die französischen Kriegsschiffe verlassen die Nordsee. 

Ein Ausfall der Besatzung von Strassbnrg zurückgeschlagen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Der Gesandte Ban- 
oroft in Berlin wird angewiesen zu erklären: Amerika sei 
bereit auf den Wunsch der kriegführenden Parteien seine 
guten Dienste für die Herbeiführung des Friedens anzu- 
bieten, jedoch nicht in Verbindung mit anderen Mächten. 
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11. Sonntag. 

Bremen. Das Schiff Germania, zur Erforschung der Polar- 
gegend ausgesendet, kommt nach zweijähriger Abwesenheit 
zurück. 

Oesterreich-Ungarn. Karl Swoboda Maler f zu Wien 47 
Jahre alt. 

Frankreich. Die Deutschen rücken in Meaux und Melun ein. 

Die französische Bank und andere Anstalten senden ihre 
Werthvorräthe in die Provinzen, die Lyoner Bank nach 
Lausanne (Schweiz). 

Die kleine Bergfestung Bitseh von den Deutschen "beschossen. 

Italien. Die Regierung befiehlt den Einmarsch der Truppen 
in den Kirchenstaat. 

Die Oazzetta nfflciale (amtliche Zeitung) veröffentlicht zwei 
Rundschreiben des Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 29. August und 7. September an die italienischen 
Gesandten im Auslande, sowie Instruktionen an den Grafen 
Fonza di San Martine Dieselben zeigen die Notwen- 
digkeit der Besetzung des römischen Gebietes zur Aufrecht- 
haltung der Ordnung, sowie um die Unverletzbarkeit des 
italienischen Bodens und die Sicherheit des heiligen Stuhles 
zu hüten. Die Truppen überlassen der Bevölkerung die 
Selbstvericaltung, und betheiligen sich nicht an einem Akte 
welcher den politisch-kirchlichen Fragen vorgreifen könnte, 
da die italienische Regierung bereit ist in Übereinstimmung 
mit den anderen Mächten die Bedingungen der souveränen 
Unabhängigkeit des Papstes zu erörtern. Die Regierung 
hofft der Papst werde die konservative, schützende Wirk- 
samkeit Italiens für sich und die Römer annehmen. 

Kirchenstaat. Der Papst ertheilt auf einen freundlichen Brief des 
Königs von Italien seine Antwort : Das Schreiben des Königs 
sei eines Katholiken nicht würdig. „Ich preise Gott der es 
zugelassen hat dass Eure Majestät mich noch in den letzten 
Tagen meines Lebens mit Bitterkät erfüllt.* 
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19. Montag. 

Preussen. Ein Befehl des Königs enthebt den General Stein- 
metz des Oberbefehls über die erste Armee die mit der 
zweiten unter Prinz Friedrich Karl vereinigt wird. Ge- 
neral Steinmetz wird Gouverneur von Posen. 

Die offiziöse Norddeutsche Allgemeine Zeitung' erklärt: 
Preussen könne mit der jetzigen Regierung Frankreichs 
nicht unterhandeln; man könne dies nur mit einer Regierung 
die völkerrechtlich vou Preussen anerkannt sei. — Die 
Kreuzzeitung erklärt ebenfalls: die allein berechtigte Re- 
gierung sei die Napoleon's. 

Theodor Meyer ehemaliger hannöverischer Minister f in 
Lüneburg- 73 Jahre alt. 

Würtemberg. Der Kriegsminister von Suckow reist ins Haupt- 
quartier des Königs von Preussen. 

Oesterreich -Ungarn. Böhmischer Landtag. Eröffnung der 

Adressdebatte. 

Belgien. Der Abgeordnete Wasseige wird Minister der öffent- 
lichen- Arbeiten. 

Frankreich. Hr. Thiers geht mit Aufträgen der Regierung 
nach London, und soll sich von da nach Petersburg und 
Wien begeben. 

Auf die Nachricht vom Einmarsch der Italiener in den 
Kirchenstaat erklärt Jules Favre dem italienischen Ge- 
sandten: Frankreich lasse mit Sympathie Italien gewähren. 

Der Gesandte in Florenz Baron Malaret abberufen. 



M3. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Graf Bismarck's Erlass aus Reims 
an die norddeutschen Vertreter bei mehren neutralen Re- 
gierungen : In Folge dieses Kriegs müsse man sich auf einen 
baldigen neuen Angriff von Frankreich gefasst macheu, 
selbst wenn man ohne irgend etwas zu verlangen nach Hause 
zöge; deshalb müsse man Bürgschaften durch weitere Zu- 
rücklegung der Grenze suchen, namentlich um Süddeutsch- 
land zu schützen. 
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Freussen. Die halbamtliche Provinzial-Korrespondenz sagt: 
»Republik, Kaiserthum oder Königthum ist für Gegenwart 
und Zukunft Frankreichs eigene Sache; unser Ziel ist ein 
Frieden der unserer Opfer werth ist, und wahrhafte Bürg- 
schaften für die Zukunft gibt." 

Oesterreich-Ungarn. Graf Kuefstein zum Präsidenten des 
Herrenhauses ernannt. 

Prankreich. Das Mitglied der provisorischen Regierung Cre- 
mieux trifft in Tours ein, um die Regierung über die nicht 
vom Feinde besetzten Gebietsthcile zu leiten, und erlässt 
einen Aufruf. 

Der ehemalige Minister unter der früheren Republik Senard 

erhält eine Sendung nach Italien. 
Die Anerkennung der Republik von Seiten Portugals trifft ein. 
Die Regierung ernennt ihr Mitglied Rochefort zum Direktor 

des Barrikadenbaus. 
Der Grossherzog von Mecklenburg -Schwerin Kommandant 

des dreizehnten Korps, befiehlt die Schonung der Weingärten 

und Weinernten in der Champagne. 

Spanien. Der Gesandte in Frankreich Olözaga wird abbe- 
rufen, (Der Grund soll sein dass er mit Favre in offizielle 
statt nur in offiziöse Verbindung trat.) 



MS. Mittwoch. 

Preussen. Dreizehen französische Kriegsschiffe in der Nähe 
von Kiel. 

Baiern. K. A. von Steinheil, geb. 12. Aug. 1801 zu Rappolts- 
weiler (Elsass), ausgezeichneter Astronom, Physiker und 
Techniker, Professor und Ministerialrath zu München, 
f daselbst 69 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Böhmischer Landtag. Die tschechische 

Mehrheit nimmt, nachdem die deutsche Minderheit den Saal 
verlassen, eine Adresse an die gegen die Reichsverfassung 
gerichtet ist, und den Landtag als solchen nicht anerkennt. — 
Der Statthalter Fürst Dietrichstein-Mensdorff fordert zu 
den Reichsrathswahlen auf; die 77 Deutschböhmen sind 
dafür, die 147 Tschechen und Grossgrundbesitzer stimmen 
dagegen. Der Landtag wird auf unbestimmte Zeit vertagt. 
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Belgien. Die Zeitung Independance Beige bringt, zur Aut- 
wort auf eine Veröffentlichung in der Patrie, einen Brief 
von vier Generaladjutanten des Kaisers : General Wimpffen 
habe dem Kaiser vorgeschlagen zu seiner Rettung einen 
Durchbruch nach Carignan zu versuchen; der Kaiser habe 
nicht die nutzlose Opferung vieler Leute gewollt, General 
Lebrun sei derselben Ansicht gewesen. Der Versuch des 
Durchbruchs sei dennoch gewagt worden, aber erfolglos. 
Darauf habe Wimpffen seine Abdankung gegeben, der 
Kaiser sie nicht angenommen. Es sei falsch dass der Kaiser 
die Plane Wimpffen's durchkreuzt habe. 

Dänemark. P. M. Orla Lehmann, geb. 19. Mai 1810, Publizist, 
Führer der Revolution zu Kopenhagen 1848, Abgeordneter, 
Minister 1848 und 1861, Führer der skandinavischen Partei, 
f 6074 Jahre alt. 

Frankreich. Die Mitglieder des Staatsraths werden ihres Amts 
enthoben. 

Die Wahlen zur konstituirenden Versammlung werden auf den 

2. Oktober vorgerückt. 
Der von der Regierung gesandte Präfekt von Lyon verständigt 

sich mit dem WoJüfaJirtsausschuss der Stadt dahin dass 

derselbe ihm als Beirath zur Seite bleiben soll. (Vgl. 

7. Septbr.) 

In der Nacht vom 13. auf den 14. Sept. wird vor Strasburg 
dritte Parallele vollendet. 

Ein Offizier des Generals Ducrot, (welcher nach Mac-Mahon's 
Verwundung, in der Schlacht bei Sedan bis zum Eintreffen 
des aus Afrika gekommenen Generals Wimpffen den Ober- 
befehl führte,) veröffentlicht eine Erklärung: daSs die An- 
ordnungen Ducrot 1 s eine freie Rückzugslinie erwirkt haben 
würden, die des Generals Wimpffen aber alles verdorben 
hätten. 

MS* Donnerstag* 

Sachsen- Weimar. Bernhard Frhr. von Watzdorf geb. 12. 
Dezbr. 1804, Staatsminister seit 1843, t zu Weimar 65 7* 
Jahre alt 

Oesterreich-Ungarn. Zusammentritt des Reichsraths zu Wien. 

18 
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Grossbritannien und Irland. Note des Grafen Granville 
als Antwort auf die Denkschrift des Grafen Bernstorff vom 
1. September: Wenn Preusseu von England eine wohl- 
wollende Neutralität verlange, so würde auch dies eine Ab- 
weichung von der strengen Neutralität bedeuten. Prenssen 
habe ebenfalls während des Krimkrieges Waffen u. a. nach 
Russland geliefert. Ein Ausfuhrverbot solcher Gegenstände 
sei schon 1867 als unthunlich erklärt worden; zudem könnte 
die Ausfuhr stets zum Scheine nach neutralen Ländern 
geschehen. •* 

Niederland. Die erste Kammer der Generalstaaten nimmt das 
Gesetz über Aufhebung der Todesstrafe an, mit 20 gegen 
18 Stimmen. 

Belgien. In belgischen Blättern veröffentlicht J. Pietri, Privat- 
sekretär Napoleon's, einen Brief: der Kaiser habe keinen 
Heller in fremden Papieren angelegt. 

Frankreich. Jules Favre richtet durch Vermittlung der eng- 
lischen Regierung die Anfrage an Bismarck: ob derselbe 
bereit sei ihn zu Besprechungen zu empfangen. Der Bundes- 
kanzler willigt ein. 
Kleines Gefecht bei Verdun. 

Die Deutschen machen einen Streifzug nach Müh Ihausen 
(Elsass). Nach ihrem Abzug, schwere Misshandlung der 
dortigen Deutschen. 

Eine grosse Anzahl Bewohner von Strassburg wird mit Be- 
willigung der Belagerer aus der Festung gelassen. 

Die Deutschen besetzen Kolmar. 

/tf. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Erlass des Grafen Bismarck aus 
Meaux an die diplomatischen Vertreter Norddeutschlands, in 
Bezug auf das erste Rundschreiben Favre's: Die „Regierung 
der Nationalvertheidigung " zu Paris mache selbst den 
Frieden unmöglich; dieser werde auch durch Hoffnung auf 
eine Vermittelung des Auslands erschwert. Welche Regierung 
sich die Franzosen geben wollen, sei für Deutschland gleich- 
gütig; die Friedensbedingungen hängen nicht davon ab, 
sondern das Gesetz der Nothwehr gegen ein „gewalttätiges 
und friedloses Nachbarvolk" verlange den Schutz Deutschlands 
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durch bessere Grenzen als bisher; Frankreich werde jeden 
jetzt zu schliessenden Frieden doch nur als einen Waffen- 
stillstand ansehen, und Rache für seine Niederlagen suchen. 
Es müsse ihm das Angreifen erschwert werden, zugleich im 
europäischen Interesse. 

Preussen. Es trifft die Mittheilung ein dass die Franzosen die 
Blokade der Nord- und Ostsee auf geliehen haben. 

Hamburg. Der Sozialdemokrat A. Geib wird auf preussischen 
Militärbefehl verhaftet und gefesselt nach Preussen gebracht. 
Zwei andere noch werden verhaftet. 

Belgien. Der König empfängt ausseramtlich den vom fran- 
zösischen Kriegsminister nach Belgien entsendeten (früheren 
Abgeordneten) Tachard. 

Italien. Nach dem Abzug der päpstlichen Truppen wird Civitä 
vecchia von den Italienern besetzt. 



M 7. Samstag. 

Oesterreich-Ungarn. Eröffnung des Beichsraths durch eine 
Thronnde des Kaisers., worin es heisst: Der Friede dessen 
sich Oesterreich erfreue, solle vor allem dazu dienen die 
verfassungsmässigen Einrichtungen zu befestigen. Das Fern- 
bleiben der Vertreter Böhmens sei zu beklagen. Die Auf- 
gabe der Regierung werde sein die Theünahme Böhmens an 
den Arbeiten der Session zu sichern. Die Aufgabe des 
Reichsraths werde sein Massregeln zu berathen, um die 
Einzelbedürfnisse der Länder mit der Macht der Monarchie, 
auf dem Verfassungsboden zu vereinbaren. Als Aufgaben 
der Session bezeichnet die Thronrede die Delegationswahlen, 
die durch die Aufhebung des Konkordates nothwendig ge- 
wordene Ordnung der Verhältnisse zwischen Staat und Kirche, 
Arbeiten der Gesetzgebung auf dem Gebiete der Justiz, die 
Reform der Universitäten und die Prüfung des Staatshaus- 
halts. 

Frankreich. Bundschreiben von Jules Favre an die Vertreter 
Frankreichs im Auslande. Darin heisst es: „Wir erkennen 
die Verpflichtung an das Unrecht wieder gut zu machen dis 
die frühere Regierung geübt hat; aber wenn Preussen sein 
Uebergewicht und unser Unglück zu unserer Vernichtung 
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benutzen will, dann wird die durch eine freigewäblte Ver- 
sammlung ordnungsmässig vertretene Nation verzweifelten 
Widerstand leisten." 
Admiral Fourichon und Glais-Bizoin geben nach Tours, 
um mit Cremieux als Bevollmächtigte der Regierung thätig 
zu sein. v 

Die Wohnungen der von Paris abwesenden Einwohner sollen 

mit einer hohen Steuer belegt werden. 
Marschall Vaillant (80 Jahre alt) wird von einem Volkshaufen 

auf der Strasse verhaftet und mit dem Tode bedroht; 

Garnier-Pages rettet ihn; General Trochu befiehlt seine 

Freilassung. 

Gefecht bei Brevannes (in der Nähe von Paris). Die Deut- 
schen gehen bei Athismont über die Seine. 



iS. Sonntag. 

Deutschland. Ein Ausschreiben der Bischöfe von Augsburg, 
Eichstädt, Ermland, Fulda, Freiburg (Bisthumsverweser), 
Köln, Kulm, Büdesheim, Limburg, Mainz, Münster, 
München, Paderborn, Regensbnrg, Speier, Trier, und 
des Feldbischofs der preussischen Armee in Berlin, wird in 
den Kirchen verlesen. Dasselbe erkennt das vatikanische 
KonzU für ein rechtmässiges allgemeines, und dessen Be- 
schlüsse für verbindlich. 

Sachsen. Prinzessin Amalie, geb. 10. Aug. 1794, dramatische 
und Tondichterin, f 76 Jahre alt. 

.Baiern, Adresse der Stadt München wegen Anschlusses an 
den Nordbund. 

Grossbritannien und Irland. Der mit Aufträgen der fran- 
zösischen Regierung nach London entsendete Thiers reist 
nach Tours zurück. 

Prankreich. Kleines Gefecht bei Verdun. 
Gefecht bei Bicetre (vor Paris). 

Versailles von den Deutschen besetzt , 2000 Mobilgarden ge- 
fangen. 

Die Baiern unter General von Hartmann behaupten Bourg. 
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Italien. Der preussische Gesandte in Rom Baron Werther 
theilt dem General Cadorna mit dass seine Bemühungen 
zum Aufgeben des bewaffneten Widerstandes in Rom ver- 
geblich geblieben sind. 

Türkei. Die Pforte entsetzt den armenisch-katholischen Pa- 
triarchen Hasaun seines Amtes, nachdem sie das päpstliche 
Breve über Regelung des armenischen Kirchenstreits ver- 
worfen hat 

19. Montag. 

Preussen. Dr. Johann Jacoby und Herbig werden auf Befehl 
des General Vogel von Palckenstein verhaftet und auf die 
Festung Lotzen gebracht ; als Grund wird amtlich angegeben 
dass dieselben eine Versammlung abgehalten, und sich gegen 
die Annexion von Elsass und Lothringen ausgesprochen. 

O esterreich-TJngarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Wegen 
des noch nicht geschehenen Eintritts der Böhmen beantragt 
Rechbauer die Vertagung der Präsidentenwahl; der Antrag 
wird mit 67 gegen 66 Stimmen angenommen. Sturm's An- 
trag der Vertagung bis zum 3. Oktober wird mit 66 gegen 
65 Stimmen verworfen, die Vertagung nur bis zum 26. Sept. 
beschlossen. 

Eine Deputation der Mehrheit des böhmischen Landtags 
überreicht dem Kaiser deren Adresse, und eine Denkschrift 
über das „böhmische Staatsrecht.* 4 Der Kaiser antwortet: er 
werde die Schriftstücke den Ministerrath vorlegen ; er werde 
den Boden der Verfassung nicht verlassen; die Deputation 
möge ihre Gesinnungsgenossen zur Beschickung des Reichs- 
raths bewegen. 

Der neue baierische Gesandte Frhr. von Schrenck überreicht 
dem Kaiser sein Beglaubigungsschreiben. 

Belgien. General Wimpffen erlässt von Kannstadt aus eine 
Erklärung an die IndCpendance Beige : er habe (am 1 . Sept. 
zu Sedan) dem General Lebrun einen Durchbruch in 
der Richtung von Carignan anbefohlen, und den Kaiser 
brieflich ersucht sich in die Mitte dieser Soldaten zu begeben, 
denen es Ehrensache sein würde dem Kaiser eine Strasse 
zu öffnen. Der Kaiser habe ohne Wimpffen's Vorwissen 
und trotz seiner nachherigen Protestation, die weisse Fahne 
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auf der Citadelle ausstecken lassen, und einen Parlamentär 
entsendet. Dadurch sei die letzte Angriffsbewegung gehin- 
dert worden. Dies sei der Grund von WimpfFen's anfäng- 
licher Weigerung gewesen die Kapitulation abzuschliessen. 

Frankreich. Die Stadt Paris durch die deutschen Truppen 
vollständig umschlossen. 
Gefecht bei Sceaux, Villejuif und Montronge. Mehre Divi- 
sionen des Armeekorps Vinoy durch Baiern und Preussen 
geschlagen, 1000 Gefangene, eine Schanze mit 7 Geschützen 
genommen, die Franzosen hinter die Forts von Paris zurück- 
geworfen. 

Alle Gesetzesbestimmungen welche die gerichtlichen Verfol- 
gungen gegen Beamte hemmten, werden durch Regierungs- 
erlass aufgehoben. 

Besprechung (auch am 20.) zwischen Bismarck und Favre 
im Schlosse Ferneres. 

« 

90. Dienstag. 

Oesterreich-Ungarn. Geheimrath von Lasser Statthalter von 
Tirol, Poche Statthalter von Mähren, Frhr. von Pillers- 
dorf Landespräsident von (österr.) Schlesien, werden ihrer 
Stellen entlassen; (weil sie am 19. für Rechbauer's Antrag 
gestimmt haben). 

Belgien. Der französische Abgesandte Tachard schliesst mit 
dem belgischen Ministerium eine lieber einkunft : den fran- 
zösischen Fabrikanten soll es frei stehen ihren Zucker ohne 
Eingangssteuer nach Belgien zu bringen, um ihn nach dem 
Krieg wieder in Frankreich einzuführen. 

Frankreich. Der eben erst nach Tours zurückgekehrte Thiers 
reist über Wien nach Petersburg. 

Vor Strassburg wird die Lünette No. 53 genommen. 

General Trochu erlässt eine Verkündigung: Gleich zu Anfang 
des Gefechts vom 19. Septbr. sei das „provisorische" Zuaven- 
regiment in Unordnung in die Stadt zurückgegangen , und 
habe daselbst Schrecken verbreitet; andre Soldaten ver- 
schiedener Regimenter hätten dasselbe gethan. Er befehle 
alle Soldaten und Gardisten die in der Stadt betrunken um- 
herschweifen und ordnungswidrige Reden verführen, auf- 
zugreifen damit sie vor das Kriegsgericht gestellt werden. 
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Italien. Die Regierungstruppen rücken in Rom ein, nach 
kurzem Widerstande Seitens der fremden Milizen, die auf 
Befehl des Papstes das Feuern einstellen. 10,700 Mann 
päpstliche Truppen gefangen. 
Der Papst erlässt einen Protest an alle Mächte: er sei ein 
Gefangener in seinem eigenen Hause. 

2f, Mittwoch. 

Preussen. Die Gemeindebehörden von Hadersleben (Schleswig) 
richten an den König eine Adresse: er möge dem Ungewissen 
Zustand ein Ende machen der in Folge des Artikels 5 des 
Prager Friedens (Abstimmung in Nordschleswig Behufs 
Abtretung an Dänemark) auf Nordschleswig laste (d. h. es 
möge Nordschleswig endgiltig bei Preussen bleiben). 

Baiern. Der prenssische Staatsminister Delbrück trifft in 
München ein, Behufs Verhandlungen über die deutsche 
Verfassungsfrage. Zu gleichem Zweck langt auch der f?ttr- 
tembergische Minister Mittnacht daselbst an. 

Oesterreich-Ungarn. Die Stadt Troppan ernennt den ab- 
gesetzten Statthalter Pillersdorff zum Ehrenbürger; eben 
so die Stadt Brünn den Herrn von Poche, und die Stadt 
Bozen den Herrn von Lasser. (Dieselben erhalten auch 
zahlreiche Zustimmungsadressen.) 
Triest. Aus Anlass des Einzugs in Born beleuchtet der italie- 
nische Konsul ; hierbei Volksunruhen zu Gunsten der „ italie- 
nischen Republik". 

Prankreich. Bericht von Jules Favre an seine Kollegen über 
seine Besprechung mit Bismarck: Dieser habe gesagt 
Frankreich werde Sedan nie vergessen; es habe von jeher 
gestrebt Deutschland anzugreifen und ihm einen Theil 
seines Gebietes zu entreissen. Er verlange für den Frieden 
den Elsass, einen Theil des Mosel-Departements mit Metz, 
Chatean-Salins und Soissons; er sei sicher dass Deutsch- 
land bald einen neuen Krieg mit Frankreich haben werde. 
Als Preis eines Waffenstillstands habe er die Besetzung von 
Strassburg, Toni und Pfalzbarg verlangt; wenn die Na- 
tionalversammlung in Paris zusammentreten solle, noch ein 
die Stadt beherrschendes Fort z. B. den Mont -Valerien. 
Als er, Favre, dies abgelehnt, habe Bismarck gesagt: 
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„suchen wir eine andere Kombination". Bismarek habe 
darauf bestanden dass die Besatzung von Strassburg kriegs- 
gefangen sein solle, dies habe er, Favre, abgelehnt. 

Da bei dieser Besprechung ein Waffenstillstand nicht verein- 
bart worden welcher die Berufung einer konstituirenden Ver- 
sammlung ermöglichen sollte, so wird dieselbe vertagt. 

Auf die Nachricht vom Einmarsch der Italiener in Rom 
richtet Cremieux an den italienischen Gesandten seine leb- 
haftesten Glückwünsche. 

Das Schloss zu Saint-Cloud wird von den Deutschen besetzt. 

Vor Strassburg wird die Lünette Nr. 52 genommen. 

Italien. Schreiben des Ministers Visconti -Venosta an die 
Gesandtschaften in Wien und Berlin über das künftige Ver- 
hältmss zum Tapste und die Bedeutung der Erwerbung Roms. 
Der Papst verblieb in der leoninischen Stadt (Stadttheil von 
Rom, mit dem Vatikan, so benannt von Papst Leo IV. der 
848—852 diesen Stadttheil ummauern liess); da dort Volks- 
unruhen ausbrechen, besetzt General Cadorna, auf Bitten 
des Papstes, auch diesen Stadttheil. 

92. Donnerstag. 

Frankreich. Ausfall der Besatzung von Metz gegen Peltre hin. 

Italien. Rom. Eine Volksversammlung im Coliseo erwählt 
eine Ginnta zur Verwaltung der Stadt. General Cadorna 
erkennt dieselbe nicht an, und ernennt eine solche von acht- 
zehen Personen unter dem Herzog von Sermoneta. 
Der ausserordentliche Bevollmächtigte von Frankreich Senard 
erklärt in einem Brief an den Minister Visconti -Venosta : 
die Septemberkonvention sei in Folge der Verkündigung der 
französischen Republik ausser Kraft gesetzt. 

t3. Freitag. 

Preussen. Die Gemeindebehörden von Kiel richten eine Adresse 
an den König: es möge Nordschleswig endgiltig bei Preussen 
bleiben. 

Zu Königsberg unterzeichnen der Oberbürgermeister Kieschke 
und sieben andere angesehene Bürger eine Eingabe an Graf 
Bismarck: obschon sie die Ansichten von Herbig und 



Digitized by Google 



September 1870. 



273 



Dr. Jacoby nicht theilten, beklagten sie und alle Freunde 
gesetzlicher Freiheit deren Verhaftung die auch ein grosser 
politischer Fehler sei, und bäten um deren sofortige Frei- 
gebtmg. 

Baiern. Die Gemeindebehörden von Bamberg verwerfen ein- 
stimmig den Beitritt zur Mtinchener Adresse vom 19. Sept. 
Andere Städte hingegen treten der letzteren bei. 

Oesterreich -Ungarn. Ankunft von Thiers in Wien. (Nach 
einer Besprechung mit dem Grafen Beust geht er weiter 
nach Petersburg.) 

Frankreich. Ein Erlass des Regierungsmitglieds Emanuel 
Arago verweist den Präsidenten des Kassationshofs De- 
vienne vor den Kassationshof als Disciplinargericht, weil 
er „die Würde eines Richters in einer Unterhandlung skan- 
dalöser Art blossgestellt" , und weil er sich (nach Brüssel) 
entfernt habe. (Devienne soll die Schauspielerin Bellanger 
zu dem Geständnisse vermocht haben dass ein von ihr ge- 
borenes Kind nicht, wie sie zuerst angegeben, von Napo- 
leon III. sei ; ein in den aufgefangenen Papieren enthaltener 
Brief der Bellanger deutet darauf.) 

Bei dem Ausfall aus Metz werden die Franzosen zurück- 
getrieben. 

Die Festung Toul ergibt sich den Deutschen, unter den Be- 
dingungen der Kapitulation von Sedan ; gefangen gegen 2400 
Mann, 197 Geschütze u. a. m. genommen. 

Auch aus dem südlichen Frankreich werden die Deutschen 

ausgewiesen. 

Die von den Deutschen am 12. August begonnene, zur Um- 
gehung von Metz bestimmte Eisenbahn von Pout-ä-Mousson 
nach Remilly wird eröffnet. 

2£. Samstag. 

Freussen. Ein Befehl des Generalgouverneurs Vogel von 
Falckenstein verbietet die Volksversammlungen der sozial- 
demokratischen Partei. 

Es wird amtlich in Abrede gestellt dass für einen Waffenstill- 
stand mehr verlangt worden sei als die Uebergabe von 
Strassburg, Toul und Yerdun. 
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Niederland. Abgeordnetenkammer. Vorlage des Budgets für 
1871: Einnabmen 86,764,000 Gulden, Ausgaben 96,426,000. 
Das Defizit soll durcb Steuern und eine Anleihe von acht 
Millionen gedeckt werden. 

Frankreich. Die Regierung erlässt aus Tours eine Verkündi- 
gung: Prenssen „wage" als Bedingung eines Waffenstill- 
stands die Uebergdbe Strassburgs und des Mont-Yalerien 
(Fort bei Paris) zu fordern; es wolle Frankreich zu einer 
Macht zweiten Hanges herabsetzen. Auf s so freche" An- 
forderungen antworte man nur durch einen Krieg bis aufs 
äusserste. 

Die in Paris verweilenden Gesandten und Geschäftsträger ver- 
langen vom Grafen Bismarck die Erlaubniss zur wöchent- 
lichen Absendung eines Kuriers mit ihren amtlichen De- 
peschen. (Vgl. 3. und 7. Oktober.) 

Abermaliges Gefecht bei Verdnn. 

Italien. Eine Depesche des Gesandten in Berlin theilt mit: 
Graf Bismarck habe ihm durch Herrn von Thile in ent- 
schiedenster Weise erklären lassen, der preussische Ge- 
sandte in Rom Herr von Arnim habe ohne Auftrag, aus 
eigenem Antriebe, sich ins italienische Hauptquartier be- 
geben (um zu Gunsten des Papstes zu wirken). 
Die Antwort des Papstes auf einen Brief des Königs vom 8. Sept. 
trifft in Florenz ein, und enthält einen Protest gegen die 
Besetzung des päpstlichen Gebietes. 

Französische Kolonien. Auf Martinique (Westindien) Em- 
pörung der Neger, sie verbrennen zahlreiche Pflanzungen. 
(Der Aufstand wird bald unterdrückt.) 



'3&* Sonntag. 

Preussen. Die Fortschrittspartei (Franz Duncker, Eberty, 
Schulze-Delitzsch u. a ) erlässt einen Aufruf worin sie 
die Gründung eines deutscheu Bundesstaats verlangt, mit 
einem vollberechtigten Parlament das auch die Entscheidung 
über Krieg und Frieden haben soll, die Aufnahme von 
Grundrechten in die Verfassung, die Verkürzung der Dienst- 
zeit u. a. m. 
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Baiern. Eine Versammlung Abgeordneter der patriotischen 

Partei erklärt: 

Zur Herbeiführung eines wahrhaft föderativen deutlichen Staatswesen 
müsse ein weiterer Bund zwischen dem Nordbund und den Südstaaten 
errichtet, das bestehende völkerrechtliche Verhältniss in ein Staats- 
rechtliches umgewandelt werden. Insbesondere dürfte sich bezüglich 
des Konsularwesens, der grösseren Festungen , der Einrichtung der 
Eisenbahnen zu militärischen Zwecken und ähnlicher Verhältnisse 
gemeinsame Regelung empfehlen. Dabei müsse übrigens die Militär- 
hoheit des baierischen Staates im Frieden im vollen Umfange aufrecht 
erhalten, und auch für den Krieg daran festgehalten werden dass die 
baierischen Armeekorps stets eigene taktische Körper bilden, und dem König 
von Baiern alle Rechte vorbehalten bleiben welche nicht zur Sicherung 
der einheitlichen Kriegsführung dem Oberfeldherrn übertragen werden 
müssen. Wollten gemeinsame Bestimmungen über die Friedensstärke 
der deutschen Armeen getroffen werden, so sei jedenfalls eine wesent- 
liche Minderung der Militärlast ins Auge zu fassen. Als weitere Gegen- 
stände welche zur gemeinsamtn Regelung dem Bunde zuzuweisen sein 
dürften, werden beispielsweise angeführt: Das Handels- und Wechsel- 
recht, der 8chutz des literarischen und artistischen Eigenthums, sowie 
der Waarenmuster und der Waarenbezeichnungen, die Gesetzgebung 
über die Rechtshilfe , Schaffung eines deutschen Indigenats. Als 
selbstverständlich erscheint dass alle durch den Bundesvertrag dem 
Bunde nicht ausdrücklich zugewiesenen Gegenstände sowohl bezüglich 
der Gesetzgebung als auch bezüglich der inneren und Finanzverwal- 
tung, insbesondere bezüglich der Besteuerung, unbeschränkt der selb- 
ständigen und unabhängigen Regelung des baierischen Staates vor- 
behalten sind. Anlangend die Einrichtung und die Organe des zu 
gründenden Bundes, so erseheine es, schon aus formellen Gründen, 
angemessen sich im Allgemeinen an die Einrichtungen des Nord- 
bundes anzuschließen. Bei Bestimmung der Zuständigkeit und des 
Geschäftsganges des Bundesrathes sei daran festzuhalten dass es sich 
um ein 'Föderativverhältniss zwischen selbständigen Staaten handle, 
welche allerdings durch den Bundesvertrag auf einen Theil ihrer 
ßouveränetät verzichten, dieses Opfer aber nur dein Ganzen, und nur 
so weit bringen als das gemeinsame Interesse es fordert. Dem Parla- 
mente müssen bezüglich der gemeinsamen Angelegenheiten alle Rechte 
eingeräumt werden welche nach konstitutionellen Grundsätzen, einer 
solchen Körperschaft gebühren, und es sei deshalb namentlich für 
diese Angelegenheiten ein dem Parlamente verantwortliches Mini- 
sterium zu schaffen. Aenderungen des Bundesvertrags können selbst- 
verständlich nur in derselben Weise vorgenommen werden in welcher 
der Bundesvertrag selbst abgeschlossen worden sei. 

Oesterreich -Ungarn. Grosses Tabor (Volksversammlung) zu 

Hodnschin (Böhmen); Hochrufe auf die französische Republik. 

Prankreich. Jules Favre schreibt dem Grafen Bismarck: 

1) Das diplomatische Korps wünsche von einem Bombarde- 
ment benachrichtigt zu werden, um Paris zu verlassen; 

2) dasselbe wünsche wöchentlich für diplomatische Zwecke 
einen Kurier abzuwenden, unter Beobachtung der vom Grafen 
zu treffenden Vorsichtsmassregeln. 
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In Nizza verkündigt der Präfekt den Belagerungsstand, und 
lässt die Nationalgarde entwaffnen, da das Volk die Wieder- 
vereinigung mit Italien will. 

Gefecht bei Manie und leg Allnets; die Franzosen zurück- 
geschlagen. Herbeville und les Alluets werden, wegen Be- 
theiligung der Einwohner am Kampf, in Brand geschossen. 

Einschliessung der Festung Verdun durch deutsche Truppen. 



2S. Montag. 

Preussen. Rundschreiben des Staatssekretärs von Thile an die 
neutralen Mächte: „Nachdem die französischen Machthaber 
den Waffenstillstand abgelehnt und Paris zum Schauplatz 
des Krieges gemacht haben, und nachdem eine anerkannte 
Regierung in Paris nicht besteht, auch die faktische, dem 
Vernehmen nach, nach Tours verlegt ist, beehrt sich der 
Unterzeichnete Sie ganz ergebenst zu benachrichtigen dass 
die Sicherheit des Verkehrs nach, aus und in Paris nur 
noch nach Massgabe der militärischen Ereignisse besteht." 

Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Rech- 
bauer's Antrag das Haus erst dann zu konstituiren wenn 
der Eintritt der böhmischen Abgeordneten gesichert sei, 
wird mit 68 gegen 67 Stimmen verworfen. Hierauf wird 
Hopfen zum Präsidenten, Vidulich und Khuenburg zu 
Vizepräsidenten gewählt. Pascontini's Antrag auf Erlass 
einer Adresse wird mit Einer Stimme Mehrheit angenommen. 

Prankreich. Auf das gestrige Schreiben von Favre antwortet 
Graf Bismarck: 1) militärische Rücksichten verbieten dies; 
2) wenn man auch die Beförderung offener Briefe diploma- 
tischer Agenten gern zulasse, so vermöge er doch die An- 
sicht derjenigen nicht als begründet anzuerkennen die das 
Innere belagerter Festungswerke für einen geeigneten Mittel- 
punkt diplomatischen Verkehrs halten sollten. 

Die Polizei in Calais erhält den Befehl keinem Franzosen mehr 
die Abreise zu gestatten. 

Spanien. 63 Abgeordnete, Castelar an der Spitze, erlassen an 
die Wähler eine Verkündigung zu Gunsten der föderalen 
Republik. 
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97. Dienstag. 

Preussen. Graf Bismarck erlasst ein Rundschreiben an die 
norddeutschen Gesandtschaften: Die Darstellung Favre's 
vom 21. Sept. sei im allgemeinen richtig. Es sei demselben 
folgende Alternative gestellt worden: 

„Entweder die Position 'von Paris wird uns durch Uebergabe eines 
dominirenden Theiles der Festungswerke eingeräumt : um diesen 
Preis sind wir bereit den Verkehr mit Paris vollständig Preis zu 
geben, und jede Verproviantirung der Stadt zuzulassen. Oder die 
Position von Paris wird uns nicht eingeräumt; alsdann können wir 
auch in die Aufhebung der Absperrung nicht willigen, sondern müssen 
die Beibehaltung des militärischen Status quo vor Paris dem Waffen- 
stillstände zu Grunde legen, weil sonst letztere für uns lediglich die 
Folge hätte dass Paris uns nach Ablauf des Waffenstillstandes neu 
verproviantirt und gerüstet gegenüber stehen würde. 4 * 

Favre habe die erste Bedingung, eben so die Uebergabe der 
Besatzung von Strassburg in Kriegsgefangenschaft abge- 
lehnt, dagegen versprochen über die zweite Bedingung die 
Meinung seiner Kollegen einzuholen. Demnach habe das von 
ihm nach Paris gebrachte Programm über Friedensbedin- 
gungen gar nichts, wohl aber die Bewilligung eines Waffen- 
stillstands auf zwei bis drei Wochen zum Behufe der Wahl 
einer Nationahersammlung enthalten, unter folgenden Be- 
dingungen : 

1) In und vor Paris Aufrechthaltung des militärischen Status quo; 
2) In und vor Mets Fortdauer der Feind »eliakeUen innerhalb eines näner 
zu bestimmenden um Metz gelegenen Umkreises; 3) Uebergabe von 
Strassbnrg mit Krieg sgejanymachaft der Besatzung, von Tool und Büsch 
mit freiem Abzug derselben. 

Erlass des Staatssekretars von Thüe an die norddeutschen 
Gesandtschaften: Die deutschen Truppen hätten die Peters- 
burger Erklärung vom 29. Novbr. (11. Dez.) 1868 und die 
Genfer Uebereinkunft gewissenhaft beobachtet; dagegen hätte 
die französische Regierung ihre Truppen und Aerzte in 
voller Unkenntniss der Genfer Uebereinkunft gelassen, und 
diese sei von den Franzosen stets aufs schwerste verletzt 
worden. 

Baden, Die Regierung stellt im preussischen Hauptquartier zu 
Versailles den Antrag auf einfache Aufnahme in den 
Nordbund. 
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Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Reichsraths. Rech- 
bauer erklärt dass die verfassungstreue Partei sich an den 
ferneren Verhandlungen nicht mehr betheiligen werde wenn 
man nicht die Ankunft der böhmischen Abgeordneten ab- 
warte; er beantragt daher dass das Haus, entgegen dem 
gestrigen Beschlüsse, die Regierung zur Vertagung des 
Reichsraths auffordere. Der Antrag wird mit 68 gegen 
67 Stimmen angenommen. 
Zur Untersuchung Betreffs angeblicher Unordnungen und Ver- 
schleuderungen in der Militärverwaltung wird eine Kommis- 
sion eingesetzt. 

Zara. Der Gemeinderath erlässt eine Adresse an den Kaiser, 
mit Verwahrung gegen den Beschluss des Landtags von 
Dalmatien welcher den Anschluss des Landes an Kroatien 
verlangte. 

Grossbritannien und Irland. Eine Abordnung von Arbeitern 
ersucht Gladstone dafür zu wirken dass die französische 
Republik anerkannt, und dass, wie es auch die Ansicht der 
mächtigen deutschen Arbeiter sei, der Friede ohne Gebiets- 
abtretungen geschlossen werde. Gladstone erwiedert: Die 
Arbeiterklassen seien berechtigt sich nach den Absichten der 
Regierung zu erkundigen. Wenn die Arbeiterpartei in 
Deutschland so mächtig sei, werde sie sich auch Gehör ver- 
schaffen. Er bedaure dass man in Deutschland versucht 
habe diese Ansichten zu unterdrücken. Die britische Re- 
gierung werde jede vom französischen Volke gewählte Re- 
gierung anerkennen. 

Frankreich. Die Festung Strassburg ergibt sich den Deut- 
schen; über 17,000 Mann gefangen, über 1300 Geschütze 
genommen. 

Marschall Bazaine versucht einen grossen Ausfall aus Metz, 
wird aber zurückgeschlagen. 

Kussland und Polen. Herr Thiers kommt in Petersburg an. 

■ 

98. Mittwoch. 

Preussen. In einem Erlass des Bundeskanzlers aus Ferrieres, 
an den Oberpräsidenten Horn, welcher den Bittstellern in 
Königsberg (vgl. 26. Sept.) einen Auszug daraus mittheilt, 
wird Betreffs der Haft von Jacoby und Herbig gesagt: 
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„Unter der Herrschaft der durch die Bundesverfassung ge- 
gebenen rechtlichen Fiktion des Kriegszustandes würde eine 
Massregel wie die fragliche Internirung unberechtigt sein; 
im Gebiete wirklicher Kriegführung aber kann ich sie nicht 
für unanwendbar halten; es handelt sich bei derselben nicht 
um ein Strafverfahren, sondern um wirksame Beseitigung 
von Kräften deren Hervortreten die Erreichung des Kriegs- 
zweckes erschwert. Die au snahms weisen Rechte und Pflich- 
ten des Staates werden da niemals in Frage gestellt wo der 
unmittelbare Schauplatz eines Krieges ist. Der ihnen zu 
Grunde liegende Rechtsgedanke ist aber von der Oertlichkeit 
unabhängig. Die Staatsgewalt kann die Pflicht nicht ab- 
weisen Vorkommnisse im Inlande welche den Fricdenssclüuss 
erschweren, nach Möglichkeit zu beseitigen. Der Zweck des 
gegenwärtigen Krieges ist ein Friedensschluss unter bestimm- 
ten Bedingungen; das Hinderniss des Friedens liegt in der 
Nachhaltigkeit des gegnerischen Widerstandes. Kundgebun- 
gen welche Frankreich in seinem Widerstande gegen die von 
Deutschland gestellten Friedeusbedingungen ermuthigen, sind 
wesentliche Dienste welche der feindlichen Kriegführung zum 
Nachtheile der vaterländischen erwiesen werden. — Das 
Brannschweigische Arbeitermanifest vom 5. d. M. und die 
Königsberger Resolution vom 14. d. M., von der französi- 
schen Presse wirksamer ausgebeutet als in der Heimath er- 
kennbar sein mag, haben wesentlich zur Hrmuthigung Frank- 
reichs und Verlängerung seines Widerstandes beigetragen. 
Ob Manifestationen wie die Rede des Dr. Jacoby und die 
unter dem Vorsitz des Kaufmann Herbig gefasste Reso- 
lution dem Vaterlande den Verlust von 100 oder von 1000 
Menschenleben zuziehen, das vermag niemand zu berechnen, 
erscheint aber auch ohne Einfluss auf die Rechtsfrage, da 
der Nachweis einer nachtheiligen Einwirkung auf die Krieg- 
führung hinreicht um die Pflicht der UnscMdUchmachung 
der absichtlichen oder unabsichtlichen Bundesgenossen des 
Feindes zu begründen/ 

Dann heisst es weiter: 

„Der Bundeskanzler begreife dass der fragliche Vorgang hier 
inmitten einer patriotisch erregten Bevölkerung bedeutungslos er- 
scheinen möge, und er werde sich im Frieden jeder Verkümmerung 
der freien Ansichten widersetzen die er für irrthümlich halte, deren 
Aeusserung aber gesetzlich nicht strafbar sei. 1 * 
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Auf Anordnung des Generals Vogel von Falckenstein vom 
19. Sept. verbietet General von Borcke alle Versammlungen 
der Volkspartei in Ostpreussen. 

Baiern. Nach Beendigung der Ministerbesprechungen über eine 
deutsche Verfassung verlässt der preussische Staatsminister 
Delbrück die Stadt München, eben so der würtembergische 
Minister Mittnacht. 

Oesterreich-Ungarn. Im ungarischen Juristentage zu Pest 
erklärt sich die Mehrheit für Aufhebung der Todesstrafe, 
für Einführung der Civilehe (gegen eine Stimme), und für 
öffentliches mündliches Gerichtsverfahren. 

Belgien. Grosse Feuersbrunst in Antwerpen. 

Frankreich. Eine Ansprache des Generals Trochu tadelt 
scharf die in Paris vorgekommenen Bühestörungen und Ver- 
letzungen des Hausrechts (d. h. Einbrüche?). 

Ausfall aus Soissons von deutscher Landwehr zurückgeschlagen. 

Italien. Kardinal Antonelli erlässt an die europäischen Re- 
gierungen im Namen des Papstes einen Protest gegen die 
Besetzung des Kirchenstaats* 

Türkei. Serbien. Die erste gesetzgebende Skupschtina (Ab- 
geordnetenversammlung) wird eröffnet. 



Donnerstag. 

Badern. Adresse des Stadtraths von Kaiserslautern an den 
König: er möge (bei Herstellung der deutschen Einheit) 
dafür wirken: 

dass das innere Verfassungsrecht der Einzelstaaten gewährleistet« 
dass In der deutschen Reichsverfassung die volle Gemeindefreiheit, 
Freizügigkeit , Pressfreiheit mit Geschwornengerichten , Glaubens- 
und Gewissensfreiheit, Vereins- und Versammlungsrecht, Unverletz- 
lichkeit des Volksvertreters für sein Wirken als solcher, Unabsetz- 
barkeit und Unabhängigkeit der Richter aufgenommen, dass diese 
Verfassung einem auf Grundlage des allgemeinen Stimmrechtes und 
nicht diätenlosen Parlamente zur Mitberathung unterbreitet, dass 
dieses Parlament mit voller Theilnahme an der Gesetzgebung, mit 
liudgetrecht, mit Mit-Entscheidung über Krieg und Frieden, kurz mit 
allen Rechten einer wahrhaften Volksvertretung ausgerüstet, und 
dass ein diesem Parlament verantwortliches Bundesministerium ge- 
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Oesterreich-Ungarn. Abgeordnetenhaus des Wiener Reichs- 
raths. Rechbauer's Antrag (vgl. 27. Sept.) wird mit 68 
gegen 64 Stimmen einem Sonderausschuss von neun Mit- 
gliedern zugewiesen. 
Landtag zu Prag« Verlesung eines kaiserlichen Erlasses : Der 
Kaiser sei befr iedigt durch die ausgesprochene Anerkennung 
des Bedürfnisses eines einmüthigen Zusammenwirkens aller 
Völker Oesterreichs; er sei entschlossen die Untheilbarkeit 
und Unveränderlichkeit Böhmens zu verbriefen, und sich 
mit der böhmischen Krone krönen zu lassen. Das Ver- 
hältniss des Landes zu dem Monarchen umfasse zahlreiche 
Rechte welche der Kaiser bisher allein ausgeübt habe; er 
habe der Ausschliesslichkeit dieser Rechte bei der Ein- 
führung der konstitutionellen Regierungsfonn entsagt. Er 
sei geneigt die Beziehungen Böhmens zu dem Gesammtreich 
revidiren zu lassen, und den Bedürfnissen Böhmens, soweit 
dieselben mit der Machtstellung des Reiches vereinbar sind, 
gerecht zu werden. Die Verfassuug sei aber der feste Punkt 
in deri bedauerlichen Wirrungen auf dessen Basis allein eine 
Verständigung erzielbar sei. Durch die Verweigerung der 
Mitwirkung hierzu, bürde sich der böhmische Landtag eine 
ernste Verantwortung auf. Er fordert schliesslich den Land- 
tag neuerdings auf, die Reichsrathswahlen ungesäumt vor- 
zunehmen. 

Schweiz. Der Bundesrath beschliesst die Absendung eines Kom- 
missärs nach dem Kanton Tessin, weil die südlich vom 
Monte Cenere wohnenden Tessiner sich vom Kanton trennen 
wollen. (Vgl. 11. und 24. April.) 

Prankreich. Die Regierungsabtheilung zu Tours schreibt neuer- 
dings die Wahlen zur konstituirenden Versammlung auf den 
16. Oktober aus. 
Zu Lyon, sozialistische Volksversammlung unter Leitung von 
Saigne. 

Die französische Flotte trifft wieder in Cherbourg ein. 
Der Präsident des Zuchtpolizeigerichts Delesvaux, der so 
viele Verurtheilungen in politischen und Pressprozessen aus- 
gesprochen, erschiesst sich. 
Italien. Der Papst erlässt an die Kardinäle ein Schreiben mit 
Protest gegen das Verfahren der italienischen Regierung. 
Bussland und Polen. Audienz des Herrn Thiers bei dem 
Kaiser. 

19 
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30. Freitag. 

Preussen. Ein Ministerialcrlass ordnet die Vorbereitungen für 
die Landtagswahlen an. 
Auf Antrag von Virchow beschliessen die Stadtverordneten 
•von Berlin: den Magistrat zu ersuchen sich an die Spitze 
eines Aufrufs zur Hilfe für Strassburg zu stellen. 

Würtemberg. Der amtliche Staatsanzeiger sagt: „Der Ver- 
lauf der Milnchener Ministerbesprechungen soll von den Be- 
theiligten als ein befriedigender betrachtet werden." 

Frankreich. Zwei Ausfälle aus Paris werden zurückgeschlagen. 

Zu Lyon werden von (dem Hussen) Bakunin, Saigne, Clu- 
seret die Beschlüsse der Versammlung vom 29. Sept. ange- 
schlagen: die Offiziere seien abgesetzt u. dgl. Zugleich ver- 
langen diese Maueranschläge die Abschaffung jeder Regierung 
und Verwaltung, aller Gerichte, aller Zahlungen der Schul- 
den, u. 8. w. Ein Haufe dringt in das Stadthaus, und er- 
nennt Cluseret zum Oberbefehlshaber. Die Nationalgarde 
sammelt sich, und nimmt die Führer gefangen^ Cluseret 
und Bakunin werden aus der Stadt verwiesen. 

Einzug des preussischen Generals von Werder in Strassburg. 
(Am 30. Sept. 1G81 war Ludwig XIV. daselbst als neuer Be- 
herrscher eingezogen.) 

Prosper Merimee, geb. 28. Sept. 1803, Schriftsteller, Senator, 
+ zu Cannes 67 Jahre alt. 

Preussen. Der Fürstbischof von Breslau Förster reicht seine 
Abdankung dem Papste ein, dieser nimmt sie nicht an. 
(Förster nimmt hierauf die bisher von ihm bekämpfte Lehre 
von der päpstlichen Unfehlbarkeit an.) 

Baiern. Protest von Katholiken zu München gegen die Kon- 
zilsdekrete vom 18. Juli. 

Oesterreich-Ungarn. In Siebenbürgen unter den Deutschen 
(im Sachsenlande) allerwärts Sammlungen für die verwun- 
deten deutschen Soldaten und die Hinterbliebenen der Ge- 
fallenen, obschon die ungarische Regierung den Zeitungen 
verboten hat in diesem Sinne zu wirken. 
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Frankreich. Fortwährende Unruhen, Meutereien, willkürliche 
Verhaftungen u. dgl. in Lyon, Marseille , Toulouse, Sei- 
tens der radikalen Republikaner und Sozialisten welche die 
rothe Fahne aufstecken. Die Regierung in Tours gestattet 
ihnen diese „bis die konstituirende Versammlung über die 
Farben der Nationalfahne entschieden habe". 

Der frühere Gesandte Lagueronniere wird bei seiner Rück- 
kehr aus Konstantinopel in Marseille von den radikal-repu- 
blikanischen gardes civiques (Bürgergarden) verhaftet, aber 
auf Befehl von Cremieux wieder freigegeben. Bei der Rück- 
gabe seines Gepäcks findet sich dass sein baares Geld ge- 
stohlen worden. Dieselben verhaften auch das ganze Zucht- 
polizeigericht während der Sitzung nebst dem Vertheidiger 
und dem Angeklagten; diese alle werden wieder in Freiheit 
gesetzt, aber die Thäter nicht zur Rechenschaft gezogen. 

In den letzten Tagen des Monats macht General Bourbaki, 
auf schriftlichen Befehl des Marschalls Bazaine, von Metz 
aus eine Reise zur Kaiserin Eugenia nach England. 

Aufstand der Eingeborenen im Lande Algier, im Süden der 
Provinz Konstantine. 

Spanien. Ausbruch des gelben Fiebers in Barcelona. 

HusBland und Polen. Starke Büstungen sollen im Süden des 
Landes stattfinden ; dieselben werden amtlich in Abrede gestellt. 

In Riga wird das öffentliche Singen und Aufspielen „preussi- 
scher" Lieder und Tonstücke polizeilich verboten. 

Der katholische Bischof von Volhynien Borawski wird ab- 
gesetzt, weil er nicht die russische Sprache beim Gottes- 
dienst einführen will. Sein Angeber Domkowicz wird sein 
Nachfolger, und führt das Russische ein. 

Persien. Aufstand im Gebirge Mateu. 

China. Wegen der Ermordung der Franzosen zu Tien-tsin 
(vgl. 21. Juni) werden zwei Mandarinen in die Verbrecher- 
kolonien gebracht, 15 Leute hingericlitet. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Bericht der Aus- 
wanderungskommission zu Newyork: Auswanderer landeten 
1869 dort 258,989 (45,303 mehr als 1868), darunter aus 
Deutschland 99,605, aus Irland 66,204, aus England 
41,090, aus Schweden beinahe 23,000. 
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Oktober 1870. 

Oktober Jt. Samstag. 

Preussen. Rundschreiben des Grafen Bismarck an die nord- 
deutschen Gesandtschaften: Die Regierung zu Tours habe 
bekannt gemacht dass er in der Unterredung mit Favre er- 
klärt habe: Frankreich solle eine Macht zweiten Ranges 
werden. Eine solche Aeusserung könne nur auf solche berech- 
net sein die weder die Sprache internationaler Verhandlungen 
noch Frankreichs Geographie kennen. Die Abtretung von 
Metz und Strassburg nebst zusammenhängendem Gebiet 
komme an Flächeninhalt der Vergrößerung durch Savoyen 
und Nizza gleich. Frankreich habe mit Algier 42 Millionen 
Einwohner, und eine solche Einbusse lasse ihm dieselben 
Elemente der Machtfülle wie bisher. 

Oesterreich-Ungarn. Nach der letzten Volkszählung hat das 
Reich 35,943,492 Seelen, wovon 20,420,000 auf die im Reichs- 
rath vertretenen Länder, 20,420,000 auf die ungarische Krone, 
1,197,000 auf die Militärgrenze fallen. 

Belgien. Das Beobachtungsheer und das Heer von Antwerpen 
werden aufgelöst. 

Frankreich. Ein Erlass der Regierung zu Paris hebt die in 
Betreff der Wahlen ergangene Verfügung der Regierungs- 
abordnung zu Tonrs auf, und vertagt dieselben bis die 
Wahlen auf dem ganzen Gebiete der Republik vorgenommen 
werden können. 

Der Oberbefehlshaber zu Lyon General Mazure, welcher die 
Republik und deren Behörden nicht anerkannte, und die 
Truppen bei Unruhen nicht einschreiten Hess, wird auf Befehl 
des Präfekten Challemel-Lacour verhaftet. * 

'Meuterei unter den Francs-tireurs (Freikorps) zu Tours; sie 
verlassen die Stadt. 

Gefecht bei Carrefour Pompadour (südöstlich von Paris). 

Eine deutsche Oberpostdirektion zu Strassburg. 

Russland und Polen. Das dem Reichsrath vorgelegte Budget 
schliesst ohne Defizit. 
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9, Sonntag. 

TJorddeutscher Bund. Durch Erlass des Präsidiums wird 
die Bundesanleihe (vgl. 24. Juli) von 100 Mill. Thaler auf 
80 Mill. herabgesetzt. 

Würtemberg. In Kannstadt , Versammlung von n Notabeln u 
welche von dem König den Änschluss an den Nordband 
fordert. 

Prankreich. Ein Bericht des Kriegsministers zu Paris gibt die 
Zahl der in der Stadt befindlichen Nationalgarden auf 
280,000, der Mobilgarden auf 90,000 und der Francs-tireurs 
auf 20,000 an, welche sämmtlich Gewehre hätten. 
Gefecht zwischen Rambouillet und £pernon, eine Schaar 

Mobilgarden zurückgeworfen. 
Die vor Metz stehende Landwehr unter General von Kummer 
schlägt im Vorpostengefecht bei Saint-Reniy die Franzosen 
zurück. 

Es langt in Strassbnrg eine Abordnung von Ulm an, um den 
Bewohnern Unterstützung zu bieten, namentlich auch für die 
verwaisten Kinder. (Gleiches geschieht von vielen anderen 
deutschen Ftädten.) 

Italien. Volksabstimmung im Gebiete des bisherigen Kirchen- 
staats über dessen Änschluss an Italien; Ergebniss: von 
167,548 Berechtigten gaben 135,241 ihre Stimmen ab, 
133,681 mit ja, 1507 mit nein, 103 Stimmzettel waren un- 
giltig. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Zu Saint -Louis 

( Missouri) beschliesst eine Massenversammlung von Deutschen 
eine Petition an den Grafen Bismarck für Festhaltung von 
Elsass und Lothringen. 

Ä. Montag. 

Preussen. Der Magistrat zu Berlin erlässt einen Aufruf an die 
deutschen Städte zur Unterstützung von Strassburgr. 
Auf das Schreiben Jacoby's vom 26. Sept. erfolgt eine Mit- 
theilung des Grafen Bismarck an die Behörden zu Königs- 
berg, worin es heisst: Der Bundeskanzler vermöge auf Ent- 
Schliessungen des Generalgouverneurs (Vogel von Falken- 
stein) unmittelbaren Einfluss nicht zu üben. „Zur Motivirung 
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seiner militärischen Massregeln behufs Verhinderung von 
Kundgebungen welche den Feind in seinem Widerstande 
gegen die diesseitigen Streitkräfte bestärken, — hat der 
Generalgouverneur sich vorbehalten dem Könige einige 
Schriftstücke einzureichen, welche noch nicht vorliegen. 
Sobald dieselben eingegangen, werde ich mich freuen wenn 
die Ueberzeugung die ich von der Sachlage gewinne, mir 
gestattet für die Erfüllung Ihrer Wünsche thätig zu sein." 
Auf das Ersuchen der in Paris verweilenden Gesandten (vgl. 
24. September) erwiedert Graf Bismarck: er wolle die Ab- 
sendung offener Depeschen gestatten; übrigens halte er eine 
belagerte Stadt nicht für den passenden Aufenthalt von 
Diplomaten. 

Oesterreich-Ungarn. Im böhmischen Landtag hält die Mehr- 
heit, aus Tschechen und Feudalen bestehend, an dem „böh- 
mischen Staatsrecht" fest, d. h. sie will einen Generaüandtag 
von Böhmen, Mähren und Schlesien, und dieser soll zum 
Gesammtreiche in dem nämlichen Verhältnisse stehen wie 
Ungarn; der Eintritt in den Beichsraih wird abgelehnt. 

Schweiz. Wegen des Vorrückens der deutschen Truppen 
gegen Beifort lässt der Bundesrath wieder die westliche 
Grenze durch eine Brigade besetzen. 

Dänemark. Eröffnung des Reichstags. Die Tfironrede des 
Königs drückt die Hoffnung einer solchen Lösung der Nord- 
schleswig sehen Frage aus dass die Selbständigkeit des Reichs 
gesichert werde. 



Preussen. Graf Bismarck beschwert sich in einer Note an die 
Luxemburgische Regierung darüber dass ein Eisenbahnzug 
mit Lebensmitteln in der Nacht vom 24. auf den 25. Sept. 
durch das Grossherzogthum nach Thionville gegangen. 
Graf Bismarck erlässt aus Ferrieres eine Note an die Re- 
gierinung Tours: Die französische Regierung behandle mit 
Unrecht die Kapitäne von Kauffahrteischiffen als Kriegs- 



misshandelt ; Androhung ähnlicher Massregeln gegen die fran- 
zösischen Offiziere. 
Die Stadtverordneten von Berlin bewilligen auf Antrag des 
Magistrats 20,000 Thlr. zur Unterstützung von Strassburg. 



-M. Dienstag. 




befindliche 
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Oesterreich-Ungarn. Der Eeicharath wird bis zum 7. November 
vertagt. 

Grossbritannien und Irland. Minister Granville erklärt in 
einer Note an Jules Favre eine Dazwischenkunft Englands 
für unzeitgemäs8. 

Frankreich. Kleines Gefecht bei Champenay (Vogesen). 

Gefecht bei Epernon, Mobil- und Nationalgarde geschlagen; 
£pernon vorübergehend besetzt. 

Der Grossherzog von Mecklenburg befiehlt den Truppen die 
Zuckerrühen-Ernte und die Zuckerfabrikation nicht zu stören. 

Italien. Grosses Erdbeben im Süden, namentlich in Cosenza, 
zahlreiche Todte. 

Russland und Polen. Abreise von Thiers aus Petersburg 
Dach Wien. 



£. Mittwoch. 

Preussen. Der Generalgouverneur Vogel von Falckenstein er- 
lässt aus Hannover einen Befehl: „Das Brannschvreiger 
Manifest vom 5. September und die Königsberger Ver- 
sammlung vom 14. September hatten mich veranlasst im 
militärischen Interesse durch meinen Gouvernementsbefehl 
vom 24. September die Volksversammlungen der sozial- 
demokratischen Partei zu verbieten. Dieses Verbot wird 
aufgehoben. Dagegen erwarte ich dass die zur Ueberwachung 
solcher Versammlungen bestimmten Polizeibehörden in dem 
mir untergebenen Bezirk, nicht verabsäumen werden die- 
jenigen Personen zu meiner Kenntniss zu bringen welche 
durch öffentliche Kundgebungen, Frankreich in seinem 
Widerstande gegen die von Deutschland gestellten Friedens- 
bedingungen ermuthigen , mithin der feindlichen Kriegsfüh- 
rung zum Nachtheil der vaterländischen wesentliche Dienste 
leisten, um solche Personen auch ferner in geeigneter Weise 
für die Dauer des Kriegszustandes unschädlich machen zu 
können. * 

Oesterreich-Ungarn. Böhmischer Landtag. Der Antrag auf 
Vornahme der EeichsrathswalUen wird abgelehnt. Die deut- 
schen Mitglieder entfernen sich, die übrigen nehmen die 
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Adresse (deren Inhalt s. S. Oktober) einstimmig an. Der 
Landtag wird vertagt. 

Ein Erlass des Kaisers verordnet die sofortige Vornahme direk- 
ter Reichsrathswahlen in Böhmen. 

Frankreich. Kundgebung der Nationalgarde in Paris, welche 
Flourens (den Rochefort zur Mitleitung des Barrikaden- 
baus berufen hatte,) veranlasst sein Kommando niederzulegen. 
(Vgl. 6. Oktober.) 

Heftiges Treffen bei Raon l'£tape und Saint-DIe* (Vogesen). 
Sieg der Deutschen. 

Gefechte bei Tours, bei Montfort, bei Pacy. Die Deutschen 
streifen nach Evreux, besetzen Gisors. 

Der König von Preussen verlegt sein Hauptquartier nach 
Versailles. 

«. Donnerstag. 

Preussen. Staatsminister Delbrück verlässt Berlin wieder um 
sich zum Könige zu begeben. 

Nachdem in der Londoner Zeitung Daily Telegraph berichtet 
worden: Graf Bismarck habe in einer Unterredung mit 
einem englischen Gesandtschaftssekretär (Malet) geäussert 
dass er am meisten von einer französischen Republik die 
Einwirkung auf Deutschland fürchte, erlässt Bismarck 
die telegraphische Erklärung aus Versailles : '„Ich bin nicht 
der Meinung dass die republikanischen Institutionen Frank- 
reichs eine Gefahr für Deutschland begründen; auch habe 
ich niemals solch eine Ansicht gegen Herrn Malet oder 
gegen irgend eine andere Person ausgesprochen." — Diese 
Erklärung wird hierauf von Malet bestätigt. 

Oesterreich - Ungarn. Alexander Karageorgiewitsch ehe- 
maliger Fürst von Serbien, angeklagt der geistigen Urheber- 
schaft der Ermordung des serbischen Fürsten Michael, wird 
nach langer Untersuchung vom Gerichte zu Pest „aus 
Mangel an Beweisen" freigesprochen. 

Frankreich. Das Journal officiel zu Paris enthält eine An- 
sprache der Regierung an die Einwohner: Den bewaffneten 
Kundgebungen ein Ende zu machen welche zweimal binnen 
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vierzehen Tagen erfolgt seien, und den Schein eines Aufstandes 
hervorbringen. (Fünf Bataillone Nationalgarde unter Gustav 
Flourens hatten der Regierung ein radikal-republikanisches 
Programm überreicht. Vgl. 5. Oktober.) 

Die in Paris verweilenden Gesandten und Geschäftsträger er- 
lassen eine Antwort auf das Schreiben Bismarck's in Betreff 
der Absendung von Kurieren: Sie würden sich in ihren De- 
peschen streng an die Bedingungen des Völkerrechts halten; 
offene Depeschen könnten sie aber nicht absenden. (Unter- 
zeichnet haben: der Nuntius des Papstes, die Gesandten von 
Schweden, Dänemark, Belgien, Niederlande, Nordamerika, 
Bolivia, Peru und der Schweiz, die Geschäftsträger von 
Brasilien , San-Salvador , Honduras , Portugal , Colombia, 
Monaco, San-Marino, Hawaii, Santo-Domingo. Ein Theil 
derselben verlässt bald darauf Paris.) 

Bei Nompatelize und £tival (in der Nähe von Saint-Die\ 
Vogesen,) Gefecht der Deutschen mit 14,000 französischen 
Linientruppen, Mobilgarden und Francs-tireurs (Freikorps); 
dieselben geschlagen, 600 Gefangene. 

Türkei. Abreise des russischen Botschafters Ignatieff nach der 
Krim, wo sich der russische Kaiser befindet. 



Würtemberg. Der Staatsanzeiger enthält in seinem amtlichen 
Theile, nachdem er sich auf die Worte des Königs (im 
September) bezogen: „er werde das Seinige beitragen zu einer 
Gestaltung Deutschlands welche die nationale Zusammen- 
gehörigkeit aller, wie die berechtigte Selbständigkeit der 
Einzelstaaten zur Geltung bringe," folgende Darlegung: 
„Hierin lag die Erklärung dass die würtembergische Regie- 
rung die Neugestaltung der deutschen Verhältnisse für noth- 
wendig halte, den Zeitpunkt hierfür gekommen erachte, und 
der König bereit sei diejenigen Opfer zu bringen ohne welche 



Die zu derselben Zeit stattgehabten Ministerberathungen er- 
gaben vollständige Uebereinstimmung. Ein dauernd befrie- 
digendes deutsches Definitivum wurde durch die Lage geboten ; 
die Umwandlung des bisherigen mehr internationalen in ein 
staatsrechtliches Verhältniss, verfassungsmässige Einigung 



7. Freitag. 




vollzogen werden kann. 
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Deutschlands mit einer Ceniralgewalt, einem deutschen Par- 
lament mit gemeinsamer bestimmt begrenzter Gesetzgebung 
und einheitlichem Heere wurde als Ziel erkannt Die genaue 
Prüfung der Verfassung des Norddeutschen Bundeft führte 
zu der Ueberzeugung dass dies Ziel erreicht werden könne, 
auch ohne die unveränderte Annahme aller Bestimmungen 
jener Verfassungsurkunde welche neben Wesentlichem manches 
Zufallige enthält, und eine freiere Bewegung der Einzel- 
Staaten besonders in finanzieller Beziehung und hinsichtlich 
der Verwaltung wtinschenswerth erscheinen lässt. In diesem 
Sinne war die würtembergische Regierung thätig. Die 
Münchener Besprechungen sind geeignet die Hoffnung zu 
begründen dass die erstrebte bundesstaatliche Einigung er- 
zielt wird." 

Frankreich. Das Journal offlciel zu Paris enthält eine Kund- 
machung der Regierung uach welcher zwei neue Heere, jedes 
von etwa 80,000 Mann, gebildet seien; ein drittes werde 
gebildet. 

Die Gemeindewahlen werden vertagt. (In dessen Folge Volks- 
kundgebungen und Unruhen zu Paris an den folgenden 
Tagen.) 

Garibaldi der seine Dienste der französischen Republik an- 
geboten, landet in Marseille. 

Grosser Ausfall aus Metz, derselbe nach heftigem Kampf 
zurückgeworfen. 

Ausfall der Besatzung von Paris gegen Malmaison hin. 

Beschiessung von Neu-Breisach durch die Deutschen. 

Italien. Kardinal Mario Mattei, geb. 6. Sept. 1792, Dekan 
des Kardinalkollegiums, (d. h. Aeltester desselben, eine 
Stellung die der älteste im Rang unter den Kardinal bischöfen 
erhält,) f zu Rom 78 Jahre alt. 

Brasilien. Neues Ministerium, gemässigt konservativ, unter der 
Präsidentschaft des Vizconde Saö Vizente. 

S. Samstag. 

Preussen. Note des Botschafters zu London Grafen BernatorfF 
zur Beantwortung der Note Granville's vom 15. Sept.: 
Die Neutralität Englands sei der That nach wohlwollend 
für Frankreich. Die englische Regierung besitzt die Be- 
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fugniss auf richterlichem Wege die Waffenausfuhr zu ver- 
bieten, die Gestattung derselben rufe Entrüstung in Deutsch- 
land hervor. 

Oesterreich-Ungarn. Auf seiner Reise von Petersburg trifft 
Thiers in Wien ein; er bespricht sich mit Beust. 

Prankreich. In Paris veranstalten die Radikalen (Partei von 
Flourens , Blanqui, Ledru-Rollin , Felix Pyat,) eine 
Kundgebung vor dem Stadthausse, um die Wahl eines Ge- 
meinderaths durchzusetzen. (Vgl. 12. Oktober.) Die Na- 
tionalgarde zerstreut die Haufen, und erklärt sich allgemein 
für die Regierung. 

Das deutsche Generalgouvernement des Elsass siedelt nach 
Strassburg über. 

In dem Städtchen Ablis wird Morgens ein Uhr, durch Verrath, 
eine Husarenschwadron von Mobilgarden überfallen und 
zum Theil getödtet, die Gefangenen niedergeschossen, die 
Leichen fortgebracht. Darauf wird Ablis von den Deutschen 
wieder besetzt und niedergebrannt, die Männer nieder- 
geschossen. 

Italien. Der Anklagesenat des Appellhofes zu Lucca beschliesst 
die Versetzung Mazzini's und 114 Mitangeschuldigter in 
Anklagestand, wegen Verschwörung zum Zweck die Regie- 
rung zu stürzen und die Regierungsform zu ändern. 

Spanien. Der Minister des Aeussern Sagasta erklärt im stän- 
digen Ausschusse der Cortes: Jules Favre habe nachdrück- 
lich eine Dazwischenkunft Spaniens verlangt; darauf habe 
man von spanischer Seite bei Graf Bismarck um die Be- 
dingungen eines Waffenstillstands angefragt, dieser habe ab- 
gelehnt. Darauf habe man sich bei den anderen Kabinetten 
um deren Ansicht erkundigt, habe jedoch nur „eisige Gleich- 
giltigJceit u für Frankreichs Lage gefunden. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Eine Verkündigung 
des Präsidenten Grant verbietet den Schiffen der krieg- 
führenden Mächte amerikanische Häfen als Observations- 
punkte für den Abgang von Schiffen und zur Empfang- 
nahme von Kriegsmaterial zu benutzen. Den betreffenden 
Schiffen soll nur ein 24stündiger Aufenthalt in den Häfen 
gestattet werden, der nur zu verlängern ist wenn Reparaturen 
erforderlich sind. 
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9. Sonntag. 

Preussen. Zu Berlin beschliesst eine Versammlung von Katho- 
liken eine Adresse an den König, mit der Bitte dem Papste 
zu helfen. 

Würtemberg. Versammlung des Ausschusses der Volkspartei; 
sie erklärt: ein Bundesverhältniss mit Norddeutschland sei 
einzugehen, doch nicht auf Grund der bestehenden Ver- 
fassung; es habe vielmehr der neue Bund bessere Bürg- 
schaften für innere Freiheit zu geben. 

Oesterreich-Ungarn. Audienz von Thiers bei dem Kaiser. 

Frankreich. Aus Paris trifft Gambetta mittelst eines Luft- 
ballons in Tonrs ein, um die Stelle eines Kriegsministers 
zu übernehmen. (Bisher Cremieux.) Er erlässt eine An- 
sprache : er überbringe Befehle der Regierung zu Paris. In 
dieser Stadt seien 400,000 Mann Nationalgarde, 100,000 
Mobilgarde, 60,000 Linientruppen. Paris sei uneinnehn\bar f 
Lebensmittel seien auf Monate vorhanden ; Lieferungsverträge 
sicheren zahllose Gewehre. (Vgl. die Angaben des Kriegs- 
ministers vom 2. Oktober.) 

Ankunft von Garibaldi in Tours. (Er wird zum Befehls- 
haber der Freischaaren in den Vogesen und einer Brigade 
Mobilgarde ernannt.) 

Scharmützel bei Angersville. 

Gefechte bei Etampes, bei Ramberrillers. 

Schlettsadt wird von den Deutschen eingeschlossen. 

Italien. Die amtliche Zeitung verkündigt einen königlichen 
Erlass zur Bestätigung der römischen Volksabstimmung 
vom 2. Oktober; dem Papst verbleiben die Würde und die 
Rechte der personlichen Souveränetät, so wie seine geistliche 
Autorität. 

lO. Montag. 

Würtemberg. Eine Versammlung der liberalen Partei (regie- 
rungsfreundliche Mittelpartei, zwischen den Grossdeutschen 
und Nationalliberalen) beschliesst eine Erklärung: Das 
deutsche Volk erwartet die verfassungsmässige Einigung 
Süd- und Norddeutschlands. Die liberale Partei erwartet 
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dass die neu zu wählende Volksvertretung dem Staatsvertrag 
ihre Zustimmung ertheile durch welchen auf der Grundlage 
des Norddeutschen Bundes eine gemeinsame Gesetzgebung 
und diplomatische Vertretung des geeinten Deutschlands, so 
wie ein einheitliches Heer erreicht wird. 
Frankreich. Stürmische Volksversammlungen zu Paris, beson- 
ders im Stadtviertel Montmartre. Militärische Besetzung der 
Vorstadt Belleville, um einen Aufstand zu verhindern. 
Flourens lässt Generalmarsch schlagen um die National- 
garde zu einem Aufstand zu benutzen; doch erfolglos. (Er 
wird darauf in Untersuchung genommen.) 
Rundschreiben des Vertreters des Ministers des Aeusseren 
de Chaudordy zu Tours, als Antwort auf Bismarcks Rund- 
schreiben vom 13. und 16. Sept.: 

Frankreich sei nicht mehr das Frankreich Ludwig'» XIV; Frankreichs 
Geschichte seit tinem Jahrhundert zeige das. Was es in Amerika für die 
Vereinigten Staaten gethan, habe es anch in Europa thun wollen. 
Preussen habe die neue Aera (1792) bekämpft; Frankreich sei in seiner 
Abwehr zu weit gegangen. „Von dem Augenblicke an wo es un- 
möglich war Frankreich wider seinen Willen zu verpflichten, welchen 
Krieg hat es da hervorgerufen t Frankreich habe seitdem nur gekämpft 
um Völker zu befreien, so in Griechenland und Belgien. Auch in der 
Krim und Italien ; selbst in Mejico sei es nur für Theorien eingetreten, 
wenn auch für chimärische. Preussen aber habe die Politik von 
Eisen und Blut seit 1864 befolgt, Dänemark beraubt, Oesterreich zum 
Kriege gezwungen, deutsche Staaten annexirt; dennoch habe nach 
Sadowa sich alles in Frankreich für den Frieden ausgesprochen. 14 
Auch zu diesem Krieg habe Prenssen seit vier Jahren unablässig ge- 
drängt. Indessen sei allerdings der Grund zum Kriege nicht gerecht- 
fertigt gewesen. Das Kaiserthum habe wegen seines Unrechts unter- 
gehen müssen. Es sei nicht wahr dass in Frankreich die öffentliche 
Meinung für dm Krieg gewesen , so hätten die Präfekten selbst der 
Regierung berichtet. Frankreich habe keine Eroberungen beabsichtigt. 
Jetzt seien die Einrichtungen so dass nicht Frankreich sondern 
Deutschland drohend dastehe. Preussen wolle Elsas« und Lothringen, 
nicht um sich zu vertheidigen sondern um besser angreifen zu können. 
Dies hiesse den Krieg cerewigen; Frankreich kämpfe nicht nur für sein 
Gebiet sondern für die Erhaltung des europäisenen Gleichgewichts. 

Ein zweites Bundschreiben desselben sagt, in Antwort auf das 
Rundschreiben des Grafen Bismarck vom 1. Oktober: Es 
sei unstreitbar dass durch die Vergrößerung Deutschlands 
mittelst des Gewinnes zweier französischer Provinzen, Frank- 
reich zu einer Macht zweiten Banges herabgesetzt würde; 
durch die gewaltsame Eroberimg verliere ein Land sein An- 
sehen und seine Ruhe. In Nizza und Savoyen habe das 
Volk für die Annexion gestimmt, Elsass und Lothringen 
würden gegen ihren WiUen losgetrennt werden. 
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General von der Tann schlägt bei Artenay ein französisches 

Korps. 

Gefecht bei Anould (südliche Vogesen). 

Bei Chorisy (an der Eure) schlägt preussische Reiterei eine 
Schaar Franzosen; über 1000 Gefangene. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Rundschreiben des 
Schatzsekretärs (Finanzministers) Boutwell über die Ausgabe 
der durch die Konsolidationsbiü angeordneten neuen Natio- 
nalanleihe. 

#/. Dienstag. 

Preussen. Die Regierung lässt mehreren Kabinetten eine Denk- 
schrift mittheilen in welcher die Ueberzeuguns ausgesprochen 
wird dass die Hauptstadt Frankreichs über kurz oder lang 
fallen muss. Wird der Zeitpunkt so lange hinausgeschoben 
bis drohender Mangel der Lebensmittel zur Kapitulation 
zwingt, so müssen schreckenerregende Folgen entstehen. 
Der deutschen Heeresführung ist es in diesem Falle unmög- 
lich eine Bevölkerung von 2 Millionen nur einen einzigen 
Tag mit Lebensmitteln zu versehen. Die Umgegend von 
Paris bietet alsdann, da deren Bestände für die diesseitigen 
Truppen gebraucht werden, auf viele Tagemärsche eben so 
wenig Hilfsmittel. Da es den Bewohnern nicht zu gestatten 
ist Paris zu verlassen, so ist die unausbleibliche Folge 
hiervon dass Hunderttausende dem Hungertode verfallen. 
Der deutschen Heeresführung bleibt nichts übrig als den 
Kampf durchzuführen. Wollen die französischen Machthaber 
es zu einem Aeussersten kommen lassen, sind sie für die 
Folgen verantwortlich. 
Der Staatssekretär von Thile theilt dem italienischen Ge- 
sandten Launay ein Telegramm Bismarck's an den preus- 
sischen Gesandten (in Florenz) Brassier de Saint-Simon 
mit: auf eine Anfrage des Kardinals Antonelli ob der Papst, 
falls er sich entschlösse Rom zu verlassen, auf die Unter- 
stützung Prenssens rechnen könne, habe der Bundeskanzler 
bejahend geantwortet, „wenn gegen alle Erwartung der Papst 
einen solchen Entschluss fasse, 44 um die Würde und Unab- 
hängigkeit des geistlichen Hauptes der preussischen Katho- 
liken zu wahren. Herr von Thile fügt bei dass es sich nur 
von einer moralischen Unterstützung handle. 
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Die französische Flotte erscheint wieder vor Helgoland. 

Ankunft eines nordamerikanischen Kriegsschiffes im Hafen 
von Kiel. 

Hamburg. Ein Memorandum der Handelskammer an das Bundes- 
kanzleramt erhofft Entschädigung nicht nur für die auf- 
gebrachten Schiffe und Ladungen, sondern auch für diejenigen 
Schiffe welche aus Furcht vor der Aufbringung unbenutzt 
und deshalb unbeschädigt geblieben sind, wenn nur irgend 
möglich in der Höhe der Bremer Vorlage, und macht aus- 
führliche Vorschläge betreffs der diesbezüglichen Friedens- 
bedingungen. 

Baden. K. A. von Vangerow, geb. 5. Juni 1808, ausgezeichneter 
Rechtslehrer an der Hochschule zu Heidelberg, f daselbst 
62Vi Jahre alt. 

Belgien. Versammlung von Katholiken, meist Geistlichen, in 
Mecheln (Malines); Adresse an den Papst mit Protest gegen 
die Einverleibung der römischen Provinzen in Italien. 

Grossbritannien und Irland. Minister Oranville erklärt in 
einer Note an Lyons: die Aeusserungen von Favre (pas 
un pouce etc.) seien ein grosses Hinderniss des Friedens. 

Frankreich. Der Polizeipräfekt Keratry legt seine Stelle 
nieder, und geht (im Luftballon) nach Tours. Zu seinem 
Nachfolger wird Edmund Adam ernannt (Keratry wird 
nach Madrid gesendet, um die Aufhebung des Ausfuhrverbots 
von Waffen und Kriegsvorrath zu erwirken; auch, wie es 
heisst, Spanien zu einer hilfreichen Verbindung zu veran- 
lassen; beides jedoch vergeblich.) 

General von der Tann schlägt die französische Loire-Arme« 
bei Orleans vollständig in neunstündiger Schlacht, wirft sie 
über die Loire zurück, und erstürmt Orleans. Mehre 
tausend Gefangene. 

Gefecht bei Brouvellieres (südliche Vogesen). 

Die Deutschen besetzen Epinal (Hauptort des Vogesen- 
Departements.) 

Das preus8ische Etappen-Kommando in Stenay wird durch 
einen Ausfall aus der Festung Montmädy aufgehoben. 

Ein Befehl des Königs von Preussen untersagt von nun an alle 
Bequisitionen in Frankreich. 
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Ans den in den Tuilerien gefundenen Papieren ergibt sich dass 
nach dem Staatsstreich vom 2. Dez. 1851, 26,642 Personen 
verhaftet, und 14,118 von ihnen nach Algier oder Cayenne 
verbannt wurden oder in Haft blieben. 

Italien. General Ijamarmora trifft als neuernannter Statthalter 
in Rom ein. 

M2. Mittwoch. 

Preussen. Die ministerielle Provinzialkorrespondenz sagt: 
Zur festen Gründung der deutschen Einigung bedürfe es 
nicht einer völlig neuen Schöpfung, sondern nur der weiteren 
Anknüpfung an die seit 1866 geschaffenen nationalen Ein- 
richtungen. 

Der amtliche Staatsanzeiger enthält einen Artikel welcher die 
voraussichtlich längere Dauer der Belagerung von Paris an- 
kündigt und begründet. 

Fulda. Eine Versammlung von Katholiken erlässt einen Protest 
gegen den Einzug der Italiener in Rom. 

General Pleury bisher Botschafter in Petersburg, trifft bei 
Napoleon auf Wilhelmshöhe ein. 

Frankreich. Eine Untersuchung wegen Aufruhrs wird gegen 
Gustav Flourens eröffnet. (Sie wird durch Vermittlung von 
Bochefort eingestellt. Flourens hatte die von der Re- 
gierung vertagte Wahl der Commune de Paris d. h. eines 
Gemeinderaths, gewaltsam durchsetzen wollen.) 

Die Frist zur Zahlung der fälligen Wechsel wird abermals ver- 
längert, bis zum 13. November. 

Beginn der förmlichen Belagerung von Soissons. 

3000 Mobilgarden werden aus Bre*teuil getrieben. 

Gefecht bei Spinal. 

Italien. Auf seiner Reise von Wien trifft Thiers in Florenz ein. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. General Robert 
E. Lee, geb. 19. Januar 1807 zu Stratford (Virginien), 
ausgezeichnet als Oberbefehlshaber der Südlichen im Bürger- 
krieg, t im Städtchen Lexington 63 8 /4 Jahre alt. 
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M3. Donnerstag, 

Preussen. Johann Jacoby und Herbig wenden sich an die 
Staatsanwaltschaft um Schutz ihrer widergesetzlich verletzten 
Freiheit. 

Frankreich. Ein Ausfall aus Parts zurückgeschlagen. 

Die Franzosen schiessen das Schloss zu Saint-Cloud (bei Paris) 
in Brand. 

Förmliche Belagerung (vgl. 25. Sept.) der Festung Verdun 
durch die Deutschen. 

Italien. Der Statthalter in Rom General Lamannora verfügt 
dass allen Bürgern von jedem Glaiibensbekenntniss alle poli- 
tischen und bürgerlichen Rechte zustehen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Präsident Grant 
erlässt eine Verkündigung: Da gewisse übelwollende Leute 
Truppenkörper organisiren, unter dem Vorgeben dass sie 
Seitens der Regierung die Vollmacht hierzu besässen , und 
militärische Expeditionen gegen die Gebiete von Mächten 
mit welchen die Union in Frieden lebt, ins Leben gerufen, 
sowie Gelder gesammelt, Leute angeworben und Schiffe aus- 
gerüstet haben, so werden die Beamten angewiesen solche 
Personen vor Gericht zu stellen. 

IS. Freitag. 

Preussen. Gerichtsrath Karl Twesten, geb. 22. April 1820, 
Abgeordneter, f öO 1 /* Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Die Delegationen werden auf den 21. No- 
vember nach Pest einberufen. 

Frankreich. Ein neues Rundschreiben von Chaudordy, Ver- 
treter des Ministers des Aeusseren, beantwortet das Bis- 
niarck'sche Hundschreiben vom 10. Oktober. Darin heisst 
es: In Paris herrsche Ordnung, der Mundvorrath reiche 
für sehr lange Zeit. In den Provinzen seien zahlreiche Heere 
in der Bildung begriffen. Vor Paris seien die Gefechte zum 
Vortheil der Franzosen ausgefallen.. Die Preussen selbst 
seien vor Paris ohne ausreichenden Mundvorrath; ihr Heer 
sei ermüdet und demoralisirt; die Forsetzung des Kampfes 
in der schlechten Jahreszeit sei ganz zum Vortheil der 
Franzosen. 

20 
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Ausfall aus Paris. 

Garibaldi kommt in Besancon an. 

General Boyer kommt mit Aufträgen des Marschalls Bazaine 
nach Versailles ins preussische Hauptquartier, und bespricht 
sich mit Bismarck. 

General Bourbaki trifft in Tours ein. (Vgl. im Laufe Sep- 
tembers.) 

Italien. In Folge einer allgemeinen Amnestie wird Mazzini 
seiner Haft entlassen. 

t&. Samstag. 

Preussen. Der Direktor und fünfzehn Lehrer des katholischen 
Gymnasiums zu Breslau veröffentlichen eine Erklärung: 
Da das Konzil nicht frei berathen und wichtige Beschlüsse 
nicht mit Uebereinstimmung gefasst habe, so erkennen sie 
die Dekrete über die unumschränkte Gewalt und die Unfehl- 
barkeit des Papstes nicht an. (Auch in Oppeln schliessen 
sich die katholischen Lehrer diesem Proteste an.) 

Luxemburg. Die Regierung antwortet auf dit? Note Bismarck's 
vom 4. Oktober: dass sie von dem Lebeusmittel-Zuge nichts 
gewusst habe. 

Oesterreich-Ungarn. Graf Heinrich Bellegarde wird wegen 
Wechselfälschung zu zwei Jahren schweren Kerkers und 
Verlust des Adels verurtheilt. (Vergl. Sept. 5.) 

Belgien. Der frühere Kriegsminister Renard wird zum General- 
inspektor der gardes civiques (Bürgergarden) ernannt. 

Frankreich. Die Festung Soissons ergibt sich den Deutschen 
nach viertägiger Beschiessung. Gegen 5000 Gefangene, 128 
Geschütze genommen. 

Italien. Ein Erlass des Generals Lamarmora verfügt das 
Aufhören der Gerichtsbarkeit der geistlichen Gerichte in 
bürgerlichen und peinlichen Sachen. 

/ö. Sonntag. 

Oeterreich-Ungarn. Eine Versammlung der Demokraten von 
Oberösterreich und Salzburg nimmt auf Antrag des Ab- 
geordneten Barons Weichs die Erklärung an: ein staats- 
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rechtlicher oder mindestens ein inniger völkerrechtlicher 
Anschluss Oesterreichs an das geeinigte Deutschland sei eine 
unabweisbare Notwendigkeit. 

Gros8britannien und Irland. Note Granville's an den Ge- 
sandten Buchanan in Petersburg s ob es möglich dass 
England im Verein mit anderen Staaten, durch Vorstellungen 
die Belagerung von Paris verhindere. 

Frankreich. Eine aus Tours erlassene Verfügung Gambetta's 
hebt den Befehl von Esquiros auf welcher die Jesuiten 
aus dem Departement der Rhone-Mündungen (Marseille) aus- 
getrieben *hat. (Es wird jedoch der Verfügung nicht ge- 
horcht.) 

Qambetta begibt sich in die Yogesen, um die Deutschen am 
Vormarsch nach Süden zu hindern. 

Ein Ausfall der Franzosen aus Neu-Breisach zurückgeschlagen. 



t7. Montag. 

Preussen. Finanzminister Camphausen begibt sich ins Haupt- 
quartier nach Tersailles um an den Berathungen über die 
deutsche Einigung Theil zu nehmen. 

Frankreich. Ein Ausfall aus Thionville zurückgeschlagen. 
Die Deutschen besetzen Montdidier. 

Das baierische Etappenkommando zu Weissenburg verordnet 
dass, nachdem auf den Eisenbahnen häufige Beschädigungen 
vorgekommen, künftig bei jedem Zuge angesehene Einwohner 
auf der Lokomotive mitfahren sollen. (Aehnliche Verord- 
nungen werden auch anderwärts erlassen.) 

Russland und Polen. Das offiziöse Petersburger Journal 

berichtet über eine Verhandlung die der amerikanische 
General Burnside wegen Waffenstillstands zwischen den 
Franzosen und Deutschen geführt; der General habe die 
Bedingungen für annehmbar erklärt, die französische Regie- 
rung jedoch sie verworfen. 

Mejioo. Der Präsident Juarez erleidet einen Schlag anf all 
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18, Dienstag. 

Preußsen. Der Staatsanwalt Oehlschläger erwidert auf das 
Gesuch von Dr. Jacoby und Herbig vom 10. Oktober: es 
liege zwar nichts vor zur Begründung eines Haft- oder Straf- 
antrags gegen beide, allein er habe keine Zuständigkeit für 
einen Antrag auf Freilassung. - . 

Grossbritannien und Irland. Im Auftrag der französischen 
Regierung trifft Laurier in London ein , um eine Dazwischen- 
kunft Englands zu erwirken, und um eine Anleihe abzu- 
schliessen. 

Frankreich. Jules Favre erlässt ein Rundschreiben : Preussen 
wolle mehr als den Gewinn von zwei Provinzen, es wolle 
die Vernichtung Frankreichs. Der Frieden für die Ab- 
tretung von drei Departements sei die Unehre, sei eine Ver- 
letzung der Gerechtigkeit. Wenn Bismarck auf die Er- 
oberungen Ludwig's XIV. verweise, ob er wohl Preussen 
wieder zum Herzogthum und polnischen Lehen machen wolle? 
Die beiden Provinzen seien entschieden gegen preussische 
Herrschaft. Bismarck sage: „Strassbnrg ist der Schlüssel 
unseres Hauses;" er wende also das Eigenthumsrecht auf 
Menschen an. Den Waffenstillstand habe man nur auf zwei 
Tage bewilligen, und Metz davon ausnehmen, die Verprovian- 
tirung nicht bewilligen, dem Elsass und Lothringen die 
Wahl von Abgeordneten zur konstituirenden Versammlung 
nicht gestatten wollen. Diese Bedingungen nicht ablehnen, 
wäre Verrath gewesen. Frankreich werde aus diesem Un- 
glück neugestaltet hervorgehen. 

Eine Abtheilung von etwa 4000 Mann bei Chatcaudun von 
den Deutscheu geschlagen, die verbarrikadirte Stadt erstürmt. 

Die Deutschen besetzen Vesonl (Departement Obcr-Saone). 
Italien. Nach verschiedenen Besprechungen mit den Ministern 

uod dem König reist Thiers von Florenz ab. 
Griechenland. Förmliche Anerkennung der französischen 
Republik. 

M9, Mittwoch. 

Preussen. In Köln erlässt eine Versammlung von Katholiken 
eine Adresse an den König: er möge für den Schutz der 
Rechte der katholischen Kirche (d. h. für die Erhaltung der 
weltlichen Rechte des Papstes) eintreten. 
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Rudolf von Bennigsen (als Führer der Nationalliberalen) wird 
telegraphisch ins Hauptquartier nach Versailles berufen; 
eben so Friedenthal (als Führer der Freikonservativen). 

Würtemberg. Die Minister des Kriegs von Succow und der 
Justiz Mittnacht reisen auf ergangene Einladung ins Haupt- 
quartier des Königs von Preussen nach Versailles. 

Baden. Der Staatsminister Jolly und der Präsident des aus- 
wärtigen Ministeriums von Freydorf reisen ins preussische 
Hauptquartier; „auf Einladung des Grafen Bismarck, um 
an den Verhandlungen über die deutsche Verfassungsfrage 
Theil zu nehmen," sagt die amtliche Karlsruher Zeitung. 

Frankreich. Die Deutschen besetzen die Stadt Gray« 

Ita lien. Ein königlicher Erlass verfügt dass das Gebiet des bis- 
herigen Kirchenstaats 14 Abgeordnete zur Kammer zu 
wählen habe. 

90. Donnerstag. 

Preussen. Dr. Johann Jacoby und Herbig wenden sich an 
den Oberstaatsanwalt Nessel zu Königsberg, damit er den 
Staatsanwalt veranlasse ihrem Antrag vom 13. Oktober ge- 
mäss zu verfahren. (Vgl. 18. Oktober.) 

Graf Bismarck erlässt aus Versailles ein Bundschreiben 
worin er das Verlangen des Diplomatischen Korps in Paris 
vom (>. Oktober ablehnt , und seine Gründe dafür angibt. 

Badem. Die Minister Bray, Lutz und Prankh reisen zu den 
Unterhandlungen nach Versailles. 

Der Dompropst Reissmann in WUrzburg zum Bischof daselbst 
ernannt. 

Oesterreich-Ungarn. Konrad Wisgall, Maler, f zu Wien, 
113 Jahre alt. 

Grossbritannien und Irland. Der Minister Granville erlässt 
eine Depesche an den Gesandten zu Berlin Lord Loftus: 
Nach der Depesche Bismarck's vom 11. Oktober würde die 
Bezwingung von Paris durch Hunger und Bombardement 
so schreckliche Folgen haben dass man nicht dazu schreiten 
solle bevor alle anderen Mittel erschöpft seien. Eine solche 
Katastrophe würde gefährlich für den zukünftigen Frieden 
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von Europa sein. England dringe bei der französischen 
Regierung auf Einwilligung in einen Waffenstillstand, welcher 
zur Berufung einer Iconstituirenden Versammlung und zum 
Frieden führen könne, und könne nicht glauben dass seine 
Vorstellungen ohne Wirkung bleiben werden. 

Frankreich. Die Besatzung des Pariser Fort Mont Valerien 
macht einen Ausfall und wird bei La Malinaison zurück- 
geschlagen. 

General Boyer von Versailles nach Metz zurückgekehrt 
(vgl. 14. Oktober), begibt sich nach Chlselhnrgt in England 
zur Exkaiserin Eugenie. 

Italien. Der Vertreter der französischen Regierung Senard 
reist nach Tours, und wird von Clery ersetzt. 
Der Papst erlässt eine Verfügung welche das Konzil vertagt, 
weil dessen Berathungen jetzt nicht frei sein würden, und 
der Papst jetzt unter feindlicher Herrschaft stehe. Der Erlass 
wird zu Rom an die Kirchenthüren angeschlagen. 

Russland und Polen. Fürst GortschakofF erlässt eine Note 
an den Gesandten Brunnow in London, worin er den Sinn 
seiner Note über die Zerreissung des Pontus- Vertrags erläutert: 
Russland bleibe seiner orientalischen Politik treu. Die In- 
teressen Russlands und Englands seien im Orient dieselben. 
Daraus folge: „dass heute weder von Seiten Englands noch 
Russlands die Gefahren kommen können welcbe das ottoma- 
nische Reich bedrohen könnten; dass die beiden Kabinette 
den gleichen Wunsch hegen seine Existenz so lange wie 
möglich, durch Beruhigung und Versöhnung der Differenzen 
zwischen der Pforte und den christlichen Unterthanen des 
Sultans, zu bewahren, und dass in dem Falle wo eine ent- 
scheidende Krisis trotz dieser Anstrengungen ausbräche, alle 
beide gleichmässig entschlossen sind deren Lösung vor Allem 
in einem gemeinsamen Einverständnisse der Grossmächte von 
Europa zu suchen. Diese Ansichten haben nicht aufgehört 
die unsrigen zu sein. Ich glaube dass ihre vollständige 
Analogie ein ernstliches Verständniss zwischen der Regierung 
Ihrer grossbritannischen Majestät und uns möglich macht; 
wir legen den grössten Werth darauf, als auf die beste 
Garantie zur Wahrung des Friedens und des Gleichgewichtes 
von Europa vor den Gefahren die aus den Verwicklungen 
im Oriente hervorgehen können. 4 * 
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In der Begleitungsnote an Oesterreich sagt der Fürst: Das 
Wiener Kabinet habe schon 1859 (als Brhr. von Werner 
nach Warschau gesendet wurde), die Schädlichkeit des Ver- 
trags von 1850 anerkannt, und angeboten Schritte zur Ab- 
änderung desselben zu thun. Graf Beust habe vor einigen 
Jahren den Vorschlag zur Berufung eines Kongresses zu 
diesem Zwecke gemacht, und habe dem Fürsten dieselben 
Gesinnungen im Jahre 1869 zu öuehy {bei Lausanne) 
bezeugt. 

Der Fürst schreibt der Regierung zu Tours: Obschon sie nur 
die nationale Vertheidigung zum Zweck habe, so nehme 
Frankreich doch eine zu hohe Stelle in Europa ein als dass 
er zögern könnte ihr Mittheilung von der Abänderung eines 
von Frankreich mit unterzeichneten Vortrages zu machen. 



9i. Freitag. 

Würtemberg. Zusammentritt der Abgeordnetenkammer. Die 
Regierung beantragt eine Geldbewilligung von fl. 3,700,000 
zu Kriegszwecken. 

Luxemburg. Grosse Volkskundgebung ; dem Statthalter Prinzen 
Heinrich wird eine Bittschrift um Erhaltung der Selbstän- 
digkeit des Landes überreicht. Der Prinz erwiedert: dieselbe 
werde aufrecht erhalten werden, er vertraue auf die Garantie- 
mächte. 

Grossbritannien und Irland. Minister Granville telegraphirt 
an die Gesandtschaften in Tours, Berlin, Petersburg, 
Wien und Florenz: sie sollen sich für einen Waffenstill- 
stand bemühen damit die konstituirende Versammlung ein- 
berufen werden könne. 

Der Minister erklärt in einer Depesche an Bernstorff: dass 
die Regierung die Waffenausfuhr zu verbieten keinen Grund 
habe, und dass aus Amerika grössere Warensendungen nach 
Frankreich kamen, ohne dass sich Preussen beschwert habe. — 
England sei auf die deutsche Einheit nicht eifersüchtig, 
sondern halte dieselbe für ein der Erstrebung würdiges Ziel. 

Frankreich. Die Deutschen besetzen Chart res und Saint- 
(Juentin. 
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99. Samstag. 

Württemberg. Abgeordnetenkammer. Bewilligung der am 21. Okt. 
verlangten Gelder. Die Volkspartei und die Grossdeutsche 
Partei begleiten ihre Abstimmung mit Gründen; die erste will 
keinen Eintritt in den Nordbnnd 9 die andere nur unter 
wesentlichen Aenderungen der Verfassung des Nordbunds. — 
In der Nachmittagssitzung erklärt der Minister Scheurlen: 
„Die Regierung hat sich in einer offiziellen Kundgebung 
über ihre Stellung und ihr Ziel in der deutschen Frage aus- 
gesprochen; sie ist der Ueberzeugung dass sie den richtigen 
Weg zur Erreichung dieses Zieles eingeschlagen hat; sie 
darf hoffen dass in nächster Zeit das Ziel erreicht sein wird. 
Minister wohnen den bezüglichen Verhandlungen bei. Das 
aus diesen Verhandlungen hervorgehende Werk bedarf der 
Zustimmung der Stände, wobei in Betracht kommt dass ohne 
Aenderung unserer Verfassung die bundesstaatliche Neu- 
gestaltung Deutschlands nicht möglich ist. Ein so hoch- 
wichtiges Werk wie der Bau der deutschen Verfassung müsse 
seine Stütze haben in der Volksüberzeugung. Die letzte 
Wahl der Abgeordneten erfolgte zu einer Zeit wo die deutsche 
Frage anders lag; es darf daher die neue deutsche Bundes- 
verfassung nicht der gegenwärtigen, sie muss einer neu zu 
bildenden Ständeversammlung vorgelegt werden." Die Kam- 
mer wird aufgelöst. 

Frankreich. Keratry wird zum Oberbefehlshaber der Mobil- 
und Nationalgarden und Freikorps der fünf nordwestlichen 
Departements ernannt. 

Ein Ausfall aus Paris nach Champigny wird zurück- 
geschlagen. 

General von Werder schlägt die französischen Truppen 
unter General Cambriels bei Rioz und £tuz, und wirft 
sie nach Bcsancon zurück. 

Die erste Parallele (Laufgraben) gegen die Festung Schlett- 
stadt wird ausgegraben. 
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23. Sonntag. 

Preus8en. Die Reservearmee rückt von Glogau nach dem 
Elsass ab. 

Ein offiziöses Schreiben aus Versailles (in der Weserzeituug 
zu Bremen erschienen) erklärt dass die Ausführung in dem 
Schreiben Bismarck's vom 28. September in Betreff der 
Haft von Jacoby und Herbig, bloss theoretisch gewesen, 
und nur Möglichkeiten besprochen habe ; in der Sache selbst 
sich auszusprechen sei der Minister ohne Zuständigkeit. 

Frankreich. In Montereau die Nationalgarde von deutschen 
Truppen entwaffnet 

2£. Montag. 

Preussen. Der König erlässt von Versailles aus an General 
Vogel von Falkenstein als den Generalgouverneur der 
Küstenlandes einen Befehl: „Da die Fortdauer des Krieges 
und die Bedrohung der deutschen Küsten die Aufhebung des 
durch meine Verordnung vom 21. Juli angeordneten Kriegs- 
zustandes noch nicht gestattet, und da es mein Wille ist dass 
während der Vorbereitungen für die bevorstehenden Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus, der Acusserung politischer Meinun- 
gen und der persönlichen Betheiligung der Wahlberechtigten 
kein Hinderniss in den Weg gelegt werde; so bestimme ich 
dass in den in Kriegszustand erklärten Bezirken bis zur 
Beendigung der Wahlen, vou der durch den Paragraphen 
fünf des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 
1851 begründeten Befugniss der Suspension des Artikel 80 
der Verfassungsurkunde' kein Gebrauch gemacht werde , und 
dass die auf Ihre Anordnung verhafteten internirten preus- 
sischen Unterthanen, soweit nicht inzwischen eine gericht- 
liche Haft gegen sie beschlossen, und vorbehaltlich des etwa 
gegen sie einzuleitenden strafgerichtlichen Verfahrens, sofort 
in Freiheit gesetzt werden. 

Ein ähnlicher Erlass geht an den Generalgouverneur der 
Rheinlande. 

Sachsen. Der Minister von Priesen geht nach Versailles. 
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Heesen. Der Minister Frhr. von Dalwigk und Legationsrath 
Hoftnann begeben sich nach Versailles, wegen der Be- 
rathungen über die deutsche Einigung. 

Oesterreich-Ungarn. Im ungarischen Unterhause beantragt 
Tisza die Errichtung eines selbständigen ungarischen Heeres. 

Frankreich. Ein Erlass der Regierung zu Tours theilt das 
Land Algier in drei Departements ein, unter Präfekten, 
die unter einem bürgerlichen Generalgouverneur stehen. 
Letztere Stelle erhalt Heinrich Didier, General Lallemand 
erhält den Oberbefehl über die dortigen Streitkräfte. 
Ein anderer Erlass erklärt die Juden im Lande Algier zu 

französischen Bürgern. # 
Die Festung Schiet tstadt ergibt sich den Deutschen. 2600 
Gefangene; 120 Geschütze genommen. 

Italien. Der Minister Visconti- Venosta erlässt ein Rund- 
schreiben an die Vertreter Italiens: es sei die feste Absicht 
der Regierung dem Papst und der Kirche völlige Freiheit 
und Unabhängigkeit zu wahren. 

Dienstag. 

Oesterreich-Ungarn. Der Gemeinderath zu Wien beschliesst 
einen Protest gegen die Verfügung des Statthalters welche 
die (dem Schulgesetz widersprechende» Zwangspflicht der 
Schulzöglinge an religiösen Vehlingen Tlieil zu nehmen, auf- 
recht erhalten hat. 

Frankreich. Gefecht bei Nogent-sur-Seiue (vor Paris), 250 
Franzosen gefangen; 3600 Mann Mobil- und Nationalgarden 
zersprengt. 

Sö. Mittwoch. 

GroBsbritannien und Irland. Eine französische Anleihe 
von 10 Millionen Pfd. St. (zum Kurs von 80, mit 6 Prozent 
Zinsen,) wird unvollständig unterzeichnet. 

Frankreich. Nach Besprechungen mit der Regierung zu Tours 
wird Thiers nach Paris entsendet mit Erlaubniss der 
preussisebt n Behörden. 
General Werder zieht gegen Dijon. 

Griechenland. Abermals furchtbares Erdbeben in den Provinzen 
Amphissa und Phthiotis. 
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27. Donnerstag. 

Schweiz. Der Bundesrath erlüsst eine Note an den Grafen 
Bismarck welche das Gesuch des diplomatischen Korps in 
Paris (vgl. 24. Sept. ? 3. und 6. Okt.), unter Zusage streng- 
ster Enthaltung in militärischen Dingen, nachdrücklich unter- 
stützt. 

Prankreich. Die Festung Metz ergibt sich. Gefangen drei 
Marschälle (Bazaine, Canrobert, Leboeuf), über 6000 
Offiziere, 173,000 Soldaten, darunter 20,000 bis 25,000 
Kranke und Verwundete. 541 Geschütze und 102 Mitrail- 
leusen genommen. Während der Belagerung haben die 
Franzosen über 44,000 Mann verloren. (Nach der Ueber- 
gabe werden der ausgehungerten Stadt und Besatzung grosse 
Vorräthe an Lebensmitteln zugeführt.) 
Gefecht bei Nangis und Montereau. Gegen 200 Franzosen 
gefangen. 

Gefechte bei Sainte-ßglise und Essertenne (zwischen Vesoul 
und Dijon), 500 Franzosen gefangen. 



Freitag. 

Preuesen. Ein Erlass Bismarcks an den Gesandten Berns- 
torff in London, in Antwort auf Granville's Depesche vom 
20. Oktober, sagt: Vor allem sei es nöthig den Franzosen 
die Wahl einer Nationalvertretung zu gestatten. Jeden von 
französischer Seite kommenden Vorschlag zur Anbahnung 
von Friedensverhandlungen werde man bereit willig prüfen. 
Der König ernennt General Moltke zum Grafen; den Kron- 
prinzen und den Prinzen Friedrich Karl zu Fddmar schallen: 
„der erste Fall der Art im Hause Hohenzollern*. 
Die suspendirten Artikel der Verfassung treten für den Hafen 
Kiel wieder in Kraft. 

Baiern. In den Festungen Landau und Oerinersheim der Be- 
lagerungszustand aufgehoben , sie werden in Kriegszustand 
versetzt. 

Grossbritannien und Irland. Die Londoner Zeitung Daily 
News enthält eine Darlegung, anscheinend von der Exkaiserin 
Eugenie herrührend, worin es heisst: Frankreich müsse 
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jede Gebietsabtretung ablehnen; sie habe dies am 15. Sep- 
tember „dem ersten" Abgesandten erklärt den der Graf 
Bismarck ihr geschickt, um ihr den Frieden anzubieten 
auf Grund der Abtretung von Strasburg und einem Theil 
des Unterelsass mit zusammen 250,000 Seelen, nebst einer 
Kriegsentschädigung von 2000 Millionen Franken. Die 
Kaiserin habe dies verworfen. Von der Reise des Generals 
Bourbaki zu ihr habe sie nichts vorher gewusst, ebenso 
von der des Generals Boyer; der letztere habe sie nur von 
den Vorgängen zu Metz in Kenntniss gesetzt. 

Frankreich. Antwort des Grafen Chaudordy, Stellvertreters 
des Ministers der auswärtigen Angelegenheiten, auf die Note 
Bismarck's vom 4. Oktober: Das geltende Kriegsrecht ge- 
statte die Behandlung der Kauffartei-Mannschaften als Kriegs- 
gefangene; die gefangenen Offiziere würden besser behandelt 
als die in Kriegsgefangenschaft befindlichen französischen 
Offiziere. 

Dem General Cambriels wird der Oberbefehl der östlichen 
Truppen abgenommen und dem General Michel verliehen. 

General LÖwenfeld wird deutscher Gouverneur von Metz. 

Die französischen Truppen vertreiben die preussischen Vor- 
posten aus Le Bonrget (bei Saint-Denis). 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Zu Washington 

wird eine Konferenz eröffnet zur Herstellung eines dauernden 
Friedens zwischen Spanien und den südamerikanischen 

Republiken. 

99. Samstag. 

Dänemark. Besuch des Königs und der Königin von Schweden 
in Kopenhagen. 

Frankreich. Auf das Gerücht von der Uebergabe von Metz 
erlässt Gambetta eine Verkündigung: „Ein solches Ereig- 
niss könnte nur das Ergebniss eines Verbrechens sein, dessen 
Urheber ausserhalb des Gesetzes gestellt werden müssten." 

Die Garde wird abgeschafft. 

Der Orden der Ehrenlegion soll nur für militärische Verdienste 
vertheilt werden. 
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Der in der Stadt Algier befehligende General Walsin wird 
von der Nationalgarde , auf Anordnung des Gemeinderaths, 
nach Frankreich zurückgeschickt. 

Die Deutschen besetzen Metz. 

Spanien. Wiedereröffnung der Cortes. 

30. Sonntag. 

Preussen. Die Exkaiserin Eugenie kommt nach Wilhelms- 
höhe. 

Frankreich. Thiers kömmt ins deutsche Hauptquartier nach 
Versailles zu Unterhandlungen, und geht dann am nämlichen 
Tage nach Paris. 
Die deutschen Truppen schlagen die französischen aus Le 
Bourget heraus (vgl. 28. Oktober) und machen über 1200 
Gefangene. 

Heftiges Gefecht vor Dijon, die Franzosen geschlagen. 
Portugal. Abermalige Aenderungen im Ministerium. 

3£. Montag. 

Norddeutscher Bund. Der amtliche Preussische Staats- 
anzeiger sagt: „Da sich die spanische Regierung über die 
diesseitigen Ansichten bezüglich der Kandidatur des Herzogs 
von Aosta informirt hat, wurde der Vertreter des Nord- 
deutschen Bandes in Madrid Freiherr von Canitz unterm 
21. d. beauftragt zu erklären: dass das Berliner Kabinet 
das erste unter den europäischen Mächten gewesen sei 
welches Spaniens Recht über seine Zukunft selbständig zu 
entscheiden, anerkannte. Der Norddeutsche Bund halte 
auch jetzt daran fest, und werde die Politik Frankreichs 
innere Angelegenheiten Spaniens zu einem Gegenstand der 
Einmischung zu machen, nicht nachahmen. Der Nord- 
deutsche Bund sehe der Entscheidung Spaniens über seine 
Zukunft entgegen, und werde dessen Beschlüsse anerkennen. 

Preussen. Die in Metz gefangenen französischen Marschälle 
und ihr Generalstab werden nach Kassel gebracht. (Can- 
robert kömmt später auf seinen Wunsch nach Stuttgart.) 
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Frankreich. Unruhen in vielen Städten, so in Toulouse, 
Nimes, Saint-Elienne; willkürliche Verhaftungen. 

In Paris erscheinen bewaffnete Haufen, namentlich aus der 
Vorstadt Kelleville, Mittaps zwei Uhr vor dem Stadthaus, 
nehmen die liegicrungsmiUßieder gefangen, und wollen einen 
Wohlfahrtsausschuss und eine Commune (Gemeinderath) 
bilden. An der Spitze der Bewegung steht Flourens, mit 
ihm Blanqui, Pyat, Milliere, Delescluze. Sie verlangen 
die Abdankung von Favre und Genossen, diese weigern sich. 
Picard entkommt, und ordnet dann mit Ferry die Zusam- 
menberufung der Nationalgaräe. an. Trochu, Arago, Ferry 
werden am Abend zuerst wieder befreit. 

Thiers trifft aus Paris wieder in Versailles ein. 

Die Stadt Dijon ergibt sich den Deutschen. 

Italien. Ein königlicher Erlass gewährt allen Verkündigungen 
des Papstes vollkommene Freiheit, auf Grund der dem Papste 
zustehenden „ Territorial freiheiten." 

Russland und Polen. Fürst Oortschakoff erlässt an die 
Mächte welche den Vertrug vom 30. März 1856 unterzeich- 
net haben, ein Handschreiben: Dieser Vertrug sei durch die 
Vereinigung der Moldau und Walachei schon übertreten 
worden, eben so seien Kriegsschiffe in das Schwarze Meer 
gekommen. Russland halte sich daher ebenfalls an diesen 
Vertrag nicht mehr gebunden, soweit er Grösse und Zahl 
der russischen Kriegsschiffe im Schwarzen Meer bestimmt 
habe. Russland könne nicht zugeben dass, nachdem so viele 
wesentliche Vertragsbestimmungen durchbrochen, nur die- 
jenigen verbindlich bleiben welche Russlands Interessen 
direkt berühren. Der Kaiser beabsichtige nicht die Erneue- 
rung der orientalischen Frage, sondern nur die Befestigung 
des Friedens und des europaischen Gleichgewichts, welches 
fortan besser gewahrt sein werde, wenn ein Verhältniss fort- 
falle das keine Grossmacht als normale Lebensbedingung an- 
nehmen könnte. Zugleich wird bemerkt dass es in dessen 
Folge auch der Türkei freistehe nach Belieben Kriegsschiffe 
auf dem Schwarzen Meere zu halten. 
(Da Russland sich geweigert hatte im Pariser Frieden vom 
30. März 1856 die Unantastbarkeit des türkischen Gebietes 
zu verbürgen, so schlössen England, Oesterreich und Frank- 
reich nachträglich einen Bürgschaiftsvertrag am 15. April 
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1856 zu Paris ab: Art. I. Die kontrahirenden Mächte garan- 
tiren solidarisch unter sich die durch den Pariser Vertrag 
vom 30. März 1856 feierlich ausgesprochene Unabhängigkeit 
und Integrität des ottomanischen Reiches. Art. II. Jede 
Verletzung der Bestimmungen des Pariser Friedens wird von 
den Mächten die diesen Vertrag unterzeichnen, als Kriegs- 
fall betrachtet. Sie werden sich mit der Pforte über die 
notbwendig werdenden Massregeln ins Einvernehmen setzen, 
und ohne Verzug unter sich über die Verwendung ihrer 
Land- und Seemacht Verfügungen treffen.) 



Mn% E**%*fe O Mäher». 

Oesterreich-Ungarn. In Böhmen verioeigern an verschiedenen 
Orten tschechische Landwehrleute den Fahneneid zu leisten. 
Der Stadtrath zu Prag verfügt die Schliessung der deutschen 
Josephstädter Schule; der Statthalter hält sie polizeilich 
offen. Darauf bcschliesst der Stadtrath die Gelder für die 
Schule zu verweigern; der Statthalter legt Beschlag auf die 
städtischen Einkünfte um die Schule zu erhalten. ' 

Grossbritannien und Irland. Eine Anzahl Irländer wird, 
unter dem Vorgeben sie beim Krankendienst zu beschäftigen, 
nach Frankreich gelockt, wo man aus ihnen eine irländische 
Brigade bilden will. 

Spanien. Ausbruch des gelben Fiebers in Barcelona und 
Alicante. 

Peru. Empörung der Neger. 

Cuba. Furchtbare Stürme, eine grosse Menge Volks kommt um. 

China. In den Seestädten Angriffe auf die Fremden , Ermor- 
dung vieler. (In den ersten Tageu des Monats.) 
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November 1870. 

JVovetnber t. Dienstag. 

Preussen. General Manteuffel erhält den Oberbefehl der 
ersten Armee. 

Frankreich. Rochefort aus der Regierung ausgetreten. 

In Paris werden gegen Morgen die übrigen Regierungsmit- 
glieder durch die Nationalgarde befreit. Die ganze Bewegung 
hat sich ohne Blutvergiessen vollzogen. — Hierauf ordnet 
die Regierung eine Volksabstimmung in Paris an: ob das 
Volk die Vollmaclilen der „ Regierung der nationalen Ver- 
teidigung" bestätige. 

Die zwanzig Bürgermeister t der Pariser Stadtbezirke, nebst 
dem Stadtbürgermeister Etienne Arago, legen ihr Amt 
nieder. 

Unterredungen zwischen Thiers und Bismarek. 
Gambetta erlässt eine Verkündigung : dass Bazaine das Land 
verrathen habe. 

P. J. Baroche, geb. 18. Nov. 1802 zu Paris, ausgezeichneter 
Advokat, Abgeordneter, seit 1850 öfters Minister, f zu Jersey 
wohin er sich geflüchtet, 68 Jahre alt. 

Italien. Der Paj)st erlässt eine EncyHika (Rundschreiben) worin 
er aufs neue gegen die italienische Annexirung des Kirchen- 
staats protestirt, und „alle diejenigen, in was für einer auch 
ganz besonderer Erwähnung werthen Würde sie glänzen 
mögen," (d. h. den König, seine Minister und Generale,) 
welche sich an der Annexirung betheiligt haben, in den 
grossen Bann thut. 

9, Mittwoch. 

Preussen. Die Exkaiserin Eugenie verlässt Wilhelmshöhe, 
und begibt sich nach England zurück. 

Frankreich. Weitere Verhandlungen zwischen Thiers und 
Bismarck; der letztere bietet einen fünfundzwanzigtägigen 
Waffenstillstand an, auf Grund des militärischen Status quo 
am Tage der Unterzeichnung. 
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In Paris finden in Folge der Vorgänge vom 31. Oktober zahl- 
reiche Verhaftungen statt. 

Fortdauer der Unruhen in vielen Städten, namentlich in Mar- 
seille, wo man eine „revolutionäre Commune" (Gemeinde- 
rath) eingesetzt, wo eine radikale garde civique (Bürger- 
garde) und die Nationalgarde einander gegenüberstehen, und 
Cluseret sich zum Oberbefehlshaber der erstem hat ernennen 
lassen. 

Prinz Friedrieh Karl verlegt sein Hauptquartier von Corny 
nach Pont-a-Mousson. 

Beginn der regelmässigen Beschiessnng von Neu-Breisach und 
Fort Mortier durch die Deutschen. 

Gefecht bei Les Eimes, Rougemont und Le Pctit-Magny 
(General Treskow), im östlichen Frankreich. 

3, Donnerstag. 

Oldenburg. Der Grossherzog begibt sich nach Versailles. 

Baden. Der Grossherzog begibt sich nach Versailles. 

Oesterreich-Ungarn. Direkte Reichstag swahlen in Böhmen. 
Die tschechischen Bezirke wählen Deklaranten , die deut- 
schen wählen Verfassungstreue. 

Frankreich. In Paris, Abstimmung über die Beibehaltung der 
gegenwärtigen Regierung. Mit Ja stimmen 557,976, mit Nein 
62,638. 

An Stelle von Tamiaier wird Clement Thomas zum Ober- 
befehlsJhaber der Pariser Nationalgarde ernannt. (Diesen 
Posten versah er schon nach der Revolution von 1848.) 

An Stelle von Esquiros ist Gent zum Präfekten in Marseille 
ernannt worden, auf welchen ein Mordversuch stattfindet. 
Indessen gelingt es der Nationalgarde die garde civique zu 
entwaffnen. Cluseret flüchtet. 

Die Festung Beifort von den Deutschen umzingelt 
Italien. Auflösung der Kammer. 

Spanien. Cortes. Der Ministerpräsident Prim schlägt den 
italienischen Prinzen Amadeo Herzog von Aosta zum 
König vor. Castelar*B Antrag: der Regierung eine Rüge 

21 
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zu ertheilen weil sie ohne Ermächtigung der Cortes einen 
Thronbewerber gesucht habe, wird mit 122 gegen 44 Stim- 
men verworfen. 

Bussland und Polen. Ein kaiserlicher ülcas führt die all- 
gemeine Wehrpflicht ein. 

£, Freitag. 

Norddeutscher Bund. General Vogel von Falkenstein ge- 
stattet die Wiederherstellung der Leuchtfeuer u. s. w. an den 
Küsten der Nordsee. 

Frankreich. Ein Erlass Gambetta's befiehlt dass jedes De- 
partement binnen zweier Monate eine Batterie mit Mann- 
schaft stellen soll. 

Der Pariser Polizeipräfekt Adam dankt ab, Cresson tritt an 
seine Stelle. 

General Bisson Befehlshaber der 2. Division des 6. Armee- 
korps, beschuldigt in einem Briefe aus Trier den Marschall 
Bazaine der VcrrätJierei '; er (Bisson) habe verschiedene 
Male verlangt dass man den Durchbruch versuchen solle; 
die Offiziere hätten nie etwas von Ergebung in Kriegsgefangen- 
schaft wissen wollen; Bazaine habe ihnen stets falsche Vor- 
spiegelungen gemacht. 

&. Samstag. 

Frankreich. Die Mitglieder der Regierung Favre und Trochu 
haben vor Paris eine Besprechung mit Thiers, der ihnen 
als letzte Vorschläge von Bismarck mittheilt: entweder 
einen kürzeren Waffenstillstand auf Grundlage des Status 
quo, oder den Zusammentritt einer Nationalversammlung 
ohne Waffenstillstand. 

Die Regierung in Paris lehnt einstimmig den Waffenstillstand 
ab; sie erklärt dass Preussen die Verproviantirung von 
Paris verweigere, und die Betheiligung von Elsass und 
Lothringen an den Wahlen nur unter gewissen Vorbehalten 
zugestanden habe. 

Neuwahl der Bezirks-Bürgermeister in Paris. Die meisten 
gehören zu den Anhängern der Regierung. 



* 
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Ein Erlass der Regierung in Tours ordnet an dass alle Männer 
von 20 bis 40 Jahren unter die Waffen treten. 

Die Regierung theilt die Mannschaft in Paris in drei Heere 
ein, deren eines aus der Nationalgarde besteht. 

Ein Ausfall der Besatzung von Neu-Breisach zurückgeschlagen. 

Türkei. Serbien. Schluss der Skupschtina (Abgeordneten- 
versammlung,) nach Beschlüssen über die Einführung eines 
freisinnigen Pressgesetzes, die Errichtung eines Lehrerseminars, 
einer Ackerbau- und Forst- Akademie, einer Offizierschule 
für die Landwehr. 

B. Sonntag. 

Norddeutscher Bund. Die französische Flotte erscheint 
wieder in der Nordsee» Die Erlaubniss vom 4. November 
wird deshalb zurückgenommen. 

Preussen. Adresse des Erzbischofs von Posen, des Bischofs 
von Kulm, und der Domstifter zu Kulm, Gnesen und Posen, 
an den König, damit er dem Papst wieder zum Besitz des 
Kirchenstaats verhelfe. 

Niederland. Abdankung des Ministeriums. 

Frankreich. Scharmützel zwischen Kolmar und Beifort» 

7. Montag. 

Norddeutscher Bund. Die Vertreter von Baden» Hessen und 
Wtirtemberg erklären sich in Versailles bereit (auf ziem- 
lich gleichen Grundlagen für die drei Staaten) in den Nord- 
band einzutreten. 

Frankreich. Abreise von Thiers aus Versailles nach Tours, 
Abbruch der Waffenstillstands-Verhandlungen. 
Jules Favre erlässt ein Bundschreiben: Preussen führe den 
Krieg weiter, obschon es Elsass und Lothringen bereits 
erobert habe; es wolle Frankreich vernichten; es verschliesse 
der Meinnng der Welt sein Ohr. Preussen habe den Waffen- 
stillstand von unmöglichen Bedingungen abhängig gemacht 
Frankreich habe eine mit der Dauer des Waffenstillstands 
im Verhältniss stehende Verpromantirung verlangt; dies habe 
Preussen verweigert, und somit die Vorschläge der neutralen 
Mächte verworfen. 
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Das Fort Mortier (bei Breisach) ergibt sich den Deutschen. 

Kleines Gefecht bei Bertonay (Ober-Marne,) eine Schaar 
Mobilgarden geschlagen. 

Bei Isle (am Doubs bei Maison blanche) schlagen die Mobil- 
garden und Franctireurs deutsche Truppen zurück. 

Der Grossherzog von Baden trifft in Versailles ein. 

8. Dienstag. 

Freussen. Rundschreiben des Grafen Bismarck über die 
Unterhandlungen mit Thiers: Er habe einen Waffenstill- 
stand auf Grund des militärischen Status quo vorgeschlagen, 
und eingewilligt keine Bedingung zu stellen die über die 
Frage von Elsass und Lothringen eine Entscheidung 
inbegreife, vielmehr die Ernennung von Abgeordneten dieser 
Provinzen zur Nationalversammlung zu gestatten. Thiers 
habe jedoch die Verproviantirung von Paris verlangt, ohne 
ein militärisches Gegengebot zu gewähren. Dies beweise 
dass man in Paris nach Vorwänden suche um der Nation 
die Walüen zu versagen. Darauf hin habe Thiers den Auf- 
trag erhalten die Verhandlungen abzubrechen. 

Baiern. Der österreichische Reichskanzler Beust trifft in 
München ein. (Seine Aeusserungen sollen die Beschleunigung 
der Unterhandlungen zwischen Baiern und dem Nordbund 
veranlasst haben.) 

Oesterreich-Ungarn. Der Reichsrath wieder eröffnet. Die 
„ verfassungstreuen" Abgeordneten von Böhmen treffen ein. 
(Es sind bei den direkten Wahlen in Böhmen 24 Ver- 
fassungstreue, 30 Deklaranten und Feudale gewählt worden.) 

Prankreich. Eine Note von Thiers über die mit dem Grafen 
Bismarck gepflogenen Waffenstillstands verhandlungen, an die 
Vertreter der fremden Mächte gerichtet, sagt: Es wurde ge- 
stattet mittelst freier Wahlen eine regelmässige Regierung 
zu bilden welche in gültiger Weise verhandeln könne. Als 
Graf Bismarck auf die frühere Regierung anspielte welche 
sich in Wilhelmshöhe neu zu gestalten schiene, erwiderte 
Thiers: es sei mit derselben ein für allemal aus. Graf Bis- 
marck verwahrte sich gegen jede Einmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten Frankreichs« Derselbe schien "keine 
unüberwindlichen Hindernisse des Waffenstillstandes zu 
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finden; aucli Thiers hielt eine Verständigung über alle 
Punkte möglich. Es wurde zunächst über die Dauer des 
Waffenstillstandes verhandelt, welche auf 25 Tage festgesetzt 
ward. Der Waffenstillstand sollte kein Präjudiz für die 
Fragen betreffs des Elsasses und Lothringens abgeben. 
Graf Bismarck wollte dort keine Wahlagitation zulassen, 
gestattete jedoch die Vertretung der beiden Gebiete durch 
Notabein, welche ohne Zuziehung der deutschen Behörden 
sollten bezeichnet werden können. Es wurde hierüber ein 
Einvernehmen erzielt. Die Ver pro viantirungsf rage veranlasste 
zunächst keine wesentlichen Meinungsverschiedenheiten. Graf 
Bismarck berichtete hierüber an die militärischen Behörden. 
Bei der Besprechung am 3. d. M. sah Thiers ein dass die 
Verproviantirung8frage eine Hauptfrage geworden. Graf 
Bismarck erklärte : der Waffenstillstand laufe den Interessen 
Preussens durchaus zuwider; die Verproviantirung könne 
man nur zugeben, wenn Frankreich ein militärisches Gegen- 
gebot, z. B. Stellungen vor Paris, ein Fort bewillige. Da- 
gegen erklärte Thiers: die Verweigerung der Verprovian- 
tirung hiesse den Widerstand von Paris um einen Monat 
verkürzen ; die Forderung eines Forts hiesse die Mauern von 
Paris verlangen. Thiers berichtet sodann über die mit Favre 
bezüglich des Abbruchs der Verhandlungen gehabte Unter- 
redung, sowie über die Weigerung ohne Waffenstillstand die 
Wahlen vorzunehmen. 
Die Festung Verdun ergibt sicJi den Deutschen. 
Bussland und Polen. Erklärung des Fürsten Gortschakoff 
an Eugland in Betreff des Pon'tus- Vertrags : In die Frage des 
strengen Rechts wolle man nicht eingehen; dies würde das 
gute Einverständniss nicht fördern. Der Kaiser habe eine 
dringende Pflicht gegen sein Land zu erfüllen, und berufe 
sich auf das Gerechtigkeitsgefühl der Vertragsmächte. Die 
Versuche zu einer Konferenz seien stets misslungen. In- 
zwischen sei die Lage für Russland unerträglich geworden; 
Russland habe nicht die einzige Macht bleiben können die 
auf unbegrenzte Zeit an ein Uebereinkommen gebundm bleibe 
das täglich schwächer in seinen Grundlagen werde. Das 
nationale Gefühl protestire gegen die Verpflichtung des Ver- 
trages von 1856. „Wir können nicht annehmen dass die 
Aufhebung eines lediglich theoretischen Prinzips welcher 
keine unmittelbare Wirkung gegeben wird, und die an Russ- 
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land nur ein Recht zurückgibt dessen sich beraubt zu sehen 
keine Grossmacht zugeben könnte, als drohend für den 
Frieden angesehen werden sollte, oder dass aus der Annul- 
lirung eines Punktes des Vertrages von 1856 die Annullirung 
des ganzen erfolgen müsse. Unsere Mittheilung vom 19. Ok- 
tober erklärt in den deutlichsten Ausdrücken dass der Kaiser 
seine Zustimmung zu den allgemeinen Grundsätzen des Ver- 
trages von 1856 vollständig aufrecht hält, und dass er bereit 
ist mit den unterzeichneten Mächten jenes Vertrages zu einem 
Uebereinkommen zu gelangen, um die allgemeinen Bestim- 
mungen desselben entweder zu bestätigen, oder zu erneuern, 
oder dieselben durch andere billige Vereinbarungen zu er- 
setzen welche als geeignet betrachtet werden könnten die 
Ruhe des Orients und das Gleichgewicht von Europa zu 
sichern. Es scheint demnach kein Grund dafür vorhanden 
zu sein dass das Londoner Kabinet nicht nach seinem Be- 
lieben auf eine Auseinandersetzung mit den Unterzeichnern 
des Vertrags voti 1856 eingehen sollte. Für unseren Theil 
sind wir bereit, uns jeder Berathung anzuschliessen welche 
die Feststellung von Garantien für die Befestigung des 
Friedems im Orient zum Gegenstand hat. Wir sind über- 
zeugt dass neue Garantien gefunden werden würden in der 
Beseitigung einer dauernden Ursache von Gereiztheit zwischen 
den beiden am unmittelbarsten interessirten Mächten. Ihre 
gegenseitigen Beziehungen würden sicherer auf die Basis 
eines guten und soliden Einverständnisses gestellt werden. 
Wir glauben dass ein gutes Einvernehmen zwischen den 
beiden Regierungen ausserordentlich vortheilhaft ist für die 
beiden Länder sowohl als für den Frieden der Welt. Wir 
haben mit lebhafter Genugthuung unsere Beziehungen wäh- 
rend der letzten Jahre immer näher und herzlicher werden 
gesehen. Die ernsten Umstände worin wir uns im gegen- 
wärtigen Augenblicke befinden, scheinen uns dieses wünschens- 
werther wie jemals zu machen. 1 * 
General Annerikoff übergibt in Versailles dem Kronprinzen 
von Prenssen die Ernennung zum russischen Feldmarschall. 
Die gleiche Ernennung überbringt er dem Prinzen Fried- 
rich Karl. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Kongresswahlen. 
Die „Bepublikaner" erhalten die Mehrheit gegen die „De- 
mokiaten," wie bisher. 
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0. Mittwoch. 

Belgien. Wiedereröffnung der Kammern. Das Ministerium legt 
ein neues Wahlgesetz vor. 

Frankreich. General von der Tann, von starken Truppen- 
massen angegriffen, verlässt Orleans, und zieht sich nach 
einem heftigen Treffen bei Conliniers fechtend nach Toury 
zurück. (12,000 Baiern gegen 70,000 Franzosen.) Eine Muni- 
tionskolonne die zwei unbrauchbar gewordene Kanonen mit- 
führt, verirrt sich auf dem Woge und geräth in Gefangen- 
schaft. 

Besetzung von Montbeliard durch die Deutschen. 

Italien. Kardinal Antonelli erlässt an die fremden Mächte 
eine Note gegen die Besitzergreifung des Palastes auf dem 
(Juirinal, welche die italienische Regierung am 8. November 
angeordnet hatte. 

tO. Donnerstag. 

Grosabritannien und Irland. Der Minister Granville erlässt 
eine Note zur Antwort auf die mssische Note vom 31. Ok- 
tober: Indem Russland sich vom Vertrag von 1856 theilweise 
lossage, messe es sich das Recht gänzlicher Lossagung an. 
Dies Recht besitze nicht eine einzelne Macht, sondern nur 
die Gesammtheit der Unterzeichner. Auf solche Weise zer- 
störe man von vornherein alle bestehenden Verträge. Hätte 
Russland Anträge auf Aenderungen gestellt, so wären sie 
nicht abgelehnt, und es wäre der Gefahr künftiger Verwicke- 
lungen vorgebeugt worden. 

Belgien. Die Exkaiserin Eugenie kommt in Brüssel an. 

Prankreich. Die Festung Neu-Breisach ergibt sich den 
Deutschen. 

Die Generale Wittich und Prinz Albrecht (Vater) stossen in 
Toury zum General von der Tann. 

Rusaland und Polen. Depeschen des Staatskanzlers Gor- 
tschakoflf an Hrn. von Nowikoff Gesandten in Wien : Die 
russische Regierung sei bereit jedem Einvernehmen beizu- 
treten das zum Zwecke habe Bürgschaften für die Befestigung 
der Ruhe im Orient zu gewähren. 
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MM. Freitag. 

Preussen. Bogumil Goltz, geb. 20. März 1801 zu Warschau, 
deutscher humoristischer Schriftsteller, f zu Thorn 69 '/» 
Jahre alt. 

Frankreich. Die Truppen unter dem Grossherzog von Mecklen- 
burg stossen zu den Baiern unter General von der Tann. 
Zwei kleine Gefechte in der Nähe von Montbeliard. 

M2. Samstag. 

Schweiz. Kanton Tessin. Eine Volksversammlung in Men- 
drisio verlangt Trennung der Kantonstheile jenseits des 
Monte Cenere zu einem besonderen Kanton. 

Grossbritannien und Irland. Depesche des Ministers Gran- 
ville: Die von deutscher wie die von französischer Seite 
aufgestellten Friedensbedingungen hielten nicht das rechte 
Mass ein. Graf Bernstorff habe ihm mitgetheilt dass Gr.if 
Bismarck trotz des erfolgten Abbruchs zur Erneuerung 
direkter Verhandlungen in Versailles geneigt sei, wenn die 
provisorische Regierung ernstlich einen Waffenstillstand und 
ein Parlament wünsche; auch sei Graf Bismarck bereit Par- 
lamentswahlen selbst ohne Waffenstillstand zuzulassen. Graf 
Bernstorff habe ihm dabei bemerkt dass direkte Verhand- 
lungen die vortheilhaftesten seien. Darauf habe er (Granville) 
sich höchst befremdet erklärt über die deutsche Empfindliclikeii 
gegenüber dem freundschaftlichen Bemühen einer anderen 
Macht. Bernstorff habe hierauf gesagt: es liege darin keine 
Empfindlichkeit, sondern nur die Erfahrung dass die Franzosen 
dadurch nur in dem Glauben an eine fremde Intervention 
und somit in ihrer Halsstarrigkeit bestärkt würden. 

Frankreich. Die Regierung erklärt die Häfen von Pieppc, 

Feoamp und Harre in Blokadestand. 
Die Franzosen erbauen vor Paris zwei neue Redouten bei 

Vülejuif und Vitry. 
Scharmützel bei L'Isle-sur-Donbs und Clerval. 

Cuba. Siegreicfies Gefecht zwischen dem preussischen Kanonen- 
boot Meteor und dem französischen Aviso Bouvet. Letzle- 
res wird stark beschädigt, und flüchtet in den Hafen vm 
Habana, wohin es von dem Meteor verfolgt wird. 
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Sonntag. 

Würtemberg. Ein Telegramm des Königs an die in Versailles 
befindlichen Minister Succow und Mittnacht weist diese 
an mit den baierischen Ministern zusammenzugehen. (Vgl. 
15. Nov.) 

Oesterreich-Ungarn. Depesche des Grafen Beust an den Ge- 
sandten in Berlin Grafen von Wimpflfen, worin das Interesse 
der neutralen Mächte am Frieden ausgesprochen wird. 

Schweiz. Die südlich vom Monte Cenere gelegenen Theile des 
Kanton Tessin weigern sich, mit Ausnahme von drei Wahl- 
kreisen, die Wahlen zum Grossrath des Kantons vorzu- 
nehmen. 

Kanton Genf. Bei den Wahlen zum Grossen Rath siegen die 
Radikalen. (Darauf Abdankung des Staatsraths d. h. der 
Regierungsbehörde.) 

Prankreich. Das Kriegsministerium in Tours erlässt eine Ver- 
fügung die allen Offizieren ohne Ausnahme die aus der Ge- 
fangenschaft aitkommen, eine Belohnung von 750 Franken 
verspricht. 

Ein Erlass desselben löst die Francs-Tireurs des Departements 

Sarthe auf, wegen Feigheit 
Das Heer unter Prinz Friedrich Karl langt in Fontaine- 

bleau an 

MS. Montag. 

Norddeutscher Bund. Da das französische Kriegsschiff 
Desaix das deutsche Handelsschiff Charlotte, anstatt es 
nach dem Seerecht in einen französischen Hafen vor ein 
Prisengericht zu bringen, in Grund geschossen hat, so 
werden französische Geiseln dafür nach Bremen gebracht. 

Baiern. Julius Thäter, geb. 1804 zu Dresden, ausgezeichneter 
Kupferstecher, f zu München 66 Jahre alt. 

Frankreich. Marseille. Bei den Gemeinderaths wählen siegen 
die Republikaner mit 21,000 Stimmen gegen 7000 Stimmen 
über die Rothen. 

Beschiessung der Festung Thionville. 

Ein Ausfall aus Mezieres zurückgewiesen. 
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Vereinigte Staaten von Nordamerika. Das Bundes-Ober- 
gericht hält durch ein neues Urtheil seine früheren Ent- 
scheidungen betreffs des gesetzlichen Zahlungsmittels aufrecht. 
(Vgl. 20. April.) 

t&. Dienstag. 

Norddeutscher Bund. Vertragsabschluss mit Baden und Hessen 
über die Verfassung eines Deutschen Bundes. Für diesen 
bleibt die bisherige Verfassung des Norddeutschen Bundes 
bestehen. Doch wird u. a. festgesetzt dass Aenderungen in 
Betreff der Rechte einzelner Bundesstaaten gegenüber der 
Gesammtheit, nur mit Zustimmung des betreffenden Staates 
erfolgen können. (Vgl. im üebrigen den Vertrag mit Baiern 
23. November.) 

Baiern. Nürnberg. Das Gemeindekolleg beschliesst einstimmig 
eine Adresse an den König zu richten: derselbe wolle einer 
neuzuwählenden Kammer sofort die nöthigen Vorlagen zur 
Berathung der deutschen Frage machen lassen „um recht- 
zeitig drohendes Missgeschick vom Vaterlande abzuwenden." 

Würtemberg. Die Minister Mittnacht und Succow kehren 
aus Versailles nach Stuttgart zurück. (Vgl. 18. November. 
Sie erklären dem Könige: sie würden abdanken wenn die 
von ihnen verhandelte Vereinbarung nicht genehmigt wurde.) 

Luxemburg. In Antwort auf die vom Staatsrath überreichte 
Adresse dankt der Statthalter Prinz Heinrich dafür dass 
sich der Staatsrath den Kundgebungen der Bevölkerung an- 
geschlossen; eine einstimmige Gesinnungsäusserung sei gerade 
jetzt nützlich ; Luxemburg: habe nie eine neutralitätswidrige 
Haltung eingenommen, und habe daher Zutrauen zu der 
Loyalität der Unterzeichner des Londoner Vertrages. Es sei 
kein Grund vorhanden die Unabhängigkeit des Grossherzog- 
thums anzutasten; sollten die Diplomaten dies versuchen, so 
müsste er sich dagegen erklären. 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Auf eine Anfrage des Ab- 
geordneten Brasseur erklärt der Minister des Aeussern: dass 
der preussische Gesandte am 8. Oktober d. J. ihm im Namen 
seiner Regierung einige Bemerkungen bezüglich der Haltung 
eines Theiles der belgischen Presse welche die freund- 
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schaftlichen Beziehungen Deutschlands zu Belgien beein- 
trächtigen könnte, gemacht habe. Der Minister habe geant- 
wortet : die Presse sei nach der belgischen Verfassung frei, 
die Regierung könne keine Verantwortlichkeit übernehmen; 
die Regierung habe ihr Möglichstes gethan um die Neutralität 
streng aufrecht zu erhalten und jedem Zerwürfniss vorzubeugen, 
und die Presse habe ihr durch Patriotismus geholfen ihre 
Pflicht zu erfüllen. 

Frankreich. General Aurelles de Paladine wird Oberbefehls- 
haber der Loire- Armee. 

Türkei. Die russische Note vom 31. Oktober wird der Pforte 
übergeben. 



MB. Mittwoch. 

Sachsen. Der Dichter und Uebersetzer Adolf Böttger, geb. 
21. Mai 1815 zu Leipzig, f in Gohlis (bei Leipzig) 55 1 /* 
Jahre alt. 

Baiern. München. Die Gemeindebevollmächtigten bescbliessen 
einstimmig dass die Bewilligung von Geldern für die Feier 
des erwarteten Einzugs der Deutschen iu Paris, für den 
Fall zurückgezogen werde wenn Baiern nicht in den Nordbund 
eintrete. 

Oesterreich-Ungarn. Zwei Depeschen des Grafen Beust an 
den Grafen Chotek Botschafter in Petersburg', beantworten ^ 
die Note des Fürsten Gortschakoff vom 31. Oktober, miss- 
billigen das Verfahren Russlands, und sagen dass nach den 
aufgestellten Sätzen künftig kein Vertrag mehr irgend eine 
Sicherheit biete. 

Frankreich. Eine Depesche von Gambetta an Jules Favre 
erklärt dass man, bis auf seltene Ausnahmen, nicht mehr 
von Wahlen oder Waffenstillstand spreche. 

fitienne Arago dankt ab als Bürgermeister von Paris, an seine 
Stelle tritt Jules Ferry. 

Die Festung Montm£dy von den Deutschen eingeschlossen, 
nach Gefechten bei Chauveuey und Thonelle. 

Ausfall aus Beifort zurückgewiesen. 
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Spanien. Cortes. Königswahl. Amadeo Herzog von Aosta 
erhält 191 Stimmen, für die Föderativrepublik 60, für die 
unitarische Republik 3, für Montpensier 27, für Alfons o 
(Sohn Isabellens) 2, für Espartero 8. Der Abstimmung 
enthalten sich 17. 
Viele Konservative protestiren gegen diese Wahl; unter ihnen 
eine Anzahl aus den Granden von Spanien. 

17. Donnerstag. 

Oesterreich-Ungarn. Das Herrenhaus des Reichsraths nimmt 
mit grosser. Mehrheit eine gegen das Ministerium Potozky 
gerichtete Adresse an. 

Prankreich. Die Abtheilung des Grossherzogs von Mecklenburg 
schlägt die Franzosen bei Dreux, General von Treskow 
nimmt diese Stadt ein. 

Russland und Polen. Veröffentlichung eines kaiserlichen Er- 
lasses der den Kriegsminister beauftragt: ein Gesetz aus- 
zuarbeiten über die Armeereserve, und die Ausdehnung der 
Militärpflicht auf sämmtliche Stände unter gewissen Be- 
schränkungen. 

Türkei. Der russische Gesandte General Ignatjeff trifft in 
Konstantiiiopel ein. 

* 

iS. Freitag. 

Frankreich. Treffen bei Chäteanneaf (südlich von Dreux), die 
Franzosen geschlagen. Einige Hunderte gefangen. 
Gefechte bei Ardelles und Digny (in derselben Gegend). 

Russland und Polen. Das offiziöse Petersburger Journal 

sagt : „Hätte ein Kongress zusammentreten können, so würde 
die kaiserliche Regierung nicht ermangelt haben ihm die 
Frage vorzulegen welche für Russland von höchster Dring- 
lichkeit ist; aber Russland zu verpflichten den Augenblick 
abzuwarten wo eine europäische Verständigung erzielbar ist, 
hiesse Russland unbestimmt an eine unmögliche, sich stets 
verschlimmernde Lage ketten." Der Artikel widerlegt die 
Behauptung dass die russische Note die Vernichtung des Ge- 
sammtvertrages in sich schliesse; übrigens könne England 
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für die Türkei thun was für Belgien geschehen sei. Die 
Gefahren der Türkei liegen nur im Innern; so lange die 
Beziehungen der Pforte zu Russland nicht auf dem Fusse 
der Freundschaft hergestellt seien, sei eine Beruhigung der 
christlichen Bewohner nicht zu hoffen. Russland werde -eine 
loyale Unterstützung in dieser sein Dasein berührenden 
Ehrenfrage schätzen. „Oesterreich weiss dass seine politi- 
schen Schwierigkeiten da begonnen haben wo es durch seine 
perfide orientalische Politik die Freundschaft Russlands 
verlor. Beide Reiche gewinnen durch eine billige Würdigung 
der gegenseitigen Interessen." 



M9, Samstag. 

Oesterreich-Ungarn. Das Abgeordnetenhaus nimmt eine dem 
Ministerium feindliche Adresse mit 90 gegen 62 Stimmen an. 

Frankreich. Vereinigung des Heeres unter Friedrich Karl 
mit den Abtheilungen unter General von der Tann und 
Grossherzog von Mecklenburg. 

Ein preussisches Landwehrbataillon und eine Schwadron Hu- 
saren werden zu ChAtillon an der Seine überfallen, müssen 
sich zurückziehen, und büssen 120 Mann und 70 Pferde ein. 



20. Sonntag. 

Baiern. Katholikenversammlung in Bamberg, zu dem Zwecke 
den König um Hilfe für den Papst zu bitten. 

Würtemberg. Die Minister Mittnacht und Succow gehen 
nach Berlin, mit der Ermächtigung den von ihnen in Ver- 
saüles unterhandelten Vertrag zu unterzeichnen. 

Grossbritannien und Irland. Der französische Geschäfts- 
träger Tissot ersucht die englische Regierung einen Geleit- 
Schein für Jules Favre zu erwirken, damit derselbe sich zur 
Londoner Konferenz begeben könne. (Graf Bismarck ant- 
wortet: der Geleitschein stehe zur Verfügung, müsse aber 
abgeholt werden, weil die Franzosen auf einen deutschen 
Parlamentär geschossen hätten.) 
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Prankreich. Die Regierung zu Paris gestattet fortan weder 
den Fremden noch den Mitgliedern des diplomatischen Korps 
die Hauptstadt zu verlassen. 

Gefechte an der Oise. 

Italien. Depesche des Gesandten zu Berlin Grafen Launay 
an den Minister Visconti Venosta: der Erzbischof von 
Posen Graf Ledochowski habe dem König in Versailles 
eine Adresse zu Gunsten des Papstes überreicht, der König 
habe keine Antwort darauf gegeben. 

21. Montag. 

Prankreich. Odo Kussell hat in Auftrag des englischen Mi- 
nisters Granville, wiederholte Besprechungen zu Versaille 
mit dem Grafen Bismarck. 

Jules Favre erlässt ein neues Rundschreiben an die diplo- 
matischen Vertreter des Landes: Der Anstoss zu den Unter- 
handlungen von Thiers sei nicht von Frankreich sondern 
von England gekommen; die Verproviantirung von Paris 
sei bei den englischen Eröffnungen „nie in Zweifel gesetzt 
worden." Es sei die Behauptung von Bismarck unricli- 
tig dass Thiers eine Verproviantirung in grossem Mass- 
siabe verlangt habe; dieselbe sei vielmehr aufs genaueste 
nach der Zahl der Tage des Waffenstillstands berechnet 
gewesen. Der Waffenstillstand ohne dieselbe würde für 
Frankreich eine Täuschung und Gefahr gewesen sein. Die 
Regierung habe den heissesten Wunsch nach Berufung einer 
Nationalversammlung, allein sie sei ohne Waffenstillstand 
unmöglich, sie würde die Vertheidigung unterbrochen haben. 
Paris sei unüberwindlich; ein Heer sei improvisirt, die 
Mobilgarde und die Nationalgarde neu gebildet worden. 
Preussen habe die wohlwollende Stimme der Neutralen nicht 
gehört; diese hätten der Regierung ihre moralische Unter- 
stützung geliehen. Preussen sei es das eine National- 
versammlung verhindern wolle; Preussen wolle seine Politik 
gewaltsamer Eroberungen und europäischer Herrschsucht 
durchführen. 

Im Fort Plappeville (vor Metz) fliegt in Folge einer Pidver- 
entzündung eine Kasematte in die Luft; 70 preussische 
Artilleristen kommen um. 
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Die Deutschen rücken wieder in Cliätillon-sur-Seine ein. (Vgl. 
19. Nov.) 

Treffen bei Bretoncelles (Grossberzog von Mecklenburg), die 

Franzosen geschlagen. 
Gefechte südlich von La Loope. 

99, Dienstag. 

Oesterreich-Ungarn. Eröffnung der Sitzung der Delegationen 
zu Pest. 

Der Kaiser genehmigt den Beschhiss des Tiroler Landtags: 
dass die Landesschützen nur mit Genehmigung des Land- 
tags ausserhalb Tirols verwendet werden können. 

Frankreich. Gefecht bei Hericonrt an der Schweizer Grenze. 

Kampf bei Nuits, die Preussen besetzen die Stadt. 

Die Deutschen unter dem Grossherzog von Mecklenburg und 
General von der Tann besetzen Nogent-le-Rotrou. 

Der Oberst Chenet, von einem Kriegsgericht Garibaldis 
(auf Aussage von italienischen Soldaten) wegen Feigheit zum 
Tode verurtheilt, dann zu den Galeeren begnadigt, wird in 
Toulon nur in Haft behalten, damit auf Anordnung Garn- 
betta's eine neue Untersuchung erfolge. 

9&. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Mit Baiern wird zu Versailles ein 
Vertrag zur Gründung eines Deutschen Bundes abgeschlos- 
sen. Baiern behält die Posten und Telegraphen, die Leitung 
und Organisation des Heeres in Friedenszeiten und die Auf- 
bringung der Kosten für dasselbe, die Gesetzgebung über 
Verehelichung, über Befugniss zur Ausübung politischer 
Rechte; die baierischen Gesandten haben die Bundesgesand- 
ten zu vertreten; Baiern hat den Vorsitz im Bundesrathe im 
Fall der Verhinderung Preussens; das Gesetz über die 
Gotthardbahn vom 31. Mai 1870 kann nicht ohne Verände- 
rung zum Bundesgesetz erklärt werden-, die baierischen 
Festungen bleiben bei Baiern, die beweglichen Bewaffnungs- 
gegenstände derselben gehören dem Bunde; Landau wird 
nach dem Kriege entfestigt. Ferner wird die Gesetzgebung 
über Presse und Vereine zur Bundessache erklärt. Baiern 



Digitized by 



328 November 1870. 



hat einen beständigen Sitz in dem Ausscliusse für Landheer 
und Festungen. Zur Kriegserklärung ist die Zustimmung 
des Bundesraths erforderlich, ausser im Fall eines Angriffs. 
Baiern erhält im Bundesrath 6 Stimmen, Würtemberg 4, 
Buden 3, Hessen o, (Sachsen 4, Mecklenburg-Schwerin 2, 
Preussen 17), die andern je eine Stimme, im Ganzen 58. 
Im Bundesrath besteht ein Aussdhuss für die auswärtigen 
Angelegenheiten, gebildet aus Baiern mit dem Vorsitz, 
Würtemberg und Sachsen. Der Reichstag erhält 382 Ab- 
geordnete. Bei Angelegenheiten die nicht dem ganzen Bunde 
gemeinschaftlich sind, stimmen im Bundesrath und Reichstag 
die Unbetheiligteu nicht mit; 33 Gesetze des Norddeutschen 
Bundes werden für Bundesgesetze erklärt, darunter Passwesen, 
Freizügigkeit, Wehrgesetz, Unbeschränktheit des Zinsfusses, 
Aufhebung der Schuldhaft, Genossenschaften, Mass und Ge- 
wicht, Wechselordnung, Wechselstempel, Oberhandelsgericht, 
Rechtshilfe, Gleichberechtigung der Konfessionen, Bundes- 
angehörigkeit , Urheberrecht.. Aktiengesellschaften, Auagabe 
von Papiergeld, Banknoten, Strafgesetz. Verfassungsverände- 
rungen welche Rechte eines einzelnen Bundesstaats gegen- 
über dem Bund betreffen, können nur mit Zustimmung des 
betreffenden Staates stattfinden. 

Das deutsche Militärwewn stellt sich hiernach folgondermassen. Baiern 
ist wesentlich nur der Militärgesetzgebung des Bundes unterworfen. 
Am entgegengesetzten Ende ist eine militärische Selbständigkeit der 
Hansestädte, der sämmtlichen Fürstenthümer und der thüringischen 
Herzogthümer in äusserlich erkennbarer Weise kaum mehr vorhanden. 
Baiern zunächst stehen Würtemberg, Sachsen, Hessen mit selbstän- 
digen militärischen Verbänden und selbständigem militärischem Haus- 
halt in den Grenzen des Bundesetats. Mecklenburg hat auch selb- 
ständigen Haushalt, aber seine Offiziere gehören zum preussischen 
Offizierkorps. Dasselbe soll künftig auch hinsichtlich Badens der Fall 
sein. Braunsckweig besitzt sein eigenes Offizierkorps, führt aber 
keinen selbständigen Haushalt. Oldenburg und Sachsen-Weimar, so 
wie Anhalt bilden aus ihren Landeskindern, wenn auch nicht für alle 
Waffen, eigene Regimenter. Bestimmungen der Bundesverfassung 
über die militärische Selbständigkeit der Einzclstaaten haben schlecht- 
hin nur für das Verhältniss zu Braunschweig noch Geltung, während 
im Verhältniss zu allen übrigen Staaten besondere Militärkonven- 
tionen die Bestimmungen der Verfassung vielfach abändern. Durch 
diese Konventionen ist Baiern, Würtemberg, Sachsen und vorläufig 
noch Hessen eine grössere Selbständigkeit eingeräumt als die Bundes- 
verfassung zulässt. Allen anderen Staaten gegenüber haben die Kon- 
ventionen die verfassungsmässig zugelassene Selbständigkeit noch 
weiter beschränkt, theilweise gegen das finanzielle Zugeständniss 
einer Erleichterung der Matrikularbeiträge bis zum Jahre 1874. 
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I. Die Militärgesetzgebung. Die preussische Gesetzgebung und 
die Gesetzgebung des Bundes soll in Baiern nicht gelten bis zur ver- 
fassungsmässigen Beschlussfassung über die der Bundesgesetzgebung 
anheimfallenden Materien, d. h. bis zur freien Verständigung bezüg- 
lich der Einführung der bereits vor dem Eintritt Baiems in den Bund 
in dieser Hinsicht erlassenen Gesetze und sonstigen Bestimmungen, 
im ganzen übrigen Bunde soll jene Gesetzgebung gelten, mit der Aus- 
nahme dass in Würtemberg hinsichtlich des Militärstrafgesetzbuehes, 
der Strafgerichtsordnung, der Bestimmungen über Einquartierung 
und Ersatz von Flurbeschädigungen, die derzeit bestehenden Gesetze 
und Einrichtungen vorerst und bis zur Regelung im Wege der Bun- 
desgesetzgebung, in Geltung verbleiben sollen. 

II. Militärische Organisation und Formationen. Baiern bildet 
eine selbständige Armee, Würtemberg und Sachsen selbständige 
Armeekorps, Baden und Hessen selbständige Divisionen unter preus- 
sischem Kriegskominando. Die Regimentsnummern sind durchlaufend, 
vorbehaltlieh der besonderen Mummern innerhalb des engeren Ver- 
bandes. Für Baiern sind die Regimentsnummern nicht durchlaufend. 
Von den übrigen Staaten bildet Mecklenburg eine besondere Infan- 
teriebrigade, Mecklenburg, Oldenburg und Braunschweig besondere 
Infanterie- und Kavallerieregimenter, Anhalt und 8achsen- Weimar 
besondere Infanterieregimenter, die thüringischen Staaten gemein- 
schaftliche Infanterieregimenter. Abgesehen von diesen besonderen 
Truppentheilen und Verbänden, werden die Soldaten aus den Klein- 
staaten in preussische Truppentheile eingereiht, und tragen darin die 
preussische Kokarde neben der Landeskokarde. Der Fahneneid wird 
nach den Bestimmungen der Bundesverfassung überall dem Landes- 
herrn geleistet, in denselben wird die Verpflichtung aufgenommen 
den Befehlen des Buudesfeldherrn unbedingt (für Baiern nur zu 
Kriegszeiten) Folge zu leisten. Baiern, Würtemberg, Hessen (vor- 
läufig noch), Sachsen und Braunschweig haben selbständige Offizier- 
korps. Die Offiziere aller übrigen Kontingente gehören zum preus- 
sischen Oftizierkorps, tragen preussische Kokarden und Schärpen, 
und werden vom König von Preussen ernannt. Es ist gestattet be- 
sondere Abzeichen des Kontingents daneben zu tragen. Diese Offi- 
ziere leisten dem König von Preussen den Fahneneid, und verpflich- 
ten sich darin nur „das Wohl und Beste des Kontingentsherrn zu 
fördern, Schaden und Machtheile aber von Höchstdemselben und 
seinem Lande abzuwehren." Diejenigen Kontingente welche selb- 
ständige Offizierkorps besitzen, (Baiern, Würtemberg, Sachsen, Hessen, 
Braunschweig), nehmen mit Ausnahme Baiems, an den Centralbil- 
dungsansfalten für Offiziere Theil. Das sächsische und würtem- 
bergische Offizierkorps soll auch im preussischen Generalstab ver- 
treten sein. Einzelne Mitglieder dieser Oftizierkorps können auf 
einige Jahre zur preussischen Armee abkommandirt werden, und um- 
gekehrt. 

Auch in den selbständigen Kontingenten kommen die preussischen 
Grundsätze über Organisation, Formation, Ausbildung, Gebühren, 
Bewaffnung, Ausrüstung, Mobilmachung zur Anwendung. Nur 
Baiern behält sich hinsichtlich der Bewaffnung, Ausrüstung und 
Gradabzeichen die Herstellung der voUen Uebereinstimmung noch 
vor. In Bezug auf die Bekleidung sollen die preussischen Grund- 
farben und der preussische Schnitt massgebend sein; nur Würtem- 
berg behält sich vor hinsichtlich der Bekleidung „den Verhältnissen 
der Bundesarmee möglichst Rechnung zu tragen 4 *. 

22 
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III. Die Stellung 1 der Landesherren. Im allgemeinen gelten fol- 
- gende Punkte: a) ihre Landeskinder leisten Ihnen den Fahneneid, 

unter Einschaltung der Verpflichtung des Gehorsams gegen den 
Bundesfeldherrn. b) Die Offiziere ihrer Kontingente leisten dem 
Könige von Preussen den Fahneneid, werden aber darin wie gesagt, 
verpflichtet das Wohl und Beste der Kontingentsherren zu fördern. 
Im Uebrigen haben die Landesfürsten den Kontingenten gegenüber 
die Disziplinargewalt eines kommandirenden Generals, das Recht 
Paraden abzuhalten und Rapporte entgegenzunehmen. Auf Bundes- 
kosten werden ihnen und ihren Erbprinzen Adjutanten gehalten. Es 
steht ihnen frei sich Offiziere k la suite zu ernennen, und dieselben 
beliebig zu uniformiren. In diesem Falle müssen sie aber dieselben 
aus ihrer Tasche besolden. Der König von Baiern hat im Frieden 
vollständige Militärhoheit, und es beschränken sich die Befugnisse 
des Bundesfeldherrn auf die Vornahme von Inspektionen. Der König 
von Würtemberg ist bei der Ernennung des Höchstkommandirenden 
seines Armeekorps an die Zustimmung des Bundesfeldherrn gebunden. 
Der Bundesfeldherr ernennt den Festungskommandanten von Ulm, 
nachdem er sich vorher mit dem Könige von Würtemberg in Ver- 
nehmen gesetzt hat. In 8achsen ernennt der Bundesfeldherr den 
Höchstkommandirenden auf Vorschlag des Königs von Sachsen ; letz- 
terer ernennt die übrigen Generale mit Zustimmung des Bundesfeld- 
herren. Die Ernennung des Höchstkommandirenden in Hessen erfolgt 
wie in Würtemberg, durch den Landcsherm mit Zustimmung des 
Bundesfeldherrn. Die Höchstkommandirenden im Braunschweigischen 
Kontingent ernennt der Bundesfeldherr. Die vom Bundesfeldherrn 
ernannten Höchstkommandirenden leisten diesem den Fahneneid. 
Das Recht des Bundesfeldherrn in Bezug auf Truppendislokation ist 
in Sachsen und Hessen an das Bundesinteresse und das vorherige 
„ins Vernehmen setzen" mit den Landesherren, in Würtemberg an 
die Zustimmung des Landesherrn gebunden, jedoch abgesehen von 
der Besetzung süddeutscher oder westdeutscher Festungen. Das Recht 
des Bundesherrn Festungen anzulegen ist in Baiern von der jeweili- 
gen speziellen Vereinbarung mit Baiern, in Würtemberg von dem 
vorherigen „ins Vernehmen setzen" mit dem Könige von Würtemberg 
bedingt. 

IV. Der Militärhaushalt. Baiern und (bisher) Hessen führen einen 
selbständigen Haushalt. Die von Baiern aufzuwendende Summe be 
misst sich nach Verhältniss der im Bundeshaushalt sonst ausgewor- 
fenen Gesammtsumme und der Kopfstärke des baierischen Heeres, 
und wird im Bundeshaushalt in Einer Summe festgesetzt. Seine Ver- 
ausgabung wird durch Spezialetats geregelt deren Aufstellung Baiern 
überlassen bleibt, doch sollen im Allgemeinen diejenigen Etatsansätze 
nach Verhältniss zur Richtschnur dienen welche für das übrige 
Bundesheer in den einzelnen Titeln ausgeworfen sind. — Würtemberg, 
Baden, Sachsen und Mecklenburg führen auch einen selbständigen 
Haushalt, jedoch nur nach Massgabe des Bundeshaushalts und der 
danach für sie in den einzelnen Titeln und Abschnitten bemessenen 
8pezial-Etats. Ersparnisse gegen den Etat fliessen zur Bundeskasse ; 
Würtemberg jedoch darf dieselben für sich behalten. Alle übrigen 
Kontingente führen keinen selbständigen Haushalt, sondern gelten in 
dieser Beziehung als Bestandteile der preussischen Armee, deren 
Haushalt vom Bundesetat festgesetzt und vom Kriegsministerium in 
Berlin in oberster Instanz geführt wird. 
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Oesterreich-Ungarn. Das Entlassungsgesuch des Ministeriums 
wird dem in Ofen weilenden Kaiser übergebeii. 
Graf Beust theilt den österreichischen Vertretern in Belgrad 
und Bukarest mit: Oesterreich werde an den bestehen- 
den Grundsätzen rücksichtlich der unteren Donauländer 
nicht rütteln lassen. 

Frankreich. Gefecht bei Le Quesuel von Deutschen gegen 
Mobilgarden aus Amiens, diese geschlagen. 
Die Beschiessung von Thionville beginnt aufs neue. 
Kleine Gefechte zwischen Dreux und Le Maus. 
Gefecht bei Le Quesncl. 

General Treskow schlagt einen Ausfall der Besatzung von 
Beifort zurück. 

4 

* 

24. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Eröffnung des Reichstags in Berlin. 
Verlesung der Thronrede durch den Staatsminister Delbrück. 
Darin heisst es: Wir könnten den Abschluss des Friedens 
als gesichert betrachten, wenn unser unglückliches Nachbar- 
land eine Regierung hätte deren Träger ihre eigene Zukunft 
als untrennbar von der ihres Landes betrachteten. Eine 
solche Regierung würde jede Gelegenheit ergriffen haben 
die Nation an deren Spitze sie sich aus eigener Machtvoll- 
kommenheit gestellt hat, zur Wahl einer Volksvertretung, 
und durch diese zur Aussprache über die Gegenwart und die 
Zukunft des Landes in den Stand zu setzen. Aber die Akten- 
stücke welche von dem Präsidium des Bundes vorgelegt 
werden sollen, werden den Beweis liefern dass die jetzigen 
Machthaber in Frankreich es vorziehen die Kräfte einer 
edlen Nation einem aussichtslosen Kampfe zu opfern. Die 
Bedingungen unter welchen die verbündeten Regierungen 
zum Frieden bereit sein würden, müssen zu der Grösse der 
Opfer welche dieser ohne jeglichen Grund aber mit der Zu- 
stimmung der gesammten französischen Nation unternommene 
Krieg unserem Vaterlande auferlegt hat, im Verhältniss 
stehen; sie müssen vor allen Dingen gegen die Fortsetzung 
der von allen Machthabern Frankreichs seit Jahrhunderten 
geübten Eroberungspolitik, eine vertheidigungsfähige Grenze 
Deutschlands dadurch herstellen dass sie die Ergebnisse der 
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unglücklichen Kriege welche Deutschland in der Zeit seiner 
Zerrissenheit nach Frankreichs Willen führen musste, wenig- 
stens theilweise rückgängig machen, und unsere süddeutschen 
Brüder von dem Drucke der drohenden Stellung befreien 
welche Frankreich seinen früheren Eroberungen verdankt. 
Das Gefühl der Zusammengehörigkeit das durch gemeinsame 
Gefahr und durch gemeinsam erkämpfte Siege belebt ist, das 
Bewusstsein der Stellung welche Deutschland zum ersten 
Male seit Jahrhunderten durch seiue Einigkeit errungen hat, 
die Erkenntniss dass nur durch die Schöpfung dauernder In- 
stitutionen der Zukunft Deutschlands das Vermächtniss dieser 
Zeit der Opfer und der Thaten gesichert werden könne, 
haben schneller und allgemeiner als noch vor Kurzem denk- 
bar erschien, das deutsche Volk und seine Fürsten mit der 
Ueberzeugung erfüllt dass es zwischen dem Süden und Norden 
eines festeren Bandes bedürfe als der völkerrechtlichen Ver- 
träge. Diese unter deu Regierungen einhellige Ueberzeugung 
hat zu Unterhandlungen geführt, als deren erste auf dem 
Felde des Krieges erwachsene Frucht, Ihnen eine zwischen 
dem norddeutschen Bunde, Baden und Hessen vereinbarte, 
vom Bundesrathe einstimmig angenommene Verfassung eines 
deutschen Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. 
Die auf gleichen Grundlagen mit Baiern getroffene Verstän- 
digung wird ebenfalls Gegenstand Ihrer Berathungen werden, 
und die Uebereinstimmung der Ansichten welche mit WUrtem- 
berg über das zu erstrebende Ziel besteht, lässt hoffen dass 
eine gleiche Uebereinstimmung über den Weg zum Ziele 
nicht ausbleiben werde." 

Graf Bismarck schlägt eine Konferenz vor wegen der An- 
gelegenheit in Betreff des Schwarzen Meeres. (Dieselbe 
wird bald allseitig angenommen.) 

Prankreich. Die Festung Thionville ergibt sich den Deut- 
schen; 9000 Gefangene, 200 Geschütze genommen. 

Treffen auf dem Marsch gegen Orleans, das zwanzigste fran- 
zösische Korps wird auf Ladon und Malzieres (bei Mon- 
targis ) zurückgeworfen. Beträchtliche Verluste der Franzosen ; 
die Deutschen verlieren etwa 200 Mann. 

Meitergefecht vor Paris. 

Der preussische Oberst Lüderitz vertreibt die Mobilgarden 
bei Amiens. 
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9S. Freitag. 

Norddeutscher Bund. Unterzeichnung des Vertrags mit 
Würtemberg über dessen Eintritt in einen Deutschen 
Bund. Würtemberg tritt der badisch-hessischen Ueberein- 
kunft vom 15. November bei. Die würtembergischen Trup- 
pen bilden ein besonderes (das vierzehnte deutsche) Armee- 
korps ; die Divisionen, Regimenter u. s. w. führen neben der 
laufenden Nummer im deutschen Heere, auch eine besondere 
würtembergische Numerirung. Der König von Würtemberg 
ernennt, entlässt u. s. w. die Offiziere unter Zustimmung des 
Königs von Preussen. Im Frieden bleiben die Truppen in 
Würtemberg, eine Abweichung hiervon erfolgt nur unter 
Zustimmung des Königs von Würtemberg. Würtemberg wird 
stets in dem Bundesausschuss für das Landheer und die 
Festungen vertreten sein. Im Frieden hat Würtemberg acht 
Regimenter zu Fuss (24 Bataillone), 4 Regimenter Reiterei 
(20 Schwadronen), ein Regiment Feldartillerie u. s. w. zu 
unterhalten. 

Ostindien. Die Regierung zu Kalkutta erlässt ein Gesetz: 
„Wer durch Worte die gesprochen werden oder gelesen zu 
werden bestimmt sind, oder durch Zeichen und Abbildungen 
versucht gehässige Gefühle gegen die in Britisch-Indien ge- 
setzlich bestehende Regierung zu erregen, wird mit lebens- 
länglicher oder bestimmte Zeit dauernder Deportation, oder 
mit Gefängniss bis zu drei Jahren und einer Geldbusse ver- 
urtheilt." 

9G. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Das Gesetz über eine neue 
Anleihe von 100 Millionen Thlrn. wird in erster und zweiter 
Lesung angenommen, nachdem Bebel und Liebknecht 
(uuter heftigen Unterbrechungen) gegen die Bewilligung und 
für den Frieden auf die Bedingungen der Franzosen ge- 
sprochen. 

Belgien. Abgeordnetenkammen. Der Antrag von Demeur auf 
Erweiterung der Wahlberechtigung wird mit 73 gegen 23 
Stimmen abgelehnt. 



Digitized by 



334 



November 1870 



Prankreich. Die kleine Festung La Fere (nordöstlich von 
Laon) ergibt sich den Deutschen nach zweitägiger Beschiessung. 

Gefecht in der Nähe von Orleans, die Franzosen zurück- 
geworfen. 

Italien. Der Papst erlässt eine Encyklika worin er alle die- 
jenigen „so hoch sie auch gestellt seien", welche an der 
Besitzergreifung des Kirchenstaats Theil haben, in den 
grossen Kirchenbann thut. (Die italienische Regierung ver- 
bietet die Verbreitung dieses Schriftstücks; hierauf erlässt 
Kardinal Anton elli an die Gesandten der auswärtigen Staaten 
einen Protest gegen diese Massregel, welche die Freiheit der 
Kirche zerstöre.) 

99. Sonntag. 

Frankreich. Treffen bei Pasques, General Werder, schlägt 
die Truppen Garibaldis, sie verlieren 300 bis 400 Mann, 
und lösen sich in Flucht auf. 

Schlacht bei Morenil (in der Nähe von Montdidier), ein Theil 
der preussischen ersten Armee unter Manteuffel schlägt 
die französische Nordarmee, und wirft sie gegen den Fluss 
Somuie und auf Amiens zurück. Die Franzosen verlieren 
mehre tausend Mann und 700 Gefangene, die Deutschen er- 
leiden beträchtliche Verluste. 

Russland und Polen. Die Regierung willigt in den vom 
Grafen Bismarck am 26. Nov. vorgeschlagenen Kongress. 

99. Montag. 

Norddeutscher Bund. Die Bundesanleihe wird in dritter 
Lesung mit 178 Stimmen gegen 8 und eine Enthaltung 
(Kryger aus Nordschleswig) bewilligt. 

Grossbritannien und Irland. Eine neue Note des Grafen 
Granville an Russland, als Antwort auf eine russische vom 
20. Nov., spricht sich abermals gegen einseitige Aufhebung 
des Vertrags von 1856 aus. Die englische Regierung nimmt 
jedoch den preussischen Konferenz- Vorschlag an, unter der 
Voraussetzung dass dadurch das Ergebniss der Konferenz 
nicht im voraus beeinträchtigt werde. 
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Frankreich. Graf Keratry dankt ab als Befehlshaber des 
17. Armeekorps. General Bourbaki tritt an seine Stelle. 

Das prenssische zehente Armeekorps (dritte Armee, unter 
Prinz Friedrich Karl,) wird durch überlegene französische 
Truppen (Loire- Armee) angegriffen, zieht sich nach Beanne- 
la-Kolande zurück, behauptet sich dort, unterstützt durch 
neue Truppen, und erkämpft einen Sieg. Verlust der Deut- 
schen und der Franzosen beträchtlich; französische Gefan- 
gene etwa 1600. 

General Goeben (erste deutsche Armee) besetzt Amiens. 

Italien. Die Regierung ertheilt zu dem Kongressvorschlag des 
Grafen Bismarck ihre Zustimmung. 

Dienstag. 

Freussen. Dr. Gustav Bischof, geb. 18. Januar 1792, Prof. 
der Chemie zu Bonn, f daselbst 78 8 /* Jahre alt. 

Belgien. Die seit der Schlacht bei Sedan in Antwerpen be- 
findlichen französischen Soldaten versuchen auszubrechen. 

Frankreich. Ein Erlass der Regierung zu Paris befiehlt alle 
Lebensmittel die sich bei den Schweinemetzgern und Hand- 
lern befinden, zum öffentlichen Besten wegzunehmen. 

Chaudordy, Stellvertreter des Ministers des Auswärtigen, 
erlässt ein Rundschreiben worin er die Prenssen einer 6ar- 
barischen Kriegführung, der Plünderung u. s. w. anklagt. 

Bourbaki wird Befehlshaber des 19. Korps. 

Ausfall aus Paris, mit zahlreichen Streitkräften, in südlicher 

Richtung, die Franzosen nehmen die Dörfer Bonneu il, 

Champignv und Brie. 

Gefecht westlich von Orleans, Sieg des Generals von der 
Tann. 

SO, Mittwoch. 

Belgien. Abgeordnetenkammer. Genehmigung des Einnahme- 
Budgets, mit allen Stimmen gegen 2. 

Frankreich. Die Citadelle von Amiens ergibt sich den Deut- 
schen nach kurzem Gefecht; 400 Gefangene, 30 Geschütze. 
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Der grosse Ausfall aus Paris gegen Südosten wird bei KFolssy 
und Villiers zurückgeschlagen. Verlust der Würtemberger 
1000 Mann Todte und Verwundete, der Sachsen über 100 
Mann. 

Spanien. Der Finanzminister Figuerola dankt ab. Sein Nach- 
folger ist der bisherige Minister der Kolonien Moret. 

#m JLnwfe iXoretnbers. 

Deutschland. Die aus Elsass und Deutsch-Lothringen ge- 
bürtigen Soldaten werden, wenn sie Grundbesitz haben und 
sich schriftlich verpflichten nicht mehr gegen Deutschland 
zu dienen, in ihre Heimath entlassen. 

Preussen. Der Erzbischof von Köln entzieht verschiedenen 
Professoren der katholischen Theologie zu Bonn welche die 
päpstliche Unfehlbarkeit nicht anerkennen, die Erlaubnis* 
zu Vorlesungen. (Aehnliches thut bald darauf der Fürst- 
bischof von Breslau u. a.) 

Grossbritannien und Irland. Erwählung eines Schulraths 
für London, in Folge des neuen Unterrichtsgesetzes. Unter 
den Mitgliedern sind zwei Frauen und zwei Arbeiter. 

Bussland und Polen. Petersburg und andre Städte erlassen 
Glüchjounschadressen an den Kaiser wegen seiner Lossagung 
vom Vertrage von 1856. 



Dezember 1870. 

Dexemher #. Donnerstag. 

Frankreich. Treffen zwischen Orgeres und Patay (ungefähr 
7 Wegstunden von Orleans). Die Deutschen zurückgedrängt. 

Italien. Die italienische Gesetzgebung in Rom eingeführt. 

Türkei Der Grosswessir theilt dem preussischen Gesandten 
mit daas die Pforte dem Kongressvorschlag des Grafen Bis- 
marck (26. Nov.) zustimme. " 
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Würtemberg. Die Gemeindebehörden von Stuttgart erlassen 
an den König eine Dankadresse für den Anschluss an den 
Deutschen Bund. 

Oesterreich-Ungarn. Graf Beust erklärt seine Zustimmung 
zur Abhaltung einer Konferenz nach dem Vorschlag des 
Grafen Bismarck (26. Nov.). 

Belgien. A. A. F. Baron du Jardin, geb. 17. Februar 1796, 
ehemals Gesandter in verschiedenen Ländern bis 1868, f 74 3 /* 
Jahre alt. 

Frankreich. Eine Anzahl angesehener Franzosen wird in Dijon 
und Umgegend zur Haft und nach Bremen gebracht, um 
als Geiseln für die von den Franzosen gefangen gehaltenen 
Kapitäne von Handelsschiffen zu dienen. 

Grosses Treffen vor Paris, südöstlich von der Stadt; die 
Franzosen zurückgeschlagen. Die Deutschen erstürmen die 
jüngst verlorenen Dörfer Champigny und Brie, die Fran- 
zosen nehmen sie wieder. In den Gefechten vom 30. Novem- 
ber und 2. Dezember haben die Sachsen 2100 Mann verloren, 
dabei 15 todte und 63 verwundete Offiziere. Gefangene 
Franzosen 3000. 

Treffen bei Bazoches, Orgeres und Loigny zwischen den 
Truppen des Grossherzogs von Mecklenburg und den Fran- 
zosen; diese geschlagen, 12 Geschütze genommen. 

Prinz Friedrich Karl wirft die Franzosen bei Chevilly und 
Chilleurs in den Wald von Orleans. 



3. Samstag. 

Norddeutscher Bund. Dem König von Prenssen wird ein 
Schreiben des Königs von Baiern überreicht, wegen Her- 
stellung des Deutschen Reichs und der Würde eines Kaisers. 
(Vgl. 5. Dezember.) 
Reichstag. Verhandlung über die Anfrage von Duncker Be- 
treffs der Verhaftung von Jacoby und Genossen. Staats- 
minister Delbrück erklärt: Die Militärs seien nur dem 
Könige Rechenschaft schuldig. Der Bundeskanzler habe die 
Verantwortlichkeit dafür nicht. Die Verhandlung endet ohne 
ein Ergebnias. 
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Note des Grafen Bismarck nach dem Haag nnd an die Mächte 
welche den Luxemburgischen Garantievertrag vom 11. Mai 
1867 unterzeichneten: Das Grossherzogthum Luxemburg 
verletzte die Neutralität zu Gunsten der Franzosen, deshalb 
werde auch Preussen sich in seinen militärischen Operationen 
durch keine Mücksichten auf die Neutralität Luxemburg:' 8 
mehr gebunden erachten, und behalte sich seine Entschädi- 
gungsansprüche vor. Graf Bismarck begründet seine Be- 
schwerden zunächst mit dem Hinweis auf die bekannten 
Kundgebungen welche in Luxemburg zu Gunsten der Fran- 
zosen in entschieden deutschfeindlichem Sinne stattgefunden, 
und denen auch weitere thatsächliche Vorgänge entsprochen 
hätten. So habe man, was unbestritten sei, Lebensmittelzüge 
für die französischen Heere nach Thlonville durch Luxem- 
burg passiren lassen, nicht nur ohne Erschwerung sondern 
selbst unter Begünstigung Seitens der Polizei- und Zoll- 
behörden; entflohene französische Offiziere seien durch 
Luxemburg offen und unbehelligt auf Grund von Geleit- 
scheinen gereist die der französische Konsul ausgestellt 
habe; letzterer habe ausserdem ein förmliches Bureau auf 
dem Bahnhof, wo Tausende flüchtiger Franzosen nach Frank- 
reich befördert worden. 

Frankreich. Abermalige Gefechte vor Paris« An den drei 
Tagen des 30. Nov., 2. und 3. Dezbr. verlieren die Wörtern- 
berger 2000 Mann, und machen 1400 Gefangene. 

Beginn der Beschiessung der Festung Beifort. 

Neue Kämpfe der Loire- Armee mit den Truppen des Gross- 
herzogs von Mecklenburg; Sieg der Deutschen. 



£, Sonntag. 

Baiern. Der König richtet an die deutschen Fürsten ein 
Schreiben mit dem Ersuchen seinem Antrag an den König 
von Preussen wegen üebernahme der Kaiserwürde beizu- 
treten. 

Frankreich. Die Regierung zu Tours macht bekannt dass die 
Loire- Armee ihren Vormarsch eingestellt, und vor Orleans 
feste Stellungen bezogen habe. 



Digitized by 



Dezember 1870 



339 



Zweitägige Schlacht bei Orleans. Die zweite Armee unter 
Prinz Friedrich Karl mit den Truppen unter dem Ghross- 
herzog von Mecklenburg 1 schlagen und zersprengen die 
Loire-Armee, nehmen 77 Geschütze, vier bewaffnete Dampf- 
boote, und machen gegen 10,000 Gefangene. General Man- 
stein erstürmt die Vorstadt Saint-Jean und den Bahnhof 
von Orleans; in der Nacht wird die Stadt von den Fran- 
zosen geräumt und von den Deutschen besetzt. Grosse Ver- 
luste der Deutschen; der Baiern allein über 3000 Mann 
während der vier Schlachttage. 

Mehre Gefechte des achten preussischen Armeekorps nordöst- 
lich von Ronen; die Franzosen geschlagen. 

Gefecht an der Schweizergrenze bei Montbelcaret, die Francs- 
Tireurs geschlagen. 

Vor Paris ziehen sich die Franzosen in die Stadt zurück, und 
brechen die Schiffbrücken über die Marne ab. Die bisheri- 
gen Gefechte verkündigen sie als grosse Siege. General 
Ducrot macht bekannt: sie hätten den Kampf abgebrochen 
weil er unnütz geworden, da die Deutschen Zeit gehabt 
hätten sich an dem Angriffspunkt zu verstärken. 

5. Montag, 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Verhandlungen über die 
Verträge mit den Südstaaten. Staatsminister Delbrück 
erklärt: Der Antrag auf Einigung sei im September von 
Baiern ausgegangen ; er sei deshalb nach München gesendet, 
und angewiesen worden sich jeder Aeusserung zu enthalten 
die als Druck des Präsidiums denkbar wäre. In Folge der 
Anregungen der andern Südstaaten seien die Konferenzen zu 
Versailles entstanden. Man habe in die Verträge nur das 
Notwendigste zur Einigung aufgenommen, das Weitere der 
künftigen Entwicklung und Vereinbarung mit dem künftigen 
Parlament überlassen. Das föderative Element sei verstärkt 
worden, es sei dasselbe berechtigt, und ohne dessen An- 
erkennung sei der Beitritt Süddeutschlands unmöglich. Im 
Heerwesen seien die grossen Grundlagen gemeinsam. Die 
Zusammensetzung des Bundesratiis und des diplomatischen 
Ausschusses sei zur Verstärkung des föderativen Elements 
erforderlich ; man müsse dem Auslande klar machen dass der 
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Bund wesentlich einen defensiven Charakter habe. „Den 
Wünschen Baierns und Wtirtembergs auf eine innere 
selbständige Post- und Telegraphenverwaltu?ig konnte um so 
mehr genügt werden als die Bundesgesetzgebung davon un- 
berührt bleibt. Der baierische Vorbehalt über die Selbstän- 
digkeit auf dem Gebiete des Heimaths- und Niederlassungs- 
rechts wiege schwer, Baiern habe so eben erst eine neue 
Sozial-Gesetzgebung mit gutem Erfolge eingeführt, und hatte 
deshalb unüberwindliche Bedenken gegen die Annahme einer 
neuen Gesetzgebung. „Die Verträge sind auf dem Boden der 
Thatsachen erwachsen. Ich bitte Sie diesen Standpunkt zu 
theilen. Ich erinnere Sie dass es mehr als einmal Deutsch- 
land nicht zum Segen gereichte das Erreichbare dem Besse- 
ren geopfert zu haben." — Friedenthal wünscht die 
Schaffung eines Oberhauptes. Darauf Delbrück: Prinz 
Luitpold von Baiern habe am 3. Dezember folgendes 
Schreiben des Königs von Baiern an König Wilhelm über- 
reicht : „Nach dem Beitritt Süddeutschlands zum Verfassungs- 
bündniss werden die Ew. Majestät übertragenen Präsidial- 
rechte über alle deutschen Staaten sich erstrecken. Ich habe 
mich zu deren Vereinigung in Einer Hand, in der Ueber- 
zeugung bereit erklärt dass dadurch den Gesammtinteressen 
des deutschen Vaterlandes und seiner verbündeten Fürsten 
entsprochen werde, zugleich aber im Vertrauen dass die dem 
Bundespräsidium nach der Verfassung zustehenden Rechte 
der Wiederherstellung eines deutschen Reiches und der deut- 
schen Kaiserwürde, als Rechte bezeichnet werden welche 
Ew. Majestät im Namen des gesammten deutchen Vaterlandes 
auf Grund der Einigung -seiner Fürsten ausüben. Ich habe 
mich daher an die deutschen Fürsten mit dem Vorschlage 
gewendet: gemeinschaftlich mit mir bei Ew. Majestät in An- 
regung zu bringen dass die Ausübung der Präsidialrechte 
mit Führung des Titels eines deutschen Kaisers verbunden 
werde. Sobald mir Ew. Majestät und die verbündeten 
Fürsten ihre Willensmeinungen kundgegeben haben , werde 
ich meine Regierung beauftragen das Weitere zur Erzielung 
der entsprechenden Vereinbarungen einzuleiten." — Die in 
Versailles befindlichen Fürsten haben bereits ihre Zustim- 
mung ertheilt, die der anderen Regierungen bleibt zu er- 
warten. 
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Baden. Der deutsche Fabrikantentag fasst in Mannheim fol- 
gende Beschlüsse: L Die Versammlung deutscher Fabrikanten 
zu Mannheim erklärt: die Annexion von Elsass und Loth- 
ringen dürfte schwere Schädigungen einzelner Industriezweige, 
insbesondere der Baumwollen-Industrie herbeiführen. Es 
wird den Vertretern dieser Industrien die durch eine Ein- 
verleibung der neuen Provinzen sich benachtheiligt erachten, 
überlassen ihre Interessen an massgebender Stelle geltend 
und geeignete Vorschläge zur Abhülfe zu machen. II. Um 
die neu zu erwerbenden Landestheile von den ihnen jeden- 
falls in Folge einer Abschneidung von ihrem bisherigen in- 
ländischen Absatzgebiete drohenden Gefahren zu behüten, 
hält es die Versammlung für durchaus nothwendig: dass bei 
dem Friedensvertrage mit Frankreich, eventuell bei Erneue- 
rung des Handelsvertrags, eine billige Reziprozität auf der 
Basis des Zollvereinstarifs und des Prinzips einfacher spezi- 
fischer Zölle gewahrt, insbesondere die französischen Ein- 
pangszölle für wollene, baumwollene und leinene Garne auf 
die bisherigen (Zollvereins-) Sätze ermässigt werden. 

Oesterreich-Ungarn. Depesche des Grafen Beust an Graf 
Wimpffen Gesandten in Berlin : Der preussische Gesandte 
von Schweinitz habe ihn den Reichskanzler schon vor 
einiger Zeit auf eine Mittheilung vorbereitet, welche aus- 
zudrücken habe dass das Verhältniss Deutschlands zu 
Oesterreich den Charakter aufrichtiger und dauerhafter 
Freundschaft tragen werde. (Vgl. 14. Dez.) Graf Beust 
habe erwiedert: eine solche Mittheilung werde günstigst auf' 
genommen werden. Man beabsichtige der Logik der mäch- 
tigen Ereignisse nicht das Recht des Pragrer Friedens ent- 
gegenzustellen. Da aus einer weiteren Mittheilung des Hrn. 
von Schweinitz zu vermuthen sei dass Preussen die neuen 
Bundesverträge zum Gegenstand einer Mittheilung machen 
wolle, so erkläre Graf Beust : da Oesterreich keine Prüfung 
dieser Verträge beanspruche, so werde eine solche Mittheilung 
besser unterbleiben, und es werde besser sein es bei der 
Anzeige der Thatsache des Vertragsabschlusses bewenden zu 
lassen. (Vgl. 26. Dezbr.) 

Schweiz. Eröffnung der Bundesversammlung, 

Frankreich. Gefecht bei Montbeliard, die Francs-tireurs ge- 
schlagen. Belle von den Deutschen besetzt 
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Abermals Kämpfe bei Ronen , wo die Franzosen geschlagen 

werden. Die Stadt Rouen wird von den Deutschen besetzt. 

Eine Anzahl Geschütze genommen. 
Gambetta ernennt eine Untersuchiingskommission in Betreff 

der Räumung von Orleans. Deshalb Abdankung des Generals 

Aurelles de Paladine. 

Alexander Dumas, geb. 24. Juli 1803, Schriftsteller, f in Puys 
(bei Dieppe) 67 V* Jahre alt. 

Italien. Eröffnung der Kammern. Die Thronrede erwähnt die 
Erlangung Roms als Hauptstadt Italiens wodurch Italien 
frei und einig geworden sei, sodann den Kampf zwischen 
Frankreich und Preussen, dem gegenüber Italien, an 
beide Länder durch die jüngst geschlossenen wohlthätigen 
Bündnisse geknüpft, sich streng neutral verhalte. Betreffs 
der Stellung zum Papste sagt die Throne: „Wir haben uns 
feierlich die Verpflichtung auferlegt die Freiheit der Kirche 
und die völlige Unabhängigkeit des päpstlichen Stuhles in 
der Ausübung des religiösen Dienstes und Beziehung zum 
Katholizismus zu schützen." 
Eine Abordnung der Cortes überreicht dem Prinzen Amadeo 
die Urkunde seiner Erwählung zum Könige von Spanien; 
er nimmt die Wahl an. 

Russland und Polen. Die amtliche Zeitung erklärt, da 
Privatpersonen Beiträge für die Herstellung einer Flotte im 
Schwarzen Meer unterzeichnen wollten: Es liege keine 
Nothwendigkeit vor dazu die Erlaubniss zu ertheilen; der- 
gleichen Ausgaben liegen dem Staate ob. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Botschaft des Prä- 
sidenten an den Kongress: Dieselbe bespricht kurz die 
Alabama-Forderungen, und empfiehlt: die Regierung der 
Vereinigten Staaten möge diese Forderungen behufs Erledi- 
gung derselben übernehmen. Sobald England eine völlig 
freundschaftliche Auseinandersetzung der Forderungen wünsche, 
werden die Vereinigten Staaten in die Erörterung des Gegen- 
standes eintreten, mit dem ernsten Wunsche einen Abschluss 
herbeizuführen welcher der Ehre und der Würde beider Na- 
tionen entspreche. Der Präsident verkündigt das ernste Ver- 
langen der Vereinigten Staaten nach Wiederherstellung des 
Friedens in Europa. Der amerikanische Gesandte in Paris 
sei mit dem Schutz der Deutschen in Frankreich betraut 
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worden, und haben diesen Schutz in einer alle deutschen 
Länder zufriedenstellenden Weise verwirklicht. Nach Ein- 
setzung der Republik erhielt der Gesandte in Paris die Weisung 
die neue Regierung anzuerkennen und zu beglückwünschen. 
Die Republik habe alsdann den amerikanischen Gesandten 
um seine guten Dienste zu Gunsten des Friedens ersucht, 
die Politik der Unionsstaaten jedoch eine Einmischung in 
europäische Fragen nicht gestattet. In Betreff des Verhal- 
tens Kanada's, bezüglich der Fischereien, erklärt der Präsi- 
dent, falls Kanada darin beharre, würden die Vereinigten 
Staaten gezwungen sein Massregeln zum Schutze der Rechte 
ihrer Bürger zu ergreifen. Die Botschaft empfiehlt die Er- 
werbung von Santo Domingo, und die Regelung der For- 
derungen der Bürger der Vereinigten Staaten an Cuba durch 
einen gemischten spanisch-amerikanischen Gerichtshof. 
Von Ende Juni 1869 bis Ende Juni 1870, Einnahmen 411 
Millionen Dollars, Ausgaben 310 Millionen. Für das Jahr 
1870/1 wird die Vemnnderung der Kunden-schuld auf 60 Mill. 
Dollars veranschlagt. 

Ä. Dienstag. 

Preussen. Der König erlässt aus Versailles 6. Dezember einen 
Armeebefehl worin er den deutschen Heeren seinen Dank 
für ihre Leistungen ausspricht. 

Niederland. Die Prinzessin Louise (geb. 1. Februar 1808, 
Prinzessin von Preussen) Gemahlin des Prinzen Friedrich, 
f 62"/* Jahre alt. 

Belgien. Der Staatsminister Malou dankt ab in seiner Eigen- 
schaft als Mitglied des Kabinets ohne Portefeuille. 

Frankreich. General Thomas verordnet die Auflösung des 
Tirailleur-Korps von Belleville (Vorstadt von Paris) wegen 
Feigheit und ünbotmässigkeit , die Verhaftung von Gustav 
Flourens, und die Aburtheilung der Schuldigen durch ein 
Kriegsgericht. 

7. Mittwoch. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Antrag von Wigard 
die in der preussischen Verfassung enthaltenen Grundrente 
in die Bundesverfassung einzufügen, wird abgelehnt; eben so 
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der Antrag von Wiggers dass in jedem Bundesstaat eine 
gewählte Volksvertretung bestehen müsse; und der Antrag 
von Duncker auf vollständige Vereins- und Pressfreiheit 
Die Verträge mit Hessen und Baden werden in zweiter 
Lesung angenommen. 
Endgiltige Unterzeichnung der Bundesverträge in Berlin, von 
Seiten Baiems, Wtirteinbergs, Badens und Hessens. 

Preussen. Der Kriegsminister von Roon verfügt: da die 
(Berliner) Volkszeitung von welcher der Verleger täglich 
1000 Stück unentgeltlich im Heer vertheilen lässt, ein 
Oppositionsblatt sei, für dessen Zulassung die Erlaubniss 
des Ministers noth wendig sei, und da die^e Erlaubniss 
nicht nachgesucht worden, so untersage er, in Uebereinstim- 
mung mit den Ansichten des Königs, die Verausgabung 
dieser Freiexemplare; dieselben sollen, wenn sie weiter ein- 
gehen, täglich abgefordert und vernichtet werden. 

Oesterreich-Ungarn. Depesche des Keichskanzlers Beust an 
den Grafen Chotek Gesandten in Petersburg, mit allge- 
meinen Bemerkungen und in versöhnlichem Ton. 

Prankreich. Gefecht bei Meung und Le Bardon (Grossherzog 

von Mecklenburg). Sieg der Deutschen. 
Gefechte bei Salbres, bei Nerey (nordwestlich von Gien), gegen 

die Loire-Armee. 
Gefecht bei Antun, Garibaldi schlägt deutsche Truppen 

zurück. (Hierauf erlässt er einen sehr strengen Tagesbefehl 

gegen die Ausreisser unter seinen Truppen.) 
Die Loire-Armee unter Bourbaki und Pallieres gestellt. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Biancheri mit 189 Stimmen 
zum Präsidenten gewählt; Cairoli (Opposition) erhält 106 



S. Donnerstag. 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Annahme der Verträge mit 
Baden und Hessen in dritter Lesung ; eben so des Vertrags 
mit Würtemberg. Der Vertrag mit Baiern wird in zweiter 
Lesung mit 195 Stimmen gegen etwa 40 angenommen, nach 
Verwerfung des Antrags von Lasker: bei der Stelle des 
Art. 78, bezüglich der Verfassungsänderungen, „sie gelten 
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als abgelehnt wenn sie im Bundesrath vierzehen Stimmen 
gegen sich haben", zu bestimmen dass solche Aenderungen 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen bedürfen. 
Auf Antrag von Harnier und Lasker wird das Wahlgesetz 
zum Reichstag anwendbar für Baiern erklärt. 

Baiern. Grosse Katholikenversammlung zu Regensburg, welche 
zu Gunsten des weltlichen Besitzes des Papstes Adressen an 
den König und an den Papst erlässt. 

Oesterreich-Ungarn. Die Führer der Tschechen erlassen 
durch Dr. Bieger eine Denkschrift an den Reichskanzler 
Beust, worin sie für die Anerkennung ihres „böhmischen 
Staatsrechts" , gegen die Dezember- Verfassung , für Herbei- 
führung des Friedens, und für panslawistische Interessen in 
der Angelegenheit des Schwarzen Meers auftreten. 

Frankreich. Schlacht bei Beaugency, Cravant und Beaumont, 
die Truppen des Grossherzogs von Mecklenburg nach langem 
Kampfe siegreich gegen drei französische Armeekorps. 1000 
Gefangene, sechs Geschütze genommen; starke Verluste der 
Deutschen. 



Freitag* 

Norddeutscher Bund. Reichstag. Der Präsident Simson 
theilt ein Schreiben des Bundeskanzlers mit: Der Bundes- 
rath habe im Einverständniss mit den Südstaaten, beschlos- 
sen in der Verfassung statt Deutscher Bund die Worte 
Deutsches Reich zu setzen, und Artikel 1 1 dahin zu fassen : 
„dem Bundespräsidium steht der König von Prenssen vor, 
der den Titel Deutscher Kaiser führt. 

Baiern. Maximilian Emanuel Ainmüller, Maler, ausgezeichnet 
besonders in der Glasmalerei, f zu München 84 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Der akademische Lehrerverein zu Wien 
wird aufgelöst, weil in demselben Kundgebungen für Deutsch- 
land stattgefunden. 

Dr. Johann Nepomuk Berger, geb. 16. September 1816, Ad- 
vokat, Mitglied der Frankfurter Nationalversammlung 1848 — 
1849, Minister ohne Portefeuille im Kabinet Auersperg- 
Taaffe bis Ende 1869, f 54 1 /4 Jahre alt. 

23 
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Frankreich. Die Regierung in Tours macht bekannt: Da die 
Nähe des bisherigen Regierungssitzes die Operationen der 
Heere hindern könnte , so ist beschlossen worden die ge- 
sammte Verwaltung sofort nach Bordeaux zu verlegen» 
Die Seestadt Dieppe durch Truppen der ersten preussischeu 
Armee besetzt. 

Vau Theil der dritten Feldeiscnbahn-Abtheilung nebst 100 Mann 
Infanterie werden zu Harn überfallen und theils gefangen, 
theils ergeben sie sich mittelst Kapitulation. 

Angriff der Franzosen bei Montleyault (in der Nähe von Blois) 
zurückgeschlagen; Chambord von den Deutschen erstürmt, 

5 Geschütze genommen, 200 Mann und viele Offiziere ge- 
fangen. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Vorlage von Gesetzentwürfen : 
über Genehmigung der römischen Volksabstimmung, und 
Verlegung der Hauptstadt nach Rom binnen acht Monaten ; 
ferner über die volle Unabhängigkeit der geistlichen Macht 
des Papstes und seine persönliche Souveränetät ; über die 
Gotthardbahn; über das Budget. 

MO, Samstag. 

Norddeutscher Bund. • Reichstag. Die Aenderungen in der 
Bundesverfassung, betreffend die Benennung deutsches Reich 
und deutscher Kaiser, werden in erster und zweiter Lesung 
angenommen. — In Betreff der Petition der Gemeindebehör- 
den von Königsberg, wegen der Verhaftung von Dr. Jacoby 
und Herbig, wird beschlossen, „in Erwägung dass das 
gegen dieselben eingehaltene Verfahren dem Rechte nicht 
entspricht 11 , die Petition dem Bundeskanzler „zur geeigneten 
weiteren Veranlassung" zu tiberweisen. 
In der Abendsitzung des Reichstags wird die Abänderung be- 
treffend Kaiser und Reich in dritter Lesung mit 188 gegen 

6 Stimmen angenommen. 

Staatsminister Delbrück erklärt dass die verbündeten Regierungen 
sich nicht verhehlen dass es bei diesen beiden Verfassungsänderungen 
nicht bewenden kann; sie gingen davon aus dass es für letzt genüge 
das an den beiden Stellen der Verfassung jetzt Vereinbarte aus- 
zusprechen, dass es jedoch vorbehalten bleiben müsse für den nächsten 
ordentlichen Reichstag weitere Abänderungen im Text der Verfassung 
vorzunehmen. Dazu sei jetzt die Zeit zu kurz, denn es handele sich 
theilweise keineswegs um den einfachen Ersatz eines Wortes durch 
ein anderes, sondern um eine weitere thatsiichliohe Erwägung. 
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Darauf wird eine von Lasker entworfene Adresse an den 
König mit 191 Stimmen gegen 6 genehmigt. Dieselbe 
lautet : 

„Auf den Ruf Ew. Majestät hat das Volk um seine Führer sich 
gesehaart, und auf fremdem Boden vertheidigt es mit Heldenkraft 
das frevelhaft herausgeforderte Vaterland. Ungcmessene Opfer fordert 
der Krieg, aber der tiefe Schmerz über den Verlust der tapferen 
Söhne erschüttert nicht den entschlossenen Willen der Nation, welche 
nicht eher die Waffen ablegen wird bis der Friede durch gesicherte 
Grenzen besser verbürgt ist gegen wiederkehrende Angriffe des eifer- 
süchtigen Nachbarn. I)ank den Siegen zu denen Ew. Majestät die 
Heere Deutschlands in treuer Waffengenossenschaft geführt hat, sieht 
die Nation der dauernden Einigung entgegen. Vereint mit den 
Fürsten Deutschlands naht der Norddeutsche Reichstag mit der Bitte 
dass es Ew. Majestät gefallen möge durch Annahme der deutschen 
Kaiserkrone das Einigungswerk zu weihen. Die deutsche Krone auf dem 
Haupte Ew. Majestät wird dem wieder aufgerichteten Reiche deut- 
scher Nation Tage der Macht, des Friedens, der Wohlfahrt und der 
im Schutz der Gesetze gesicherten Freiheit eröffnen. Das Vaterland dankt 
dem Führer, und dem ruhmreichen Heere an dessen Spitze Ew. Ma- 
jestät heute noch auf dem erkämpften Siegesfelde weilt. Unvergessen 
für immer werden der Nation die Hingebung und die Thaten ihrer 
Söhne bleiben. Möge dem Volke bald vergönnt sein dass der ruhm- 
gekrönte Kaiser der Nation den Frieden wiedergibt Mächtig und 
siegreich hat sich das vereinte Deutschland im Kriege bewährt unter 
seinem höchsten Fcldherrn, mächtig und friedliebend wird das geeinigte 
deutsche Reich unter seinem Kaiser sein." 

Hierauf wird der Reichstag geschlossen. 

Oesterreich-Ungarn. Nächtliche Feuersbrunst in der Hof bürg 
zu Wien, das physikalische Kabinet zerstört. 

Schweiz. Die Bundesversammlung ernennt Schenk zum Bundes- 
präsidenten für 1871, Welti zum Vizepräsidenten. 

Frankreich. Neuer Kampf vor Paris, besonders durch Ge- 
schütze geführt ; die Franzosen am Abend zurückgeschlagen. 
Abends heftiger Angriff der Loire-Armee unter General Chanzy 
gegen Truppen des Grossherzogs von Mecklenburg bei 
Cernay. 

Sonntag. 

Norddeutscher Bund. Eine Deputation von 30 Abgeordneten 
geht nach Versailles, um dem König die Adresse des Reichs- 
tags zu überbringen. 

Frankreich. Ein Befehl des Kriegsministers ordnet an: Jede 
Armee der Republik soll von einam Regiment reitender 
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Gendarmerie begleitet sein, dessen Oberst Vorsitzender eines 
beständigen Kriegsgerichts ist; jeder flüchtende Soldat, jeder 
der ausruft: „Lauft, wir werden verfolgt", wird vor's Kriegs- 
gericht gestellt. Grösste Strenge wird angeordnet. 
Die französischen Truppen ziehen aus der Gegend von Beau- 
gency nach Blois und Tours zurück. Viele Ueberläufer 
von den französischen Truppen, zahlreiche Flüchtlinge aus 
denselben. 

Beaumont (westlich von Evreux) nach kurzem Gefechte von 
den Deutschen besetzt. 

Spanien. Pascual Madoz, geb. 17. Mai 1806, Abgeordneter, 
ehemaliger Finanzminister, t zu Genua, wo er sich als Mit- 
glied der Cortes-Abordnung befand, 747* Jahre alt. 

12. Montag. 
Baiern. Eröffnung der Kammer. 

Schweiz. Die Botschaft des Bundesraths an die Bundesver- 
sammlung sagt u. A. 

„Nicht ohne Sorgen bemerkte der Bundesrath dass von deutscher 
Seite beabsichtigt werde , Elsass und einen Theil von Lothringen von 
Frankreich abzutrennen und mit Deutschland su verbinden. . . . Der 
Titel einer Revindikalion passt wenigstens nicht mit Bezug auf Mühl- 
hauiien, da dieses während mehrerer Jahrhunderte ein zugewandter 
Ort der Eidgenossenschaft war, bis es sich am Kode des vorigen Jahr- 
hunderts freiwillig mit Frankreich verband. Dagegen würde diese 
Territorialveränderung die Interessen der Schweiz mehrfach empfindlich 
berühren. Basel würde dadurch in ähnlicher Weise von deutschem 
Gebiete enclavirt, wie öenf jetzt vom französischen; es würden ihm 
die direkten Verbindungen mit Frankreich ungemein erschwert: dfe 
für den Verkehr der Schweiz und Basels insbesondere so wichtige 
Banksuccursale von Mühlhausen fiele dahin, und auch in den Eisen- 
bahnverhältnissen dürften einzelne der Schweiz wenig vorteilhafte 
Verkehrsverschiebungen bewerkstelligt werden. ... In Folge ver- 
schiedener, an sich sehr unwichtiger Vorkommnisse war leider in Süd- 
dcutschland, und insbesondere bei den badischen Grenznachbarn, eine 
sehr unfreundliche Stimmung gegen die Schweiz eingetreten, die von 
böswilligen Gegnern geflissentlich genährt wurde. Nach den ersten 
glänzenden Erfolgen der deutschen Waffen machte sich das Sieges- 
bewusstsein sogar in förmlichen Drohungen gegen die Schweiz Luft, 
und es antwortete auch die schweizerische Presse und die Grenz- 
bevölkerung In nicht immer feinen Ausdrücken. Der Bundesrath 
suchte so weit es ihm möglich war, beruhigend einzuwirken ; die in 
Bern akkreditirten Gesandten der deutschen Staaten thaten auch 
ihrerseits alles Mögliche um dieser Hetzerei entgegenzuwirken. 
Einige besondere Vorfälle die zufällig damit zusammentrafen, erwekten 
aber bei uns den Verdacht dass von einer 8eite die sich ins Dunkel 
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zu hüllen wusste, planmässig daran gearbeitet werde die Schweiz zu 
kompromittiren, und dass zu diesem Bohufe die Stimmung zu erhitzen 
go-sucht werde. Wir hielten es desswegen für Pflicht die Kantons- 
regierungen mit Kreisschreiben zu etwas erhöhter Wachsamkeit auf 
solche Vorgänge zu mahnen, wobei wir auch der Presse empfahlen 
keine Parteinahme zur Schau zu tragen, und die Aufnahme von Ar- 
tikeln aus nicht genau bekannter Hand, sowie von Hetzartikeln oder 
allgemeinen Verdächtigungen, abzulehnen. — Dieses Kreisschreiben 
gab einem Theil der Presse Stoff zu schweren Beschuldigungen gegen 
den Bundesrath. Indess wurde es anderseits auch vielfach gebilligt, 
und es hatte grade an denjenigen Orten auf die es hauptsächlich be- 
rechnet war, seine richtige Wirkung; und da gleichzeitig auch von 
den Regierungen der Nachbarstaaten Abmahnungen in ähnlicher Art 
erfolgten, so gewann die ruhige Stimmung dies- und jenseits des 
Rheines bald die Oberhand. . . . Die in der öffentlichen Meinung der 
Schweiz vielfach zu Tage tretende Besorgniss dass der Annexion des 
Elsasses und Lothringens von deutscher Seite, das Begehren nach den 
rechtsrheinischen Besitzungen der Schweiz (Schaffhausen und Klein-Basel) 
auf dem Fusse folgen werde, können wir unserseits nicht theilen. Es 
ist kaum glaublich dass Deutschland jemals den Satz aufstellen 
werde, der Rhein müsse am Oberrhein Grenze, am Mittel- und Unter- 
rhein aber dürfe er nicht mehr Grenze sein. Wir haben auch nicht 
die geringsten Anhaltspunkte dass an massgebender 8telle solche 
Pläne gehegt werden." 

Niederland. Der Minister des Auswärtigen Hoest van Lim- 
burg tritt zurück. 

Frankreich. Die kleine Festung Pfalzburg ergibt sich; 1900 
Gefangene, 65 Geschütze. 

Beginn der Beschiessung von Montmgdv durch die Deutschen. 

Italien. Kardinal Antonelli erlässt eine Note an die päpst- 
lichen Nuntien, mit Beschwerde über Volksbewegungen in 
Rom, die vom 8. bis 11. Dezember gegen Anhänger des 
Papstes stattgefunden. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Abgeordnetenhaus 
des Kongresses. Die Aemterbesetzungsakte mit 158 gegen 
25 Stimmen aufgehoben, eben so die inneren Steuern, aus- 
genommen auf Branntwein und Tabak, mit 164 gegen 5 
Stimmen. 

MB. Dienstag. 

Preussen. Dr. August Meineke, geb. 8. Dez. 1790, Direktor 
des Joachimsthal'schen Gymnasiums zu Berlin, f daselbst 
80 Jahre alt. 
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Luxemburg. Das „patriotische Komitee" erlässt eine Adresse 
an den Landesherrn, worin es die Angaben der prenssischen 
Note vom 3. Dezember zurückweist. 

Frankreich. Blois von den Deutschen besetzt. 

Russland und Polen. Befehl zur Aushebung von einem Re- 
kruten auf 1000 Seelen für 1871. 
Der Militärbevollmächtigte in Frankreich Fürst Wittgenstein, 
der bis jetzt in Paris geblieben, wird abberufen. 

MS. Mittwoch. 

Preuseen. Eröffnung des Landtags. 

Bundschreiben des Grafen Bismarck wegen der Entweichungen 
französischer Offiziere unter Bruch des Elirenworts: Der 
frauzözische Oberbefehlshaber Graf WimpfFen habe die 
Kapitulation von Sedan unterzeichnet, zu deren Beobach- 
tung seien sonach die unter ihm stehenden Offiziere nach 
den Begriffen von militärischer Ehre verpflichtet gewesen; 
auch hätten sie die Vortheile der Kapitulation für sich an- 
genommen. Das Vertrauen sei von vielen Offizieren so wie 
den Generalen Ducrot, Barrai und Cambriels missbraucht 
worden. Die französische Regierung billige den Wortbruch f 
indem sie die Betreffenden wieder anstelle, und das franzö- 
sische Heer weigere sich nicht dieselben aufzunehmen. Den 
deutschen Regierungen bleiben ihre EntSchliessungen über 
die künftige Behandlang feindlicher Offiziere vorbehalten. 

Depesche des Grafen Bismarck an den Gesandten in Wien 

Hrn. von Schweinitz. Darin heisst es: 

„Nicht nur die Rücksicht auf den Präger Frieden, sondern auch der 
Wunsch mit dem mächtigen und befreundeten Nachbarreiche Beziehungen 
zu pflegen welche der gemeinsamen Vergangenheit ebenso wie den 
Gesinnungen und Bedürfnissen der beiderseitigen Bevölkerung ent- 
sprechen, veranlasst mich der österreichisch-ungarischen Regierung 
den Standpunkt darzulegen welchen Preussen in Bezug auf die Neu- 
gestaltung der deutschen Verhältnisse einnimmt. In dem Frieden vom 
23. August 1866 ist der Voraussetzung Ausdruck gegeben dass die deut- 
schen Regierungen südlich vom Main zu einem Bunde zusammentreten 
würden, welcher neben einer eignen unabhängigen Stellung, zugleich 
zu dem Bunde der Norddeutschen Staaten in engere nationale Be- 
ziehungen treten würde. Die Verwirklichung dieser Voraussetzung 
blieb jenen Regierungen überlassen. . . . Die süddeutschen Staaten 
haben es ihrerseits unterlassen den Gedanken des Prager Friedens 
au verwirklichen. Sie haben die Herstellung der in Aussieht genom- 
menen nationalen Beziehungen zu Norddeutschland zunächst in Gestalt 
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des Zollverein* und gegenseitiger Garantie- Verträge angestrebt. Es lag 
ausserhalb menschlicher Berechnung dass diese Einrichtunsren, unter 
dem Drange der mächtigen Entwicklung zu welcher ein unerwarteter 
französischer Angriff das deutsche Nationalgeftihl aufrief, ihren Ab- 
tchlwss in den jetzt vorliegenden Verfassungsbündnissen und in der Er- 
richtung eines neuen deutschen Bundes finden sollten. Es konnte 
nicht der Beruf Norddeutschlands sein diese nicht von uns herbei- 
geführte, sondern aus der Geschichte und dem Geiste des deutschen 
Volkes hervorgegangene Entwicklung zu hemmen oder abzuweisen. 
Auch die Regierung von Oesterreich-Ungarn erwartet und verlangt 
nicht dass die Bestimmungen des Prager Frieden» die gedeihliche Ent- 
wickttung der deutschen Nachbarländer erschweren sollen. Die kaiserl. 
Regierung sieht der Neugestaltung in welcher die deutschen Verhält- 
nisse begriffen sind, mit dem berechtigten Vertrauen entgegen dass 
alle Genossen des neuen deutschen Rundes und insbesondere Preussen 
von dem Verlangen beseelt sind die freundschaftlichen Beziehungen 
Deutschlands zu dem österreichisch-ungarischen Nachbarreiche zu er- 
halten und zu fördern. Die verbündeten Regieningen hegen ihrer- 
seits die Zuversicht dass derselbe Wunsch auch von der österreichisch- 
ungarischen Monarchie getheilt wird. Die bevorstehende Befriedigung 
der nationalen Bestrebungen und Bedürfnisse des deutschen Volkes, 
wird der weiteren Enheickelung Deutschlands eine Stetigkeit und 
Sicherheit verleihen welche von ganz Europa und besonders den Nach- 
barländern Deutschlands, nicht allein ohne Besorgnis» sondern mit 
Oenugthuung wird begrüsst werden können. Die ungehemmte Entfal- 
tung der materiellen Interessen welche die Länder und Völker mit 
so mannichfaltigen Fäden verbinden, wird auf unsere politischen Be- 
ziehungen eine wohlthätige Rückwirkung äussern. Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn werden mit den Gefühlen des gegenseitigen Wohl- 
wollens auf einander blicken, und sich zur Förderung der Wohlfahrt 
und des Gedeihens beider Länder die Hand reichen." 

Luxemburg. Antwort des Luxemburgischen Regierungspräsi- 
denten Servals auf die Note des Grafen Bismarck vom 
8. Dezember: Das Landesgebiet sei öfters von deutschen 
sowie von französischen Soldaten betreten worden. Das 
Verbringen von Lebensmitteln nach Thionville sei durch 
die Verwaltung der (französischen) Ostbahn geschehen, welche 
den Luxemburgischen Bahnbetrieb gepachtet habe; die Re- 
gierung habe nichts davon gewusst. Der französische Konsul 
habe geflüchteten Soldaten Reisegeld gegeben , dagegen habe 
die Regierung nichts thun können. Als verlautete dass er 
Anwerbungen vornehme, habe die Regierung ihm eine strenge 
Mahnung zugesendet, man habe ihm aber nichts beweisen 
können. Oft seien Waggons der Luxemburger Bahnen in 
Deutschland zurückbehalten worden um zum Fortbringen 
von Mannschaft und Kriegs vorrath zu dienen. Der preussische 
Staatssekretär von Thile habe die neutrale Haltung der Re- 
gierung rühmend anerkannt. Lebensmittel-Züge seien auch 
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„zu Tausenden" für die deutschen Heere aus dem Lande 
abgelassen worden. Preussen setze sich in Widerspruch 
mit dem Vertrage vom 11. Mai 1867. 

Oesterreich-Ungarn. Antwort des Reichskanzlers Beust auf 
Dr. Rieger's Denkschrift vom 8. Dezember: Im Namen 
Böhmens zu sprechen sei nur der Landtag berufen. Er der 
Reichskanzler habe lebhaft gewünscht die Gesammtbevölkerung 
Böhmens im Reicfisrath und in den Delegationen vertreten 
zu sehen, allein dies Streben finde innerhalb der Verfassung 
seine Grenzen, für deren Aufrechthaltung er verantwortlich 
sei. Er schicke daher die Denkschrift zurück. Das „böh- 
mische Staatsrecht" beruhe auf willkürlicher Gruppirung 
historischer Momente. In Betreff Frankreichs habe die Re- 
gierung sich bemüht dem Kriege durch Einwirken der neu- 
tralen Mächte Einhalt zu thun. Dass Böhmen an den Ver- 
trägen über das Schwarze Meer, grösseres Interesse habe 
als ein anderer Volksstamm Oesterreichs, sei nicht abzusehen. 
Man habe offenbar eine Kundgebung zu Gunsten Russlands 
beabsichtigt. Im Jahre 1867 haben mehre politische Per- 
sönlichkeiten eine solche Kundgebung durch ihre Reise nach 
Moskau bewerkstelligt; dass dieses nicht geahndet worden, 
beweise für die grosse Versöhnlichkeit der Regierung; das 
habe jedoch seine Grenzen. „Kein Staat kann bestehen, 
wenn Parteien in seinem Innern gestattet wird sich in einer 
Richtung zu bewegen die ich, um nicht ein härteres Wort 
zu gebrauchen, nur als Landespreisgebung bezeichnen will." 
Selbst in Republiken werde ein solches Vermessen nicht ge- 
duldet werden. Es würde bedauerlich sein wenn der böh- 
mischen Nation neue herbe Erfahrungen nicht erspart 
blieben; „die Schuld würde nicht sie treffen, sondern die- 
jenigen die immer mehr in einseitige Partei-Auffassung sich 
vertiefend, ihren Pflichten gegen das Vaterland dadurch zu 
genügen meinen dass sie unablässig im Innern gegen das 
Ansehen des Gesetzes, nach aussen gegen die Machtstellung 
und die Interessen der Monarchie einen Kampf unterhalten 
der nur zu einer schmerzlichen Enttäuschung führen kann." 

Prankreich. Die Regierung zu Bordeaux setzt den General 
Sol ab, weil er Tours übereilt verlassen habe; eben so den 
General Morandy wegen Unfähigkeit. 
Die Festung Montmedy ergibt sich den Deutschen. 3000 Ge- 
fangene, 65 Geschütze genommen. 
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Griechenland. Abdankung des Ministeriums Deligeorgis; 
(weil der König sich weigert die Kammern aufzulösen , was 
Deligeorgis am 21. Juli zur Bedingung seiner Annahme des 
Ministerpostens gemacht hatte.) 



M&. Donnerstag. 

PreuBsen. Landtag. Zum Präsidenten gewählt Forckenbeck; 
zu Vizepräsidenten Koller und Bennigsen. 

^Frankreich. Ein Brlass der Regierung zu Bordeaux errichtet 
daselbst eine Bechtsfakultät. 

Gefecht bei Vendöme. Die Franzosen zurückgeschlagen. 

Griechenland. Bildt ang eines neuen Ministeriums durch 
Kumunduros. 







A 





/«. Freitag. 



Verfassungsverträge, Annahme der Militärkonvention mit 
Preussen, gegen Eine Stimme. 

Luxemburg. Die amtliche Luxemburger Zeitung erklärt sich 
ermächtigt das Gerücht für unwahr zu erklären dass der 
Grossherzog (König der Niederlande) sich mit Preussen 
über die Abtretung des Landes verständigt habe. 

Prankreich. Vor Beifort fortwährend Gefechte und Ausfalle 
der Besatzung. 

Die französischen Truppen räumen Vendöme, 8 Geschütze 
ihnen genommen. 

Die Regierung in Bordeaux macht bekannt dass Ronen (nicht 
Havre wie früher verfügt worden), Fgcamp und Dieppe in 

Blokadestand erklärt seien. 

Gefecht bei Longeau, vor der Festung Langres; die Fran- 
zosen in die Festung zurückgeworfen. 

Gefecht bei Ch&teaudun. 
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19. Saynstag. 

Sachsen. Die Reichstagsabgeordneten Bebel und Liebknecht 
werden wegeu Hochverrates, beziehentlich wegen Vorbereitung 
desselben verhaftet. 
Auch Hepner Redakteur der Zeitung Volksstaat wird ver- 
haftet. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Bewilligung von 4 8 /* Millionen 
Gulden zu Kriegszwecken. 

Schweiz. Der Ständerath erklärt sich gegen die Trennung des 
Kantons Tessin in zwei Theile. 

Grossbritannien und Irland. Antwort des Ministers Gran- 
ville (an den Gesandten Lord Loftus gerichtet) auf Bis- 
marck^ Note betreffend Luxemburg vom 3. Dezember: 
Befriedigung darüber dass Preussen den Vertrag vom 11. Mai 
1867 nicht gekündigt, sondern sich nur freie Hand für 
Truppenbewegungen vorbehalten habe; er setze voraus dass 
Preussen sich vorher mit den Vertragsmächten verständigen 
werde. Die betreffenden Vorgänge in Luxemburg würden 
sich hoffentlich nicht erneuern, 

Frankreich. Die Regierung zu Bordeaux verordnet die Er- 
nennung einer Untersuchungskommission wegen der Kapitu- 
lation von Strassburg und Metz. 
Gefechte bei Epuisay, Droue, Granvillars. 
Gefechte bei Le Poislay und La Fontenelle; die Franzosen 
in der Richtung auf Le Mans verfolgt. 

Italien. Xaver Mercadante, Tondichter, Direktor des Kon- 
servatoriums zu Neapel, f daselbst 73 Jahre alt. 

IS. Sonntag. 

Norddeutscher Bund. Die Abordnung des Beiclistags über- 
gibt in Versailles dem König von Preussen die Adresse 
des Reichstags. Der König erklärt: er sei bereit die Würde 
des deutschen Kaisers anzunehmen, sobald die süddeutschen 
Kammern das Werk sanktionirt haben. 

Baiern. Feodor Dietz, ausgezeichneter Maler in München, 
f am Herzschlag zu Gray in Frankreich, als Mitglied der 
Krankenpnegschaft im Kriege. 
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Frankreich. Die Regierung zu Bordeaux verfügt dass während 
des jetzigen Kriegs die Offiziere der Nationalgarde (nicht 
mehr erwählt sondern) von ihr ernannt werden sollen. 
Treffen bei der Stadt Nuits, diese erstürmt, der französische 
General Cremer mit 16,000 Mann von 7000 Deutschen ge- 
schlagen, Prinz Wilhelm von Baden verwundet. 

£9. Montag. 

Preussen. Uebergabe der Luxemburgischen Anticort auf die 
Note des Grafen Bismarck vom 3. Dezember. 

Würtemberg. Eröffnung der Kammern mit einer Thronrede. 

Baden. Erste Kammer. Annahme der Bundesverträge mit allen 
Stimmen gegen zwei. 

Schweiz. Der Nationalrath erneuert die Vollmachten welche 
dem Bundesrath am 16. Juli ertheilt wurden. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Die indianischen 

Stämme beschliessen zu Ockmulgee (im Indianergebiete, 
zwischen Kansas und Texas,) einen Bund mit einer beson- 
deren Verfassung zu bilden. Das Gebiet soll ein amerika- 
nisches Territorium sein, unter dem Namen Okahoma. 

20* Dienstag. 

Sachsen. Auf eine Petition sächsischer Katholiken zu Gunsten 
der Wiederherstellung der weltlichen Herrschaft des Papstes 
antwortet der König: die Gesinnungen der Bittsteller ent- 
sprächen seinen eigenen Ueberzeugungen und Wünschen. 

Baden. Abgeordnetenkammer. Mit allen gegen drei Stimmen, 
Annahme einer Adresse an den Grossherzog, mit Dank für 
den Anschluss an das deutsche Reich. 

Oesterreich-Ungarn. Unterhaus zu Pest. Das Gesetz über 
die Verlängerung des Tabaksmonopols mit 186 gegen 125 
Stimmen angenommen. 

Frankreich. Das Pariser Journal offlciel erklärt: die Regie- 
rung werde so lange Krieg führen bis der Feind aus dem 
Lande geschlagen, oder ein ehrenvolles Abkommen ge- 
troffen sei. 
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Lyon. Mitglieder des radikalen Club Valentino in der Vor- 
stadt Croix-Rousse, welcher am 19. Dezember beschlossen 
hatte sich des Stadthauses zu bemächtigen und dort die 
Commune revolutionnaire (Gemeinderath nach dem Muster 
der ersten Revolution) einzusetzen, locken den Major des 
zwölften Bataillons der Nationalgarde Arnaud in den Club, 
und verlangen dass er mit seinem Bataillon in die Stadt 
ziehe; da er sich weigert, wird er fortgeschleppt und miss- 
handelt. Er wehrt sich mit einem Revolver; man schleppt 
ihn in den Saal des Clubs zurück, hält „Kriegsgericht" über 
ihn, und erschiesst ihn sogleich auf der Place d'armes y (Mili- 
tärplatz), in der Nähe einer Kaserne und eines Postens der 
Nationalgarde. (Die Thäter werden später verhaftet.) 

Gefecht bei Notre Dame d'Oe* (nordöstlich von Tours), 6000 
Mobilgarden unter General Pisani geschlagen. 

Französische Truppen bei Laugres versprengt. 

Spanien. Cortes. Die Civillistc mit 6 Millionen Franken be- 
willigt; ferner eine halbe Million für den Thronfolger, eben 
so viel für Erhaltung der Domänen. 



MM. Mittwoch. 

Preussen. Herrenhaus. Adresse an den König, worin es heisst: 
das Haus blicke ohne Neid auf die Erweiterung der Zu- 
ständigkeit der Bundesgesetzgebung. 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Annahme der Verträge über 
den Eintritt in das deutsche Reich, mit allen gegen 4 
Stimmen. 

Luxemburg. Die Kammer erklärt : Die (in der Bismarck'schen 

Note vom 3. Dezbr.) angegebenen Thatsachen bestünden nicht, 
oder seien von keiner Bedeutung; sie wolle die strengste 
Neutralität; die durch den Londoner Vertrag zugesicherte 
Stellung des Landes könne ohne die verfassungsmässige Zu- 
stimmung des Landes keine Aenderung erleiden. 

Prankreich. Die Stadt Tours zieht die weisse Fahne auf, und 
verlangt preussische Besatzung. 

Gefechte bei Amiens und Brionne. 

Französische Angriffe vor Paris zurückgeschlagen. 
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Italien. Die Abgeordnetenkammer genehmigt das römische 

Plebiscit mit 239 gegen 20 Stimmen. 

Griechenland. Wiedereröffnung der Kammern. 

99. Donnerstag. 

Hessen. Abgeordnetenkammer. Annahme des Norddeutschen 

Strafgesetzbuches mit allen gegen 3 Stimmen. Der Antrag 
von Dernburg : Pressvergehen durch Geschworne aburtheilen 
zu lassen, wird gegen 14 Stimmen abgelehnt. 

Frankreich. Ein Erlass der Regierung in Bordeaux schafft 
die Gendarmerie zu einer beweglichen Truppe um, mit der 
Aufgabe Deserteurs und versprengte Soldaten gefangen zu 
nehmen. 

Die französische Bank wird zur Ausgabe von 2500 Millionen 
Franken in Banknoten ermächtigt. 

Vor Paris ein Angriff der Besatzung gegen Chelles zurück- 
geschlagen. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Senat des Kongresses. 
Die durch den Präsidenten geschehene Ernennung Sehenk's 
zum Gesandten in London wird genehmigt. 

93. Freitag. 

Würtemberg. Abgeordnetenkammer. Der Eintritt Würtem- 
bergs in den Bund, die Zustimmung zur Bundesverfassung 
und zur Militärkonvention angenommen mit 74 gegen 14 
Stimmen ; der Vertrag mit Baiern und der gemeinsame Ver- 
trag aller Bundesstaaten mit 76 gegen 12; die Annahme der 
Bezeichnungen deutsches Reich und deutsclier Kaiser mit 81 
gegen 7; die Verantwortlichkeit der Vertreter Würtembergs 
im Bundesrathe einstimmig beschlossen; Ersparnisse im 
Staatshaushalt einstimmig, Steuerreform mit allen Stimmen 
gegen eine. 

Grossbritannien und Irland. Da der lang schon erkrankte 
Handelsminister Bright auf seiner Entlassung besteht, so 
wird Fortescue sein Nachfolger ; dessen Stelle als Sekretär 
(Minister) für Irland erhält der Marquis von Hartington. 
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Niederland. Abgeordnetenkammer der Generalstaaten. Karstens 
fragt an: ob die Regierung Schritte zur Wiederherstellung 
des Papstes in seine Souveränetätsrechte gethan, und wenn 
nicht, ob sie bereit sei solche Schritte zu thun. Cremers 
beantragt die bisherige Haltung der Regierung zu bittigen. 
Der Antrag wird mit 89 Stimmen (Liberale) gegen 35 (Ka- 
tholiken und Konservative) genehmigt 

Prankreich. Die Bürgermeister von Paris fordern die Regie- 
rung auf die militärischen Massregeln thätiger und nach- 
drücklicher zu betreiben. 

Der Präfekt von Lyon verbietet öffentliche Versammlungen und 
Kundgebungen politischer Art. (Vgl. 20. Dezember.) 

Treffen der Franzosen unter Faidherbe gegen Manteuffel, 
am Flusse Hallue bei Pont-Noyclles (nordöstlich von 
Amiens). Die Franzosen verlieren über 1000 unverwundete 
Gefangene und verschiedene Geschütze. 

Heftiger Kampf vor Paris, die Franzosen zurückgeschlagen. 

Vier Personen werden zum Tode, sechszehen zu Gefängniss 
verurtheilt, weil sie im August den Alain de Moneys 
lebendig verbrannten. (Derselbe war beschuldigt er habe 
Vive la Prasse gerufen.) 

Ausfälle aus der Festung Langres (22.-28. Dezbr.) zurück- 
geschlagen. 

Italien. Abgeordnetenkammer. Die Verlegung der Hauptstadt 
von Florenz nach Rom wird nach dem Begehren des Mini- 
steriums, auf den 30. Juni bestimmt, mit 205 gegen 119 
Stimmen (von denen die meisten eine frühere Fristbestim- 
mung wollten). Die Kammer spricht der bisherigen Haupt- 
stadt Florenz den Dank des Landes aus für ihre würdige 
Haltung in dieser Frage. 

Spanien. Cortes. Der Antrag Robledo's die verfassung- 
gebenden Cortes am 31. Januar aufzulösen, wird nach grossem 
Tumult mit 137 Stimmen gegen 14 angenommen, nachdem 
die meisten Gegner sich entfernt hatten. Für die noch 
unerledigten Gesetze werden der Regierung Vollmachten er- 
theilt. 
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2-ä. Samstag. 

Preussen. Erwiederung des Grafen Bismarck auf die Note 
des Lord Granville vom 17. Dez.: Eine vorlierige Anfrage 
bei den Vertragsmächten würde bei den militärischen 
Mächten nicht möglich sein. Eine Entschädigungsforderung 
werde der Regierung von Luxemburg ohne Vermittlung 
zugehen. 

Schweiz. Die Bundesversammlung (gemeinschaftliche Sitzung 
des Ständeraths und des Nationairatis) nimmt die Abdankung 
des Generals Herzog nicht an, mit Einstimmigkeit. 

Frankreich. Die bei Querrieux (in der Nähe von Amiens) 
geschlagenen Franzosen machen zur Deckung ihres Rück- 
zuges mehrfache Angriffe, werden zurückgeworfen, und 
nehmen ihren Rückzug in der Richtung nach Arras. Der 
französische General Faidherbe behauptet in seinen Be- 
kanntmachungen gesiegt zu haben. 

2S. Sonntag. 

Preussen. Eduard Jakob Wedekind, geb. 28. Dezbr. 1796, 
Bischof von Hildesheim, f 74 Jahre alt. 

Italien. Nachmittags 4 1 /* Uhr wird die Bohrung des Mont- 
QenU-Tunnels genau in dessen Mitte vollendet. 

Türkei. Rumänien. Da die Abgeordnetenkammer sich weigert 
das Anleihegesetz sofort zu genehmigen, erfolgt Abdankung 
des Ministeriums. 

20. Montag. 

Baiern. Volksversammlung in Augsburg , die sich gegen die 
Bündnissverträge und die ausserordentlichen Militärerforder- 
nisse ausspricht. 

Oesterreich-Ungarn. Antwortsnote des Grafen Beust auf die 
Note Bismarck's vom 14. Dezember: Er halte dafür dass 
eine Vermeidung der Besprechung des Prager Friedens und 
des Rechtspunktes im beiderseitigen Interesse liege. Die 
Einigung Deutschlands unter preussischer Führung sei ein 
Akt von historischer Bedeutung, eine Thatsache ersten 
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Ranges. Es herrsche der Wunsch vor mit dem neuen deut- 
schen Staatswesen die freundschaftlichsten Beziehungen zu 
pflegen; gleiche Gesinnungen hege der Kaiser. 

Frankreich. Die Preussen versenken sechs englische Kohlen- 
schiffe in der Seine, um die Schiffahrt zu sperren. 
Die Stadt Saint-Quentin wieder von den Deutschen besetzt, 

Italien. Der neue spanische König Amadeo (Herzog von 
Aosta) reist von Florenz ab, um sich im Hafen Spezzia 
einzuschiffen. 

Spanien. Zu einem Ministerrath werden die Führer der drei 
liberalen Parteien (Demokraten, Progressisten und Union 
liberale) geladen, es wird eine Einigung zwischen den Parteien 
bewirkt. Topete erhält das Auswärtige, und einstweilen 
auch Krieg und Ministerpräsidentschaft; Ayala wird Minister 
de ultramar (Kolonien). 

97» Dienstag* 

Luxemburg. Das patriotische Komitee überreicht dem Statt- 
halter Prinzen Heinrich eine zahlreich unterschriebene 
Bittschrift für Aufrechthaltung der internationalen Stellung 
des Landes. 

Frankreich. Ein Erlass der Regierung in Bordeaux verordnet 
die Auflösung der DepaHemental- und der Bezirksräthe so 
wie der Departementalkommissionen. An die Stelle der De- 
partementalräthe (conseils generaux) treten neue Departe- 
mentalkommissionen. 

Graf Bismarck richtet an den amerikanischen Gesandten 
Washburne eine Beschwerde um sie Jules Favre mitzu- 
theilen : dass am 23. Dezbr. auf einen deutschen Parlamentär 
von den Franzosen geschossen worden; wenn der Verkehr 
durch Parlamentärs wieder aufgenommen werden solle, müsse 
Untersuchung und Bestrafung stattfinden. 

Vor Paris, Beschiessung des Mont-Avron (Vorwerk des Forts 
Noisy) durch die Deutschen; die Geschütze des Mont-Avron 
werden zum Schweigen gebracht; grosse Verluste der 
Franzosen. 

Gefecht zwischen Montoire und Lachartre; die umzingelten 
Deutschen schlagen sich durch, haben einen Verlust von 
etwa 100 Mann, und bringen noch 240 Gefangene mit. 
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EinscMiessung der Festung Peronne durch die Deutschen, 
nach mehren Gefechten. 
Spanien. Cortes. Prim erklärt: er werde auch über die Ver- 
fassung hinausgehen, wenn die Rettung der Freiheit des 
Landes es nothwendig mache. 

98. Mittwoch. 

Sachsen. Der Kriegsminister General von Fabrice reist nach 
Versailles, um daselbst das Amt eines Generalgouvermurs 
zu übernehmen. 

Baiern. Reichsrathskammer. Die Forterhebung der Steuern für 
das erste Vierteljahr 1871, ebenso die Ermächtigung zur 
Zinsengarantie für neue Bahnen in der Pfalz genehmigt. 
Dr. Georg von SeufFert, ausgezeichneter Jurist, Präsident des 
Handels- Appellationsgerichts zu Nürnberg, f 70 Jahre alt. 

Oesterreich-Ungarn. Prag. Die deutschen Stadtverordneten 
erklären dass sie wegen der ihnen zugefügten Beleidigungen 
sich an den Sitzungen nicht mehr betheiligen. (Die Worte 
eines Stadtverordneten der von „deutschem Sinne u gesprochen, 
waren von einem tschechischen Mitglied für eine »Frech- 
heit' erklärt, und wegen geführter Beschwerden über Be- 
nachtheiligung der deutschen Bürger der Stadt, die deutschen 
Stadtverordneten für „gemeine Verleumder" erklärt worden.) 

Frankreich. Die Regierung zu Bordeaux macht bekannt dass 
von nun an Briefe nach Paris befördert, unter Anwendung 
von Luftballons, mittelst eines von Desseaux erfundenen 
Verfahrens. (Dasselbe bewährt sich aber nicht.) 
Meutereien in Paris, •veranlasst durch Angriffe auf Holz- 
händler, und Plünderung der Holzvorräthe; die Ruhe mit 
Waffengewalt wiederhergestellt. Der Bürgermeister von 
Paris Jules Ferry erlässt eine Verkündigung worin er die 
Bemühungen der städtischen Verwaltung zur Beschaffung 
von Holz darlegt. 
Vor Paris beschiessen die Deutschen den Bahnhof von Noisy- 
le-sec, und vertreiben die französische Artillerie aus Bondy. 
Die Deutschen unter General von Werder räumen Dijon 

(27. Dez.) und ziehen sich nach Vesoul zurück. 
Gefecht bei Longpre (in der Gegend von Abbeville); 3 Batail- 
lone Mobilgarden von drei Kompagnien und zwei Schwadro- 
nen Preussen geschlagen, verlieren 240 Gefangene. 

24 
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Spanien. Am Abend fallen zu Madrid in der Strasse Alcala 
Schüsse auf den Wagen des Kriegsministers Marschall Prim ; 
derselbe und ein Adjutant werden verwundet. — Hierauf 
drücken die Cortes fast einstimmig ihren Abscheu vor der 
That aus, und ertheilen, nachdem sich etwa 60 Mitglieder 
entfernt, der Regierung mit 141 Stimmen gegen 3 ein Ver- 
trauensvotum. 



29. Donnerstag. 

Hessen. Die erste Kammer nimmt einstimmig die Bundesver- 
träge an. 

Würtemberg. Die Kammer der Standesherren genehmigt die 
Verträge über das deutsche Reich, mit allen gegen 3 
Stimmen. 

Grossbritannien und Irland. Graf Granville erhebt Be- 
schwerde wegen der Versenkung von englischen Sclüffen 
in der Seine. (Vgl. 26. Dezbr. Graf Bismarck antwortet 
alsbald mit Bedauern über den Vorfall, und verspricht Unter- 
suchung und Entschädigung.) 

Niederland. Erste Kammer. Genehmigung des Budgets. 

Frankreich. Die Regierung hält eine lange Besprechung mit 
den Bürgermeistern von Paris. 

Der Mont-Avron (vgl. 27. Dez.) von den Franzosen verlassen, 
wird von dm Deutschen besetzt. Beschiessung der Forts 
von Noisy, Rosuy und Nogent^vor Paris. 

Spanien. Das Direktorium der republikanischen Partei, gebildet 
aus Castelar, Pi y Margall, Figueras, erlässt hierauf 
eine Verkündigung: Man möge die Waffen ruhig abgeben, 
man möge der Kraft der republikanischen Ideen vertrauen. 

Die republikanisch gesinnten Bataillone der Miliz werden ent- 
waffnet. 

Griechenland. Abgeordnetenkammer. Der ministerielle Be- 
werber Lombardos mit 128 gegen 9 Stimmen zum Präsi- 
denten erwählt. 

Türkei. Rumänien. Der Fürst beauftragt Joan Ghika mit der 
Neubildung des Ministeriums. 
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30. Freitag. 

Baiern. Kammer der Reichsräthe. Die deutschen Verfassungs- 
verträge mit 37 gegen 3 Stimmen atigenommen. 

Prankreich. Eilige Verstärkung der Deutschen vor Beifort; 
die Deutschen legen Befestigungen bei Granvillars an. 
Der preussische Oberst Wittich mit einer fliegenden Kolonne 
nimmt bei Souchez (zwischen Arras und B6thune) 5 Offiziere 
und 170 Mann gefangen. 

Italien. Senat. Genehmigung des römischen Plebiscits, mit 56 
gegen 22 Stimmen. 

Spanien. König Amadeo landet zu Cartagena, vom Volke 
sehr gut aufgenommen. 

3t. Samstag. 

Italien. Aus Anlass einer ungeheuren Ueberschwemmung in 
Rom, Heise des Königs dahin, in Begleitung von vier 
Ministern. (Er reist am folgenden Tage wieder ab.) Der 
König übersendet dem Papst einen Brief worin er ihm seine 
Anwesenheit und deren Gründe mittheilt. 

Frankreich. Lebhafte Erörterungen im Schosse der Regierung 
zu Paris. General Trochu macht bekannt dass keine 
Aenderungen in der Zusammensetzung der Regierung statt- 
finden. 

Die Verordnung vom 17. September welche die Wohnungen 
Geflüchteter in Paris mit einer von Monat zu Monat steigen- 
den Steuer belegte, wird zurückgenommen. 

Fortgesetzte Beschiessung der Forts von Nolsy, Rosny und 
Nogent, vor Paris (30. und 31. Dez.). Die Franzosen 
räumen ihre Stellungen vor diesen Forts. 

Gefecht bei Abbeville; eine Abtheilung mobilisirter National- 
garden gefangen. 

Angriff von fünf prenssischen Bataillonen (von Manteuffel's 
Armee) von Ronen aus auf das linke Seine-Ufer; die Fran- 
zosen theils zersprengt, theils in das feste Schloss Robert- 
le-Diable geworfen, dieses erstürmt; 100 Gefangene, viele 
Todte. 

Beginn der Beschiessung von Me'zieres. Fortwährend kleine 
Gefechte mit Francs-tireurs. (Die Festung ergibt sich nach 
zwei Tagen.) 
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Die 20. Division Preussen bei Yendöme angegriffen, General 
von Lüderitz schlägt die Franzosen zurück, und nimmt 4 
Geschütze. 

Gefecht bei Bonny (südöstlich von Orleans). Hessische Trup- 
pen erleiden Verluste. 

Spanien. Letzte Sitzung der verfassunggebenden Gortes. 
Don Juan Prim, Graf von Heus und Marques von Los 
Castillejos, geb. 14. Dezember 1814, Feldmarschall, Kriegs- 
minister und Ministerpräsident, f zu Madrid in Folge 
Meuchelmords (vgl. 28. Dezbr.), 56 Jahre alt. — Seine 
Wittwe erhält den Titel Herzogin von Prim und die Würde 
eines Granden erster Klasse, für sich, ihre Tochter und 
deren Nachkommen; ihr Sohn wird zum Herzog von Los 
Castillejos und Granden erster Klasse ernannt. 

Mwn Laufe Dezember*. 

Preussen. Strengere Massreqeln gegen französische Kriegs- 
gefangene, weil eine Anzahl, namentlich Offiziere, unter Bruch 
des Ehrenwortes, entwichen sind. 

Baiern. Eine Adresse zu Gunsten der weltlichen Herrschaft 
des Papstes mit 32,000 Unterschriften ergeht an den König. 

Frankreich. Plünderung von Holz und Bäumen durch Volks- 
haufen in Paris« 
Offene Feindseligkeiten zwischen Garibaldi und dem (gleich- 
falls für Frankreich ins Feld gezogenen) italienischen Obersten 
Frapolli. 

Türkei. Starke Truppensendungen nach dem südlichen Arabien, 
wo der Aufstand um sich greift. 
Rumänien« Fürst Karl wendet sich in vertraulichen Mit- 
theilungen an die Fürsten der europäischen Hauptstaaten um 
eine grössere Unabhängigkeit Rumäniens zu bewirken, 
jedoch ohne Erfolg. Gleichfalls wendet er sich an die Pforte 
um die Erlaubniss zu Verfassungsänderungen zu erhalten; 
die Pforte erklärt: für sich allein sei sie dazu nicht be- 
rechtigt. 

Peru. In den peruanischen Gewässern werden zwei französische 
Kriegsschiffe Curieux (4 Geschütze) und Brnix (8 Geschütze) 
von der prenssischen Fregatte Medusa (13 Geschütze) ge- 
schlagen und in den Grund gebohrt. 
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Bolivia. Aufstand. Der Diktator Melgarejo gestürzt. 

Repüblica de La Plata (Buenos Ayres). Fortwährender Auf- 
rühr in der Provinz Entrerios. 

Repüblica Oriental del Uruguay (Montevideo). Fortwahrende 
Aufstände. Niederlage der Aufrührer bei Montevideo. 



Zusatz zu Abth. I, S. 183. 

Die Augsb. Allgemeine Zeitung (No. 344, Ausserord. Beil. 
S. 5482) macht darauf aufmerksam dass es in der Unfehlbarkeits- 
formel heissen muss: „dass darum solche Feststellungen des 
römischen Papstes vermöge ihrer Natur, nicht aber aus der Zu- 
stimmung der Kirche, unabänderlich seien." — 
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Anhang. 



Verstorbene 1869 und 1870.*) 

Addington H., Staatsmann. Grossbritannien. 6. März 70. 
Aguirre J., ehem. Minister. Spanien. 19. Juli 69. 
AinmiUler M. E., Maler. Baiern. 9. Dez. 70. 
Alfleri di Sostegno s. Sostegno. 

Amalie Prinzessin, dramat. Schriftstellerin. Sachsen. 18. Sept. 70. 
Aremberg Prinz von, Diplomat. Oesterreich. 7. Mai 70. 
Auer A. von, Dir. der Staatsdruckerei. Oesterreich. 12. Juli 69. 
Auerswald A. von, ehem. Minister. Preussen. 3. Juli 70. 
Augustenburg Christian, Herzog von. Preussen. 11. März 69. 
Anmale Herzogin von. 6. Dez. 69. 

B&hr J. K., Maler. Sachsen. 29. Sept. 69. 

Barbes A., Volksführer. Frankreich. 27. Juni 70. 

Baroche P. J., ehem. Minister. Frankreich. 1. Nov. 70. 

Becke J. W. von, Minister. Oesterreich. 15. Jan. 70. 

Belgien Kronprinz von. 21. Jan. 69. 

Bellnomini Gen. Italien. 5. Febr. 69. 

Berger J. N., ehem. Minister. Oesterreich. 9. Dez. 70. 

Beriot Karl de, Geiger. Belgien. 9. April 70. 

Berlioz H., Tondichter. Frankreich. 6. März 69. 

Berrl Herzogin von. Oesterreich. 17. April 70. 

Berton des Balbes, Herzog von Crillon s. Crillon. 

Bigazzi P., Gelehrter. Italien. 17. April 70. 

Bisehof G., Professor der Chemie. Preussen. 29. Nov. 70. 

Böcking Ed., Professor der Rechte. Preussen. 3. Mai 70. 

Boller. Philolog. Oesterreich. 20. Aug. 69. 



*) Die genaueren Angaben findet man Im GeschichUkalender unter 
dem betreffenden Datum. 
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Donald L. J. M. von, Kardinal-Erzb. Frankreich. 25. Febr. 70. 
Bonaparte J. N. Nordamerika. 1. Juni 70. 
Boner Ch., Schriftsteller. Grossbritannien. 7. April 70. 
Bonucci F., Physiolog. Italien. 14. März 69. 
Botta P. E., Alterthumsforschcr. Frankreich. 18. April 70. 
Böttgrer Ad., Dichter. Sachsen. 16. Nov. 70. 
Bonrqueney Baron, Diplomat. Frankreich. 26. Dez. 69. 
Brater K., Schriftst. und Abgeordneter. Baiern. 20. Okt. 69. 
Braun Jul., Schriftsteller und Gelehrter. Baiern. 22. Juli 69. 
Braun Otto Ph., Feldmarschall von Peru und Bolivia. Preussen. 
23. Juli 69. 

Brentano J. A. von, ehem. höherer Finanzbeamter. Oesterreich. 
20. Febr. 70. 

Broglie A. K. L. Herzog von, ehem. Minister. Frankreich. 

26. Jan. 70. 

Broughton (Hobhouse) Lord, Peer, ehem. Minister. Grossbritan- 
nien. 8. Juni 69. 
Bürkel H., Maler. Baiern. 10. Juni 69. 
Burlingame A., chines. Gesandter in Russland. 23. Feb. 70. 

Calamatta L., Kupferstecher. Italien. 9. März 69. 

Carus K. A., Arzt und Schriftsteller. Sachsen. 26. Juli 69. 

Cattaneo, Schriftsteller und Abgeordneter. Italien. 6. Feb. 69. 

Charner, Admiral. Frankreich. 7. Febr. 69. 

Clarendon G. W. Villiers Graf von, Minister. Grossbritannien. 

27. Juni 70. 

Clark Sir J., Leibarzt. Grossbritannien. 28. Juni 70. 

Closs G., Maler. Baiern. 15. Aug. 70. 

Coppi A., Geschichtsforscher. Rom. 13. März 70. 

CriUon Herzog von, ehem. Pair. Frankreich. 23. April 70. 

Dabörmida, General. Italien. 10. Aug. 69. 
Bantan J. P., Bildhauer. Frankreich. 6. Sept. 69. 
üautzenberg J. M., Dichter und Sprachforscher. Belgien. 
4. Febr. 69. 

Delaniarre W., Publizist. Frankreich. 18. Febr. 70. 
Delangle, ehem. Minister. Frankreich. 25. Dez. 69. 
De Meer, General. Spanien. 6. Nov. 69. 
Deschamps Antony, Dichter. Frankreich. 29. Okt 69. 
Dickens Ch., Romandichter. Grossbritannien. 8. Juni 70. 
Diergardt Frhr. von, Gross-Industrieller. Preussen. 3. Mai 69. 



3d by 



368 



Verstorbene 1869 und 1870. 



Dietz, Maler. Baiern. 18. Dez. 70. 

Dolfl G., Volksführer. Italien. 26. Juli 69.| 

Duj ardin Baron A. A. F., Diplomat. Belgien. 2. Dez. 70. 

Dnlon R., Lehrer. Nordamerika. 13. April 70. 

Dumas A., Schriftsteller. Frankreich. 5. Dez. 70. 

Dumon P. L., ehem. Minister. Frankreich. 25. Febr. 70. 

Dnpont P., Dichter. Frankreich. 25. Juli 70. 

Dyce A., Literaturforscher. Grossbritannien. 19. Mai 69. 

Dyhrn Graf, Herrenhaus-Mitglied. Preussen. 2. Dez. 69. 

Eisner J. G., landw. Schriftsteller. Preussen. 5. Juni 69. 
Erdmann Professor A. J., Geologe. Schweden. 2. Dez. 69. 
Erdinann Professor 0. L., Chemiker. Sachsen. 9. Okt. 69. 
Ericsson J., Ingenieur und Mechanikus aus Schweden. Nord- 
amerika. 24. Febr. 69. 
Evans de Lacy, General. Grossbrittanuien. 9. Jan. 70. 

Farragut D. G., Admiral. Nordamerika. 14. Aug. 70. 
Feder General von. Baiern. 28. Jan. 69. 
Fein Georg, Volksführer aus Braunschweig. Schweiz. 26. Jan. 69. 
Fingall Graf, Peer. Grossbritannien. 22. April 69. 
Flahault Graf A. K. J., General und Senator. Frankreich. 
2. Sept. 70. 

Forbes Prof. J. D., Naturforscher. Grossbritannien. 5. Jan. 69. 
Forcade Eug., Publizist. Frankreich. 6. Nov. 69. 
Francke K. Ph., Staatsmann. Preussen. 23. Feb. 70. 
Freudentheil, Advokat und Abgeordneter. Preussen. 1. April 69. 
Friedrich Prinz von Würtemberg. 9. Mai 70. 
Fuad Pascha, Minister. Türkei. 11. Febr. 69. 

Ganz Leop., Geiger. Preussen. 15. Juni 69. 
Geiger Lazar, Sprachforscher. Preussen. 28. Aug. 70. 
Gendebien A., Staatsmann. Belgien. 6. Dez. 69. 
Georgi R., ehem. Minister. Sachsen. 12. Nov. 69. 
Golitzyn Fürst Jurij. Russland. 17. Nov. 69. 
Goltz Bogumil, Schriftsteller. Preussen. 11. Nov. 70. 
Goltz Graf von der, Diplomat. Preussen. 24. Juni 69. 
Gonconrt J. A. Huot de, Schriftsteller. Frankreich. 20. Juni 70. 
Gottling Prof., Philolog. Grossh. Sachsen. 20. Jan. 69. 
Gordon Sir W., General. Grossbritannien. 9. Febr. 70. 
Gongh Lord, Feldmarschall. Grossbritannien. 8. März 69. 
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Goyon K. M. A. Graf von, General. Frankreich. 19. Mai 70. 

Gräfe A. von, Augenarzt Preussen. 20. Juli 70. 

Graham Dr. Thom., Chemiker. Grossbritannien. 17. Sept. 69. 

Green Ch., Luftschiffer. Grossbritannien. 26. März 70. 

Grisar A., Tondichter. Frankreich. 15. Juni 69. 

Grisi Julia, Sängerin. Italien. 27. Nov. 69. 

Gropins K., Maler. Preussen. 21. Febr. 70. 

Grosvenor, Marquis von Westminster 8. Wcstminster. 

Grnnert K., Schauspieler. Würtemberg. 18. Sept. 69. 

Gnbitz F. A., Schriftst. und Holzschnitzer. Preussen. 5. Juni 70. 

Hadschi Petros, General. Griechenland. IL Nov. 69. 

»alzinger, Sänger. Baden. 31. Dez. 69. 

Harring Harro, Schriftsteller. Preussen. 16. Mai 70. 

Hefner Dr. 0. T. von, Alterthumsforscher. Baiern. 10. Jan. 70. 

Hengstenberg Prof., Theolog. Preussen. 28. Mai 69. 

Herach Herrn., dramat. Dichter. Preussen. 27. Juli 70. 

Hertz Hendrik, Dichter. Dänemark. 25. Febr. 70. 

Hertzen A., russ. Publizist. 21. Jan. 70. 

Hes« H. J. Frhr. von, Feldmarschall. Oesterreich. 13. April 70. 

Hesse A. J. B., Maler. Frankreich. 15. Juni 69. 

Hiersemenzel, jurist. Schriftst. Preussen. 6. März 69. 

Hobhouse s. Broughton. 

Hock K. von, Finanzbeamter und Schriftsteller. Oesterreich. 
2. Jan. 69. 

Hohenzollern-Hechingen, Fürst von. 9. Sept. 69. 
Hole L., Admiral. Grossbritannien. 21. Juli 70. 
Holtzmann Prof. A., Sprachforscher. Baden. 4. Juli 70. 
Hör nun g- Jos., Maler. Schweiz. 6. Febr. 70. 
Holtrop J. W., Bibliograph. Niederland. 13. Febr. 70. 
Hoven N., Kunsthistoriker. Dänemark. 29. April 70. 
Haber Prof. V. A., Schriftsteller. Preussen. 20. Juli 69. 
Hügel Frhr. K. A. A. von, Naturforscher und Diplomat. Oester- 
reich. 2. Juni 70. 
Hügrel Frhr. K. E. von, Staatsmann. Würtemberg. 29. Mai 70. 
Huot s. Goncourt. 

Im-Hof Heinr., Bildhauer. Rom. 4. Mai 69. 

Jaffe* Prof. Ph., Geschichtsforscher. Preussen. 2. April 70. 
Jahn Prof. Otto, Philolog und Schriftst. Preussen. 9. Sept. 69. 
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Jomini, General und Schriftsteller. Frankreich. 24. März 69. 
Jones Ernst, Volksführer. Grossbritannien. 26. Jan. 69. 
Joseph, Adv. und Abgeordneter. Sachsen. 7. März 69. 

Kleinschrod K. von, volksw. Schrittst. Baiern. 12. März 69. 
Klotz R., Philolog. Sachsen. 10. Aug. 70. 
Kneschke £. H., Augenarzt. Sachsen. 2. Dez. 69. 
Koberstein A., Literaturhistoriker. Preussen. 8. März 70. 
Koni? H., Schriftsteller. Preussen. 23. Sept. 69. 
Könneritz R. von, Diplomat. Sachsen. 19. Febr. 70. 
Köpke R. A., Geschichtsforscher. Preussen. 10. Juni 70. 
Kuchenreuter J. A., Büchsenschmied. Baiern. 26. April 70. 

Labouchere s. Taunton. 

Lamartine A. von, Dichter und Staatsmann. Frankr. 28. Feb. 69. 
Langhans K. F., Baumeister. Frankreich. 22. Nov. 69. 
Langlois V., Gelehrter. Frankreich. 14. Mai 69. 
Lanjuinais V. de, Abgeordneter. Frankreich. 1. Jan. 69. 
Lawoestine von, General, Senator. Frankreich. 23. April 70. 
Launitz Ed. Schmidt von der, Bildhauer. Preussen. 12. Dez. 69. 
Lavradio Graf, Diplomat. Portugal. 1. Febr. 70. 
Lee R. E., General. Nordamerika. 12. Okt. 70. 
Lefroy Thom., Oberrichter. Grossbritannien, 13. Mai 69. 
Lehmann P. M. Orla, Staatsmann. Dänemark. 14. Sept. 70. 
Lemon M., satir. Publizist. Grossbritannien. 24. Mai 70. 
Leopold, ehem. Grossherzog von Toskana. 28. Jan. 70. 
Leys, Maler. Belgien. 26. Aug. 69. 
Libri G., Gelehrter. Frankreich. 28. Sept. 69. 
Linde J. F. B. Frhr. von, Jurist, Staatsminister in Hessen. 
9. Juni 70. 

Lipp, Bischof von Rottenburg. Würtemberg. 3. Mai 69. 
Lopez F. S., Diktator. Paraguay. 1. März 70. 
Louise Prinzessin von Niederland. 6. Dez. 70. 

Maclise D., Maler. Grossbritannien. 25. April 70. 
Madoz P., ehem. Minister. Spanien. 11. Dez. 70. 
Maffei J. A. von, Grossindustrieller. Baiern. 1. Sept. 70. 
Maltitz A. von, russ. Diplomat, Dichter. Grossherzogth. Sachsen. 
2. März 70. 

Marie A. Th., Adv., Staatsmann. Frankreich. 28. April 70. 
Mastai Gabriel Graf. Italien. 13. Juli 69. 
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Mattel M., Kardinal. Italien. 7. Okt. 70. 
Mauromichalis A., General. Griechenland. 11. Mai 70. 
Mayer K., Dichter. Würtemberg. 25. Febr. 70. 
Meer s. De Meer. 

Meinecke A., Gelehrter. Preussen. 13. Dez. 70. 

Mercadante, Tondichter. Italien. 17. Dez. 70. 

Merimec P., Schriftsteller. 30. Sept. 70. 

Methfessel A., Tondichter. Braunschweig. 23. März 69. 

Meyer Th., ehem. hannov. Minister. 12. Sept. 70. 

Milbanke-Huskisson , Diplomat. Grossbritannien. 2. Jan. 69. 

Mintrop Th., Maler. Preussen. 30. Juni 70. 

Molique B., Geiger. Würtemberg. 11. Mai 69. 

Montalembert Graf von, Staatsmann. Frankreich. 18. März 70. 

Moreau de Jonnes, Statistiker. Frankreich. 5. Juni 70. 

Moscheies, Pianist. Sachsen. 10. März 70. 

de Moussy, Schriftsteller. Frankreich. 27. März 69. 

de Moustier Marquis, Minister. Frankreich. 5. Febr. 69. 

von Mühler, Geh. Kabinetsrath. Preussen. 15. Jan. 70. 

Müller J. B., Maler. Baiern. 27. Juni 69. 

Mörschel W., Adv., ehem. Abg. Würtemberg. 17. Jan. 69. 

Muttenthaler, Maler. Baiern. 22. März 70. 

Neander D. A., evang. Bischof. Preussen. 18. Nov. 69. 
Nettement A. F., Schriftsteller. Frankreich. 15. Nov. 69. 
Neumann K. F., Sprach- und Geschichtsforscher. Preussen. 
17. März 70. 

Niel, Marschall, Kriegsminister. Frankreich. 13. Aug. 69. 
Niepce de Saint- Victor, Photograph. Frankreich. 15. Mai 70. 

Odojevfsky Fürst, Russland. 11. März 69. 

Oelckers Th. H., Schriftsteller. Sachsen. 20. Aug. 69. 

de Olinda Marquez, ehem. Regent von Brasilien. 8. Juni 70. 

Olshansen Th., schleswig-holst. Volksmann. 31. März 69. 

Ostrowski Graf, ehem. poln. Landtagsmarschall. 23. Nov. 69. 

Oett Ingen- Wall er stein s. Wallerstein. 

Otto, Chemiker. Braunschweig. 12. Jan. 70. 

Paleocapa, ehem. Minister. Italien. 13. Febr. 69. 
Peabody, grosser Wohlthäter. Nordamerika. 4. Nov. 69. 
Persil, ehem. Minister. Frankreich. 10. Juni 70. 
Peyron, Sprachforscher. Italien. 3. Mai 70. 
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von Pfeufer Prof., Arzt. Baiern. 13. Sept. 69. 
Philpotts, Bischof von Exeter. Großbritannien. 18. Sept. 69. 
Prevost-Paradol, Schriftsteller. Frankreich. 19. Juli 70. 
Prim, Feldmarschall, Minister. Spanien. 31. Dez. 70. 
Pückler Graf E., ehem. Minister. Preussen. 4. Nov. 69. 
Purkynje, Physiolog. Oesterreich. 28. Juli 69. 

Quaglio L., Maler. Baiern. 15. März 69. 

Radnor Graf, Peer. Grossbritannien. 8. April 69. 
Rambuteau Graf, ehem. Pair. Frankreich. 16. Febr. 69. 
Ran K. H., Prof der Volks wirthsch. Baden. 18. März 70. 
Rawlins, Kriegsminister. Nordamerika. 6. Sept. 69. 
Redtenbacher, Chemiker. Oesterreich. 5. März 70. 
Regnaud de Saint-Jean d'Ang&y, Marschall. Frankreich. 
2. Febr. 70. 

Reichenbach K. von, Naturforscher Sachsen. 20. Jan. 69. 

Reisach Graf, Kardinal aus Baiern. 23. Dez. 69. 

Rewitzer Abgeordneter. Sachsen. 30. Mai 69. 

von Ringelmann, ehem. Minister. Baiern. 13. Jan. 70. 

Rintelen, ehem. Minister. Preussen. 28. Okt. 69. 

Ritter H., Prof. der Philosophie. Preussen. 3. Feb. 69. 

Robinson Therese, Schriftstellerin. Hamburg. 13. April 70 

Roqneplan, Journalist. 24. April 70. 

Roebling, Ingenieur. Nordamerika. 22. Juli 69. 

Rodenbach, ehem. Abg. Belgien. 18. Aug. 69. 

Rothschild Nath. von, Finanzmann. Frankreich. 19. Febr. 70. 

Ruffy, erwählter Bundespräsident der Schweiz. 28. Dez. 69. 

Ruth Prof. E., Schriftst. Baden. L Sept. 69. 

Sainte-Beuve, Literaturhistoriker. Frankreich. 19. Okt. 69. 

Sangninetti, Bildhauer. Baiern. 16. Febr. 70. 

Sartirana, Herzog von, Hofbeamter. Italien. 21. Jan. 69. 

Sauerländer J. D., Buchhändler. Preussen. 29. Nov. 69. 

Schelfhout, Maler. Niederland. 22. April 70. 

Scherr Th., Schulmann. Schweiz 10. März 70. 

Schloffel, Fabrikant, Volksmann. Preussen. 28. Jan. 70. 

Schlotthauer, Maler. Baiern. 15. Juni 69. 

Schnetz, Maler. Frankreich. 17. März 70. 

Schulze Jon., ehem. Ministerial-Direktor. Preussen. 20. Febr. 69. 

Schwarz Prof. J. K. E., Theolog. Grossh. Sachsen. 18. Mai 70. 
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Schwarzenberg Friedr. Fürst von, Schriftsteller. Oesterreich. 
5. März 70. 

von Schwarzburg-Rudolstadt, Albert Fürst. 26. Nov. 69. 
von Schwarzkoppen, Justizpräsident. Preussen. 5. Jan. 70. 
von Seuffert, Präs. des Handels- App.- Ger. Baiern. 28. Dez. 70. 
Seymonr, Admiral. Grossbritaonien. 22. Jan. 70. 
Simons, ehem. Minister. Preussen. 20. Juli 70. 
Simpson Sir J. G., Arzt. Grossbritannien. 6. Mai 70. 
Sostegno Marchese Alfieri di, Staatsmann. Italien. 16. April 69. 
Stack elberg Graf, russ. Diplomat. 12. Mai 70. 
Stahl, Bischof von Würzburg. 13. Juli 70. 
Stanley of Alderley, Peer, ehem. Minister. Grossbritannien. 
16. Juni 69. 

Stanton, ehem. Minister. Nordamerika. 15. Dez. 69. 
Steinheil, Astronom, Physiker. Baiern. 14. Sept. 70. 
Stavenhagen, General, Abgeordneter. Preussen. 28. März 69. 
Stücke Hermine, Maler. Baiern. 26. Mai 69. 
Stocchi, Bildhauer. Rom. 3. Febr. 70. 
Stockinger, Adv., ehem. Abg. Baiern. 10. Jan. 69. 
Streffleur, Milit.-Schriftsteller. Oesterreich. 4. Juli 70. 
Strnve, Schrittst., badischer Volksmann. Oesterreich. 21. Aug. 70. 
Stopp, ehem. Oberbürgermeister zu Köln. 12. Juni 70. 
Swoboda, Maler. Oesterreich. 11. Sept. 70. 

Tafel, Abgeordneter. Baiern. 25. Febr. 69. 
Talvj, d. h. Robinson, s. dieses. 

Tascher de la Pagerie Herzog, Senator. Frankreich. 3. Febr. 69. 
Tauchnitz Th., Ober-App.-Ger.-Rath. Sachsen. 19. Jan. 70. 
Tannton (Labouchere) Lord, Peer, ehem. Minister. Grossbritan- 
nien. 13. Juli 69. 
Tenerani P., Bildhauer. Rom. 4. Dez. 69. 
Thäter Jul., Kupferstecher. Baiern. 14. Nov. 70. 
Theobald G., Geolog. Schweiz. 15. Dez. 69. 
Thomas, General. Nordamerika. 29. April 70. 
Thompson, General, Volksführer. Grossbritannien. 5. Sept. 69. 
Thorigny, Präs., ehem. Minister. Frankreich. 25. Jan. 69. 
Thrän, Baumeister. Würtemberg. 13. Febr. 70. 
Tilly Graf, Belgien. 3. Mai 69. 
Tinne Alexine, holländ. Reisende. April 69. 
Toman, Abgeordneter. Oesterreich. 15. Aug. 70. 
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Troplongr> Präs. des Senats und Kassationshofs. Frankreich. 
28. Febr. 69. 

T westen K., Abgeordneter. Preussen. 14. Okt. 70. 
Tzschirner, Volksführer. Sachsen. 17. Febr. 70. 

Unger, Naturforscher. Oesterreich. 13. Febr. 70. 
ürquiza, General, Staatsmann. La Plata. 14. April 70. 

von Vangerow, Prof. des Rechts. Baden. 11. Okt. 70. 
Vercellone, Gelehrter. Rom. 19. Jan. 69. 
Vehse, Geschichtsforscher. Sachsen. 18. Juni 70. 
Vieweg, Buchhändler. Braunschweig. 1. Dez. 69. 
Villemain, Schriftst., ehem. Min. Frankceich. 8. Mai 70. 
Villlers s. Clarendon. 

von Vogel, ehem. Minister. Baiern. 10. März 70. 

Wachsmuth F., Maler. Frankreich. 25. Nov. 69. 
Wackernagel W., Germanist. Schweiz. 21. Dez. 69. 
Waldeck, Ober-Tribunal-Rath, Abg. Preussen. 11. Mai 70. 
von Oeningen- Wallerstein Fürst L., ehem. Minister in Baiern. 
22. Juni 70. 

Watzdorf, Frhr. von, Minister. Grossh. Sachsen. 15. Sept. 70. 
Wauters, Maler. Belgien. 9. Nov. 69. 
Wedekind, Bischof von Hildesheim. Preussen. 25. Dez. 70. 
Wedemeyer, ehem. hannov. Minister. 15. Dez. 69. 
Weiss, Bischof von Speier. Baiern. 13. Dez. 69. 
Welcker Karl, ehem. Abgeordneter, Staatsrechtslehrer. Baden. 
10. März 69. 

Wessely, Prof des Rechtes. Oesterreich. 21. April 70. 
Westermann A., Philolog. Sachsen. 25. Nov. 69. 
Westminster Marquis von, Peer. Grossbritannien. 1. Nov. 69. 
Whistling A. Th., musik. Schriftst. Sachsen. 25. Nov. 69. 
Windham Sir Ch. A., General. Grossbritannien. 8. Febr. 70. 
Wisgall, Maler. Oesterreich. 20. Okt. 70. 
Woodford Sir A., Feldmarschall. Grossbritannien. 26. Aug. 70. 
Wool, General. Nordamerika. 10. Nov. 69. 

/eidler, Abt, Abg. Oesterreich. 1. März 70. 
von Zeschau, ehem. Minister. Sachsen. 17. März 70. 
von Zimmermann Klemens, ehem. Galeriedirektor. Baiern. 
24. Jan. 69. 

Zu-Rhein Frhr. von, Regierungs-Präsident. Baiern. 13. Jan. 70. 
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Aegypten s. Türkei. 

Afghanistan. Im Laufe Januar* s: Grenzvertrag mit Bochara. 

Australien. Juli 15. Kolonie Viktoria. Trennung von Staat 
und Kirche angeordnet. 

Baden. Januar 9. Nationnalliberale Versammlung in Karlsruhe, 
Erwählung eines Ausschusses. 11. Neue Wahlordnung. 

15. Anstellung ■ von Lehrern jedes Glaubons an Gelehrten- 
schulen. 17. Protest klerikaler Abgeordneter gegen die Be- 
rathung des Stiftungsgesetzes. 19. Annahme desselben durch 
die Abgeordnetenkammer. 25. Ratifikation der Telegraphen- 
verträge mit Deutschland. 27. Genehmigung der Errichtung 
der Badischen Bank. 29. Gesetz über Genossenschaft, über 
Aufhebung der Schuldhaft. — Februar 1. Wahlgesetz. 

16. Aufhebung der Schulpatronate. 19. Erste Kammer: 
Bankgesetz. 23. Abgeordnetenkammer: Armengesetz, Ver- 
ehelichungs-, Aufenthaltsgesetz. 26. Adresse an Döllinger. — 
März 3. Abgeordnetenkammer: Wahlbezirke. 5. Militärische 
Freizügigkeit; gegenseitige Rechtshilfe; Abschaffung der 
Todesstrafe, und der geistlichen Eides- Vorbereitung. 10. Ab- 
geordnetenkammer: Aufhebung der Todesstrafe. 12. Erste 
Kammer: Aufhebung der Schulpatronate, erleichterte Ehe- 
schliessung. 15. Abgeordnetenkammer: Gotthardsbahn. Erste 
Kammer: Vertrag über Rechtshilfe, Gesetze über Schul- 
patronat und über Eheschliessung. 18. Erste Kammer : Auf- 
hebung der Todesstrafe abgelehnt. Rau f. 22. Abgeord- 
netenkammer: Das Abgeordnetenamt auf nur vier Jahre. 
26. Erste Kammer: Gesetz über Armenpflege. Mannheim, 
Konfessionslose Schule. 29. Abgeordnetenkammer: Militär- 
gerichte. 30. Abgeordnetenkammer: Gemeinde- und Armen- 
gesetz. Erste Kammer: Finanzgesetze, Militärstrafgesetz, 
Gesetz über Fabrikarbeit der Kinder. — April 1. Erste 
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Kammer: Militärgerichtsordnung. 2. Erste Kammer: Ge- 
meinde- und Stiftungsgesetz. 4. Abgeordnetenkammer: Rechts- 
hilfe-Vertrag mit Hessen. 7. Landtagsschluss. 11. Pforz- 
heimer Abstimmung für gemischte Schulen. — Juli 4. Holtz- 
mann f. 16. Mobilmachung. Rastatt in Verth eidigungsstand. 
22. Sprengung eines Pfeilers der Kehler Brücke. 24. Werth- 
sachen nach Berlin. — August 9. Erforderlichkeit des 
Placet regium zu den Konzilsbeschlüssen. 13. Aufforderung 
zur Unterstützung der aus Frankreich Ausgewiesenen. — 
September 27. Eintritt in den Nordbund beantragt. — 
Oktober 11. Vangerow f. 19. Jolly und Freydorf nach Ver- 
sailles. — November 3. Der Grossherzog nach Versailles. — 
Dezember 5. Mannheim : Beschlüsse des Fabrikantentags über 
die gewerblichen Verhältnisse zu Frankreich. 13. Die Kam- 
mern eröffnet. 16. Abgeordnetenkammer: Annahme der 
Bundesverträge. 17. Gelder für den Krieg bewilligt. 
19. Erste Kammer: Annahme der Verträge. 20. Adresse 
der Kammer an den Grossherzog. 
Baiern. Januar 1. Staatsschuld 425 Millionen Gulden. 2. Ver- 
trag über Urheberrecht. 3. Abgeordnetenkammer. 10. Be- 
anstandung verschiedener Wahlen. Dr. von Hefner f- H- 
Abgeordnetenkammer: Weis Präsident, Seinsheim Vizepräsi- 
dent. 12. Abgeordnetenkammer: Jörg und von Ow Schrift- 
führer. 13. von Ringelmann f. Frhr. von Zu-Rhein f. 
15. Belgischer Auslieferungsvertrag. Kaulbach's Inquisitions- 
bild. 17. Thronrede. 19. Vorlage des Budgets. 21. Döl- 
linger über die Fälschungen zu Gunsten der Unfehlbarkeit. 
22. Ueber Aufhebung des Pressbureau's. Arbeiterkongress 
in Augsburg. 25. Ehrenbürgerrecht an Döllinger. 26. Dessen 
Ablehnung. 28. Adresse der Reichsrathskammer gegen das 
Ministerium. 29. Abgeordnetenkammer: Adressverhandlung, 
Sepp und Schleicher. 30. Demonstration des Königs. 
31. Abgeordnetenkammer: Adressverhandlung; Greil. — 
Februar 1. Schreiben des Königs an den Reichsraths-Präsi- 
denten über die Adresse. Verweis an fünf Prinzen. 3. Ab- 
geordnetenkammer: Erklärung des Fürsten Hohenlohe über 
das Verhältniss Süddeutschlands zum Nordbund; die Konzil- 
depesche des Fürsten; Huttier über Preussen und deutsches 
Reich. 4. Abgeordnetenkammer : über die Konzilsdepesche. 
5. Abgeordnetenkammer: Erklärung von Sepp über das 
Konzil u. dgl. 6. Denkschrift des Prinzen Luitpold über 
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Opposition. 8. Abgeordnetenkammer: Jörg gegen Döllinger. 

13. Abgeordnetenkammer : Adresse mit Misstrauensvotum. 

14. Fürst Hohenlohe^ Eutlassungsgesuch. Bedingte An- 
nahme der Adresse durch den König. 15. Fortorhebung der 
Steuern. Fürst Hohenlohe entlassen. Sanguinetti f. 25. Mi- 
nister Pfretzschner nach Wien zum Grafen Bray. 28. Der 
König an Döllinger. — Im Laufe Februar 9 s : Versammlungen 
gegen das Heersystem. Versammlung von Protestanten gegen 
Rarless. Eisenbahn-Konferenz. Bischof Scnestrey verbietet 
in München zu studiren. — März 1. Staatsschuld. 2. Ver- 
längerung des Landtags. 3. Neuwahlen in Günzburg. 7. Graf 
Bray Minister. 8. Arbeitseinstellung. 9. Brief- und Zeitungs- 
verkehr. Döllinger gegen die Geschäftsordnung des Konzils. 
10. Vogel f. 12. Der Finanzausschuss über die Militär- 
kredite. 18. Abgeordnetenkammer: über ein Wahlgesetz. 
22. Muttenthaler f. 26. Abgeordnetenkammer: Bürger- 
meistereien, Unterlassung von Beförderungen im Heer. 29. 
Abgeordnetenkammer : ausserordentliche Militärbedürfnisse. 
30. Abgeordnetenkammer: Prankh gegen herabgesetzte Prä- 
senzzeit, Bray über Baierns politische Haltung. 31. Abge- 
ordnetenkammer: Militärkredite. — Im Laufe des März: 
Bewegungen gegen das Heersystem. — April 7. Abgeordne- 
tenkammer: Pressfreiheit. Boner f- 9. Arbeitseinstellung. 
21. Abgeordnetenkammer: Wahlgesetz. Im Laufe Aprü's: 
Der Erzbischof von München jüber Döllinger's Vorlesungen. — 
Mai 21. Abgeordnetenkammer: die Aufhebung der Todes- 

t strafe abgelehnt. — Juli 1. Neuer Civilprozess eingeführt. 
2. Freigebung der Advokatur. 16. Mobilmachung. 17. Be- 
sprechung zwischen Bray und Varnbüler. Kundgebung für 
den Krieg; desgl. gegen Sigl. Volksversammlung für den 
Krieg. 18. Abgeordnetenkammer: Geldforderung für den 
Krieg; Graf Bray über die deutsche Frage. 19. Abgeord- 
netenkammer: Graf Bray über Frankreichs kriegerische Ab- 
sichten; Bewilligung der Gelder für den Krieg. 20. Abreise 
des französischen Gesandten. Reichsrathskammer: Geneh- 
migung des Beschlusses der Abgeordnetenkammer. 21. Ab- 
geordnetenkammer: Forterhebung der Steuern bewilligt. 
25. Feuersbrunst. 29. Scharmützel bei Schweien. Ende 
Julias: Münchener Professoren gegen das Konzil. — August 
15. Closs f. 17. Amnestie. 23. Reither als Bischof von 
Speier beeidigt. 30. Tauffkirchen und Luxburg Präfekten 

25 
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in Frankreich. — September 1. Maffei f. 14. Steinheil f. 
18. Münchener Adresse für den Nordbund. 21. Delbrück 
und Mittnacht in München. 23. Für und gegen die Mün- 
chener Adresse. "5. Erklärung der patriotischen Partei 
über das Verhältniss zum Nordbund. 28. Delbrück und 
Mittnacht verlassen München. 29. Adresse aus Kaisers- 
lautern über eine deutsche Reichsverfassung. Im Laufe 
Septembers: Protest gegen die Unfehlbarkeit. — Oktober 20. 
Bray, Lutz und Prankh nach Versailles. Reissmann Bischof 
von Würzburg. 28. Belagerungsstand aufgehoben. — No- 
vember 8. Beust in München. 14. Thäter f. 15. Nürn- 
berger Adresse über die deutsche Frage. 16. München : Be- 
schluss der Gemeindebevollmächtigten betreffs der deutschen 
Frage. 20. Bamberg : Katholikenversammlung für den Papst. 
— Dezember 4. Brief des Königs an die deutschen Fürsten 
für die Herstellung der Kaiserwürde. 8. Regensburg: Katho- 
likenversammlung für den Papst. 9. Ainmüller f. 12. Die 
Kammern eröffnet. 18. F. Dietz f. 26. Volksversammlung 
gegen die Bündnissverträge. 28. Reichsrath: Steuern und 
Zinsengarantie für Bahnen bewilligt. Seuffertf. 30. Reichs- 
rath: Die Bundesverträge angenommen. Im Laufe Dezem- 
bers: Adresse für die weltliche Herrschaft des Papstes. 
Belgien. Januar 9. Kongress des internationalen Arbeiter- 
vereins zu Lüttich. 21. Gesetz über die Verwaltung der 
geistlichen Güter. — Februar 1. Englische Adresse an den 
König. 19. Senat: Gesetz über Aushebung, über Einzelhaft. 
22. Senat: Gesetz über das Kirchengut. 24. Abgeordneten- 
kammer: das Redaktionsgeheimuiss bestraft. Ministerverant- 
wortlichkeit. — März 1. Sprachen im Lande. 10. Abgeord- 
netenkammer: Antrag über Steuern und Herabsetzung des 
Portos. 14. Senat: Wahlreform. 18. Senat: die Wahlreform 
angenommen. — April 1. Schulbildung des Volkes. 9. Be- 
riot f. — Mai 7. Chinesische Gesandtschaft. 10. Gesetz 
über die Einzelhaft. 14. Abgeordnetenhaus: Kriegsdienst- 
Entschädigung. IG. Abgeordnetenhaus: Gesetz über den An- 
kauf von Eisenbahnen. 25. Mandel freigesprochen, Sturz 
der Langrand'schen Banken. — Juni 2. Hügel f. 7. De 
Bavay und Hody abgesetzt. 14. Neuwahlen, Niederlage des 
Ministeriums. 16. Abdankung des Ministeriums. 19. Auf- 
lauf zu Verviers. 26. Delegirtenversammlung der Liberalen. — 
Juli 2. Klerikales Ministerium. 8. Auflösung der Kammern. 
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13. Versammlung und gemeinschaftliches Programm der Libe- 
ralen und der Fortschrittspartei. 25. Malen Mitglied des 
Ministeriums. — August 2. Wahlsieg der Klerikalen. 
3. Finanzminister Tack durch Jacobs ersetzt. 8. Eröffnung 
der Kammern, Thronrede über Neutralität. 11. Vilain XIIII. 
Präsident der Kammer. Veröffentlichung der Briefe von 
Aumale, Chartres und Joinville. 12. Abgeordnetenkammer: 
Forderung für Rüstungen. 17. Anfrage Eugeniens wegen 
Durchreise. 24. Urtheil gegen die Verwaltungsräthe der 
Langraud'schen Bank. Ende August? 8 : Truppen an der 
Grenze. — September 6. Napoleons Sohn und Frau nach 
England. 8. Die Grenzbesetzung aufgegeben. 12. Wasseige 
Minister der öffentlichen Arbeiten. 13. Veröffentlichung 
über die Kapitulation von Sedan. 15. Pietri über an- 
gebliche Geldanlagen Napoleons. 16. Tachard französischer 
Abgesandter. 19. General Wimpffen über die Kapitulation 
von Sedan. 20. Uebereinkunft wegen Verbringung franzö- 
sischen Zuckers nach Belgien. 28. Feuersbrunst in Ant- 
werpen. — Oktober 1. Auflösung des Beobachtungsheeres. 
11. Katholikenversammlung zu Mecheln und Adresse. 15. 
Gardes eiviques. — November 15. Abgeordnetenkammer: 
Verhandlungen über die Haltung der Presse. 29. Ablehnung 
des Antrags von Demeur auf Erweiterung des Wahlrechts. 
29. Versuchtes Ausbrechen französischer Soldaten. 30. Ge- 
nehmigung des Budgets. — Dezember 2. Dujardin f. 6. Mi- 
nister Malou dankt ab. 

Bochara. Im Laufe Juli's: Besiegung der Rebellen. 

Bolivia. Im Laufe Dezembers: Der Diktator Melgarejo ge- 
stürzt. 

Brasilien. Mai 11. Die Abgeordnetenkammer über Aufhebung 
der Sklaverei. — Juni 8. Olinda j\ — Im Laufe des Juni : 
Gesetzvorlage über Freiheit von Sklavenkindern. — Oktober 7. 
Neues Ministerium. 

Braunschweig. Januar 12. Prof Otto f- Landtag: Ver- 
handlung über den Verkauf der Eisenbahnen. 21. Beschluss 
über diesen Verkauf unter andern Bedingungen. 23. Volks- 
versammlung gegen diesen Verkauf, Verlangen nach einem 
neuen Ministerium und dem allgemeinen Stimmrecht. 26. "Der 
Landtag genehmigt den Verkauf, verwirft aber den Vertrag 
darüber. 31. Vertagung des Landtags. — Februar 15. 
Neuer Vertrag wegen des Verkaufs. — März 8. Desgleichen. 
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26. Dieser Vertrag vom Landtag genehmigt. 16. Volksver- 
sammlung für den Frieden. September 9. Verhaftung des 
sozial-demokratischen Ausschusses. 
Bremen. Juli 16. Einstellung der Seefahrten des Norddeut- 
schen Lloyd. September 11. Rückkehr des Schiffs Ger- 
mania. 

Britisch-Amerika. April 15. Die Habeas-corpus-Akte in Ka- 
nada suspendirt. — Mai 25. Einfall der Fenier in Kanada 
zurückgeschlagen. August Iii. Der Aufstand am Red River 
unterdrückt. — Im Laufe Augustfs: Entdeckung des Wasser- 
falls in Guyana. 

Buenos-Ayres s. La Plata. 

Chile. Im Laufe Februar' s: König Orelio von Araucanien. 

China. Januar 25. Petition gegen Ratifikation des englischen 
Handelsvertrags. — Im Laufe Januar' s: Die Verfolgung der 
Christen wird eingestellt. — Juni 21. Ermordung der Fran- 
zosen zu Tien-Tsing. August 22. Gouverneur von Nanking 
ermordet. — Im Laufe Septembers: Bestrafungen wegen 
der Mordthaten zu Tien-Tsing. — Im Laufe Oktobers: Er- 
mordung Fremder. 

Cuba. Januar 2. Unterwerfung eines Theils der Aufständi- 
schen. — Im Laufe Oktobers: Stürme. — November 12. 
Gefecht zwischen einem preussischen und einem französischen 
Kriegsschiff. 

Dänemark. Februar 16. Gesetz betreffend die Beamtenbesol- 
dungen. 25. Henrik Hertz f- ~ März 14. Unterhaus: 
Budget. — April 11. Abgeordnetenhaus: gegen den Bau 
grosser Kriegsschiffe. 16. Raaslöff dankt ab. 29. Hoyen f. 
Im Laufe ApriVs: Aufregung in Island. — Mai 19. Ab- 
dankung des Ministeriums. 28. Neues Ministerium. — Juli 1. 
Schliessung des Reichstags. 16. Der Studentenverein für 
Frankreich. 26. Neutralität erklärt. 29. Französische Pan- 
zerschiffe an der Küste. — August 1. Herzog von Cadore 
in Kopenhagen. 10. Derselbe verlässt die Hauptstadt 
wieder. — September 14. Orla Lehmann f- — Oktober 3. 
Der Reichstag eröffnet. 29. Besuch des schwedischen Königs- 
paars. 

Deutschland. April 4. Bundesrath des Zollvereins versammelt. 
21. Eröffnung des Zollparlaments. 24. Vorstandswahl des- 
selben. — Im Laufe ApriVs: Anthropologische Gesellschaft. — 
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Mai 4. Zollparlament: Erhöhung des Kaffeezolls abge- 
lehnt. 5. Zollparlament: Vertrag mit Hawaii; Münzeinheit. 
6. Zollparlament: Erhöhung des Kaffeezolls angenommen, 
gegen Herabsetzung anderer Zölle. 7. Schluss des Zollpar- 
laments. — Juli 1. Der Postvertrag mit England tritt ins 
Leben. 26. Gefecht bei Rheinheim. Zersprengting einer 
Rekogno8zirung. 31. Armeebefehl des Kronprinzen von 
Preussen. — Im Laufe Augusfs: Viehseuchen. — Septem- 
ber 7. Vertheilung der französischen Kriegsgefangenen. 18. 
Ausschreiben von Bischöfen für Anerkennung des vatikani- 
schen Konzils. — Im Laufe Novembers: Entlassung von 
Kriegsgefangenen aus Elsass und Deutsch-Lothringen. 
Frankreich. Januar 1. Neujahrsrede des Kaisers: Vermehrung 
der Vorrechte des Gesetzgebenden Körpers ohne Schwächung 
der kaiserlichen Autorität. 2. Das Ministerium Ollivier er- 
nannt. 3. Massregeln gegen fremde Blätter aufgehoben. 
4. Präfekt Hiussmanu durch Chevreau ersetzt. 7. Das Mi- 
nisterium der ehrlichen Leute. Versammlung von Freihänd- 
lern. 8. Oberintemlanz der schönen Künste aufgehoben. 
9. Zeitungsverkauf auf öffentlicher Strasse erlaubt. Amnestie 
für die Bergarbeiter von Aubin und Saint-Etienne. Verbot 
der Einfuhr von Wollenwaaren und Roheisen. Freihändler 
in Bordeaux. 10. Prinz Peter Bonaparte erschiesst Viktor 
Noir. Der Prinz verhaftet. Einberufung der Anklagekammer 
des Staatsgerichtshofs. Rochefort*s heftiger Artikel gegen 
die Bonaparte. Gesetzgebender Körper: Olli vier erklärt es 
solle eine volksthümliche Regierung hergestellt werden. 
Picard beantragt Schwurgerichte für politische Vergehen. 
Verhandlung wegen der zwei nach Algier geschickten Soldaten. 
Guyot-Montpayroux beantragt Abschaffung des Staatsgerichts- 
hofs. Antrag die Bewilligung auf gerichtliche Verfolgung 
des Abgeordneten Rochefort zu ertheilen. Odilon Barrot 
Präsident einer Kommission für Dezentralisation. Ledru-Rollin 
und Tibaldi die Rückkehr gestattet. 11. Gesetzgebender 
Körper: Wahl der Vizepräsidenten. Senat: Daru über das 
Konzil. Der Staatsgerichtehof einberufen wegen des Prinzen 
Murat. 12. Der Geheime Rath. Der Staatsgerichtshof. Be- 
gräbniss Viktor Noir's, Unruhen. 13. Handelsvertrag mit 
England. 14. Senat: Verhandlung über die Einfuhr von 
Wolle und Gusseisen. Gesetzgebender Körper: Verhalten 
der Beamten bei den Wahlen. 15. Senat: Versprechungen 
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Ollivier's. Gesetzgebeuder Körper: über verfassungswidrige 
Anträge. 16. Keine offiziellen Kandidaturen mehr. Ver- 
sammlung für Handelsfreiheit 17. Gesetzgebender Körper: 
Rochefort in Anklagestand. Unruhen. Arbeitseinstellung in 
Creuzot. 18. Gesetzgebender Körper : Gambetta und Ollivier. 
Die Suez-Kanal-Gesellschaft. Daru's Brief über das Konzil. 
19. Gesetzgebender Körper : Verhandlung über Handelsfreiheit. 
Auslieferungsverträge mit Schweden und Norwegen, mit der 
Schweiz. Traupmann hingerichtet. 21. Hinrichtungen im 
Innern der Gefängnisse. Rochefort stellt sich nicht vor Ge- 
richt. Hertzen f. 22. Rochefort verurtheilt. 23. Ledru- 
Rollin. Paul Fabre Generalprokurator. 24. Anträge für 
Aufhebung der Todesstrafe, für Erwählung der Gemeinde- 
behörden zu Paris und Lyon. Arbeitseinstellung in Creuzot 
beendet. 25. Das Verschwinden der Akten über die Bou- 
logner Angelegenheit. 26. Herzog von Broglie f. 27. Wähl- 
barkeit der Friedensrichter. 28. Gesetzgebender Körper: 
über Handelsfreiheit. Senat: Münzfrage. 29. Viktor Hugo's 
Stücke wieder erlaubt. 31. Die Erlasse vom 9. Januar. 
Im Laufe Januars: Verhaftung von Polen. Gratry gegen 
die Unfehlbarkeit. — Februar 1. Neue Präfekten und Unter- 
präfekten. 2. Gesetzgebender Körper: Grävy's Antrag wegen 
Schutzes der Kammer verworfen; neue Geschäftsordnung. 
Regnaud de Saint-Jean d'Angäly f. Bericht über Aufhebung 
der Sicherheitsgesetze. Kommission über die Marine. 4. Recht 
der Besprechung von Kammersitzungen. 5. Brief von Daru 
über das Konzil. Kommission über eine Pariser Gemeinde- 
verfassung. Leverrier als Direktor der Sternwarte abgesetzt. 
7. Ermächtigung der Kammer zur Verhaftung Rochefort's 
nicht erforderlich. Rochefort stellt sich nicht; er wird ver- 
haftet; Unruhen. Kabel nach Algier und Malta. 8. Gesetz- 
gebender Körper: Mittheilung Ollivier's über die Unruhen. 
Die Redakteure der Marseillaise verhaftet. Erzherzog Albrecht 
in Paris. 9. Unruhen. 10. Gesetzgebender Körper: Richard's 
Erklärung über die Staatsarchive; heftige Auftritte. 12. Ver- 
haftungen. 14. Untersuchung gegen Leverrier. Komplott. 
Unzufriedenheit im Heere. 15. Gesetzgebender Körper: 
Aufhebung der Sicherheitsgesetze. 16. Abschaffung des 
Dekrets über Verbannungen nach Cayenne und Algier. 17. 
Verschiedne Anträge der Opposition. 18. Senat: Das Er- 
nennungsrecht der Regierung für Bürgermeisterstellen soll 
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nicht mehr Verfassungs Vorschrift sein. Delamarre f. 19. 
Peter Bonaparte vor die Urtheilskammer des Staatsgerichts- 
hofes verwiesen. Nath. von Rothschild f. 20. Daru ver- 
langt Frankreichs Einwendungen gegen die 21 Canones 
heim Konzil vorzutragen. 21. Gesetzgebender Körper : Favre 
über die innere Politik. Die Absendung eines Botschafters 
zum Konzil beschlossen. Schulden der Stadt Paris. 22. Ge- 
setzgebender Körper: Daru's Antwort an Favre. Erlass 
über Zusammensetzung der Gerichtsabtheilungen. Dezen- 
tralisations-Kommission. Don Carlos zu Lyon angehalten. 
28. Gesetzgebender Körper: über offizielle Kandidaturen. 
Kommission über höheren Unterricht. 24. Gesetzgebender 
Körper: Neutralität der Regierung bei den Wahlen. Picard's 
Anträge über Wahlen. Budget. Revolutionsfeier. 25. Gesetz- 
gebender Körper: Nichtannahme der päpstlichen Münzen ; 
Vertagung. Senat: Anklage von Mires gegen Chaix d'Est- 
Ange. Bonald f. Dumon f. 26. Verminderung der Aus- 
hebung des Jahrs. 28. Montalembert gegen die Unfehlbar- 
keit. Kabel nach Aegypten. — März 2. Delaunay an Le- 
verrier's Stelle. Ginoulhiac wird Erzbischof von Lyon. 
3. Senat: über Aufläufe. 5. Versöhnung zwischen Isabella 
und ihrem Gemahl. 6. Renan zur Professur wieder vorge- 
schlagen. 7. Gesetzgebender Körper: Freiheiten für Algier. 
8. Desgl. 9. Gesetzgebender Körper: Päpstliche Münzen; 
Kolonialgesetzgebung; über Civilregierung in Algier. 10. Ge- 
setzgebender Körper: über Steuersystem. 11. Vertagung des 
Gesetzgebenden Körpers. Recht der Advokaten ihren Bäton- 
nier zu ernennen. 12. Senat: Zurückweisung der Anklage 
gegen Chaix d'Est-Ange. 13. Montalembert f. 15. Senat: 
über das allgemeine Stimmrecht. 17. Schnetz f. 21. Brief 
des Kaisers an Ollivier: es soll ein Senatuskonsult mit end- 
giltigen Reformen ergehen. Gesetzgebender Körper: Rekru- 
tirung auf 90,000 Mann herabgesetzt. Banneville in Paris. 
Prozess Peter Bonaparte. 22. Gesetzgebender Körper : über 
Todesstrafe und Steuern. Die Studenten gegen Tardieu. 
Arbeitseinstellung. 23. Gesetzgebender Körper: über Mobil- 
garde und Rekrutirungssystem. 24. Gesetzgebender Körper: 
Abschaffung des Sicherheitsgesetzes. Leboeuf Marschall. 25. 
Einladung zum Einschreiten in Sachen des Konzils. 27. Frei- 
sprechung Peter Bonaparte's. 28. Senat: Entwurf des neuen 
Senatu8konsults. Gesetzgebender Körper: über den Staats- 
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gerichtshof, Einkommensteuer, Anklage gegen Beamte, Er- 
wählung der Richter. Beruhigung in Creuzot. 29. Gesetz- 
gebender Körper: Wahlreform verworfen; Vertagung der 
Verhandlung über die konstituirende Gewalt. 30. Gesetz- 
gebender Körper : Antrag dass die Wähler lesen und schreiben 
können müssen, verworfen; über unentgeltlichen Volksunter- 
richt. — Im Laufe des März: Auflösung der Welfenlegion. — 
Aprü 1. Ueber Erwähluug der Maires. 4. Gesetzgebender 
Körper: Herabsetzung der Rekrutenzahl; über die konsti- 
tuirende Gewalt und das Plebiscit. 5 Gesetzgebender Kör- 
per: Choiseul's Antrag wegen der Plebiscite; Grevy's Anfrage 
beseitigt. Volksunterricht 8. Gesetzgebender Körper: Ver- 
sammlungsfreiheit; Aushebung. 9. Gesetzgebender Körper: 
Versammlungsfreiheit. 10. Banneville wieder nach Rom. 
Antwortsnote an Antonelli. 11. Buffet's Abdankung und deren 
Gründe. 13. Vertagung des Gesetzgebenden Körpers. 14. Se- 
natuskonsult. Buffet's und Daru's Abdankung angenommen, 
Segris Finanzminister. Besprechung über das Plebiscit. 
18. Botta f. 20. Senat: die neue Verfassung. 23. Aufruf 
des Kaisers wegen der Volksabstimmung. Lawoestine f. 
Crillon f. 24. Rundschreiben des Ministeriums mit Hinweis 
auf die Thronfolge. Roqueplanf. 28. Marie f. 29. Komplott. 
Cernuschi ausgewiesen. Im Laufe ApriVs: Aufhebung des 
Kabel-Privilegs. Schiedsspruch zwischen der Exkönigin 
Isabella und ihrem Gemahl. — Mai 4. Staatsgerichtshof, 
Komplott. 8. Pietri's Bekanntmachung über die Ordnung 
bei der Abstimmung. Plebiscit Villemain f. 9. Barrikaden 
genommen. 10. Meutereien. 11. Abermals Unruhen. Brief 
Napoleon's über das Heer. 12. Kommission für die ge- 
sammte Gesetzgebung. Depesche über das Konzil. Eröffnung 
der Kammern. Stackelberg f. 15. Gramont, Mejre, Plichon 
Minister. Nicpce f. 17. Die Zeitung La Marseillaise 
suspendirt. 18. Gesetzgebender Körper: das Plebiscit ver- 
kündigt. 19. Goyon f. 21. Ansprache Napoleon's an den 
Gesetzgebenden Körper. Talhouet Vizepräsident desselben. 
23. Auflösung des Komitee's für das Plebiscit. 25. Gesetz- 
gebender Körper: Pressstrafgesetz mit Schwurgericht. Ge- 
mässigte Linke. 27. Gesetzgebender Körper : das Versamm- 
lungsrecht noch nicht gestattet. 31. Die Präfekten in Algier 
den Militärbefehlen entzogen. — Juni 5. Moreau de Jonnes f. 
10. Persil f. 11. Erwählung der Departementalräthe in Algier. 
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14. Gesetzgebender Körper: Anfragen von Dreolle über das 
Konzil, die Kapitulationen und Spanien. 15. Vier neue Ge- 
sandte ernannt. 19. Ueber Wiederzulassung der bourboni- 
schen Prinzen. 20. Gesetzgebender Körper: Verhandlungen 
in Betreff der Gotthardbahn. 21. Senat: über den Vertrag 
mit Spanien wegen Rechtshilfe. 22. Gesetzgebender Körper: 
Ernennung der Bürgermeister. 23. Gesetzgebender Körper: 
die Erwählung derselben verworfen. Erklärung über die 
direkten Beziehungen des Nuntius zu der Geistlichkeit. 
28. Gesetzgebender Körper: die Bürgermeister durch die 
Regierung zu ernennen. 30. Ollivier erklärt den Frieden 
für gesicherter als je. — Juli 2. Gesetzgebender Körper: 
Ablehnung einer Herabsetzung der Rekrutenzahl, Nichtge- 
stattung der Rückkehr der Prinzen Orleans. 5. Gesetz- 
gebender Körper: Anfragen von Cochery u. a. über die 
Hohenzollern'sche Kandidatur. 6. Gramont's Antwort darauf, 
Nichtgestattung der Kandidatur. 7. Arbeitseinstellung. 9. Ge- 
setzgebender Körper: Garnier- Pages Anträge über Kaperei, 
Blokade u. dgl. Verurtheilung von Mitgliedern des inter- 
nationalen Arbeitervereins. 11. Gesetzgebender Körper: über 
<Jie Kandidatur. 12. Amtliche Mittheilung der Hohenzollern- 
schen Verzichtleistuug. 13. Gesetzgebender Körper : Gramont 
zeigt die Fortdauer der Unterhandlungen an. 14. Volks- 
kundgebungen. 15. Gesetzgebender Körper: ministerielle 
Erklärungen für den Krieg; Bewilligungen für Heer und 
Flotte. Abreise Werther's. 16. Rouher s Anrede: der Kaiser 
habe abgewartet, und seit vier Jahren gerüstet. Latour 
d'Auvergne Botschafter in Wien. Frankreich will die Neu-, 
tralität Belgiens und Luxemburgs achten. Die vierten Ba- 
taillone gebildet. Die Brücke bei Kehl abgedreht, in. Ge- 
setzgebender Körper: Bewilligungen für den Krieg. Senat: 
Vertagung der Aufhebung des Sicherheitsgesetzes. Ablehnung 
der englischen Friedensvermittelung. Abreise des bayerischen 
Gesandten. 19. Anklagen gegen preussische Absichten auf 
Niederland. Aeusserungen über die Rüstungen der Schweiz. 
Senat: Gesetze über Rekrutirung und Gelder für den Krieg; 
Vertagung des Pressgesetzes. Gesetzgebender Körper: Verbot 
militärischer Zeitungsmittheilungen: Unterstützungen. Bud- 
get von Paris. Abberufung des sächsischen Gesandten. 20. 
Verbot der Zulassung von Kriegs-Berichterstattern. Kriegs- 
beginn. Leboeuf Generalstabschef. Kundgebung gegen den 
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Frieden. 21. Rundschreiben Gramont's gegen Preussen. 
Gesetzgebender Körper: Gesetze über die Wahlen, über die 
Erwählung des Gemeinderaths zu Lyon. Senat: Vertagung 
dieser beiden Gesetze. Ollivier's Ableugnung. Besprechung 
mit dem badischen Geschäftsträger über Sprenggeschosse, 
hierüber Aufklärung sowie russische Mittheilung. 22. Na- 
poleon's Ansprache an die Franzosen. Dessen Rede an den 
Vorstand des gesetzgebenden Körpers. Ollivier's Verbot von 
Mittheilungen über Militärisches 23. Eugenie Regentin. 
24. Rundschreiben Gramont's über die jüngsten Unterhand- 
lungen. Das Zollhaus zu Schreckingen genommen. Die 
Preussen sprengen einen Viadukt. 25. Die Festungswerke 
von Paris bewaffnet. Erklärung über Kriegsverfahren zur 
See. Reservearmee unter Canrobert. Treilhard Gesandter 
in Washington. Duport f. 26. Erklärung dass Benedettrs 
Vertragsentwurf das Werk Bismarcks sei. Belagerungsstand. 
27. Preussen gegen Italien angeschuldigt. Der Kaiser an 
die Nationalgarde. Bedrohung deutscher Bankiers. 28. Na- 
poleon geht zum Heere ab, erlässt eine Ansprache an das- 
selbe. 28. Verbot die Soldaten auf den Bahnhöfen zu ver- 
pflegen. Brief BenedettiV. der Vertragsentwurf sei von 
Bismarck diktirt. — August 1. Pater Hyazinth protestirt 
gegen Unfehlbarkeit. Rekognoszirung bei Sturzelbrünn. 
2. Aufhebung des Handelsvertrags. Mobilgarden. 3. Gra- 
mont's Rundschreiben über Verhandlungen mit Preussen 
wegen Belgiens. Spende der Orleans. 4. Weissenburg er- 
stürmt. Rekognoszirung bei Selz 5. Scharmützel bei Münch- 
hausen. 6". Falsche Siegesnachricht. Schlacht bei Wörth. 
Schlacht bei Saarbrücken (Speicheren). Rückzug des Heeres. 
7. Amtlicher Bericht über Wörth und Saarbrücken. Depesche 
Napoleon's über den deutschen Vormarsch. Amtlicher Be- 
richt über die Lage. Das Heer bei Metz. Verkündigung 
der Kaiserin. Paris in Belagerungsstand; Einberufung der 
Kammern auf den 11. Aug. Niederbronn genommen. Kriegs- 
beute. 8. Einberufung der Kammern auf den 9. August; 
Nationalgarde ; Mobilgarde. Amtliche Erklärung über Stras- 
burgs Verteidigung. Belagerungsstand verschiedener De- 
partements. Leboeufs Rücktritt. Joinville bietet seine 
Dienste an. 9. Gesetzgebender Körper eröffnet. Favre's 
Anträge über Bewaffnung, Nationalgarde, Rückkehr des 
Kaisers vom Heer, und Uebernahme der Regierung durch 
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die Kammer. Ke>atry's Antrag auf Absetzung des Kaisers. 
Misstrauenserklärung gegen das Ministerium ; dieses dankt ab. 
Aumale und Chartres bieten ihre Dienste an. Verurtheilungen 
wegen Komplottes. Unterdrückung zweier Zeitungen. Saint- 
Avold besetzt. Lützelstein besetzt. Lichtenberg beschossen. 
Gefangene. 10. Ministerium Palikao. Gesetzgebender Körper: 
Anträge über Vertagung der Schuldforderungen, über Ein- 
berufung von Soldaten, über Unterstützung der Familien der 
Mobilgarde. Schlenker's Verhaftung. Strassburg umzingelt. 
Vormarsch der Deutschen. 11. Gesetzgebender Körper: Neu- 
bildung der Nationalgarde ; erhöhte Anleihe; Zwangskurs der 
Banknoten ; Vertagung der Schuldforderungen. Reserve-Heer. 
12. Gesetzgebender Körper: Ausweisung der Deutschen ; An- 
trag über Rochefort's Verhaftung. Nancy besetzt. Lichten- 
berg genommen. 13. Gesetzgebender Körper: Verlängerung 
der Protestfrist ; Favre und Gambetta gegen das Kaiserthum ; 
ein Vertheidigungskomitee abgelehnt; 2400 Mill. Fr. Bank- 
noten. Der König von Preussen verkündigt das Kriegsrecht, 
schafft die Aushebungen ab. Kronprinz von Preussen in 
Nancy. 14. Napoleon aus Metz nach Verdun. Milderung 
der Ausweisungsmassregeln gegen die Deutschen. Scharmützel 
bei Strassburg; General Werder Oberbefehlshaber des Be- 
lagerungsheeres. Bonin Generalgouverneur in Lothringen, 
Bismarck-Bohlen in Elsass. Schlacht bei Courcelles und 
Borny. 15. Meuterei in La Villette. Treffen bei Metz. 
Marsal genommen. Luneville besetzt. 16. Gesetzgebender 
Körper: Ferry's Antrag über Verstärkung der Mobilgarde; 
neues Heer gebildet Schlacht bei Mars-la-Tour und Vion- 
ville. Gefecht bei Toul. Ausfall aus Strassburg. Einfall 
in Deutschland schon im Juni beschlossen; Kriegsbeute zu 
Luneville. 17. Trochu Oberbefehlshab r in Paris. Napoleon 
in Chalons. 18. Alle Unverheiratheten einberufen. Zwei 
Zeitungen unterdrückt. Trochu's Proklamation. Strassburg 
beschossen. Kehl beschossen. Schlacht bei Gravelotte und 
Rezonville. 19. Vierte deutsche Armee unter Kronprinz von 
Sachsen. 20. Todesurtheilc. Mac Mahon zu Chalons. 21. 
Räumung von Chalons. 22. Gesetzgebender Körper: Kera- 
trys Antrag über das Vertheidigungskomitee. 23. Gesetz- 
gebender Körper: Die bouches inutiles. Ministerium der 
schönen Künste aufgehoben. Bitsch beschossen. Napoleon 
bei dem Heere Mac Mahon's. 24. Ausweisung der Fremden. 
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Die Preussen jenseits Chalons. Der Bahnhof von Strassburg 
genommen. 25. Gesetzgebender Körper: Antrag über Waffen- 
fabrikation verworfen; geheime Sitzung. Ernennung von 
Mitgliedern des Vertheidigungskomitees. üebergabe von 
Vitry. 26. Gesetzgebender Körper: Antrag die Mobilgarde 
aufzuheben Besetzung von Markolsheim. Kühlwetter Civil- 
kommissär in Elsass, Villers in Lothringen. 27. Gesetz- 
gebender Körper: „Herr Bonaparte". Gefecht bei Buzancy. 
28. Ausweisung der Deutschen und der'Kampfunfähigen. Er- 
stürmung von Voncq. 29. Gefecht bei Nouart. Ausfall aus 
Strassburg, Eröffnung der Laufgräben. 30. Rundschreiben 
wegen Verletzung der Genfer Uebereinkunft. Mac Mahon 
bei Beaumont geschlagen. 31. Ausfall Bazaine's aus Metz. 
Kämpfe in der Nähe von Sedan. Graf Luxburg Präfekt des 
Niederrheins. — September 1. Schlacht bei Sedan. Schlacht 
bei Noisseville. Die Bürgermeister von Paris über die „grosse 
Nation. * 2. Napoleon gefangen. General Wimpffen kapitulirt. 
Besprechung Napoleon's mit König Wilhelm, Napoleon nach 
Wilhelmshöne gebracht. Ausfall aus Strassburg. General 
Flahault f- 3. Gesetzgebender Körper: Ministerielle Er- 
klärung über die Verteidigung von Paris; Antrag Trochu 
die Gewalt zu übergeben. Volksbewegung. Ausfall aus Metz. 
Marsch der Deutschen gegen Paris. 4. Gesetzgebender 
Körper: Favre's Antrag auf Absetzung der Dynastie. Volks- 
bewegung. Die Nationalgarde versammelt sich. In der Mit- 
tagssitzung des Gesetzgebenden Körpers Anträge für einen 
Regierungsrath, für einen Kammerausschuss. In der Abend- 
sitzung verlangt eindringendes Volk die Republik; diese wird 
auf dem Stadthause verkündigt. „Regierung der National- 
vertheidigung" und neues Ministerium. Vergeblicher Versuch 
von Abgeordneten sich als Kammer zu versammeln. Die 
Republik zu Lyon. Eugeniens Flucht. Prinzessin Klotilde 
nach Italien. 5. Aufruf der Regierung an's Volk: mit dem 
Heere Rächer des Vaterlands zu sein. Der Gesetzgebende 
Körper aufgelöst, der Senat abgeschafft ; Amnestie und andere 
Verordnungen. Ausrufung der Republik in vielen Städten. 
Provisorische Bürgermeister von Paris. Abberufung von Ge- 
sandten. Ausweisung der Deutschen. Besehiessung von Mont- 
m6dy. Der König von Preusspn in Reims. 6". Rundschreiben 
von Favre: Man wolle den Frieden, werde aber keinen Fuss 
breit Landes und keinen Stein der Festungen abtreten. 
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Schliessung der Geschäfte deutscher Bankiers. Die Ge- 
meinderäthe zu Douai und Amiens gegen die Republik. 
Drei Prinzen von Orleans in Paris. Nieuwerkerke abgesetzt. 
La Gueronnicre daukt ab. Der kaiserliche Briefwechsel auf- 
gefangen. 7. Der internationale Arbeiterverein in Lyon. Er- 
nennung von Gesandten. Favre lässt Italien Freiheit in Be- 
treff Rom's. Belagerungsstand in Havre. Gefecht bei Har- 
kirchen. Beschiessung von Schlettstadt. 8. Wahlen aus- 
geschrieben. Amerika erkennt die Republik an. Die Mobil- 
garde in die Pariser Forts geschickt. Tamisier General 
der Nationalgarde. Cernuschi Bankdirektor. Auswanderung 
aus Paris. Scharmützel bei Oberschöffelsheim. 9. Laon 
übergeben, die Citadelle in die Luft gesprengt. Die Be- 
wohner des Weichbildes von Paris müssen in die Stadt. 
Lyons nach London. Rimpart Generalpostmeister. Abrufung 
eines Gesandten. Unruhen in Nizza. Toul beschossen. Metz 
beschossen. 10. Verbrennung der Wälder bei Paris befohlen. 
Fälligkeit der Wechsel vertagt. Die Nordsee von den Fran- 
zosen verlassen. Ausfall aus Strassburg. 11. Die Deutschen in 
Meaux und Melun. Die Gelder der Banken geflüchtet. 
Bitsch beschossen. 12. Thiers' diplomatische Reise. Favre 
für den Einmarsch der Italiener in den Kirchenstaat. Ab- 
rufung des Gesandten Malaret. 13. Regierungsdelegation in 
Tours. Senard nach Italien. Portugal erkennt die Republik 
an. Rochefort Barrikaden-Direktor. Schonung des Wein- 
bau's in der Champagne. 14. Die Staatsräthe abgesetzt. 
Konstituirende Versammlung beschleunigt. Lyoner Wirren. 
Laufgräben vor Strassburg. Erklärung gegen General 
Wimpffen. 15. Anfrage Favre's wegen Besprechung mit 
Bismarck. Gefecht bei Verdun. Streifzug nach Mühlhausen. 
Bürger aus Strassburg herausgelassen. Kolmar besetzt. 17. 
Rundschreiben Favre s gegen preussische Eroberungspläne. 
Regierungsdelegation in Tours. Steuern auf die von Paris 
Abwesenden. Marschall Vaillant bedroht. Gefecht bei 
Brevannes. 18. Gefecht bei Verdun, bei Bicetre. Versailles 
besetzt. Die Baiern in Bourg. 19. Paris von den Deut- 
schen umschlossen. Gefecht bei Sceaux. Gerichtliche Ver- 
folgung gegen Beamte gestattet. Besprechung zwischen Favre 
und Bismarck. 20. Thiers' zweite Abreise. Belagerungs- 
erfolge vor Strassburg. General Trochu gegen unbotmässige 
Soldaten. 21. Favre's Bericht über die Besprechung mit 
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Bismarck. Verschiebung der Nationalversammlung. Glück- 
wünsche an Italien. Besetzung des Schlosses Saint-Cloud. 
Belagerung von Strassburg. 22. Ausfall aus Metz. 23. De- 
vienne vor Gericht gewiesen. Ausfall aus Metz. Toul über- 
geben. Ausweisung der Deutschen. Eisenbahn zur Um- 
gehung von Metz. 24. Bekanntmachung über preussische 
Bedingungen. Verlangen der Diplomaten in Paris. Gefecht 
bei Verdun. 25. Favre's Schreiben an Bismarck für die 
Wünsche der Diplomaten in Paris. Belagerungsstand in 
Nizza. Gefecht bei Maule und Les Alluets. Verdun um- 
zingelt. 26. Ablehnende Antwort auf Favre's Schreiben. 
Den Franzosen das Abreisen verboten. 27. Uebergabe von 
Strassburg. Ausfall aus Metz. 28. Trochu über Unruhen und 
Einbrüche. Ausfall aus Soissons. 29. Die Wahlen neuer- 
dings ausgeschrieben. Sozialisten in Lyon. Die Flotte in 
Cherbourg. Selbstmord von Delesvaux. 30. Ausfälle aus Paris. 
Unruhen in Lyon. General Werder in Strassburg. Merimäe f. 
Im Laufe Septembers: Meutereien. Rothe Fahne. Lague- 
ronniere verhaftet und bestohlen. Ein ganzes Gericht ver- 
haftet. Bourbaki nach England. Aufstand im Lande Algier. 
— Oktober 1. Vertagung der Wahlen. General Mazure ver- 
haftet. Meuterei. Gefecht. Post zu Strassburg. 2. Bericht 
über das Pariser Heer. Gefecht. Ausfall vor Metz. Strass- 
burg unterstützt. 4. Gefechte. Schonung der Ernte. 5. Kund- 
gebung gegen Flourens. Treffen bei Raon l'fitape. Gefechte. 
Der König von Preussen in Versailles. 6. Mahnung gegen 
bewaffnete Kundgebungen zu Paris. Die Diplomaten daselbst 
verlangen freien Verkehr nach aussen. Gefecht bei Nom- 
patelize. 7. Drei neue Heere. Vertagung der Gemeinde- 
wahlen. Garibaldi zu Marseille. Ausfälle aus Metz, aus 
Paris. Neu- Breisach beschossen. 8. Kundgebung der Pa- 
riser Radikalen. Das Generalgouvernement in Strassburg. 
Ueberfall zu Ablis und Bestrafung. 9. Gambetta in Tours. 
Garibaldi daselbst. Scharmützel, Gefechte. Schlettstadt um- 
zingelt. 10. Unruhen in Paris. Chaudordy's Rundschreiben 
über Frankreichs Lage. Dessen Antwort auf Bismarck's 
Note. Schlacht bei Artenay. Gefechte. 11. Keratry nach 
Tours, nach Madrid. Schlacht bei Orleans. Gefechte. Re- 
qusitionen untersagt. Ueber den Staatsstreich. 12. Unter- 
suchung gegen Flourens. Frist für Wechselzahlungen. Be- 
lagerung von Soissons. Gefechte. 13. Ausfall aus Paris. 
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Saint- Cloud niedergebrannt. Verdun belagert. 14. Chau- 
dordy's Rundschreiben über die Lage von Paris. Ausfall 
aus Paris. Garibaldi in Besancon. Boyer in Versailles. 
Bourbaki in Tours. 15. Soissons ergibt sich. 16. Aus- 
weisung der Jesuiten. Gambetta in den Vogcsen. Ausfall 
aus Neu-Breisach. 17. Ausfall aus Thionville. Montdidier 
besetzt. Verordnung zur Verhütung von Eisenbahn-Beschädi- 
gungen. 18. Favre's Rundschreiben gegen Preussen. Treffen 
bei Chäteaudun. 19. Gray besetzt. 20. Ausfall vom Mont 
Valerien. Boy er nach Chiselhurst. 21. Chartres und Saint- 
Quentin besetzt. 22. Keratry Befehlshaber im Nordwesten. 
Ausfall aus Paris. Treffen bei Rioz und 6tuz. 23. Monte- 
reau besetzt. 24. Einrichtungen in Algier, die dortigen 
Juden Bürger. Schlettstadt übergeben. 25. Gefecht bei 
Nogent-sur-Seine. 26. Thiers nach Paris. General Werder 
gegen Dijon. 27. Metz übergeben. Gefechte. 28. Chau- 
dordy über gefangene Mannschaften der Handelsschiffe. Cam- 
briels abgesetzt. Löwenfeld Gouverneur von Metz. Gefecht 
bei Le Bourget. 29. Gambetta über die Uebergabe von 
Metz. Abschaffung der Garde. Die Ehrenlegion. Waisin 
aus Algier entfernt. Metz besetzt. 30. Thiers unterhandelt. 
Treffen bei Le Bourget. Gefecht bei Dijon. 31. Unruhen. 
Aufruhr in Paris. Thiers. Dijon übergeben. — November 1. 
Rochefort aus der Regierung. Bewältigung des Aufruhrs. 
Abdankung der Bürgermeister von Paris. Thiers und Bis- 
marck. Gambetta gegen Bazaine. Baroche f. 2. Bismarck's 
neues Anerbieten wegen Waffenstillstands. Verhaftungen. 
Unruhen überall. Prinz Friedrich Karl in Pont-ä-Mousson. 
Neu-Breisach beschossen. Gefechte. 3. Pariser Abstimmung 
über Beibehaltung der Regierung. Thomas Oberbefehlshaber 
der Pariser Nationalgarde. Gent Präfekt in Marseille, Meu- 
tereien daselbst. Beifort umzingelt. 4. Anschaffung von 
Batterien durch die Departements. Cresson Polizeipräfekt. 
Bazaine des Verraths beschuldigt. 5. Bismarck's letzte Vor- 
schläge. Ablehnung des Waffenstillstands. Neuwahl der Pa- 
riser Bürgermeister. Alle Männer sollen ins Heer. Drei 
Heere in Paris. Ausfall aus Neu-Breisach. 6. Scharmützel. 
7. Abreise von Thiers aus Versailles. Favre's Rundschreiben 
über den Abbruch der Unterhandlungen. Fort Mortier ge- 
nommen. Gefechte. Der Grossherzog von Baden in Ver- 
sailles. 8. Note von Thiers über die Unterhandlungen. 
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Verdun ergibt sich.'" 9. General von der Tann's Rückzug aus 
Orleans, Schlacht bei Coulmiers, Rückzug der Baiern. Mont- 
beliard besetzt. 10. Neu-Breisach übergeben. Verstärkung 
des Generals von der Tann. 11. Desgleichen. Gefechte. 
12. Belagerungsstand dreier Häfen. Zwei neue Redouten 
vor Paris. Scharmützel. 13. Belohnung für entkommene 
Offiziere. Auflösung von Francstireurs. Prinz Friedrich 
Karl in Fontainebleau. 14. Marseille: Wahl-Niederlage der 
Rothen. Thionville beschossen. Ausfall aus Mäzieres. 15. 
Aurelles de Paladine Oberbefehlshaber der Loire -Armee. 
16. Gambetta über Wahlen und Waffenstillstand. Ferry 
Bürgermeister von Paris. Montmedy eingeschlossen. Ausfall 
aus Beifort. 17. Treffen bei Dreux. 18. Treffen bei Chä- 
teauneuf. Gefechte. 19. Prinz Friedrich Karl vereinigt sich 
mit von der Tann. Ueberfall bei Chätillon. 20. Verbot 
Paris zu verlassen. Gefechte. 21. Besprechungen Odo Rus- 
sell's mit Bismarck. Favre's neues Rundschreiben über die 
Unterhandlungen. Pulverentzündung. Einzug in Chätillon. 
Treffen bei Bretoncelles. 22. Gefechte an der Schweizer 
Grenze. Nogent-le-Rotrou besetzt. Oberst Chenet in Unter- 
suchung. 23. Gefechte. Thionville beschosseu. Ausfall 
aus Beifort. 24. Thionville übergeben. Treffen bei Ladon 
und Maizieres. Gefechte. 26. La Fere übergeben. Gefecht 
bei Orleans. 27. Treffen bei Pasques. Schlacht bei Moreuil. 
28. Ke>atry abdankend wird durch Bourbaki ersetzt. Schlacht 
bei Beaune-la-Rolandc. Amiens besetzt. 29. Wegnahme von 
Lebensmitteln in Paris. Cbaudordy's Rundschreiben über die 
preussische Kriegführung. Bourbaki. Ausfall aus Paris. 
Gefecht bei Orleans. 30. Die Citadelle von Amiens über- 
geben. Ausfall aus Paris zurückgeschlagen. — Dezember 1. 
Treffen bei Orgeres und Patay. 2 Wegnahme von Geiseln. 
Treffen vor Paris. Treffen bei Bazoches. Schlacht am Or- 
16ans-Wald. 3. Gefechte vor Paris. Beifort beschossen. 
Kämpfe der Loire-Armee. 4. Offizielles über die Loire- 
Armee. Zweitägige Schlacht bei Orleans. Gefechte bei 
Rouen. Gefecht bei Montbelcaret. Offizielles über die 
Kämpfe bei Paris. 5. Gefechte bei Montböliard. Rouen be- 
setzt. Aurelles de Paladine dankt ab. Dumas f. 6. Auf- 
lösung der Tirailleurs von Belleville. 7. Gefecht bei M6ung. 
Gefecht an der Loire. Gefecht bei Autun. Bourbaki und 
Palliares an der Spitze der Loire-Armee. 8. Schlacht bei 
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Beaugency, Cravant und Beaumont. 9. Verlegung der Re- 
gierung nach Bordeaux. Dieppe von Preussen besetzt. 
Deutsche zu Ham überfallen. Treffen bei Montlevault, 
Chambord erstürmt. 10. Kampf vor Paris. Schlacht bei 
Cernay. 11. Reitende Gendarmerie. Rückzug nach Blois 
und Tours. Beaumont besetzt 12. Pfalzburg übergeben. 
Montm6dy beschossen. 13. Blois besetzt. 14. Die Generale 
Sol und Morandy abgesetzt. Montm&Iy übergeben. 15. 
Rechtsfakultät zu Bordeaux errichtet. Gefecht. 16. Ge- 
fechte vor Beifort. Vendöme geräumt. Häfen in Belage- 
rungsstand. Gefechte bei Chäteaudun u. a. 17. Unter- 
suchung wegen der Uebergabe von Strassburg und Metz. 
Gefechte. 18. Die Offiziere der Nationalgarde von der Re- 
gierung ernannt. Treffen bei Nuits. 20. Amtliche Er- 
klärung über Fortdauer des Kriegs. Arnaud in Lyon er- 
mordet. Gefechte. 21. Tours übergeben. Gefechte. 22. Die 
Gendarmerie zu militärischen Zwecken. Banknoten-Ausgabe. 
Gefecht vor Paris. 23. Aufforderung zu nachdrücklicherer 
Kriegsführung. Versammlungen in Lyon verboten. Schlacht 
an der Hallue. Gefecht vor Paris. Verurtheilung der Mör- 
der de Moneys. Gefechte. 24. Rückzug nach Arras, Sieges- 
berichte von Faidherbe. 26. Englische Kohlenschiffe ver- 
senkt. Saint-Quentin wieder besetzt. 27. Die Departemental- 
und Bezirksräthe aufgelöst. Bismarcks Note über das Schiessen 
auf Parlamentärs. Beschiessung des Mont-Avron. Gefechte. 
Peronne eingeschlossen. 28. Briefbeförderung nach Paris. 
Meutereien gegen Ilolzhändler. Gefechte vor Paris. Dijon 
geräumt. Gefecht bei Longpre\ 29. Besprechung mit den 
Pariser Bürgermeistern. Mont-Avron besetzt. 30. Ver- 
stärkung vor Beifort. Gefechte. 31. Regierungs-Wirrnisse. 
Die Steuer auf verlassene Wohnungen aufgehoben. Be- 
schiessung mehrer Forts vor Paris. Gefechte. Beschiessung 
von Mezieres. — Im Laufe Dezembers: Plünderungen. Ga- 
ribaldi und Frapolli in Zwist. 

Französische Kolonien. September 24. Aufstand auf Marti- 
nique unterdrückt. 

Griechenland. Januar 10. Aenderungen im Ministerium. — 
Februar 10. Vertrag über die Durchstechung der Landenge 
von Korinth. — April 11. Gefangennahme reisender Engländer 
und Italiener durch Räuber. 21. Ermordung derselben. — 
Mai 3. Smolensk Kriegsminister. 11. Mauromichalis f- 
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12. Vernichtung von Räubern. — Juni 30. Erdbeben. Im 
Laufe des Juni: Ministerkrisis. — Juli 21. Neues Mini- 
sterium. — August 1. Erdbeben. — Oktober 18. Aner- 
kennung der französischen Republik. 26. Erdbeben. — 
Dezember 14. Abdankung des Ministeriums. 15. Ministerium 
Kumunduros. 21. Die Karamern eröffnet. 29. Lombardos 
Präsident der Kammer. 
Gro9sbritannien und Irland. Zu 1869: Pachtgüter in Ir- 
land. Mordstatistik daselbst. — Januar 1. Post vertrag mit 
Amerika. Neues Bankerottgesetz, die bankerotte mehr er- 
schwerend. 2. Feuersbrünste in London. Ausfuhr. 4. Arbeits- 
einstellung von Telegraphisten. 9. Sir de Lacy Evans f. 
11. Bright's Rede in Birmingham über Irland, Schulen, Frei- 
handel, Grundeigenthum, Arbeiterkandidaturcn. 21. Arbeiter- 
Unruhen zu Thorncliffe. 22. Admiral Seymour f« 23- 
Erneuerte Arbeiter -Unruheu. Im Laufe Januars: Zurück- 
ziehung der Truppen aus Kanada. — Februar 1. Reform- 
verein, Vertrauensvotum. 4. Volksversammlung für Volks- 
unterricht. 6. Telegraphen. 8. Parlaments - Eröffnung. 
Windham f. 9. Gordon f- 10. O'Donnovan Rossa's Wahl 
nichtig erklärt. 11. Bischof Temple. 12. Ausgaben bei Par- 
lamentswahlen. 14. Antrag auf Einführung des Ballots. 
15. Unterhaus: Einbringung der irischen Landbill; Handels- 
vertrag mit Oesterreich; Alabama- Frage. 16. Unterhaus: 
Ehe mit der Schwägerin ; Antrag auf Wahlrecht der Weiber. 
17. Unterhaus: über türkische Truppen an der serbischen 
Grenze; Handelsverträge mit Spanien und Portugal. 18. 
Unterhaus: Unterrichtsgesetz eingebracht; ostindische Ver- 
waltung; Armensteuer; Erwärmung der Eisenbahnwagen. 
Oberhaus: Jurisdiktionsbill. 21. Unterhaus: Beaufsichtigung 
der Bergwerke. Voranschlag für Heer und Flotte. 22. Unter- 
haus: Norddeutsches Kabel. Oberhaus: Sonntagsfeier. Graf 
Derby, Herzog von Richmond. 25. Prozess Mordaunt. 28. 
Obernaus: Sonntagsfeier; Jurisdiktionsbill. — März 1. Unter- 
haus: Staatshilfe für Auswanderer abgelehnt. 2. Oberhaus: 
Prozess Howard. Unterhaus: Wärmflaschen -Bill verworfen. 
3. Oberhaus: Naturalisationsbill. 5. Addington f. 7. Ober- 
haus: Abrufung der Truppen aus Neuseeland. 12. Unter- 
haus: irische Landbill. 14. Unterhaus: Vorlage der irischen 
Landfriedensbill; Tadelsvotum wegen Benachtheiligung der 
Katholiken verworfen. 16. Unterhaus: über das Ballot. 
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17. Oberhaus: Naturalisationsbill. 18. Unterhaus: Unter- 
richtsgesetz. 21. Unterhaus: irische Landfriedensbill. Lord 
Napier Oberbefehlshaber in Ostindien. 23. Unterhaus: ge- 
meinsame Friedhöfe. 25. Unterhaus: irische Landfriedens- 
bill. 26. Desgl. Green f. 29. Oberhaus: irische Land- 
friedensbill. Unterhaus: Antrag für Untersuchung Betreffs 
der Klöster. Petitionen der Katholiken dagegen. 30. Unter- 
haus: Aufhebung von Konfiskationen. 31. Oberhaus: irische 
Landfriedensbill. Im Laufe des März: die katholischen 
Bischöfe über die irische Landbill. Mordthaten in Irland. — 
April 1. Oberhaus: irisches Landfriedensgesetz. Zahl der 
Religionsgenossenschaften. Finanzlage. 5. Unterhaus: An- 
trag auf Diäten verworfen. 6. Ostindischer Telegraph. 
8. Katholikenversammlung. 11. Budget. April 6. England 
gegen das neue Anlchen. 12. Versammlung zu Ehren des 
Sektenstifters Keschab-Tschander. 16. Cabrera sagt sich von 
den Karlisten los. 25. Maclise f. 27. Unterhaus: Bill für 
die Ehe mit einer Schwägerin. Im Laufe Aprils: Unruhen 
in Irland. — Mai 3. Unterhaus: Anträge Betreffs der Klö- 
ster. 4. Unterhaus: französischer Handelsvertrag ; weibliches 
Stimmrecht. 5. Desgl. 6. Simpson f. 9. Oberhaus: Natu- 
ralisation. Unterhaus: geheime Abstimmung; Entziehung 
des Wahlrechts. 10. Oesterreichische Papiere nicht mehr 
notirt. 11. Unterhaus: Verkauf geistlicher Stellen verboten. 
Layard's Depesche über die spanische Thronkandidatur. 
13. Unterhaus: Stimmrecht der Frauen verworfen. 15. Har- 
ring f. 16. Naturalisationsvertrag mit Amerika. 17. Unter- 
haus: Ergänzung des Heeres. 18. Unterhaus: London Bundes- 
stadt, Eigenthum der Ehefrauen. 20. Oberhaus: Gestattung 
der Ehe mit einer Schwägerin abgelehnt. 23. Unterhaus: 
Abschaffung des Test-Eides; irische Landbill. Lemon f. 
Im Laufe des Mai: Truppen in den Kolonieen. — Juni 8. 
Dickens t. 17. Unterhaus: Auslieferungsbill. 18. Oberhaus: 
irische Landbill. 27. Clarendon f. 28. Clark f. — Juli 1. 
Oberhaus: Abschaffung des Gesetzes gegen die Titel katho- 
lischer Bischöfe. 3. Granville Minister des Aeussern, Kim- 
berley für die Kolonien. Layard's Mittheilung über die 
Hohenzollern'sche Kandidatur. 6. Unterhaus: Sonntags- 
verkehrs-Bill. 8. Depesche über BernstorfTs Besprechung 
mit Granville Betreffs der Kandidatur. Depesche von Lord 
Lyons darüber. 10. Depesche desselben über eine Be- 
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sprechung mit Gramont. 11. Ministerielle Erklärungen in 
beiden Häusern über Friedensunterhandlungen. 12. Depesche 
von Lyons über eine Besprechung mit Gramont Betreffs des 
gefährdeten Friedens. Unterhaus: Gladstone's Bemühungen 
für den Frieden. 13 Depesche von Lord Loftus über eine 
Besprechung mit Bismarck Betreffs der französischen Kriegs- 
gelüste. 14. Depesche von Granville über Bernstorff's Aeusse- 
rungen gegen Frankreichs Vorschläge. 18. Unterhaus: über 
Krieg und Frieden. Besprechung Granville's mit Apponyi 
über Beust's Friedensbemühungen. Oberhaus : Granville über 
eine unwahre Behauptung Gramont's. Verbot an Helgo- 
lander Lootsen. 19. Neutralität. Kundgebung für Frank- 
reich. Unterredung mit Ollivier über die Ursachen des 
Kriegs. 20. Versammlung der Deutschen in London. 
21. Die Kriegswerkstätten thätig. Hole f. 22. Unterhaus: 
Gladstone über die Neutralität von Belgien und Luxemburg. 
23. Die Times theilt Benedetti's Vertragsentwurf über An- 
nexion Belgiens mit. Oberhaus: Granville über diesen Ent- 
wurf. Unterhaus: Gladstone über denselben. 26. Oberhaus: 
Granville über Lavalette's Erklärung in Betreff dieses Ent- 
wurfs; Rekrutirungsbill. Unterhaus: Weglassung der Reli- 
gionsbezeichnunff in den Listen; Gladstone über Benedetti's 
Entwurf. 27. Unterbaus: Bill über das Bailot. Die Times 
über Benedetti's Entwurf. 28. Depesche Gramont's über 
denselben. 30. Vorschlag zu einem Vertrag über belgische 
Neutralität. Gladstone über englische Neutralität. Der 
deutsche Hilfsverein. Ende Juli's: Rüstungen. — August 1. 
Oberhaus: Einkleidung der Milizen. Unterhaus: Verstärkung 
der Wehrkraft, Kohlenausfuhr, Neutralität. Unterausschuss 
für Rüstungen. Gladstone über mögliche Aenderungen in 
der Haltung Englands. 2. Oberhaus: Einkleidung der Mi- 
lizen, Verpflichtungen gegen Belgien. Unterhaus: Heeres- 
bestand. 4. Oberhaus: Rekrutirungsbill. Unterhaus: Volks- 
unterricht. 8. Unterhaus: Gladstone über den belgischen 
Neutralitätsvertrag. 10. Schluss des Parlaments. Belgischer 
Vertrag. 11. Granville's Rundschreiben über Neutralität. 
15. Preussische Vorstellungen über Ausfuhr von Kohlen und 
Kriegsvorrath. 18. Feier französischer Siege. 26. Feld- 
marschall Woodford f. 30. Bernstorff's Denkschrift über 
die englische Neutralität. Im Laufe Augusts: Neutralitäts- 
bündni88. — September 3. Musikfest zu Birmingham. 4. Note 
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Granville's. 15. Granville's Antwort auf BernstoriFs Denk- 
schrift. 18. Thiers' Abreise von London. 27. Arbeiter- 
Deputation für die französische Republik; Gladstone's Ant- 
wort. — Oktober 4. Granville's Note gegen englische 
Dazwischenkunft. 11. Dessen Note gegen Favres Erklä- 
rungen. 16. Dessen Note über eine Verhinderung der Be- 
lagerung von Paris. 18. Laurier in London. 20. Gran- 
ville's Depesche für einen Waffenstillstand. 21. Dessen Be- 
mühungen dafür. Dessen Depesche über Waffenausfuhr. 
26. Französische Anleihe. 28. Eugeniens Unterhandlungen. 
Im Laufe Oktobers: französisch -irländische Brigade. — 
November 10. Granville's Antwort auf die russische Note 
über den Pontus -Vertrag. 12. Depesche über die französi- 
schen Friedensverhandlungen. 20. Verhandlungen über einen 
Geleitschein für Favre. 28. Note gegen einseitige Aufhebung 
des Pontus -Vertrags. Im Laufe Novembers: Schulrath für 
London. — Dezember 17. Granville's Note über Luxemburg. 

23. Für Bright wird Fortescue Handelsminister. 29. Gran- 
ville's Beschwerde über die Versenkung englischer Kohlen- 
schiffe. 

Haiti. Januar 11. Präsident Salnave gefangen. 14. Salnave 
erschossen. Im Laufe Januars: Saget provisorischer Prä- 
sident. — März 20. Saget Präsident auf vier Jahre. — Im 
Laufe Juni's: Arbeitseinstellung. 

Hamburg. März 2. Erstes Schwurgericht. — April 13. The- 
rese Robinson f. — Juli 16. Entfernung der Leuchtschiffe 
und der Seezeichen. 18. Bewilligung für den Krieg. — Sep- 
tember 17. Geib auf eine Festung gebracht. - Oktober 11. 
Denkschrift über Entschädigung. 

Hessen. Februar 21. Protestantische Landesversammlung. Im 
Laufe Februars: Erderschütterungen. — März 1. Preussiache 
Militärbefehlshaber. 4. Abgeordnetenkammer: Recht zu Pen- 
sionirungen. 5. Militärische Freizügigkeit. 8. Freigebung 
der Advokatur abgelehnt. 11. Abgeordnetenkammer: über 
Städteordnung. 12. Abgeordnetenkammer: über ein Volks- 
schulgesetz. — April 14. Die Stadt Mainz kauft die Festungs- 
werke. 26. Der Grossherzog nach Berlin. — Juli 15. Ver- 
bot einer nationalliberalen Volksversammlung. 20. Geld- 
bewilligung für den Krieg. 24. Kriegszustand. — Oktober 

24. Dalwigk und Hofiiiann nach Versailles. — Dezember 21. 
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Abgeordnetenkammer: Annahme der Bundesverträge. 22, 
Annahme des Norddeutschen Strafgesetzbuchs; Schwur- 
gericht für Pressvergehen abgelehnt. 29. Erste Kammer: 
Annahme der Bundesverträge. 
Italien. Januar 1. Aufhebung von Feiertagen. Ertrag der 
Zölle. 9. Acton Marineminister. Mitte Januars: Die Akten 
des Prozesses Lobbia. 21. Vertagung der Kammern. Im 
Laufe Januars: Wirkungen der Mahlsteuer. — Februar 8. 
Erdbeben. 11. Umwandlung der römischen Staatsschuld sus- 
pendirt. 12. Verurtheilung der Stehler von Fambri's Pa- 
pieren. 15. Meutereien zu Salerno und Neapel wegen der 
Wucherbanken. 19. Mailänder Adresse gegen die Unfehl- 
barkeit. 22. Verhaftung Adliger wegen der Wucherbanken. 
23. Defizit. Im Laufe Februars: Cirio's Versendungen von 
Südfrüchten. Neue Senatoren. — März 7. Die Kammern 
versammelt. 8. 80,000 Mann beurlaubt. 10. Abgeordneten- 
kammer: Deckung des Defizits. 12. Abgeordnetenkammer: 
Bianchere Präsident. 15. Abgeordnetenkammer: über die 
schlechte Rechtspflege. 18. General Escoffier ermordet. 
19. Abgeordnetenkammer: provisorisches Budget. 26. Senat: 
Desgl. 28. Abgeordnetenkammer: das Ministerium über das 
Konzil. — Aprü 5. Abgeordnetenkammer : Antrag Nicotera's 
über die an der Bank betheiligten Abgeordneten. 6. Cam- 
pidelli ermordet. 7. Gezwungene Abreise des Herzogs von 
Alencon. 13. Zurückweisung der Ernennung zweier Sena- 
toren. 19. Bigazzi f. 20, Gründe der Versetzung eines 
Staatsanwalts. — Mai 3. Peyron f. 5. Budget. 7. Repu- 
blikanische Haufen. 8. Aufständische. 10. Niederlage der- 
selben. 12. Unruhen , Truppenverstärkung. Drei Schiffe vor 
Caprera. 13. Hochschule in Neapel geschlossen. 17. Neue 
Aufstände. 21. Verurtheilung des Herzogs von Modena. 
27. Neues Budget. 30. Einbruch von Flüchtlingen. — Juni 3. 
Gesetz über Beschränkung der Militärausgaben. 4. Repu- 
blikanische Meutereien. 10. Oldoini aus Lissabon abberufen. 
14. Beitrag zur Gotthardbahn. 24. Einweihung der Gebeine 
der Krieger von 1859. Im Laufe Juni's: chinesische Ge- 
sandtschaft. — Juli 12. Abgeordnetenkammer: Vorlegung 
des Gotthardvertrags. 16. Kundgebung für Neutralität. 
19. Beobachtende Haltung der Regierung. 20. Artom nach 
Wien. 21. Beobachtungsheer bei Verona. 23. Verhinde- 
rung von Kundgebungen für Preussen. Die Republikaner 
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gegen das französische Bündniss. 24. Franzosenfeindliche 
Bewegungen. 25. Abgeordnetenkammer: Gelder für Militär- 
zwecke. ViscontirVenosta über die Neutralität. 26. Brassier 
de Saint-Simon nach Berlin. 31. Vertagung der Kammern. — 
August 1. Septembervertrag; Kosten für Rüstungen. Truppen 
an der römischen Grenze. 2. Barrikaden in Genua. 4. Flotte 
vor Civitä vecchia. 5. Truppen bei Verona; Venedig be- 
wehrt. 10. Verstärkung des Heeres ; Einberufung der Kam- 
mern. 11. Der preussische Gesandte in Florenz zurück. 
12. Senat: ministerielle Erklärung über Oesterreich und die 
anderen Neutralen. 13. Mazzini gefangen. 14. Ankäufe 
von Getreide. 16. Verstärkung der Streitkräfte. 17. Vierzig 
Millionen dafür bewilligt. 19. Abgeordnetenkammer: Er- 
klärungen des Ministeriums über die Neutralität, Beschluss 
über die römische Frage. 21. Abgeordnetenkammer: vierzig 
Millionen für das Heer. 22. Prinz Napoleon in Florenz. 
Minghetti nach Wien. 23. Rundschreiben wegen Roms. 

28. Auslaufen der Flotte. — September 4. Beschlüsse in der 
römischen Frage. 5. Riccotti Kriegsminister. 6. Heer und 
Flotte an der Grenze des Kirchenstaats. 7. Ministerielles 
Rundschreiben wegen Roms. 9. Neue Verstärkung des 
Heers. 11. Einmarsch in den Kirchenstaat befohlen; Ver- 
öffentlichung zweier ministeriellen Rundschreiben hierüber. 
16. Civitä vecchia besetzt. 18. Baron Werther's Mittheilung 
über die Verteidigung Roms. 20. Einzug der Italiener in 
Rom. Protest des Papstes. 21. Note über das Verhältniss 
des Papstes. Die leoninische Stadt. 22. Volksversammlung 
in Rom, Giunta daselbst. Aufhebung des Septembervertrags. 
Päpstlicher Protest. 28. Nochmaliger Protest an die Mächte. 

29. Protest an die Kardinäle. — Oktober 2. Volksabstimmung 
über Annexion des Kirchenstaats. 4. Erdbeben. 7. Mattei +. 
8. Mazzini und Genossen angeklagt. 9. Bestätigung der 
römischen Volksabstimmung. 11. Lamarmora Statthalter in 
Rom. 12. Thiers in Florenz. 13. Gleichberechtigung der 
Religionen in Rom. 14. Amnestie. 15. Geistliche Gerichte 
abgeschafft. 18. Thiers aus Florenz. 19. Abgeordnete des 
Kirchenstaats. 20. S§nard durch Cle>y ersetzt. Vertagung 
des Konzils. 24. Unabhängigkeit des Papstes gewahrt. 
31. Freiheit der päpstlichen Verkündigungen. — November 1. 
Protest des Papstes, Bannfluch gegen den König und die Re- 
gierung. 3. Auflösung der Kammern. 9. Antonelli's Protest 
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gegen die Besitzergreifung des Quirinais. 20. Depesche über 
eine Adresse zu Gunsten des Papstes. 26. Bannbulle des 
Papstes gegen den König und seine Minister und Generale. 
28. Zustimmung zu einem Kongrcss über die Pontus-Frage. 
— Dezember 1. Italienische Gesetze in Rom giltig. 5. Er- 
öffnung der Kammern, Thronrede. Amadeo nimmt die spa- 
nische Krone an. 7. Präsidentenwahl in der Kammer. 
9. Gesetzentwürfe. 12. Antonelli's Note über Volksbe- 
wegungen in Rom. 17. Mcrcadante f. 21. Abgeordneten- 
kammer: das römische Plebiscit genehmigt 23. Die Ver- 
legung der Hauptstadt nach Rom genehmigt. 25. Die Boh- 
rung des Tunnels durch den Mont-Cenis vollendet. 26. Der 
spanische König Amadeo geht nach Spanien. 30. Senat: 
das römische Plebiscit genehmigt 31. Reise des Königs 
nach Rom. 

Japan. Im Laufe Januars : die erste Eisenbahn unternommen. — 
Im Laufe Februars: Christen Verfolgung. — Im Laufe des 
März: Telegraphenlinien. Aufstände. 

Kirchenstaat. Januar 1. Verurtheilung der Fenier. 6. An- 
geblicher Mordversuch gegen Strossmayer. 9. Aeusserungen 
des Papstes für seine Unfehlbarkeit. 17. Abreise der öster- 
reichischen Kaiserin von Rom. 25. Erklärung des Giornale 
di Roma gegen das baierische Ministerium. Schreiben Stross- 
mayer's an Gratry. 28, Leopold IL, ehem. Grossherzog von 
Toskana f. Im Laufe Januars : Dupanloup darf seine Ver- 
teidigung gegen Dechamps nicht drucken lassen. Der chal- 
däische Patriach muss seine Aeusserung gegen die Unfehl- 
barkeit zurücknehmen, und auf alle Privilegien seiner Kirche 
verzichten. Verbot an Theiner mit der Herausgabe der 
Akten des Konzils von Trient fortzufahren. — Februar 1. 
Lavradio f. 3. Stocchi f. 5. Die Civiltä Cattolica über das 
Verhalten der Bischöfe gegen den Staat. 7. Brief über 
Dupanloup. 12. Michelis darf nichts über das Konzil schreiben. 
17. Katholische Kunstausstellung. 18. Pluym nach Konstan- 
tinopel gesendet. 19. Ausweisungen. 27. Bischof Lecourtier 
gegen Dupanloup. — März 12. Breve des Papstes an Dom 
Gueranger. 13. A. Coppi f. 18. Banneville reist nach 
Hause. 19. Note Antonelli's an Daru. — April 20. Antwort 
Antonelli's an Daru. Im Laufe Aprils: Der Exkönig von 
Neapel verlässt Rom. — Juni 10. Theiner vom Archiv aus- 
geschlossen. 23. Vermittlungsversuch des Papstes zwischen 
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Preussen und Frankreich. 28. Die Truppen auf dem Kriegs- 
fuss. — Ende Julis : Beginnender Abzug der Franzosen. — 
August 5. Einschiffung der französischen Truppen. 6. Zu- 
rückbleiben französischer Geschütze. 10. Arnims Rückkehr 
nach Rom. 25. Auflösung der Legion von Antibes. — Sep- 
tember 11. Abweisende Antwort des Papstes an den König 
von Italien. 

Konzil. Januar 6. Zweite allgemeine Sitzung. 8. Vorstellung 
gegen die Geschäftsordnung und die Ernennungen in die 
Ausschüsse. 14. Erlass wegen Geheimhaltung der Verhand- 
lungen. 15. Beschwerde dass dieser Erlass nicht befolgt 
werde. 16. Adresse für die Unfehlbarkeit. 20. Petition 
gegen eine jesuitische Zeitschrift. 21. Antrag zur Verur- 
theilung des Widerspruchs gegen die Vereinigung der geist- 
lichen- und weltlichen Gewalt im Papste. 22. Beschwerde 
über die Behandlung des Rechtes zu Anträgen. 23. Adresse 
gegen die Unfehlbarkeit. 27. Strossmayer 's Rede über die 
Rechte der Bischöfe, Abhaltung von Konzilien u. s. w. 30. 
Weigerung des Papstes die Adressen gegen seine Unfehlbar- 
keit in Empfang zu nehmen. 31. Petition wegen der körper- 
lichen Himmelfahrt Mariae. Im Laufe Januars: Neues 
Schema für die Unfehlbarkeit. — Februar 13. Versammlung 
deutscher Bischöfe wegen Döllinger's. 22. Katechismus. 
Sitzungen. 23. Oktroyirte neue Geschäftsordnung. Im Laufe 
Februars: Katholische Presse. Die 21 Cauones. Erklärung 
Ketteler's gegen Döllinger. Zahl der Konzilsraitglieder. — 
März 1. Entwurf des Unfehlbarkeits-Dekrets. Abt Zeidler f. 
7. Mittheilung des Unfehlbarkeits-Dekretes. 12. Protest gegen 
die Veränderung der Reihenfolge der Verhandlungsgegen- 
stände. 18. Berathung über das Schema De fide. 22. Reden 
von Ginoulhiac, Schwarzenberg u. a. gegen die Geschäfts- 
ordnung ; Strossmayer verlangt moralische Einstimmigkeit bei 
neuen Dogmen, uud muss die Rednerbühne verlassen. 23. 
Reden im Sinne Strossmayer's. 26. Geforderte Disputation. 
Das Schema De fide. 29. Dasselbe angenommen. — April 
24. Abstimmung über das Schema De fide. Im Laufe Aprils : 
Schriften von Konzilsmitgliedern gegen die Unfehlbarkeit. — 
Mai 4. Abstimmung über den kleinen Katechismus. 10. Erstes 
Grundgesetz über die Kirche. Im Laufe des Mai: Er- 
klärung der Deputation in Betreff der Unfehlbarkeit. — 
Juni 2. Maret's Rede unterbrochen, Schluss der Generaldebatte 
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über Unfehlbarkeit. 5. Protest dagegen. 18. Kardinal Guidi 
gegen die Unfehlbarkeit. — Juli 2. Zwei Kapitel über den 
Primat angenommen. 4. Verzicht aller Redner. 8. Verbot das 
Konzil zu verlassen. 13. Abstimmung für die Unfehlbarkeit. 
Bischof Stahl f. 17. Die Minderheit verlässt Rom. 18. Schluss- 
abstimmung über die Unfehlbarkeit und deren Annahme; Er- 
laubniss an die Bischöfe zur Heimreise. — August 8. Anto- 
nelli über die Verbindlichkeit des Unfehlbarkeits-Dekretes. 
25. Gestorbene Mitglieder des Konzils. 

La Plata (Repüblica de). April 14. Aufstand in Entre-Rios, 
Urquiza ermordet. — Juli 9. Die Aufständischen nehmen die 
Stadt Concepcion. — Im Laufe Dezembers: Aufruhr. 

Luxemburg. Mai 3. Eröffnung des Landtags. — Oktober 15. 
Der Eisenbahnzug für die Franzosen. 21. Bewegungen für 
Selbständigkeit des Landes. ~- November 15. Prinz Heinrich's 
Erklärung für die Unabhängigkeit des Landes. — Dezem- 
ber 13. Antwort auf Bismarcks anklagende Note. 16. Das 
Gerücht einer Abtretung des Landes unwahr. 21. Erklärung 
der Kammer über die Stellung des Landes. 27. Petition 
des patriotischen Komitees für Unabhängigkeit des Landes. 

Mecklenburg. Januar 6. Landtag: Entziehung des Betriebs 
des Pressgewerbes. Steuererhöhung. — Februar 18. Land- 
tag: Antrag auf Wiedereinführung der Verfassung von 1849 
abgewiesen. 21. Steuern. — März 3. Gegen ein Buudes- 
gericht. 4. Landtagsschi uss. 18. Vertrag mit Belgien über 
Ablösung des Scheidezolls. — Mai 30. Ausgabe von Kassen- 
scheinen. — Juni 10. Misserfolg der Ratzeburger Verfas- 
sung. — Juli 18. Petersdorf verhaftet. 

Mejieo. Januar 14. Niederlage der Regierungstruppen. 19. Be- 
lagerungszustand. 21. Juarez Diktator auf sechs Monate. — 
Februar 7. Niederlage Escobedo's. — Im Laufe des März: 
Unterwerfung der Aufständischen. — April 1. Juarez legt 
die Diktatur nieder. — Mai 11. Erdbeben. — Im Laufe 
Juni's: Meutereien. — Oktober 17. Juarez vom Schlage ge- 
troffen. 

Montenegro s. Türkei. 

Montevideo s. Uruguay. 

Niederland. Januar 14. Erste Kammer : Ablehnung des Eisen- 
bahnbudgets. Mitte Januars: ostindische Kolonien. — 
Februar 13. Holtrop f. — April 22. Schelfhout f. — 
Mai 20. Zweite Kammer: Aufhebung der Todesstrafe. 
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25. Zweite Kammer: Vertrag Ober die Rheinfischerei ver- 
worfen. — Juni 27. Barbes f- — Mitte Juli: Austrocknung 
eines Theils der Zuyderzee. Juli 16. Zusammenziehung der 
Truppen. 18. Neutralität. 19. Verstärkung der Streitkräfte. 
Anlehen. Minister Roest van Limburg dankt ab. 22. Erste 
Kammer : Aufhebung der Todesstrafe abgelehnt. — August 9. 
Feuersbrunst zu Rotterdam. — September 15. Erste Kam- 
mer: Aufhebung der Todesstrafe genehmigt. 24. Budget. — 
November 6. Abdankung des Ministeriums. — Dezember 6. 
Prinzessin Louise f. 12. Minister Roest van Limburg dankt 
definitiv ab. 23. Die Abgeordnetenkammer genehmigt die 
Haltung der Regierung in der römischen Frage. 29. Geneh- 
migung des Budgets. 
Nordamerika 8. Vereinigte Staaten. 

Norddeutscher Bund. Januar 1. Auswärtiges Amt. Schiff- 
brüche. 4. Depesche des chinesischen Gesandten. 7. von 
Thile Staatssekretär. 16. Antwort auf die chinesische De- 
pesche. 27. Bundesrath. — Februar 14. Reichstag, Thron- 
rede. 18. Erwählung der Präsidenten. 19. Reichstag: 
Schleswig-Holsteinisches Pensionsgesetz , Jurisdiktionsvertrag 
mit Baden. 21. Schutz der Autorrechte und der Photogra- 
phien, Vertrag mit Baden, Pensionsgesetz. 22. Strafgesetz- 



Lasker's Antrag über den Anschluss von Baden 25. Schles- 
wig-Holsteinisches Pensionsgesetz angenommen. Bundes- 
angehörigkeit, Unterstatzungswohnsitz. 28. Strafgesetzbuch, 
Todesstrafe. — März 1. Desgleichen. Bundesbaushalt. 2. 
Antrag auf Diäten abgelehnt. 4. Strafgesetzbuch, Einzel- 
haft. 5. Maass- und Gewichtsordnung, Münzeinheit; der 
Norddeutsche Rechnungshof. 8. NichtVerantwortlichkeit der 
Abgeordneten. 9. Strafgesetzbuch, politische Vergehen. 
10. Bismarck über Vereinbarung in Betreff des Strafgesetz- 
buches; Staatsangehörigkeit. 15. Auslieferungsvertrag mit 
Belgien; Strafgesetzbuch, politische Vergehen. 16. Desgl.; 
Aufhebung der Zeitungskautionen; Kryger über Landes- 
verrath. 17. Belgischer Auslieferungsvertrag. 18. Thätlich- 
keiten gegen das Bundes-Oberhaupt. 19. Ausgabe von Bank- 
noten; Strafgesetz, Ungehorsam gegen die Obrigkeit. 23. 
Strafgesetz, Erregung von Hass und Verachtung. 24. Bank- 
notengesetz, Urheberrecht. 26. Desgl. über beide Gesetze. 
28. Marine- Anleihe, Bundeshaushalt. 30. Reichstag: Revision 




Vertrag mit Baden angenommen. 
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der Militärstrafgesetze. — April 1. Preussische Vergütungs- 
summe für den Bundeskanzler; Prügelstrafe auf der Flotte; 
Budget. 2. Konsolidirte Schuld. 4. Konsularvertrag mit 
Spanien. 5. Konsolidirte Schuld. 6. Gesetz über Staats- 
papiergeld. 7. Schwedischer Postvertrag. 8. Rechtshilfe- 
Vertrag rait Hessen; Aufhebung der Doppelbesteuerung; 
Aufhebung des Staatsgerichtshofs. 27. Handelsvertrag mit 
Mejico. — Mai 6. Ausgabe-Budget. 10. Schutz der Urheber- 
rechte. 13. Aufhebung der Elbzölle; Schutz der Urheber- 
rechte; Postverträge mit Amerika. 17. Desgl.; Unter- 
stützungswohnsitz. 18. Verbot der Prämienanleihen. 19. 
Aufhebung der Elbzölle. Ankauf eines Gebäudes für die 
Marine. 20. Gesetze über die Aktiengesellschaften, über 
des Urheberrecht. 21. Bundes- und Staatsangehörigkeit. 
Strafgesetzbuch, Todesstrafe. Das Marinegebäude. Auf- 
hebung der Elbzölle. 23. Wiederaufnahme der Todesstrafe 
in das Strafgesetzbuch. 24. Desgl. Der Staatsgerichtshof 
nicht aufgehoben. Aktiengesellschaften. 25. Strafgesetzbuch, 
Aktiengesellschaften, Unterstützung der Gotthardbahn. Prä- 
mien-Anleihen. 26. Schlus8 des Reichstags. — Juni 20. 
Vertrag über die Gotthardbahn. — Juli 10. Depesche über 
die Hohenzollern'sche Kandidatur. 15. Einberufung des 
Reichstags. 16. Verkündigung der Mobilmachung. 18. Nicht- 
Wegnahme französischer Handelsschiffe. Rundschreiben Bis- 
marcks über die kriegerischen Absichten Frankreichs. Ant- 
wort auf Englands Erbieten zur Friedensvermittlung. 19. 
Reichstag, Thronrede. Kriegserklärung. 20. Antwortsadresse. 
Bismarck über Frankreichs Verfahren. Aktenstück über die 
spanische Thronkandidatur. Genehmigung der Kriegsanleihe, 
des abgeänderten Gesetzes über das Indigenat. 21. Errich- 
tung von Darlehenskassen, Verlängerung des Bestehens des 
Reichstags. Kriegszustand erklärt. 22. Ernennung von 
fünf Generalgouverneuren und Befugnisse derselben. — 
August 4. Bundesanleihe. 5. Eröffnung des Oberhandels- 
gerichts. 8. Aus- und Durchfuhrverbot. Armeebefehl des 
Königs von Preussen. 13. Blokade der Ostseeküsten. 14. 
Unterstützung an ausgewiesene Deutsche. 26. Thile's Pro- 
test gegen französische Verletzungen des Völkerrechts. 13. 
Bismarcks Rnndschreiben über die Zurückverlegung der 
französischen Grenze. 16. Dessen weitere Note hierüber. — 
Oktober 2. Bundesanleihe. 3t Offiziöses über die Wahl 
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des Herzogs von Aosta zum Könige Spaniens. — November 4. 
Wiederherstellung von Leuchtfeuern gestattet. 6. Dieselbe 
untersagt, wegen der französischen Flotte 7. Bereitwillig- 
keit von Baden, Hessen, Würtemberg, zum Eintritt in den 
Bund. 14. Französische Geiseln nach Bremen. 15. Vertrag 
mit Hessen über den Eintritt in den Bund. 23. Ver- 
trag hierüber mit Baiern. Uebersicht der Verträge mit den 
Einzelstaaten. 24. Eröffnung des Reichstags, Thronrede. 
Bismarck schlägt eine Konferenz über die Pontusfrage vor. 

25. Vertrag mit Würtemberg über den Eintritt in den Bund. 

26. Der Reichstag genehmigt eine Kriegsanleihe von 100 
Millionen. 28. Dritte Lesung des Gesetzes über die Anleihe. 
— Dezember 3. Schreiben des Königs von Baiern für ein 
Deutsches Reich und Deutscheu Kaiser. Reichstag: Ver- 
handlung über die Verhaftung von Jacoby und Genossen. 
Note Bismarck's über Verletzung der Neutralität in Luxem- 
burg. 5. Reichstag: Delbrück's Erklärungen über die deutsche 
Einigung, Verlesung des Briefes des Königs von Baiern. 7. 
Reichstag: Ablehnung von Anträgen der Fortschrittspartei. 
Ratifikation der Verträge mit den Südstaaten. 8. Reichs- 
tag : Annahme der Verträge. 9. Reichstag : Deutsches Reich 
und Deutscher Kaiser. 10. Der Reichstag genehmigt diese 
Benennungen. Delbrück's Erklärung über fernere Ver- 
fassungsänderungen. Adresse des Reichstags; Schliessung 
desselben. 11. Deputation des Reichstags nach Versailles 
zum König. 18. Ueberreichung der Reichstagsadresse, Ant- 
wort des Königs von Preussen. 

Oldenburg. März 3. Landtag: Vertheilung der Ausgaben auf 
die Landesgebiete. — November 3. Der Grossherzog nach 
Versailles. 

Oesterreich-Ungarn. Januar 1. Finanzausweis für 1869, klei- 
ner Ueberschuss. 2. Ministerkrisis. 3. Bürgermeisterwahl 
in Prag. 5. Ministerkrisis. 8. Erklärung über dieselbe, 
durch Minister Taaffe. Erzherzog Albrecht in Frankreich. 
Neuer Adressentwurf. 0. Erklärungen der Mehrheit des Mi- 
nisteriums im Verfassungsausschuss. 10. Der Zwist der Mi- 
nister. Unterwerfung der Landschaft Crivoscia. 11. Aber- 
maliges Entlassungsgesuch der drei Minister Taaffe, Berger, 
Potocki. 12. Veröffentlichung der ministeriellen Denkschriften. 
14. Beust's Antwort an die Handelskammer von Reichenberg. 
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Berger tritt aus dem Abgeordnetenhaus. 15. Adresse des 
Herrenhauses für die Verfassung. Entlassung der drei Mi- 
nister, von Becke f. 17. Plener einstweilen Vorsitzender 
im Ministerium. Unterwerfung von Pobori. 18. Beust einst- 
weilen Reichsfinanzminister. 19. Unruhen in Reichenberg. 

20. Erzherzog Karl Ludwig nach Berlin. Aufhebung des 
Ausfuhrverbots von Waffen. Die Kaiserin in Ofen. 22. Beust's 
Rede über den Ministerzwist und die Verfassung. Ungarn: 
Aufhebung der Prügelstrafe. 25. Abgeordnetenhaus: Ver- 
handlung über die Adresse. Hasner Ministerpräsident. 26. 
Abgeordnetenhaus: Giakra und Beust wechseln Erklärungen. 
Abermalige Bürgermeisterwahl in Prag. 28. Annahme der 
Adresse. Rechbauer's Anträge über Kirche, Civjlehe, Kon- 
kordat. 31. Ungarn: Untersuchung gegen den Unterstaats- 
sekretär Hollan. Im Laufe Januars: Graf Paar Gesandter 
in Dresden. — Februar 1. Neubildung des Ministeriums. 
3. Abgeordnetenhaus: Hasner's Erklärung für Verfassung und 
freisinnige Gesetze. Herrenhaus: Rekrutirungsgesetz. Un- 
garisches Unterhaus: Eisenbahnen. Erklärung aus Innsbruck 
über die Tiroler Abgeordneten. Adresse aus Prag an Döl- 
linger. 5. Handelsvertrag mit der Schweiz. 6. Auflösung 
der Welfenlegion. 7. Rechbauer's Anträge über Konkordat 
u. dgl. Erhöhung der kaiserlichen Civilliste. Arbeitsein- 
stellung der Setzer. 9. Siebenbürgen: Beamtenwahlen. 
10. Arbeiterkoalitions- Gesetz. Beust's Depesche über Kon- 
zilsbeschlüsse. 11. Herrenhaus: Civilehe von Dissidenten. 
13. Unger f. 14. Gesetz über Brief- und Schriftengeheim- 
niss. Mitte Februars: Ausschuss Verhandlungen über die ga- 
lizische Resolution. Einladung der Tschechenführer zu Giskra. 
Schiffbrüche. 16. Erklärung katholischer Vereine, zu Inns- 
bruck. 17. Nichtbestätigung des Dr. Brauner. 18. Drohung 
der Arbeiter in Pest. 19. Arbeitseinstellung der Setzer. 
Kerber verurtheilt. Pest, Spaltung in der Linken. 20. Die 
Tschechenführer gegen Besprechung mit Giskra. Brentano \. 

21. Triest, Gesuch um Amnestie. Adresse der Slowenen an 
Strossraayer. Reichstag zu Pest: kirchliche Fragen. 23. Die 
Tschechenführer gegen Besprechung mit Giskra. 24. Wiener 
Reichsrath: Erwerbsteuer. Stremayr für Spezialgesetze in 
Betreff der konfessionellen Fragen. 28. Dittrich Bürger- 
meister von Prag. Pest: Arbeitseinstellung beendet. Obli- 
gatorische Civilehe in Ungarn. Im Laufe Februars: Bauer- 
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weiber in Tirol gegen die Schule. Versammlung von Rumänen 
zu Thorda in Siebenbürgen. — März 1. Englischer Handels- 
vertrag. Erderschütterungen. Zichy Gouverneur von Fiume. 
Keine konfessionellen Schulen. 2. Arbeiterführer verhaftet. 
Ungarn: Schulwesen. 3. Abgeordnetenhaus: Religionsedikt 
vorgelegt. Ueber direkte Wahlen. Neue Verhaftungen. 
Ungarn : Entwurf des Religionsgesetzcs. 4. Donau-Regulirung. 
5. Herrenhaus: Vermehrung der Gendarmerie. Abgeordneten- 
haus: Erwerb- und Lohnsteuergesetz. Wahlreform. Redten- 
bacher f. Friedrich Schwarzenberg f. Ungarn: Raspe ver- 
wiesen. 6. Pest: Arbeitseinstellung beendet. 7. Rechbauer's 
Anträge über Galizien. Cattaro in Frieden. 8. Abgeordne- 
tenhaus: Autonomie. Schulgesetz in Krain. Grossherzog 
von Mecklenburg. 9. Beabsichtigtes Tadelsvotum wegen 
Dalmatiens. Prag, Dittrich's Bestätigung. Orloff russischer 
Gesandter. 11. Lemonnier Polizeidirektor. 12. Abweisung 
der Tadelsanträge wegen Dalmatiens. Ueber Abtretung der 
Militärgrenze an Ungarn. 15. Wien, Abgeordnetenhaus: 
Civilprozess. Pest, Unterhaus: Ruhegehalte der Honved's 
abgelehnt. Der italienische Gesandte Pepoli abberufen. 16. 
Die Civilehe im Ausschuss angenommen. Minister Stremayr 
über den Verfassungseid der Religiouslehrer. 17. Arbeits- 
einstellung der Setzer beendet. 18. Minister Stremayr 
an Bischof Rudigier über den Eintritt der Geistlichen in die 
Schulbehörden. Pest, Unterhaus: Weisung an Minister 
Eötvös wegen der orthodoxen Juden, an Lönyay wegen des 
Steuergesetzes. 19. Pest, Unterhaus: Erhöhung der Civilliste. 
20. Giskra's Abdankung. 21. Abgeordnetenhaus: Budget. 
22. Abgeordnetenhaus: Civilprozess, Dispositionsfonds. Geist- 
liche Erlasse über den Verfassungseid. 23. Abgeordneten- 
haus: Antrag auf Militärersparnisse und Entwaffnung ab- 
gelehnt. 24. Abgeordnetenhaus : Schulwesen in Tirol ; Budget. 
Pest, Unterhaus: Civilliste, Ruhegehalte früherer österreichi- 
scher Beamten. 25. Gottesdienst der Soldaten. Handels- 
vertrag mit Spanien. Mahnung der ungarischen Regierung 
an Erzbischof Simor. 26. Abgeordnetenhaus : über Einzel- 
haft; Budget; über Aufhebung des Lotto's. Der Ausschuss 
über Galiziens Forderungen. 29. Giskra's Abdankung ge- 
nehmigt. Ablehnung der galizischen Forderungen. 30. Ab- 
geordnetenhaus: das Nothwahlgesetz vorgelegt. 31. Abgeord- 
netenhaus: Austritt der galizischen und anderer Abgeordneten. 
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Pest, Unterhaus: Antrag auf Untersuchung in Betreff der 
Eisenbahnen verworfen. Im Laufe des März: Arbeiter- 
krawall. Deutsche Hochschule in Brünn gefordert. Zerwürf- 
nisse zwischen den Reichsministern und dem cisleithanischen 
Ministerium. Unruhen in Dalmatien. — April 4. Herren- 
haus: Erwerbsteuer. Abdankung des Ministeriums, Potocki 
Minister. Ungarn: Mikö und Hollan danken ab. 6". Herren- 
haus: Schulwesen. Ungarn: Budget. 7. Abgeordnetenhaus: 
Adresse für die Verfassung; finanzielle Gesetze; Wahl der 
Delegation. Herrenhaus: Resolution für die Verfassung. 
8. Vertagung des Reichsraths. 12. Ernennung von Geheim- 
räthen, neues Ministerium. Wallenstein's Standbild aufgestellt. 

13. Feldmarschall Hess f. Ernennung von Geheimräthen. 

14. Von Bose sächsischer Gesandter. 15. Ministerielles 
Programm. 17. Herzogin von Berri f. 20. Giskra Ehren- 
bürger in Wien. 21. Wessely f. 22. Amnestie für Press- 
vergehen. 23. Auflösung der Gemeindebehörde in Karlstadt. 
27. Ungarn : Gorove einstweiliger Handelsminister. 28. Beust's 
Rundschreiben über die innere Politik. Beschlussunfähigkeit 
des Landtags zu Agram. Im Laufe Aprils: Rundschreiben 
der Statthalter über den Ministerwechsel. Verhandlungen 
der Tschechen mit Potozki. Ungarn: Räuey's Bericht über 
das Räuberwesen. Kroatische Opposition gegen Ungarn. — 
Mai 1. Versammlung für Slowenien. 6\ Vervollständigung 
des Ministeriums. 7. Vertrauensmänner aus Galizien. Be- 
schuldigung gegen den Minister Widmann. 11. Beust Kanzler 
des Maria-Theresia-Ordens. 13. Dietrichstein-Mensdorf Statt- 
halter von Böhmen. Beschlüsse des Wiener Gemeinderaths 
gegen Minister Widmann, und gegen das Waffentragen ausser 
Dienst. Ungarn: Gesetze über den Staatsrechnungshof, Ver- 
antwortlichkeit der Richter u. a. Mitte Mai : Smolka's Ver- 
suche bei den Tschechen. Der Kroatische Landtag über den 
Ausgleich mit Ungarn. 16. Der Grazer Gemeinderath gegen 
Minister Widmann. 17. Ungarn: Erhöhung des ungarischen 
Beitrags zu den Reichslasten. 21. Auflösung des Reichsraths, 
und aller Landtage mit Ausnahme des böhmischen. Ungarn, 
Unterhaus: Lönyay's Abschied. 23. Lönyay Reichsfinanz- 
minister. 24. Ungarn: Kerkapolyi Finanzminister, Gorove 
öffentliche Arbeiten, Szlovy Handel. 29. Feier für Proco- 
pius. Volksversammlung für Slowenien. Im Laufe des Mai: 
Rieger's Denkschrift an die französische Regierung. — 
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Juni 8. Lehrer Versammlung. .9. Batthyänyfs Gedächtniss- 
feier. 22. Vertrag wegen Aufhebung der Elbzölle. 23. 
Theaterbrand zu Brünn. 27. Der russische Kartellvertrag 
nicht erneuert. 28. Minister Widmanu dankt ab. — Juli 1. 
Erzherzog Albrecht nach Warschau zum Kaiser von Russ- 
land. 3. Tewfik Pascha nach Aegypten zurück. 4. Hoch- 
vorrathsprozess gegen Oberwinder und Genossen. Böhmische 
Nachwahlen. Streffleur f. 13. Offiziöser Artikel zu Gunsten 
Frankreichs über die I lohenzoll ern'sche Kandidatur. Ungarn, 
Abgeordnetenhaus: Ministerielle Erklärung über das Nicht- 
bestehen einer Uebereinkunft mit Frankreich. 16. Ableug- 
nung aller militärischen Vorkehrungen. 19. Erklärungen 
für Neutralität. Beantragter Eintritt von Studenten ins 
preussische Heer. Pferdeausfuhr verboten. Verurtheilung 
von Arbeitern. 20. Erklärungen für die Neutralität. Beust's 
Rundschreiben über dieselbe. 21. Latour d'Auvergne fran- 
zösischer Gesandter. Denkschrift des Kurfürsten von Hessen. 
Ableugnung türkischer Rüstungen. 22. Einberufung einer 
Studentenversammlung zur Unterstützung für deutsche Ver- 
wundete. 24. Dieselbe wird verboten. Aufruf von Rechbauer 
für die Deutschen. Verbot einer deutschfreundlichen Stu- 
dentenversammlung in Graz. 25. Studentendeputation. 26. 
Ungarn : Gemeindeverfassung. 28. Ungarisches Abgeordneten- 
haus: Forderung von Geldmitteln, Andrassy über Neutra- 
lität. 30. Beust's Note über die Folgen der Unfehlbarkeit. 
Aufhebung des Konkordats. Auflösung des böhmischen Land- 
. tags, Einberufung der Landtage; Potozki's Gründe für beides. 
31. Ungarn: Gelder für Militärzwecke ; frühere Rekrutirung. — 
August 2. Auflösung eines Arbeiterbildungsvereins. 3. Un- 
garn: Schluss und Wiedereinberufung des Landtags. 4. 
Schreiben Türr's über eine Unterredung mit Bismarck. 7. 
Amtliche Erklärung über die Rüstungen. 0. Antwort Türr's 
auf Bismarcks Entgegnung. Das Placet regium in Kroatien. 
10. Arbeiterunruhen. 11. Einstellung der Befestigungen an 
der Enns. 13. Arbeiterunruhen. 15. Befestigungen in Süd- 
tirol. Toman f. 20. Eröffnung der Landtage. Mehrheit 
der Tschechen und Feudalen in Böhmen. 21. Struve f- 
22. Nowikoff und Mosbourg in Wien. Der Tiroler Ultra- 
montanen Eid mit Vorbehalten. 23. Rodich Statthalter in 
Dalmatien. 27. Ultramontane Adresse des Landtags in Vorarl- 
berg. Vertrag über Eisenbahnen am Bodensee. Versöhnungs- 

27 
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anerbieten der Tschechen. 29. Rede Klaczko's für die 
Franzosen, desgleichen Beschlüsse des Leniherger Landtags. 
Veruntreuungen. Königreich Slowenien. 30. Der böhmische 
Landtag gegen die Verfassung. 31. Im böhmischen Land- 
tag Verwahrung der Deutschen. Ende Augusts: Juden- 
verfolgungen in Galizien. Im Laufe Augusts: Sammlung 
für die deutschen Heere. — September 2. Vertagung des 
Reichsraths. 5. Entlassungsgesuch des Ministers Kuhn nicht 
bewilligt. Klaczko's Entlassung. Der Tiroler Ultramontanen 
Eid jetzt ohne Vorbehalt. Graf Bellegarde Wechselfalscher. 
6. Feier der deutschen Siege. 8. Adresse der deutschen 
Minderheit des böhmischen Landtags. 11. Maler Swoboda f. 
12. Adressdebatte zu Prag. 13. Kuefstein Präsident des 
Herrenhauses. 14. Adresse des böhmischen Landtags gegen 
die Verfassung; Verweigerung der Reichsraths wählen ; Ver- 
tagung des Landtags. 15. Zusammentritt des Reichsraths. 
17. Thronrede im Reichsrath. 19. Vertagung desselben be- 
schlossen. Böhmische Adresse; verfassungstreue Antwort des 
Kaisers. S ehren ck baier isch er Gesandter. 20. Absetzung 
dreier Statthalter. 21. Deren Ernennung zu Ehrenbürgern. 
Italienische Kundgebung zu Triest. 23. Thiers in Wien. 
Böhmische Volksversammlung. 26. Reichsrath: Vertagungs- 
antrag, Präsidium, Adresse. 27. Reichsrath: über Vertagung. 
Untersuchung der Militärverwaltung. Adresse von Zara 
wegen Dalmatiens. 28. Pest: des Juristentages Beschlüsse. 
29. Reichsrath: Vertagungsantrag. Prag: Versprechungen des 
Kaisers an den Landtag. Im Laufe Septembers : Sammlungen 
in Siebenbürgen für die Opfer des Kriegs. — Oktober 1. 
Volkszählung. 3. Der böhmische Landtag gegen die Ver- 
fassung. 4. Vertagung des Reichsraths. 5. Böhmen: Ab- 
lehnung der Reichsrathswahlen, Anordnung direkter Wahlen. 
6. Karageorgiewitsch freigesprochen. 8. Thiers in Wien. 
9. Thiers bei dem Kaiser. 14. Einberufung der Delegationen. 
15. Bellegarde verurtheilt. 16. Demokratische Erklärung für 
Deutschland. 20. Wisgall f. 24. Antrag auf ein ungarisches 
Heer. 25. Zwangspflicht zu religiösen Uebungen. Im Laufe 
Oktobers: Verweigerter Fahneneid in Böhmen, Schliessung 
einer deutschen Schule. — November 3. Direkte Reichstags- 
wahlen in Böhmen. 8. Wiedereröffnung des Reichstags, 
böhmische Abgeordnete. 13. Beust's Depesche zu Gunsten 
des Friedens. 16. Beust's Depeschen zur Missbilligung des 
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Verfahrens Russlands. 17. Adresse des Abgeordnetenhauses 
gegen das Ministerium. 19. Adresse des Abgeordnetenhauses 
in gleichem Sinn. 22. Sitzung der Delegationen. Das Tiroler 
Landwehrgesetz genehmigt. 23. Abdankung des Ministeriums, 
heust für Erhaltung des Bestehenden in den Donauländern. — 
Dezember 2. Zustimmung zur Pontus-Konferenz. 5. Beust's 
freundliche Depesche nach Berlin. 7. Versöhnliche Depesche 
nach Petersburg. 8. Denkschrift der Tschechen an Beust 
für das böhmische Staatsrecht. 9. Auflösung des akademischen 
Lehrervereins. Berger f. 10. Feuersbrunst in der Hofburg. 
14. Beust's abweisende Antwort auf die tschechische Denk- 
schrift. 20. Das Tabaksmonopol in Ungarn verlängert. 26. 
Antwort Beust's in Betreff der Einigung Deutschlands. 28. 
Beleidigung der deutschen Stadtverordneten zu Prag. 

Ostindien. Januar 17. Prinz Alfred in Benares. 21. Derselbe 
in Agra. — Mars 23. Telegraph von Bombay nach Suez. — 
Aprü 1. Budget. — November 25. Gesetz über Erregung 
von Hass und Verachtung gegen die Regierung. 

Paraguay. März 1. Der Diktator Lopez f. 

Persien. Januar 16. Russische Handelsschiffe im Kaspischen 
Meer. — Im Laufe Februars : Nazare Gesandter in Paris. — 
Im Laufe Augusts: Truppenbewegungen. — Im Laufe 
Septembers: Aufstand. 

Peru. September 5. Aufstand der Kulis. — Im Laufe Oktobers : 
Empörung der Neger. — Im Laufe Dezembers: Wegnahme 
französischer Kriegsschiffe durch ein deutsches. 

Portugal. Januar 3. Wiedereröffnung der Cortes. 4. Thron- 
rede mit Verheissungen. 20. Auflösung der Cortes. 22. 
Drohende Unruhen. — Im Laufe Februars: Cazal Riveiro 
Gesandter in Paris. — März 13. Sieg der Regierung bei den 
Wahlen. 31. Eröffnung der Kammern. — Im Laufe des 
Aprü-. Unruhen in Beira. — Mai 19. Saldanha's Empörung. 
24. Vertagung der Kammern, Schwur der Abgeordneten. 
26. Saldanna Minister. — Juni 2. Diktatur des Ministeriums 
Saldanha. 9. Reformkommissionen, Aufhebung der Diäten 
der Abgeordneten, Verwaltungsgerichtshof, Budgets. 23. Auf- 
lösung der Cortes. — Juli 27. Neutralitätserklärung. — 
August 31. Saldanha entlassen; Ministerium da Sä. — 
Oktober 30. Aenderungen im Ministerium. 
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Preussen. Januar 3. Waldenburger Arbeitseinstellung. 5. Prä- 
sident Schwarzkoppen f. 6. Graf Bismarck im Ministerrath. 
7. BerathuDg der Kreisordnung. 9. Das bisherige Mini- 
sterium des Aeussern. Die Waldenburger Angelegenheit. 
10. Kreisordnung. Vertrag über Erweiterung von Bremer- 
hafen. 14. Gesetz über die Handelskammern. Das Kollektiv- 
eigenthum. 15. Kabinetsrath Mühler f. t7. Verhandlung 
über die Waldenburger Arbeiter. 19. Joh. G. Müller Bischof 
von Münster. 20. Antrag Duncker-Eberty über Pressfreiheit. 
21. Schluss der hessischen Synode. 22. Kreisordnung. 
23. Erzherzog Karl Ludwig in Berlin. Zustimraungsadresse 
an Döilinger. «Schlöffel f. 24. Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtsteuer. Waldenburger Arbeitseinstellung beendet. 
27. Antrag über Pressfreiheit angenommen. Eingriffe in 
das städtische Wahlrecht. Diest's Antrag über Pensio- 
nirung der Ministerialräthe. 30. Zustimmung an Döilinger. 
31. Gesetze über Eigenthumserwerb, dingliche Belastung, 
Grundstückzertheilung. Im Laufe Januars: Adresse gegen 
die Unfehlbarkeit. Dr. Graetz als Jude Professor. — 
Februar 1. Nichtbestätigung des Bürgermeisters Tripp. 
Kostentarif zur Grundbuch- Ordnung. Vertrag mit Sachsen 
gegen Doppelbesteuerung. Das Domkapitel zu Paderborn 
gegen Unfehlbarkeit. 3. Bonner Adresse an Döilinger. 
5. Das Friedrichs- Gymnasium zu Breslau gegen Minister 
Mühler. National liberale Versammlung. 6. Ueber die Bünd- 
nisse mit Süddeutschland. 7. Wildschon-Gesetz und Rhein- 
fischereivertrag. Kreisordnung. Das Herrenhaus lehnt die 
Vertagung ab, ebenso die Aufhebung der Mahl- und Schlacht- 
steuer. 8. Rheinschiffahrts-Akte. 9. Diest's Antrag verworfen. 
Adresse aus Münster an Döilinger. Schreiben des Erzbischofs 
von Köln gegen solche Adressen. 10. Die Zinsen-Mehraus- 
gabe durch von der Heydt. Der Rest der Vierzig-Millionen- 
Anleihe. Der Duncker-Eberty'sche Antrag im Herrenhaus. 
Kölner Adresse an Döilinger. 11. Nichtgenehmigung der 
Zinsen-Mehrausgabe. 12. Landtagsschluss. 14. Hessische 
Kirchenverfassung. 16. Adresse aus Neuss gegen die Un- 
fehlbarkeit. 21. Gropius f- 23. Francke f- 24. Arbeits- 
einstellung. 27. Adresse an Döilinger. — März 1. Staats- 
schuld. 2. Denkmal zu Celle, Urteilsspruch. 7. Friedrichs- 
gymnasium zu Breslau. 8. Koberstein f. 9. Bürgerver- 
sammlung in Celle über das Langensalza-Denkmal. 10. Ueber 
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die päpstliche Unfehlbarkeit. 17. Neumann f. 21. Wil- 
mowski Kabinetsrath. — April 2. Jaffe f. 6. Brinkmann 
Bischof von Münster. 10. DieckhofFscher Prozess. 17. Neu- 
niann f. 23. Note Arnira's über die neuen Dogmen. — 
Mai 2. Böcking f. 11. Waldeck f. 13. Kaiser von Russ- 
land in Berlin. 15. Derselbe in Ems. — Juni 3. Besuch 
des Königs bei ihm. 5. Gubitz f- 9. Linde f. 10. Drei 
katholische Abgeordnete über die Unfehlbarkeit. Stupp f. 
Köpke f. 21. Schluss von Raumer's Vorlesungen. 28. Das 
Landtagsstatut für Nassau abgelehnt. 30. Mintrop f. — 
Juli 3. Journalistentag. Auerswald f. 6. Der nassauische 
Kommunallandtag gegen Vertretung des Adels u. s. w. im 
Ausschuss. 8. Benedetti nach Ems zum König. 11. Ver- 
zicht des Prinzen Hohenzollern auf die spanische Kandidatur. 
13. Benedetti verlässt Ems. 14. Telegramm aus Ems über 
die Weigerung des Königs mit Benedetti weiter zu verhan- 
deln. 15. Der König nach Berlin zurück ; Befehl zur Mobil- 
machung. 16. Die Bucht zu Kiel in Belagerungsstand. Ver- 
öffentlichung der Depesche Werther's über eine Besprechung 
mitGramont und Ollivier; diese verlangten einen beschwich- 
tigenden Brief des Königs. 17. Veröffentlichung der amt- 
lichen Berichte über die Unterredungen des Königs mit Be- 
nedetti, und über die Versagung einer nochmaligen Audienz 
an diesen. Verbot der Ausfuhr von Waffen u. dgl. Ver- 
fügung in Betreff französischer Kauffahrteischiffe. Die Zei- 
tungen sollen über Militärisches nichts mittheilen. 19. Fran- 
zösische Kriegserklärung. Telegrammenwechsel zwischen den 
Königen von Preussen und Baiern. 20. Simons f. Graefe f. 
21. Garantieverein von Bankhäusern. 22. Neutralität von 
Belgien und Luxemburg geachtet. Zeitungsverbot. Ver- 
haftungen. 23. Erklärung von Bismarck und Thile über 
ihre Unbekanntschaft mit der Hohenzollern'schen Kandi- 
datur. Verhaftung von Krüger. 24. Zeitungsverbot. Frei- 
willige Seewehr. 25. Kleine Gefechte bei Saarbrücken und 
Gersweiler. Ansprache des Königs. Köln und Deutz in 
Belagerungsstand. Offiziöse Mittheilung über die spanische 
Kandidatur. 26. Aufruf wegen Küstenbewachung, Beschaffung 
von 100 Millionen. Benedetti's Handschrift eines Vertrags- 
entwurfs. 27. Der Kronprinz in München. Scharmützel bei 
Völklingen. Hersch f. 28. Elbinger Dampfschiffe zur Ver- 
fügung der Regierung gestellt. Beschwerde wegen englischer 
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Lieferungen an Frankreich. Offiziöser Artikel über die 
früheren Unterhandlungen mit Frankreich. 2R. Bismarck's 
Note an Bernstorff über die früheren Unterhandlungen mit 
Frankreich. 3£L Antwort auf den Vermittlungsantrag des 
Papstes. Angriff auf Saarbrücken zurückgewiesen. 21. Ab- 
reise des Königs zum Heer, Amnestie. — August t* Ver- 
fassungsartikel im Schleswig'schen aufgehoben. iL Ansprache 
des Königs an das Heer, aus Mainz. Saarbrücken ange- 
griffen. Französische Flotte in der Ostsee. 2, Amnestie. 
Verfassungsartikel im Schleswig'schen wieder eingeführt. 
4. Gortschakoff in Berlin. g, Beschiessung von Sankt- 
Johann. & Französische Flotte bei Kiel. Bismarck's Tele- 
gramm gegen Ttirr. 0* Eingangszoll der französischen Weine. 
ML Mittheilung von Benedetti'schen Aktenstücken und Unter- 
handlungen. IL Verkündigung des Königs an das fran- 
zösische Volk. Erhebung von Steuern in Frankreich. 12* 
Thile's Rundschreiben gegen Gramont in Bezug auf Süd- 
deutschland. 13. Aus Frankreich vertriebene deutsche Ar- 
beiter. !£. Blokade der Nordsee. KL Aufruf zur Unter- 
stützung der Grenzgebiete. 12* Seegefecht bei Hiddensee. 
18. Postdienst in französischen Gebieten. HL Der Staats- 
anzeiger über ein „grosses einiges Vaterland". 21* See- 
gefecht in der Putziger Bucht. 28* Bismarck's Note wegen 
des Schiessens auf Parlamentäre. 22* Lazar Geiger f. 
30.' Bischöfe zu Fulda. Adresse zu Berlin über die Kriegs- 
zwecke. Ende Augusts: Drei Reserve-Armeen. Die liL Di- 
vision unter dem Grossherzog von Mecklenburg nach Frank- 
reich. — September iL Wilhelmsstiftung. Bischof Martin 
gegen die deutsche Wissenschaft. 4* Königliches Telegramm 
wegen der Begegnung mit Napoleon. Archivare zur Durch- 
sicht französischer Archive. (L Napoleon in Wilhelmshöhe. 
TL Die Provinzialkorrespondenz gegen fremde Einmischung. 
Delbrück reist nach Versailles. 12* General Steinmetz seines 
Oberbefehls enthoben. Offiziöse Blätter gegen Unterhand- 
lungen mit der jetzigen französischen Regierung. Exminister 
Th. Meyer f. ÜL Die Provinzialkorrespondenz für Nicht- 
einmischung in Frankreichs innere Regierungsformen. LL 
Französische Kriegsschiffe vor Kiel. 1£L Blokade aufgehoben. 
IQ* Jacoby und Herbig auf eine Festung gebracht. 21* Adresse 
von Hadersleben wegen Nordschleswigs. 2R> Adresse von 
Kiel deshalb. Eingabe ans Königsberg wegen Jacoby's und 
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Herbig's. 24. Volksversammlungen der Sozialisten verboten. 
Bedingungen eines Waffenstillstands. 25. Die Fortschritts- 
partei über einen Bundesstaat. 26. Thile's Rundschreiben 
über den Verkehr mit Paris. Jacoby an Bismarck. Bitte von 
Königsberg wegen Jacoby's. 27. Rundschreiben Bismarcks 
über die Waffenstillstauds-Bedingungen. Thile's Rundschreiben 
über Verletzungen der Genfer Uebereinkunft. 28. Bismarcks 
Erlass wegen des Kriegszustandes und über Jacoby's Ver- 
haftung. Verbot von Versammlungen der Volkspartei. 30. 
Landtagswahlen vorbereitet. Aufruf für Strassburg. Im Laufe 
Septembers: Fürstbischof Försters Abdankung nicht an- 
genommen. — Oktober 1. Rundschreiben Bismarcks über 
Frankreichs Machtverminderung. 3. Berliner Aufruf für 
Strassburg. Bismarcks Schreiben über Jacoby's Verhaftung. 
4. Bismarck's Beschwerde gegen Luxemburg. Dessen Er- 
klärung über die Gefangennahme von Schiffskapitäns. Ber- 
liner Unterstützung für Strassburg.» 5. Das Verbot sozia- 
listischer Volksversammlungen durch General Vogel auf- 
gehoben. 6. Delbrück nach Versailles. Bismarck's Erklärung 
über eine französische Republik. 8. Bernstorff's Note über 
englische Neutralität. 9. Katholiken-Adresse für den Papst. 

11. Denkschrift über den bevorstehenden Fall von Paris. 
Bismarck's Telegramm über moralische Unterstützung des 
Papstes. Französische Flotte. Amerikanisches Kriegsschiff. 

12. Offiziöses über die deutsche Einigung. Offiziöses über 
die Dauer der Belagerung von Paris. Katholikenversammlung 
zu Fulda. Fleury zu Wilhelmshöhe. 13. Jacoby und der 
Staatsanwalt. 14. Twesten f . 15. Bresslauer Erklärung gegen 
die Unfehlbarkeit. 17. Camphausen nach Versailles. 18. Der 
Staatsanwalt über Jaeoby's Freilassungsgesuch. 19. Kölner 
Adresse für den Papst. Bennigsen und Friedenthal nach 
Versailles. 20. Jacoby und Herbig. Bismarck's Rundschreiben 
Betreffs der Diplomaten in Paris. 23. Die Reservearmee nach 
Frankreich. Offiziöses über Jacoby. 24. Königliche Befehle 
über Freiheit der Wahlbewegung. 28. Bismarck's Note über 
Frankreich. Moltke Graf, zwei Prinzen Feldmarschälle. Die 
Verfassung hergestellt für Kiel. 30. Eugenie in Wilhelms- 
höhe. 31. Die gefangenen Marschälle. — November 1. Die 
Nordarmee unter Manteuffel. 2. Eugenie nach England 
zurück. 5. Bischöfliche Adresse an den König für den 
Papst. 8. Bismarck's Rundschreiben über den Abbruch der 
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Thiers'schen Unterhandlungen. 11. B. Goltz f. 29. G. 
Bischof f. Im Laufe Novembers: Bischöfliches Einschreiten 
gegen theologische Professoren. — Dezember 6. Armeebefehl 
des Königs. 7. Austheihmg der Volkszeitung im Heer ver- 
boten. 13. Meineke f. 14. Eröffnung des Landtags. Bis- 
marcks Depesche über Ehrenwortsbruch französischer Offi- 
ziere. Desselben Depesche über Freundschaft mit Oester- 
reich. 15. Landtag, Präsidentenwahl. 19. Luxemburgs Ant- 
wort übergeben. 21. Herrenhaus-Adresse. 24. Bismarck's 
Antwort an Granville über Luxemburg. 25. Bischof Wede- 
kind f. Im Laufe Dezembers: Grössere Strenge gegen fran- 
zösische Kriegsgefangene. 

Repüblica de la Plata s. La Plata. 

Repüblica oriental del Uruguay s. Uruguay. 

Rumänien s. Türkei. 

Russland und Polen.' Zu 1869: Aufstände in Sibirien. Ja- 
nuar 1. Defizit. Armeereserve. Mitte Januars: Verhaftungen, 
Untersuchungen, NetschajefFs Verschwörung. 22. Ober- 
Kriminalgerichtshof. 24. Defizit. Gervais Kurator vor Dorpat. 
Die Moskauer Zeitung verwarnt. Im Laufe Januars: Kriegs- 
dienst der Juden. Beschwerde des livländischen Landtags. 
Handelsvertrag mit China. Das russische Heer. — Februar 2. 
Burlingame's Ankunft. 3. Erklärung eines offiziösen Blattes 
über die Türkei. .9. Unruhen an der Hochschule Charkow. 
23. Burlingame i\ 27. Körperliche Züchtigungen. Im Laufe 
Februars: Bauernaufstand. Handelsministerium errichtet. 
Expedition nach der Mandschurei und Mongolei. Fadiejew 
gegen Oesterreich. Die Rinderpest als Mittel für die Aus- 
hebung. Sibirische Pest. — Im Laufe des März: Die russi- 
sche Sprache für den Gottesdienst allgemein. Bittschrift für 
polnische Amnestie abgeschlagen. Feindseligkeit der Zeit- 
schriften gegen Preussen. Livländische Bittschrift zurück- 
gewiesen. — April 11. Aufhebung der Bank von Polen. 
Im Laufe Aprils: Die Censurbehörde über die kaiserlichen 
Erlasse. Kurländischer Landtag. Polnische Geistliche in 
Verbannung. — Mai 1. Polnische Städte werden Dörfer. 
7. Prinz Arenberg ermordet. — Juni 10. Die Gesandten Orloff 
und Brunnow. 26. Landtag in Livland eröffnet. Im Laufe 
Juni' s : Die Gesandten Nowikoff und Saburoff. General 
Fadiejew entlassen. — Juli 3. Denkmal für Paskjewitsch. 
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7. Schluss des livländischen Laadtags. 23. Neutralität. 

26. Zurückberufung der Offiziere. Ende JulVs: Ausbruch 
der Cholera. — August 14. Erstürmung von Kitab. 19. Erz- 
bischof von Szitomir verbannt. — September 7. Offiziöse 
Aeusserung für Friedensbemühungen. 27. Thiers in Peters- 
burg. 29. Dessen Audienz beim Kaiser. Im Laufe Septem- 
bers: Angebliche Rüstungen. Preussische Lieder verboten. 
Bischof Borawski abgesetzt. — Oktober 1. Budget. 4. Abreise 
von Thiers. 17. Offiziöses über französische Waffenstillstands- 
Verhandlungen. 20. Gortschakofrs Note über den Zweck 
seiner Note in Betreff des Schwarzen Meers. 31. Note über 
die Ungiltigkeit des Vertrags vom 30. März 1856. — Novem- 
ber 3. Allgemeine Wehrpflicht angeordnet. 8. Erklärung an 
England wegen Aufhebung des Pontus- Vertrags. Der Kron- 
prinz von Preussen und Prinz Friedrich Karl russische Feld- 
marschälle. 10. Depesche nach Wien über die Pontus-Frage. 
17. Der Kriegsminister beauftragt zu Gesetzen über die all- 
gemeine Wehrpflicht. IS. Offiziöses über die Pontus-Frage. 

27. Zustimmung zum Kongress über die Pontus-Frage. 28. 
Glückwunsch-Adressen über die Lossagung vom Pontus-Ver- 
trag. — Dezember 5. Ablehnung von Sammlungen für eine 
Flotte im Schwarzen Meer. 13. Aushebung. Fürst Wittgen- 
stein aus Paris abberufen. 

Sachsen. Januar 6. Abgeordnetenkammer: Dissidentengesetz. 
Erste Kammer: gegen die Todesstrafe und gegen Einmischung 
der Polizei in Strafsachen. 18. Abgeordnetenkammer: Ent- 
scheidung für Redefreiheit. 19. Oberappellations-Ger.-Rath 
Tauchnitz f. 22. Abrüstungsantrag angenommen. Königlicher 
Erlass wegen Beschleunigung der Kammerverhandlungen. — 
Februar 3. Abgeordnetenkammer : Antrag auf Aufhebung der 
Gesandtschaften. 4. Abgeordnetenkammer: Erklärung des 
Ministers Friesen gegen Kompetenz-Erweiterungen des Bundes. 
Neubau des Hoftheaters. 8. Nachtrag zum Schulgesetz ab- 
gelehnt. 12. Erste Kammer: der Antrag auf Aufhebung der 
Gesandtschaften abgelehnt. 14. Abgeordnetenkammer : Antrag 
auf Revision des Schulgesetzes angenommen ; eben so die 
Gesetze über Wahl der Stadtverordneten und über Schul- 
lehrer-Gehalte. 16. Abgeordnetenkammer: über Reorganisation 
der Verwaltung. 17. Tzschirner f. 18. Steuerzuschläge auf- 
gehoben. 19. Erste Kammer: Bau des Hoftheaters genehmigt. 
Könneritz f. 21. Pressgesetz. 24. Schluss des Landtags. — 
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Im Laufe Februars: Nothstand. — März 7. von Bose Ge- 
sandter in Wien. 10. Moscheies f. 17. Zeschau f- 
Laufe des März: Selbstmorde der Soldaten. — Juni 9. All- 
gemeine lutherische Konferenz. 18. Vehse f. — August 1. 
Offiziöses über Oesterreich und Italien. 10. Klotz f. — 
September 2. Leipziger Adresse gegen Einmischung des Aus- 
lands. 3. Aehnliche Adresse von Dresden. 18. Prinzessin 
Amalie f- — Oktober 24. Friesen nach Versailles. — Novem- 
ber 16. Böttger f. 17. Bebel, Liebknecht, Hepner verhaftet. 
20. Petition zu Gunsten des Papstes vom Könige gebilligt. 

28. General von Fabrice nach Versailles. 

Sachsen-Koburg-Gotha. März 19. Gothaer Landtag: Ableh- 
nung einer Anleihe für das Museum. 

Sachsen- Weimar. März 2. Maltitz f. — Mai 18. Schwarz f. 
23. Landtag. — Juni 16. Evangelische Kirchenkonferenz. 

29. Der König von Sachsen und der Kaiser von Kussland. — 
Juli 18. Graf Wedel verhaftet. - September 15. Minister 
Watzdorf f. 

Santo-Domingo. Januar 19. Volksabstimmung für Einverleibung 
in Nordamerika. 

Schwarzburg-Rudolstadt. März 1. Misstrauensvotum des 
Landtags. 5. Antwort des Fürsten; Zusagen des Ministers. 
19. Der Landtag verwirft die Steuererhöhung. Die Regierung 
zeigt dem Bundesrath ihre Unfähigkeit zur Zahlung der Ma- 
trikularbeiträge an. 

Schweden und Norwegen. Januar 1. Bevölkerung. 14. 
Leyonhufwud schwedischer Marineminister. 19. Schwedischer 
Reichstag eröffnet; Eisenbahnen. — Februar 16. Schwedi- 
sches Gesetz über Wählbarkeit der Dissidenten und Juden. — 
März 14. Schwedisches Abgeordnetenhaus: über Verminde- 
rung der Civilliste; Aufbesserung des Soldes, Kosten für 
Waffenübungen. — April 8. Gesetz über Religionsfreiheit 
genehmigt. Mai 11. Schwedische Eisenbahn-Anleihe. 14. 
Schluss des schwedischen Reichstags. — Juni 3. Neues 
Ministerium in Schweden. Die Frauen als Aerzte zugelassen. 
25. Neutralität. 

Schweiz. Januar 24. Versammlung der Konferenz über die 
Gotthard-Bahn. 25. Annahme der Vorschläge des Bundes- 
raths. 31. Bundesversammlung. — Februar 1. Bundesrath, 



Digitized by Google 



Register. 



419 



Wahlen. 3. Scharr verurtheilt. 6. Hönning f. 11. Beschluss 
das8 in Tessin nur Ein Regierungssitz. 14. Netschajeffs 
Auslieferung verlangt. 20. Zürich: Volksabstimmungen. — 
März 10. Thomas Scherr f- H- Beitrüge zur Gotthard- 
Bahn. 21. Abschaffung des Zwangs zur Erpressung von Ge- 
ständnissen. 24. Aufstandsversuche. — April 3. Ausliefe- 
rung der Frau Tourangin. Volksabstimmungen in Thurgau. 
Volksversammlung gegen das Konzil. 26. Verlängerung der 
Frist für Beiträge zur Gotthardbahn. Im Laufe Aprils: 
Der Bundesrath gegen die Jesuiten. — Juni 4. Wahlgesetz 
in Genf. 7. Rückkehr der Mazzinistischen Haufen aus Italien. 

9. Bestrebungen der Murtener zur Trennung von Freiburg. 
22. Fürst Oettingen-Wallerstein f. — Juli 7. Wirren und 
Trennungsgelüste in Tessin. 10. Genf: Verwerfung des neuen 
Wahlgesetzes. 14. Ständerath: Genehmigung des Gotthard- 
Vertrags. 15. Wahrung der Neutralität Einberufung eines 
Kongresses der Friedens- und Freiheitsliga. 16. Vollmach- 
ten an den Bundesrath. 18. Oberst Herzog General des 
Bundesheers. Aufgebot von 50,000 Mann. Note über die 
Neutralität. 19. Paravicini Chef des Generalstabs. 21. Kund- 
machung des Bundesraths über den Schutz der Grenzen. 
Deutsche Ausfuhrverbote vertragswidrig. 22. Nationalrath: 
Genehmigung des Gotthard- Vertrags. 26. Truppenverstär- 
kung. Im Laufe des Juli: Aufhebung der süddeutschen 
Ausfuhr- Verbote. — August 15. Verminderung der Truppen. 
19. Abermalige Verminderung. 22. Neutralität, Empfehlungen 
an die Presse. September 5. Erklärung von Arbeitern für 
Frankreich als Republik. Hilfe für die Strassburger. 8. 
Offizieller Verkehr mit der französischen Regierung. Die 
Grenze besetzt. 29. Kommissar nach Tessin. — Oktober 3. 
Besetzung der Westgrenze. 27. Note zur Unterstützung des 
diplomatischen Korps in Paris. — November 12. Tessin: 
Volksversammlung für Zweitheilung des Kantons. 13. Tessin : 
Weigerung der südlichen Hälfte die Grossraths- Wahlen vor- 
zunehmen. Genf: Wahlsieg der Radikalen; Abdankung der 
Regierung. — Dezember 3. Bundesversammlung eröffnet. 

10. Schenk Bundespräsident, Welti Vizepräsident. 12. Bot- 
schaft des Bundesraths, insbesondere über die Verhältnisse 
zu Deutschland. 17. Die Trennung von Tessin in zwei Theile 
abgelehnt. 19. Vollmachten des Bundesraths erneuert. 24. 
Die Abdankung des Generals Herzog nicht angenommen. 
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Serbien s. Türkei. 

Spanien. Januar 3. Abdankung des Ministeriums. 5. Vertagung 
der Cortes. 9. Neubildung des Ministeriums. 15. Cortes: 
Antrag Castelar's auf Ausschliessung aller Bourbonen. Zor- 
rilla Präsident der Cortes. 19. Anleihe und andre Finanz- 
quellen. 23. Der Herzog von Montpensier nicht in die Cortes 
gewählt. 24. Cortes: Castelar's Antrag verworfen. — 
Februar 12. Handelsvertrag mit Belgien. 14. Montpensier 
in Madrid. 16. Cortes: Vorlegung eines Aushebungsgesetzes. 
17. Prim bietet dem Prinzen Leopold von Hohenzollern den 
Thron an. 25. Defizit. Im Laufe Februars: Karlistische 
Bewegungen. — März 5. Cortes: über Montpensier. 7. Cortes: 
Anklage gegen den Erzbischof von Santiago. 12. Montpensier 
erschiesst den Infanten Don Enrique im Zweikampf. 16. 
Cortes: Antrag über Schatzscheine, über Verkauf von Berg- 
werken. 19. Cortes: ein Abänderungsantrag in Betreff der 
Schatzscheine verworfen. 22. Cortes: das Gesetz über die 
Schatzscheine genehmigt. Topete dankt ab. 31. Cortes: 
Gesetz zur Erhaltung der Ordnung. Becerra dankt ab. — 
April 2. Cortes: Echegaray's Aeusserung für konfessionslose 
Schulen. 3. Seine Abdankung nicht angenommen. 4. Meu- 
terei in Barcelona. 5. Cortes: über Ministerkrisis. 6. Mel- 
dung über Beendigung des Aufstandes auf Cuba. 7. Prozess 
gegen Montpensier. 9. Niederlage der Aufständischen zu 
Gratia. 12. Montpensier verurtheilt. 20. Cortes: Gesetze 
über das Heereskontingent und über die öffentliche Ordnung. 

21. Cortes: Beamte dürfen Abgeordnete sein. 30. Belage- 
rungszustand in Barcelona aufgehoben. Im Laufe Aprils: 
Eides Weigerung von Geistlichen. — Mai 6. Cortes: Prim 
über die Thronkandidaturen. 15. Espartero lehnt die Thron- 
kandidatur ab. 24. Cortes: Gesetz über Civilehe. — Juni 1. 
Abermalige Ablehnung Espartero's. 7. Cortes: Stimmen- 
mehrheit für eine Königswahl. 8. Proklamation von Don 
Carlos. 11. Cortes: Prim über Thronkandidaten und über 
Portugal. 21. Cortes: Abschaffung der Sklaverei verschoben. 

22. Cortes: allmälige Abschaffung derselben. 28. Handels- 
vertrag mit der Schweiz. — Juli 2. Beschluss des Ministe- 
riums für die Hohenzollern'sche Kandidatur. 7. Sagasta's 
Rundschreiben über dieselbe. 8. Sagasta's Erklärung an den 
französischen Gesandten über dieselbe. Schriftstück Salazar's 
über dieselbe. Berufung der Cortes. 13. Annahme des 
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Hohenzollern'schen Verzichtes. 14. Vertagung der Cortes. 
26. Neutralität. 28. Aufruf zu einem republikanischen Land- 
tag. — August 2. Erklärungen verlangt von Gramont. 10. 
Amnestie. Antrag auf Einberufung der Cortes verworfen. 
Mitte Augusts : Nachweise über die Thätigkeit der Guerrillas 
an Frankreich gegeben. 22. Aufstand der Karlisten. — 
September 8. Republikanische Volks-Kundgebung. 9. Aner- 
kennung der französischen Republik. 13. Abrufung Olözaga's. 
26. Aufruf für eine spanische Republik. Im Laufe Septem- 
bers: das gelbe Fieber in Barcelona. — Oktober 8. Ver- 
wendung für Frankreich. 29. Die Cortes. Im Laufe Ok- 
tobers: Gelbes Fieber. — November 3. Prim schlägt Amadeo 
zum König vor; Castelars Tadelsantrag von den Cortes ab- 
gelehnt. 16. Amadeo zum König erwählt. Proteste dagegen. 
30. Figuerola dankt ab, ersetzt durch Moret. — Dezember 11. 
Madoz f. 20. Cortes: Bewilligung einer Civilliste. 23. Auf- 
lösung der Cortes festgesetzt. 26. Einigung der liberalen 
Parteien. 27. Prim's Erklärung in Betreff der Beobachtung 
der Verfassung. 28. Mordanfall auf Prim. 29. Republika- 
nische Mahnung zur Besonnenheit. Republikanische Miliz 
entwaffnet. 30. König Amadeo landet. 31. Schluss der 
Cortes. Prim f, Standeserhöhung seiner Familie. 

Tibet. April 11. Erdbeben. 

Türkei. Januar 10. Auslieferung der von Aegypten neu ge- 
kauften Panzerschiffe und Gewehre. 20. Sulina zum Frei- 
hafen erklärt. Gesetz über Fallimente. 21. Einführung des 
Dezimalsystems. 31. Wirrnisse mit dem Khedive von Aegyp- 
ten. Im Laufe Januars: Beduinenaufstand. Truppenver- 
stärkungen gegen die Tschernagora. — Februar 21. Diese 
Truppen zurückgezogen. 25. Vermittlung mit der Tscher- 
nagora. 26. Armenische Katholiken im Streit mit Rom. Im 
Laufe Februars: Desgl. — März 4. Handelsvertrag mit 
Persien. 8. Versöhnliches Schreiben nach der Tschernagora. 
12. Rundschreiben über den Zwist mit der Tschernagora. 
Die Herstellung der päpstlichen Autorität über die Armenier 
abgelehnt. Frankreich will auch die nichtkatholischen Ar- 
menier schützen. 14. Der Papst nicht verpflichtet die Pri- 
vilegien der armenischen Kirche aufrecht zu halten. Meu- 
terei von Sträflingen. 15. Kirchliche Selbständigkeit den 
Bulgaren gewährt. Frankreich und Italien verlangen An- 
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erkennung der nichtkatholischen Armenier. 16. Verurtheilung 
Izzet Pascha's. 23. Absetzung des Pascha's von Tripolis. 

26. Selbständige Verwaltung der armenischen Dissidenten 
gestattet. 29. Verwerfung der ägyptischen Justizreform, 
Verbot von Unterhandlungen darüber an den Vizekönig er- 
lassen. 31. Gründung des Donauhafens Gicet. Erlaubnis 
an den Vizekönig über Aufhebung der Kapitulationen zu 
unterhandeln. — April 2. Anerkennung des armenischen 
Schismas. 6\ Beilegung der Zerwürfnisse mit Aegypten. 
11. Genehmigung der ägyptischen Justizreform. 18. Der 
Patriarch gegen eine bulgarische Kirche. 26. Desgleichen. 

27. Civilstandsregister. 28. Postgesetz. Im Laufe Aprils: 
Protest gegen die ägyptische Anleihe. — Mai 15. Rück- 
kehr oppositioneller Geistlichen aus Rom. Im Laufe des Mai: 
Aufstand der Beduinen. — Juni 3. Trennung der Armenier 
von Rom. 5. Feuersbrunst in Pera. 8. Tewfik Pascha 
in Konstantinopel. Im Laufe Juni's: Grenzstreit. — Juli 1. 
Besuch des Vizekönigs von Aegypten. 11. Feuersbrunst. 
26. Cypern eine besondere Statthalterschaft. — August 6. 
La Gueronniere tritt seine Stelle als Gesandter an. 16. Eine 
päpstliche Bulle beseitigt. 17. Mustafa Fazil Finanzminister. 
25. Ernennung von Gesandten. Im Laufe Augusts: Auf- 
stand in Irak. — September 18. Absetzung des armenischen 
Patriarchen Hassun. — Okt ober 6. Ignatieff nach der Krim.— 
November 15. Russische Note über den Pontus- Vertrag über- 
geben. 17. Ignatieff in Konstantiuopel. Dezember 1. Zu- 
stimmung zur Konferenz über die Pontus-Frage. Im Laufe 
Dezembers: Truppen nach Arabien. 

Aegypten. Januar 3. Gutachten der internationalen Kommis- 
sion für Errichtung von Gerichtshöfen, und gegen die Ge- 
richtsbarkeit der Konsuln. 17. Schluss der Kommission. 18. 
Schlussbericht derselben. — Februar 1. Parlamentarische 
Versammlung. 17. Streitige Wahl des Patriarchen Nüos. 
August 2. Rückkehr des Khedive. 

Montenegro s. Tschernagora. 

Rumänien. Januar 12. Zahlungsunfähigkeit des Pensions- 
fonds, Ministerkrisis. 30. Der Fürst weist den Antrag auf 
eine jährliche Bewilligung für die Fürstin zurück. — 
Februar 1. Senat: Richter nicht unabsetzbar. 2. Ueber die 
Massregeln gegen die Juden. 3. Boeresco dankt ab. 5. Des- 
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gleichen Cogolnitscheano ; neue Minister. 7. Misstrauens- 
votum beantragt. Kusa in die Kammer gewählt. 8. Rück- 
tritt des Kabinets Ghika. 14. Intriken. 15. Neues Mini- 
sterium Golesco. 25. Geheime Gelder des Ministeriums. 

27. Verlängerung der Session. Im Laufe Februars: Partei- 
umtriebe. Verhandlung mit dem Patriarchen. — März 3. 
Tabaksmonopol. 9. Abgeordnetenkammer: den Juden die 
Güterpacht in Bessarabien nicht verwehrt. 11. Kusa lehnt 
die Abgeordnetenwahl ab. Abgeordnetenkammer: Truppen- 
verminderung beantragt. 19. Abgeordnetenkammer: Budget. 
23. Abgeordnetenkammer: Beschluss über die Eisenbahnen 
des Dr. Strousberg. — April 6. Erhöhung der Grundsteuer 
verworfen. 11. Abdankung des Ministeriums angenommen. 

28. Judenhetze in Tekutsch. — Mai 1. Fernhaltung von 
Juden und Vagabunden. 2. Neues Ministerium. .>. Amnestie. 
13. Auflösung der Kammern. 31. Die Mächte gegen die 
Kopfsteuer. — Juni 17. Parteien in der Kammer. 27. Ausser- 
ordentliche Session. — Juli 13. Abgeordnetenkammer : Grosse 
Pläne; Abdankung der Minister. 16. Der Fürst nimmt die 
Abdankung nicht an. Abgeordnetenkammer: Der Fürst er- 
klärt gemäss der Kammer handeln zu wollen; der Minister- 
präsident legt die gemachten Ersparungen dar. — August 20. 
Aufstandsversuch in Plojesti. — Dezember 25, Abdankung 
des Ministeriums. 29. Ghika mit der Bildung eines Mini- 
steriums beauftragt. Im Laufe Dezembers: Schritte des 
Fürsten wegen Unabhängigkeit des Landes und Verfassungs- 
änderungen. 

Serbien. Februar 10. Aufregung wegen türkischer Truppen- 
sammlung. 24. Kriegsdienstpflicht der Juden. — Septem- 
ber 28. Erste gesetzgebende Versammlung. — November 5. 
Schliessung derselben, freisinnige Gesetze. 

Tschernagora. Im Laufe Aprils: Politische Wochenschrift. 
Telegraphenlinie. — September 8. Streit über die Grenz- 
weiden geschlichtet. 

Tunis. März 8. Unruhen. 16. Regelung der Staatsschuld. 
23. Genehmigung derselben. — Aprü 3. Versuch zur Regelung 
der Finanzen. 

Uruguay (Montevideo). Im Laufe Augusts: Unruhen, Belage- 
rungstand. — Im Laufe Dezembers: Niederlage der Auf- 
rührer. 
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Venezuela. Im Laufe des März: Aufstände. — April 27. 
Blanco wird Präsident. — Im Laufe des Mai: Beschlag- 
nahme niederländischer Schiffe. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. Januar 1. Staats- 
schuld. Briefverkehr in Newyork. Feuersbrünste daselbst. 
6. Newyork : Stimmrecht der Neger. 11. Antrag wegen Ab- 
tretung von Britisch Columbia. 15. Abgeordnetenhaus: Vir- 
ginien in den Kongress zugelassen. 22. Senat: desgleichen. 
24. Der englische Prinz Arthur bei Grant. 28. Portofreiheit 
der Kongressmitglieder abgeschafft. 30. Der Antrag Bundes- 
schuldscheine in Papier zu bezahlen, wird verworfen. 31. 
Alabama: Bestrafung der Betrunkenen. Im Laufe Januars: 
Nichtbesteuerung der Bundesschuldscheine. Pacht der Bai 
von Samanä. Arbeitsmangel. — Februar 1. Negerstimm- 
recht in Newjersey verworfen. 2. Abgeordnetenhaus : Prüfung 
ob Cuba als kriegführende Macht anzuerkennen sei. 3. Ab- 
geordnetenhaus: Mississippi in den Kongress zugelassen. 
Neue Ausgabe von Papiergeld. 4. Der Senat verwirft Hoare's 
Ernennung zum Richter. Das Nege-stiramrecht in die 
Bundesverfassung aufgenommen. Der Senat über eine Ver- 
mittlung Betreffs der Aufständischen am Red River. 7. Ab- 
geordnetenhaus: Beschluss über die Verwendung der Zölle. 
Entscheidung des Bundesgerichts über Zahlung von Schulden 
in Papiergeld. Frauen-Stimmrecht in Utah. 8. Peabody's 
Bestattung. 10. Sherman's Antrag auf Anerkennung des 
Aufstands in Cuba. 14. Protektorat über Santo-Domingo. 
17. Unparteilichkeit in Sachen Cuba's. 18. Senat: Aufnahme 
Mississippi's in den Kongress. Der schwarze Senator Revels. 
21. Ueber Vermehrung des Papiergeldes. 23. Der Präsident 
über die Schiffahrt. Feuersbruust zu Galveston. 24. Senat: 
Vermehrung des Papiergelds verworfen. Repräsentantenhaus 
Whittimore ausgestossen. 26. Senat: Revels zugelassen. — 
März 1. Repräsentantenhaus: Einfuhr-Tarif. Bundesschuld. 
2. Austritt von Abgeordneten. 9. Wiederaufnahme des Staates 
Georgia. 10. Senat: Verwerfung der Errichtung von Zah- 
lungsstellen in Europa. 11. Abgeordnetenhaus : Verminderung 
der Zahl der Offiziere. 12. Sherman's Konsolidirungsbill. 
14. Grant über das Negerstimmrecht. 15. Abgeordnetenhaus : 
Wiederaufnahme von Texas. Senat: gegen die Annexion 
von Santo-Domingo. 16. Weibliches Stimmrecht in Ohio 
verworfen. 22. Senat, Ausschüsse: Verwerfung der Aufnahme 
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der Baarzahlung; Verwerfung des Ankaufs von St. Thomas. 
23. Grant über den Verfall des Handels. 25. Abgeordneten- 
haus: Bill gegen die Vielweiberei der Mormonen. 27. Sturm 
in Newyork. 31. Der Präsident verkündigt das Negerstimm- 
recht. Im Laufe des März: Grant gegen Kriege mit den 
Indianern. Truppen nach Tennessee und Nordkarolina. — 
April 1. Bundesschuld. Revision der Bundesgerichtsentschei- 
dung vom 7. Februar. 7. Schutz der Fischerei. 13. Die 
Telegraphen unter Aufsicht der Postbehörde. Dulon f. 19» 
Abgeordnetenhaus: Anzahl der Abgeordneten. Senat: er- 
schwerte Aufnahme von Georgia. 20. Das Bundesgericht 
über Zahlungen in Papiergeld. 27. Unfall in Richmond. 
29. Thomas f. — Mai 2. Abgeordnetenhaus: über die Be- 
schädigungen durch den Dampfer Alabama. 13. Senat: 
Stärke des Heeres festgesetzt. 16. Abgeordnetenhaus: Tarif- 
bill vertagt. 23. Grant gegen die Fenier. 25. Einführung 
des Negerstimmrechts. — Juni 1. J. N. Bonaparte f. 3. 
Abgeordnetenhaus: Steuer auf Bundesschuldscheine verworfen. 
7. Steuerherabsetzungs-Bill. 9. Konferenz mit Indianerhäupt- 
lingen. 11. Naturalisationsrecht. 13. Strafen gegen betrüge- 
rische Naturalisation. 14. Grant über die Kriegführung auf 
Cuba. 16. Garfield's Antrag über das Papiergeld. 30. Senat: 
Vertrag über Santo-Domingo verworfen. — Juli 2. Abgeord- 
netenhaus: Schenk's Konsolidationsbill. 5. Senat: Naturali- 
sationsbill. 6. Senat: Bill über Steuernachlässe. 8. Ver- 
mehrung des Papiergelds. Akerman wird Attorney-General. 
9. Senat: ^aturalisationsv ertrag mit England. 11. Konferenz- 
beschluss über die Konsolidationsbill. 12. Naturalisations- 
gesetz angenommen. 15. Grant über den Ankauf ausländi- 
scher Schiffe. 16. Pre>ost-Paradol von Grant empfangen. Das 
Abgeordnetenhaus vertagt sich. 19. Pr6vost-Paradol f. 20. 
Die Ratifikationsfrist für den Vertrag von Santo-Domingo 
verlängert. 28. Kundgebung für Deutschland. 30. Ver- 
urteilung der Fenier. — August 14. Admiral Farragut f. 
19. Siegesfeier der Deutschen. 22. Neutralität verkündigt. — 
September 10. Angebotene Dienste für Friedensvcrmittelung. 
Im Laufe Septembers : Einwanderung. — Oktober 2. Deutsche 
Volksversammlung in Saint-Louis. 8. Graut's Verkündigung 
über Beobachtung der Neutralität. 10. Rundschreiben Bout- 
well's über die Nationalanleihe. 12. Lee t- IS. Verbot von 
Truppenwerbungen. 28. Konferenz wegen Friedens zwischen 
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Spanien und Südamerika. — November 8. Kongresswahlen. 
Mehrheit der Republikaner. 14. Das Bundes-Obergericht 
über das gesetzliche Zahlungsmittel. — Dezember 5. Bot- 
schaft des Präsidenten : Alabama-Frage ; Frankreich ; Kanada ; 
Cuba. Staatsschuld. 12. Bildung eines indianischen Bundes. 
22. Schenk Gesandter in London. 
Würtemberg. Januar 3. Hirtenbrief des Bischofs Hefele. 
(i Landesversammlung der deutschen Volkspartei. — Februar 
13. Thrän f. 25. Karl Mayer f. Im Laufe Februars: 
Versammlungen gegen das Heersystem. — März 1. Staats- 
schuld. 8. Abgeordnetenkammer: Anfrage von Schott wegen 
der Bündnissverträge. 11. Abgeordnetenkammer: Herab- 
setzung der Präsenzzeit beantragt. 14. Abgeordnetenkammer : 
Metrisches Maass und Gewicht. 15. Abgeordnetenkammer: 
Gesetz über die Dissidentenvereine ; Ehe zwischen Juden und 
Christen; über Militärstrafgesetz. 18. Abgeordnetenkammer: 
Genossenschaftsgesetz. 20. Delegirtenversaramlung über Mi- 
litärwesen. 21. Abdankung der Minister. 22. Abgeordneten- 
kammer: Genossenschaftsgesetz, Literarvertragmit der Schweiz; 
Verfassungsrevision angekündigt; Varubüler's Antwort über 
das Schutz- und Trutzbündniss mit Preussen. 24. Vertagung 
der Kammern ; Zurückziehung des Budgetgesetzes ; Entlassung 
dreier Minister, dafür Suckow und Scheurlen. 26. Ansprache 
des Landeskomitee's der Volkspartei über ministerielle Po- 
litik. 28. Ankündigung von Reformen , Verwahrung gegen 
die Behauptung von preussischem Einfluss. Im Laufe des 
März: Versammlungen gegen das Heersystem. — April 4. 
Rundschreiben an die Justizbeamten. 5. Rundschreiben an 
die Beamten über Sparsamkeit u. a. 8. Staatsschuld. 18. 
Landesversammlung der Deutschen Partei. — Mai 2. Gessler 
Minister des Kultus. 9. Prinz Friedrich f. <2#- Hügel f. — 
Juni 5. und 6. Sozialdemokratischer Kongress. 19. Fest der 
Deutschen Partei auf Hohenzollern. 20» Der Kaiser von 
Russland in Stuttgart. 23. Audienz bei demselben Betreffe 
der Protestanten. 24. Kepler-Denkmal. 26. Abreise des 
russischen Kaisers. — Juli 15. Besprechung zwischen Gor- 
tschakoff und Varnbüler. 16. Volksversammlung für den 
Krieg. 19. Suckow und Scheurlen Minister. 21. Antrag auf 
Gelder für den Krieg. 22. Bewilligung derselben ; Erklärung 
der Abgeordneten aas der Volkspartei. 23. Vertagung der 
Kammern. 24. Prittwitz Gouverneur von Ulm, Obernitz 
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Befehlshaber der Truppen. 26. Gortschakoff in Stuttgart. 
Preussischer Oberbefehl. 27. Der preussische Kronprinz in 
Stuttgart. — August 13. Erklärung Italiens in Betreff der 
Perseveranza. 31. Minister Varnbüler entlassen, Taube sein 
einstweiliger Nachfolger. — September 4. Volksversammlung 
für den Nordbund. 5. Antwort des Königs auf deren Adresse, 
seine Erklärung für ein geeintes Deutschland. 12. Der Kriegs- 
minister Suckow nach Versailles. 14. Offiziöse Aeusserung 
über die Münchener Konferenz. — Oktober 2. Versammlung 
für den Nordbund 7. Der Staatsanzeiger für deutsche 
Einigung. 19. Succow und Mittnacht in Versailles. 21. 
Gelder für den Krieg beantragt. 22. Dieselben bewilligt. 
Auflösung der Kammer. — November 13. Zusammengehen 
mit Baiern in der deutschen Frage. 15. Rückkehr der beiden 
Minister von Versailles, ihr Eintreten für die deutsche 
Einigung. 20. Suckow und Mittnacht mit Vollmachten nach 
Berlin. — Dezember 2. Stuttgart: Adresse für Eintritt in den 
Bund. 19. Eröffnung der Kammern. 23 Abgeordneten- 
kammer: Eintritt in den Bund genehmigt. 29. Die Kammer 
der Reichsräthe desgleichen. 
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